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Kurzarbeit 


Zu den Beiträgen in diesem Heft 


„Aus all den Erfahrungen (der letzten Tarifrunden, Red.) zog der IG-Me- 
tall-Vorstand Schlußfolgerungen, die sich kurz zusammenfassen lassen: 

1. Im politischen und juristischen Kampf gegen die Aussperrung soll nicht 
nachgelassen werden ... 

2. Tarifpolitik soll stärker mit Betriebsratspolitik verklammert werden, was 
fassende Information der Betriebsräte und Vertrauensleute durch die IG 
Metall und umgekehrt voraussetzt. Hierbei geht es um die konsequente 
Umsetzung tariflicher Erfolge in die betriebliche Realität. Damit gebe es — 
sowohl beim Lohnrahmentarifvertrag IH in Baden-Württemberg wie auch 
bei den Arbeitszeitverkürzungen im Stahl-Bereich Schwierigkeiten. 

3, Zur „Vergrößerung der Schlagkraft des herkömmlichen Instrumenta- 
riums‘“ möchte die IG Metall legal zu Warnstreiks aufrufen können ... Die 
von der IG Metall geforderte ersatzlose Streichung der Friedenspflicht stößt 
allerdings noch auf den Widerstand der Arbeitgeber ... 

4... hält die IG Metall für geeignet, auch Solidaritätsstreiks außerhalb des 
eigentlichen Kampfgebietes als „brauchbares Instrument‘ anzupeilen. 

5. Die Zentralisierungsstrategie der Arbeitgeber will die IG Metall mit einer 
Koordinierung ihrer Politik beantworten ...“ (Auszüge aus einem Bericht 
der Frankfurter Rundschau v. 11. 5. 1979 über eine Klausurtagung des Vor- 
stands der IG Metall) 


Neue Phase der Gewerkschaftspolitik? Die Auszüge aus einem Bericht über eine Klausurtagung 
des Vorstands der IG Metall deuten zumindest eine wichtige Veränderung der Formen des ge- 
werkschaftlichen Kampfes an: Neben der bewußteren Koordinierung der gewerkschaftlichen 
Aktivitäten und der angestrebten Verallgemeinerung von erst in einigen Branchen bzw. Bezir- 
ken durchgesetzten Forderungen geht es beim Kampf gegen die Folgen der Rationalisierung 
offenbar auch um eine verstärkte Einbeziehung der unmittelbaren Erfahrungen in den Betrieben. 
In den beiden ersten Beiträgen in diesem Heft der PROKLA wird auf einige dieser Erfahrungen 
in den letzten Tarifkämpfen Bezug genommen, indem Aspekte der Tarifauseinandersetzungen 
1978 im Metall- und Druckbereich exemplarisch analysiert werden. Chr, Watkinson, E. Hilde- 
brandt und H. Funke beziehen das gewerkschaftliche Tarifpolitik-Konzept gegen Abgruppierun- 
gen in Nordbaden/Nordwürttemberg 1978 auf die unmittelbaren Rationalisierungs-Erfahrungen 
der Belegschaften in den Betrieben. Dieser Bezug gewinnt für die „neue Phase“ insofern an Be- 
deutung, als sich in neuen Tarifkonzeptionen die aktuell betriebliche Gegenwehr gegen Rationa- 
lisierungen ausdrücken muß und gewerkschaftlich durchgesetzte Schutzbestimmungen nur mit 
breiter Unterstützung der Gewerkschaftsmitglieder durchsetzbar und in den betrieblichen Aus- 
einandersetzungen ausfüllbar sind. R. Erd und W. Müller-Jentsch verbinden ihre Analyse der 
Tarifrunde 1978 der IG Druck und Papier mit einer historischen Skizze der Tarifpolitik im 
Druckbereich von den Anfängen gewerkschaftlicher Organisierung bis zur letzten Tarifrunde 
1978. Dadurch ist es ihnen möglich, die Besonderheiten und Probleme der Politik einer Gewerk- 
schaft herauszuarbeiten, die sich stets als Interessenvertretungsorgan von Facharbeitern verstan- 
den hat und sich jetzt mit den negativen Folgen der Rationalisierung gegenüber dem Facharbei- 
terstatus und der daraus resultierenden Notwendigkeit einer radikalen Infragestellung auseinan- 
dersetzen muß. Hinter den Veränderungen der Gewerkschaftspolitik (und der verschärften Klas- 
senkampfpolitik des Kapitals, wie sie sich in den Streiks in der Stahlindustrie herausschälte) 
steht nicht zuletzt der Druck der industriellen Reservearmee, die — trotz zyklischem Wiederauf- 
schwung — immer noch eine Million Arbeitslose umfaßt, Die Existenz einer solch hohen Zahl von 
Arbeitslosen wurde oft in Diskussionen der zweiten und dritten Internationale als Ausgangs- 
punkt eines Politisierungsprozesses innerhalb der Arbeiterschaft behauptet. A. Wacker setzt sich 
in seinem Artikel mit dieser tradierten politischen Lernhypothese auseinander und zeigt anhand 


der Darstellung historischer und aktueller Untersuchungen die Unhaltbarkeit einer solchen Er- 
wartung auf. Der Gewerkschaftsschwerpunkt wird mit dem Diskussionsbeitrag von X. Lauschke 
abgeschlossen, der die in der Öffentlichkeit breit dokumentierte Kontroverse um die „Geschich- 
te der deutschen Gewerkschaftsbewegung‘ (von F. Deppe u.a.) aufgreift. Diese Auseinanderset- 
zung ist angesichts der darin angesprochenen wichtigen Thematik und angesichts der immer 
noch vorherrschenden Geschichtslosigkeit in den Gewerkschaften von großer Bedeutung — nur 
ist sie auch ein Lehrstück dafür, wie man aus der Geschichte nichts lernen kann, wenn kontro- 
verse Positionen von vornherein in fraktionelle politische Kämpfe innerhalb der Gewerkschafts- 
bewegung eingebettet sind und so die Diskussion um historische Fragen abgehoben nur noch 
Transportmittel der jeweilig eigenen Position in den Gewerkschaften ist — wobei der rechten 
Sozialdemokratie dann auch noch die Schiedsrichterschaft angedient wird. (Dabei ist uns aller- 
dings immer noch schleierhaft, wieso z. B. die ÖTV ausgerechnet F. Vilmar als „kompetenten“ 
Gewerkschaftshistoriker die Leserbriefe ihrer Mitglieder zu dieser Diskussion zensieren läßt!) 
Lauschke versucht in seinem Beitrag auf den Hintergrund dieser Kontroverse in der gewerk- 
schaftlichen Bildungsarbeit einzugehen, um dann in einem zweiten Teil am Beispiel des Ruhr- 
eisenstreits 1928 die möglichen politischen Lehren aus einer wissenschaftlichen Kontroverse 
für die Beurteilung der gewerkschaftlichen Politik heute zu ziehen. 

Außerhalb der beiden Schwerpunkte veröffentlichen wir den Beitrag von A. Kleinknecht, 
der die Frage der Langen Wellen im Rahmen der Krisendiskussion wieder aufnimmt und auf 
Basis der neueren Innovationsforschung einen Erklärungsansatz zur Diskussion stellt. 

Der Schwerpunkt „Zur Entstehung des Stalinismus‘‘ thematisiert mit den Beiträgen von 
Reinhart Kößler und Walter Süß die für die Bestimmung des gesellschaftlichen Charakters der 
Sowjetunion zentrale Dimension der historischen Kontinuität des staatlichen Despotismus in 
diesem Land und seine historischen Ursachen. Nicht zuletzt durch Rudolf Bahros Alternative 
wurde die Erklärung des Stalinismus aus dem asiatischen Erbe des zaristischen Rußland wieder 
aktuell. Schon vor ihm hatte R. Dutschke in seinem Versuch, Lenin auf die Füße zu stellen, die 
Kategorie des asiatischen Kapitalismus zur Erklärung der sowjetischen Geschichte entwickelt, 
ohne daß sich daran eine ausführliche Debatte angeschlossen hätte. Der Beitrag von R. Kößler 
schließt diese Lücke, indem er gegenüber Dutschke als Historiker die Unhaltbarkeit der um- 
standlosen Anwendung der Kategorie der asiatischen Produktionsweise auf Rußland und damit 
aller sich in dieser Hinsicht auf einzelne Textstellen von Marx: und Engels berufenden Analysen 
zu beweisen versucht. Sehr viel direkter greift dann W. Süß mit seinem Beitrag in die Diskussion 
ein, indem er gegenüber der Bahroschen Erklärung des Stalinismus als historisch notwendiger 
Modernisierungsdiktatur einer nachholenden Industrialisierung den Blick auf den konkreten po- 
litischen Entstehungsprozeß des stalinistischen Despotismus nach der Oktoberrevolution lenkt. 
Indem er die historischen Konstitutionsbedingungen der Bürokratisierung in der Sowjetunion 
analysiert und nicht immer schon als Resultat unterstellt, wird die Frage nach konkreten politi- 
schen Alternativen im Unterschied zu Bahro auch in dieser Phase stellbar. Mit dem Artikel von 
A. Mohl wird ein weiterer Diskussionsbeitrag zur Bahro-Debatte (vgl. dazu auch Prokla 31 und 
32) veröffentlicht. 

Der angekündigte Beitrag von J. Baker zur Diskussion um die internationale Gewerk- 
schaftspolitik kann aus Platzgründen erst im nächsten Heft abgedruckt werden, Prokla Nr. 36 
wird zum Schwerpunkt eine Diskussion zur „Krise des Marxismus‘ haben; voraussichtlich mit 
Beiträgen von E. Altvater, B. Blanke, A. Mohl, D. Horster, M. Th. Greven, F, ©. Wolf u.a. 


Redaktion Prokla 


Christof Watkinson, Eckart Hildebrandt, Hajo Funke 
„Nicht weniger wert sein‘ 
Bedrohung des Besitzstandes und Interessen der Metaller am Absicherungstarifvertrag 


Der Durchbruch in der Tarifbewegung 1978 in der metallverarbeitenden In- 
dustrie wurde — wie auch bereits in früheren Jahren-— von der IG Metall im 
Tarifgebiet Nordwürttemberg/Nordbaden (NW/NB) erzielt. Nach Warn- 
streiks, an denen sich 150 000 Beschäftigte beteiligten, eskalierte die Tarif- 
auseinandersetzung in einem dreiwöchigen Arbeitskampf, Die IG Metall 
rief einen Schwerpunktstreik aus, in den 85 000 Beschäftigte einbezogen 
wurden. Die Metallindustriellen griffen zum Mittel der Aussperrung, die 
146 000 Beschäftigte in 78 Betrieben betraf. 

Am 3. April wurde zwischen den Tarifparteien eine Einigung erzielt; die 
nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die Forderungen der IG 
Metall und dem erzielten Tarifergebnis: 


"Ford, erungen Ergebnis 
1. Erhöhung der Löhne und Gehäl- Für die Monate Januar bis März 
ter um 8 %. 1978 Zahlung einer Pauschale von 


insgesamt 411 DM für jeden Be- 
schäftigten; ab April 1978 Erhö- 
hung der Löhne und Gehälter um 
5%. 


. Anhebung der Lohngruppen I und 
2 auf das Lohnniveau der Gruppe 
3. 

. Abschluß eines Tarifvertrages zur 
Besitzstandssicherung durch 
Schutz gegen Herabgruppierung. 
Ziel war die Sicherung der Ein- 
gruppierung des einzelnen Arbeit- 
nehmers (individuelle Absiche- 


Anhebung der Lohngruppe 1 auf 
die Gruppe 2, die bestehen bleibt. 


Abschluß eines Tarifvertrages zur 
Sicherung der Eingruppierung und 
zur Verdienstsicherung bei Ab- 
gruppierung. Die individuelle Ab- 
sicherung konnte in begrenztem 
Umfang von der IG Metall durch- 


rung) als auch die Sicherung des 
Lohn- und Gelaltsgruppenniveaus 
in jedem Betrieb (kollektive Absi- 
cherung). 


gesetzt werden, die Kollektive Ab- 
sicherung wurde nicht erreicht. 


In der Diskussion der letzten Jahre um die Entwicklung der betrieblichen und ge- 
werkschaftlichen Interessenvertretung tritt zunehmend die Hypothese in den Vorder- 
grund, daß, ausgelöst von der Krise und Rationalisierung sowie der relativen Erfolg- 
losigkeit bisheriger staatlicher Beschäftigungs- und gewerkschaftlicher Rationalisie- 
rungsschutzpolitik,, eine Verschiebung der Inhalte und des Verhältnisses von betrieb- 
licher und überbetrieblicher Arbeitspolitik stattgefunden habe, Dafür werden Be- 
griffspaare gesetzt wie „alte und neue“ Tarifpolitik, Übergang von „‚quantitativer 
zu qualitativer“ Tarifpolitik, von einer „reproduktionsbezogenen“ Politik zu einer 
„produktionsbezogenen“ Politik, die den Einsatz der Arbeitskraft und Produktions- 
mittel im betrieblichen Produktionsprozeß thematisiert. 


Ein geeigneter Ansatzpunkt, um einerseits Veränderungen der sogenannten 
traditionellen Orientierung gewerkschaftlicher Interessenpolitik in ihren Differenzie- 
rungen aufzunehmen und andererseits die Verknüpfung mit einer betriebsbezogenen 
Politik der Gestaltung und Kontrolle der Arbeitsprozesse und der betrieblichen In- 
teressenlage der Beschäftigten herzustellen, bietet der Absicherungstarifvertrag der 
1GM von 1978, 

Wir wollen in drei Schritten aufzeigen, inwieweit die Konzeption dieser Ta- 
rifpolitik eine adäquate Antwort auf einige der Auswirkungen von Rationalisierung 
in den metallverarbeitenden Industrien und die diesbezügliche Interessenlage der 
Beschäftigten ist: 

1. Ursachen und Formen der Abgruppierung sowie ihre sozialen Auswirkungen auf 
die Beschäftigten; 

2. Die Konzeption des Absicherungstarifvertrages der IGM 

3. Auf Rationalisierung bezogene Erfahrungen, Einstellungen und Interessen der 
Beschäftigten. 


1. Der Abgruppierungstatbestand 


Unternehmerische Strategien zur Senkung der betrieblichen Lohnquote zielten in 
den siebziger Jahren insbesondere auf die Verminderung der Lohnsumme ab, erstens 
durch Beschäftigtenabbau und -lexibilisierung in den verschiedenen Formen, zwei- 
tens durch den Abbau freiwilliger Leistungen, drittens durch die Senkung des Ein- 
gruppierungsniveaus über die Einführung neuer Produkt- und Produktionstechnolo- 
gien sowie die Änderung der Arbeitsorganisation und Arbeitsumwelt. Letzteres ist 
weniger als eine direkte und dominante Strategie zu verstehen, sondern als Bestand- 
teil einer umfassenden Rationalisierungsstrategie, die auf den Aufbau eines integrier- 
ten, kontinuierlichen und flexiblen Produktionsprozesses und eine entsprechende 
intensive Nutzung, betriebliche Anpassung und Kontrolle der Arbeitskräfte gerich- 
tet ist. 

Die Lohn-/Gehaltseingruppierung erfolgt anhand der bestehenden, tarifvertrag- 
lich vereinbarten Systeme der Arbeitsplatzbewertung. In NW-NB wird zu 80 % die 
analytische Arbeitsplatzbewertung angewandt. Sie ist unabhängig ven der Person, 
sondern bindet den Grundlohn an den technisch-organisatorischen Ablauf der Ar- 
beit und die Art und Umgebung des Arbeitsplatzes. Nicht Veränderungen, die in der 
Person des Arbeitnehmers begründet liegen (z. B. Qualifikation, Leistung, Alter), 
bestimmen eine Änderung der Eingruppierung, sondern Veränderungen der Arbeits- 
platzanforderungen bzw. Arbeitsplatzwechsel. Diese liegen fast uneingeschränkt im 
Dispositionsbereich der Unternehmensseite. 

Die Ankoppelung des Lohnsystems an die betriebliche Organisation der Ar- 
beit hat in den vergangenen Zeiten größerer ökonomischer Stabilität zu einem lang- 
fristigen Anstieg des Eingruppierungsniveaus geführt. Als Resultat betrieblicher bar- 
gaining-Prozesse basierte dieser Einstieg zunächst auf dem breiteren ökonomischen 
Spielraum der Betriebe, denen an einem konfliktfreien Funktionieren des bettriebli- 


chen Arbeitsprozesses gelegen war. Aufgruppierungen über Arbeitsplatzwechsel und 
Honorierung gestiegener betrieblicher Erfahrung bestimmten die Einstellung zum 
Lohnsystem in der Wachstumsphase. 

Zwar stieg das Eingruppierungsniveau auch nach Einsetzen der Krise, doch ist 
zu vermuten, daß dies auf den überproportionalen Beschäftigtenabbau in den unte- 
ren Lohngruppen zurückzuführen ist. Aufgruppierungen aufgrund steigender Quali- 
fikationsanforderungen mit der Einführung neuer Technologien spielten dabei — 
wie gerade im Rahmen von Experimenten zur Humanisierung der Arbeit (HdA) ar- 
gumentiert wird -— keine entscheidende Rolle. Die Stammbelegschaften konnten 
trotz der stetigen, z.T. „schleichenden“ Rationalisierung und sukzessiven Anforde- 
rungsverminderungen bis Mitte der siebziger Jahre ihr Eingruppierungsniveau hal- 
ten. 

Die Realisierung der Abgruppierungsmöglichkeiten durch die Unternehmens- 
leitungen aufgrund zunehmender Senkung der bewerteten Anforderungen und Be- 
lastungen hing primär von den ökonomischen Rahmenbedingungen und den betrieb- 
lichen, Kräfteverhältnissen ab. Es kann gesagt werden, daß mit Ausnahme breiter 
Produktinnovationen im Bereich der Großserienproduktion (Mikroprozessoren in 
der Elektroindustrie) ein sinkendes Anforderungsniveau bisher nicht zwangsläufig, 
sondern eher in Ausnahmefällen zu einer Veränderung der Arbeitsplatzeinstufung 
geführt haben. 

Dementsprechend wurden Abgruppierungsmöglichkeiten erst mit dem Einset- 
zen ausgeprägter Branchenkrisen und verengter ökonomischer Spielräume der Un- 
ternehmen realisiert, auch um den Preis des Zerfalls des betrieblichen „Vertrauens- 
verhältnisses“. Damit stellte sich der im Lohnsystem verarnikerte Zusammenhang von 
Anforderungssenkung und Lohnsenkung direkt her. Da das Lohnsystem insbesonde- 
re dann eine Möglichkeit zur Abgruppierung beitet, wenn es gelingt, die Anforderun- 
gen im Bereich der Qualifikation und Belastung zu senken, steckt in ihm ein Anreiz 
zur Dequalifikation und zur Verringerung insbesondere der physischen, hochbewer- 
teten Belastungen. Beides sind dominierende Tendenzen in den unterschiedlichsten 
Rationalisierungsprozessen der metallverarbeitenden Industrie, die z. T. auch unter 
dem Mantel der Humanisierung der Arbeit stattgefunden haben. 


Abgruppierungstypen 


Aus dem Zusammenhang von Rationalisierung und betrieblicher Personalpolitik in 

einer Phase verschärfter ökonomischer Konkurrenz lassen sich in den Produktions- 

abteilungen fünf z. T. miteinander verknüpfte Abgruppierungstypen unterscheiden: 

a) Arbeitswertsenkung aufgrund der Einführung neuer Technologien, z. T. verbun- 
den mit neuer Arbeitsorganisation (größtenteils Verringerung der aktiven Anfor- 
derungen „Können“, „Verantwortung“, so bei Teilautomatisierungsprozessen 
durch NC, CNC- und andere Automaten, Verkettung der Produktionsprozesse, 
Verwendung elektronischer Bauteile). 

b) Verminderung von Arbeitsbelastungen durch punktuelle HdA -Maßnahmen (ins- 


besondere Lärmschutz). 

c) Abgruppierung bei Produktionseinschränkungen, indem Eingruppierungsbonusse 
aus Zeiten der Hochkonjunktur durch zunehmende bzw. verschärfte Zeitaufnah- 
me und Neubewertung „abgespeckt“ werden. 

d) Entlassung und spätere Neueinstellung in niedriger Lohngruppe im Zuge konjun- 
tureller Beschäftigungsschwankungen. 

e) Abgruppierung durch Versetzung auf einen leichteren Arbeitsplatz wegen Ver- 
schlechterung des individuellen Leistungsvermögens bzw. Gesundheitszustandes. 

Über die quantitative Verbreitung dieser Abgruppierungstypen lassen sich — ebenso 

wie über die primär betroffenen Arbeitnehmergruppen — keine exakten Aussagen 

machen, wohl aber Trends und Schwerpunkte angeben. 

Die spektakulärsten Abgruppierungen sind in der Elektroindustrie (sowie Uh- 
ren-und Datenverarbeitungsindustrie) erfolgt. Produktionsumstellungen von mecha- 
nischen auf elektronische Bauteile im Bereich der Großserienproduktion (Beispiel 
Bosch, SEL,Siemens,haben zu massivem Beschäftigungsabbau sowie zu ebenso mas- 
siven Abgruppierungen (Typ a) durch innerbetriebliche Umsetzungen und Vermin- 
derung der aktiven Anforderungen in fast allen Lohngruppen geführt. Facharbeiter 
im Werkzeugbau und in der Vorfertigung wie auch ungelernte Frauen in der Monta- 
ge waren betroffen. 

Im Maschinenbau dominiert ebenfalls der Abgruppierungstyp a) durch Teil- 
automatisierungsprozesse (NC-Maschinen), jedoch in erheblich geringerem Ausmaß. 
Aufgrund der Produkt-, Fertigungs- und Marktstruktur spielen die Rationalisierungs- 
gewinne durch Personalkosteneinsparungen eine untergeordnete Rolle im betriebli- 
chen Kalkül. 

Hier liegt in Zukunft eine stetige, wenn auch konjunkturabhängige und nicht 
notwendig als Massenprozeß erscheinende Möglichkeit zur Senkung der betrieblichen 
Lohnkosten. 

In der Automobilindustrie sind Abgruppierungen aufgrund der Branchenkon- 
junktur nur in geringem Ausmaß zu verzeichnen. Abgruppierungstyp „Verminde- 
rung der Arbeitsumgebungsbelastungen durch punktuelle HdA-Maßnahmen“ tritt 
etwa gleich häufig als Bedrohung auf wie der Typ „Neue Technologien, Arbeitsor- 
ganisation“. Mehrheitlich konnten bisher Abgruppierungen durch eine neue Tätig- 
keitskombination am Einzelarbeitsplatz Kompensiert werden. 

Die Einführung von EDV-Systemen hat zu Abgruppierungen und Bedrohun- 
gen in allen drei Branchen geführt, von denen insbesondere die Angestellten in den 
produktionsvorbereitenden Abteilungen betroffen waren. 

Die gesundheitsbedingten Abgruppierungen (Type) treten relativ zahlreich in 
allen Branchen auf. Sie werden aber auf betrieblicher Ebene kaum als solche wahr- 
genommen, sondem als individuelles Leistungs-/Gesundheitsproblem interpretiert. 
Die Alterssicherung im Lohnrahmen 11, Prozesse der Frühverrentung, individueller 
Stellenwechsel, Neuzusammenstellung der Arbeitsplätze sowie vereinzelte Betriebs- 
vereinbarungen zum Schutze von Leistungsgeminderten überdecken häufig diese in- 
dividuell erscheinenden Abgruppierungen. 

Für alle drei Branchen gilt, daß die Möglichkeiten zur Abgruppierung erheb- 


lich größer sind, als bisher innerbetrieblich durchgesetzt wurde. Eine Verschlechte- 
rung der ökonomischen Lage in den jeweiligen Branchen/Betrieben und eine poten- 
tiell damit einhergehende, innerbetriebliche Machtverschiebung zugunsten der Kapi- 
talseite, Könnte aus der bisherigen Bedrohung eine Realität werden lassen. 

Entgegen der verbreiteten Ansicht, daß Abgruppierungen ein Problem der 
Facharbeiter seien, ist festzuhalten, daß die verschiedenen Abgruppierungstypen in 
den untersuchten drei Branchen die Facharbeiter, Angelernte und auch Ungelernte 
betreffen, Frauen ebenso wie Männer. Eine begrenzte Ausnahme gilt für ausländi- 


fen wird. 

Die negativen Auswirkungen betrieblicher Rationalisierungsprozesse auf die 
Arbeitnehmer lassen sich bezüglich der Abgruppierungsbedrohung wie folgt zusam- 
menfassen: 

— Einkommensverlust durch Lohn-/Gehaltsabgruppierungen, öfters verstärkt noch 
durch den Wechsel von Akkord in Zeitlohn im gewerblichen Bereich; 

— Dequalifikation durch verstärkte Arbeitsteilung und Einführung neuer Technolo- 
gien am Einzelarbeitsplatz, Einsatz umfassender betrieblicher Planungs- und Kon- 
trollsysteme; 

— erhöhter Gesundheitsverschleiß durch arbeitsintensivierende Maßnahmen bei in- 
dividualisiertem, monetärem, sozialem und gesundheitlichem Risiko; 

— gestiegene individuelle Unsicherheit, reduzierte Planungskompetenz und Verhal- 
tensmöglichkeiten der Arbeitnehmer bezüglich Arbeitsplatzsicherheit, Sicherheit 
des spezifischen betrieblichen Arbeitsplatzes und der daran gebundenen Kommu- 
nikationsstruktur, der abgefragten Fachqualifikation und des Einkommens; 

— erhöhte Leistungsverausgabung durch Strategien individueller Konkurrenz zur 
Sicherung des spezifischen Arbeitsplatzes. 

Neben den ökonomischen Rahmenbedingungen und dem einzelbetrieblichen Kräfte- 

verhältnis sind die bestehenden Regelungs- und Schutzmechanismen einerseits, die 

subjektiven, individuellen und kollektiven Verarbeitungsprozesse von Rationalisie- 
rung andererseits ausschlaggebend für Ausmaß und Folgen der Abgruppierungen. 


I. Das Konzept des Absicherungstarifvertrages 


Die Durchsetzung eines sicheren und kontinuierlich steigenden Einkommens als 
zentrale gewerkschaftliche Zielsetzung war mit Einsetzen der Krise im metallverar- 
beitenden Bereich durch Entlassungen, durch die Flexibilisierung der individuellen 
Arbeitszeit, durch die Intensivierung der Arbeit bei stagnierenden Realeinkommen 
für einen Großteil der Beschäftigten unterlaufen. Dazu kam nun der Mechanismus 
der Abgruppierung, der zu einem entscheidenden Bruch im Selbstverständnis der 
Beschäftigten führen mußte. Der Lohnstatus der Beschäftigten war in der Periode 
des Wachstums dadurch gekennzeichnet, daß an einem sicheren Arbeitsplatz ein si- 
cheres Einkommen zu erzielen war und daß Möglichkeiten der Erhöhung des Ein- 
kommens und auch der Veränderung der Tätigkeit durch über- und innerbetriebli- 


chen Arbeitsplatzwechsei — häufig mit Weiterbildung verbunden -—- möglich war. Es 

existierte ein breiteres Spektrum von Möglichkeiten der Realisierung individusller 

Leistungen und Fähigkeiten. Mit der Krise wurde diese Beweglichkeit entscheidend 

eingeschränkt. Für einen Teil der Beschäftigten drohte die Karriere nach unten durch 

Abgruppierung auf niedriger bezahlte, geringer qualifizierte Arbeitsplätze mit mono- 

tonen, unbefriedigenden Arbeitsinhalten, im Extremfall in die Arbeitslosigkeit. 

Auf diese spezifische Bedrohung des Einkommenssiatus der Beschäftigten und 
ihrer Folgen mußte gewerkschaftliche Lohnpolitik antworten. Sie entwickelte als 
Ergänzung des Mechanismus von periodischen, zentralen Tariflohnerhöhungen eine 
personenbezogene Einkommenssicherung. Der Ausgangspunkt besteht darin, durch 
die Absicherung der Eingruppierung das einmal erreichte individuelie Grundlohnni- 
veau festzuschreiben. Im Entwurf des Absicherungstarifvertrages drückt sich diese 
„Zwischenstufe für eine neue Lohnkonzeption“ in folgenden Elementen aus: 

1. Die Sicherung der individuellen Eingruppierung für Arbeiter und Angesteilte (in- 
dividuelle Sicherung). 

2. Die Sicherung des Lohn- und Gehaltsgruppenniveaus des Betriebes anhand einer 
betrieblichen Eingruppierungsniveau-Kennzahl (kollektive Absicherung). 

3. Eine Bestimmung zur Aufgruppierung bei Unterschreiten der Eingruppierungs- 
niveau-Kennzahi nach den Kriterien des Alters und der Dauer der Betriebszuge- 
hörigkeit im Bereich der unteren Lohngruppen. 

4. Die periodische Information des Betriebsrates und die Beratung mit dem Betriebs- 
rat über die betriebliche Lohnstruktur (Tarifstatusbericht). 

Obwohl im dann abgeschlossenen Tarifvertrag im wesentlichen nur die Elemente 1. 

und 4, behandelt und teilweise durchgesetzt wurden, beziehen wir uns — im Sinne 

längerfristiger Entwicklungsmöglichkeiten von Tarifpolitik — im folgenden auf die 
Gesamtkonzeption. 

in der analytischen Arbeitsplatzbewertung findet eine Verknüpfung ven be- 

trieblichen Anforderungen {den konkreten Ausfermungen angeforderter Kenntnisse, 

Fähigkeiten, Geschicklichkeit und den arbeitsplatzbezogenen Belastungen) mit der 

Lohnhöhe statt. Durch die Festschreibung des einmal erreichten Eingruppierungsni- 

veaus unabhängig von einer Veränderung der Anforderungen wird dieser Zusammen- 

hang von Anforderung und Entlohnung partiell aufgehoben. Für den Fall, daß Ver- 
änderungen des betrieblichen Produktionsprozesses zu einer Senkung der Anforde- 
tungen am Arbeitsplatz führen, wird gemäß dem Tarifvertragskonzept das Prinzip 
der Anforderungsbewertung ersetzt durch das Prinzip der Sicherung eines einmal er- 
worbenen persönlichen Besitzstandes, Damit wird die für die Wachstumsphase gän- 
gige Fassung von Leistungsgerechtigkeit — in der Form der Differenzierung nach 
den Anforderungen des Einzelarbeitsplaätzes — partiell ersetzt durch ein Prinzip der 
Leistungsgerechtigkeit, das sich auf persönliche Leistungspotentiale und das einmal 
erreichte Leistungsniveau des Einzelnen bezieht. Zum anderen werden dadurch Fra- 
gen der Gestaltung und (indirekten) Kontrolle des Arbeitsprozesses angerissen. In | 
diesen Punkten scheint uns die wesentliche Bedeutung der Absicherungs-Konzeption 
zu liegen. Der in derlangen Geschichte des Kapitalismus konsolidierten Orientierung 
von Leistung an unternehmerischen Produktivitäts- und Rentabilitätskriterien sowie 


den herrschenden Prinzipien von Arbeitszerteilung, Kompetenz- und Dispositionsent- 
zug werden ansatzweise entgegenstehende Prinzipien durchgesetzt. 

Ohne auf das durchgesetzte Tarifergebnis in seinem Kompromißcharakter hier 
eingehen zu können, wird in der gewerkschaftlichen Diskussion der Forderungskon- 
zeption deutlich, daß die analytische Arbeitsplatzbewertung in den entscheidenden 
Punkten der Einkommenssicherung, der Qualifikationssicherung und der Leistungs- 
bewertungskriterien zu verändern ist. 

im folgenden soll insbesondere der Gesichtspunkt verfolgt werden, inwieweit 
sich die Konzeption der Einkornmenssicherung auf die Rationalisierungserfahrungen 
und ihre Verarbeitung bei den Beschäftigten beziehen konnte. 


II. Zur Interessenlage der Beschäftigten 


Kennzeichnend für die Konzeption der Besitzstandssicherung ist, daß über den He- 
bel der Einkommenssicherung weitergehende Elemente thematisiert wurden, die aus 
den Rationalisierungserfahrungen stammend über das unmittelbare Lohninteresse 
der Beschäftigten hinausgehen. Dabei kann keineswegs von einer eindeutigen Inter- 
pretationslinie der Rationalisierungsprozesse im Bewußtsein der Beschäftigten aus- 
gegangen werden, vielmehr finden Verschiebungen in der Wahrnehmung statt, Um- 
gewichtungen und Erkenntnissperren treten partiell auf. 

Wir wollen hier nur einige kaum strukturierte Grundinterpretationen benen- 
nen. Sie haben den Status empirisch geleiteter Hypothesen. 


Rationalisierungswahrnehmung und Gefahr individueller Anpassungsleistungen 


Der gegenwärtige technische und arbeitsorganisatorische Rationalisierungsprozeß 
wird von den befragten Produktionsarbeitern* als sukzessive Realisierung von Ein- 
zelmaßnahmen wahrgenommen, deren Zusammenhang und Folgewirkungen erst im 
Nachhinein sichtbar werden. Informationen über Ausmaß, Zeit, Qualifikations-, Be- 
lastungs- und Beschäftigungsfolgen fehlen weitgehend, so daß die Veränderungen 
der Einzelarbeit als Bestandteil einer technisch-ökonomischen Objektivität erfahren 
und interpretiert werden. Die Rationalisierung erhält im Betrieb eine Rationalität 
und einen Zwangscharakter, der Interessen an der Veränderung des eigenen Arbeits- 
platzes unmöglich erscheinen läßt. Typisch ist die Verknüpfung von Rationalisie- 
rung mit der Erfahrung von Personaleinsparung, Intensivierung. und ihre Projizierung 
in die Zukunft: 
— „Man kann jetzt so sagen, daß jetzt einer soviel arbeitet, wie früher vier Mann gearbeitet ha- 

ben. 

Und jetzt ist der Trend schon da hin, daß einer nicht nur zwei (Maschinen, d.V.) laufen las- 


sen muß, sondern drei laufen lassen muß.“ 
— „Und dann kommt das auch dazu noch — was ich jetzt schon wieder gehört hab — daß bei 


Einzelinterviews, Gruppendiskussionen mit Metallarbeitern von Januar 78 bis Mai 78 


uns in der Abteilung wieder Einsteller (die die Maschinen einstellen, eine angelernte höher- 
qualifizierte und entlohnte Funktion, d.V.) wegkommen. Da sind ja schon zwei weggekom- 
men aufgrund von Rationalisierung. Da ist eine ganze Abteilung, was früher sechs Einsteller 
waren, daß jetzt nur noch zwei Einsteller da sind. ... und so geht das weiter ... bis zum Jahr 
ist das so, daß einer vier und fünf und sechs Maschinen laufen läßt. Daß er praktisch eine 
ganze Straße laufen läßt ...“ j 

Der isolierende, Kommunikation erschwerende Effekt von Rationalisierungsmaßnah- 
men und Leistungsverdichtung hat in den letzten Jahren zu einer weithin beklagten 
Reduktion der betrieblichen Alltagskommunikation geführt. (Prägnant wird dies in 
dem Ausspruch einer Diskussionsteilnehmerin von der ‚„Asozialität der Maschine“ 
deutlich.) Individuelle Orientierungsmöglichkeiten und kollektiver Erfahrungsaus- 
tausch über die Arbeitssituation wurden beschnitten. Deminierend ist der Zwang 
zur Hinnahme vorgegebener Produktionsanforderungen, der verhindert, ein mehr als 
nur punktuelles Verständnis des Rationalisierungsprozesses zu entwickeln und ihm 
die eigenen Interessen gegenüberzustellen. Entwickelte Erfahrungen mit alternativen 
betrieblichen Handlungsmöglichkeiten existieren kaum, damit verstärkt sich der 
Druck zu individualisierten Anpassungsleistungen. Auf der individuellen Seite be- 
steht z. B. das alltägliche Dilemma, einerseits das oft erhöhte Arbeitspensum zu 
schaffen, andererseits sorgfältigzu arbeiten unter Einhaltung der Sicherheitsnormen. 
Die tendenzielle Erfolglosigkeit des Bemühens, dieser Situation durch wiederholte 
konstruktive Kritik z. B. an der Materialqualität, den Vorgabezeiten usw. auf Dauer 
zu entgehen, fördert eine passive Hinnahme der widersprüchlichen Anforderungen. 
Die Belastung der Beschäftigten beispielsweise durch zunehmende Nacharbeit — un- 
ter anderem als Resultat verringerter Materialqualität, also von Kosteneinsparung — 
wurde über Jahre kritisiert ohne jede Folgen: Die Unternehmensleitung brauchte 
die von den Beschäftigten als „gerechte“ (ihnen zustehende) Kritik nicht „wahrha- 
ben“ angesichts der betrieblichen Machtverthältnisse, wie an den folgenden Zitaten 
sichtbar wird: 

— „Aber wenn‘ s vom Arbeiter bloß 5 % Nacharbeit ist, dann kriegt er schon einen auf den 
Deckel.‘ : 

— „Aber ich glaub, die wissen‘s genau, daß du nicht schuldig. bist. Das wissen die genau, aber 
das werden die nicht sagen, die wissen‘s genau, aber die werden es nicht zugeben,“ 

— „Irgendwann wird mal der Hammer kommen und die sagen: Hier, die Leute sind schuld, es 
liegt an den Leuten, daß das nicht klappt.“ 

Durch verschlechterte Arbeitsmarktbedingungen verstärkt ist eine Angst erzeugt 

worden, die eine rationale Kritik des Dilemmas weitgehend unterbindet, es gilt, „die 

Klappe zu halten“ und „den Ärger in sich reinzufressen“. 

— „Und da kommt jetzt schon so der Druck, daß man von oben runter hört, nich: Na ja, jetzt 
kommt ja wieder einer weg — wenn irgendwas ist, wenn du dich irgendwie äußerst oder mit 
dem Meister sprichst usw.: Einsteller sind ja auch zuviel. Also sozusagen: Halt nur deine 
Klappe, sonst kannst vielleicht, sonst kann's dir mal sein, daß du wegkommst. So läuft das 
nämlich.“ 

— „Und man macht sich ja Gedanken drüber. Auch jetzt noch. Wenn ich jetzt Lohngruppe 5 
hab, ich kann ja auch noch auf Lohngruppe 4 gehen, weil bei uns ja 5 auch wegrationalisiert 
wird. Man macht sich Gedanken. Und so gehts jedem: Kormm ich noch mit meinem Einkom- 
men aus? Was tut man dagegen? Nich? Ich leide ja nicht bloß allein, es leiden ja die Kinder, 
alle. Nicht bloß ich, meine Frau und dann die Kinder leiden ja auch drunter, Und das ist das, 
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das Angstgefühl. Ich glaub, das wird künstlich vom Arbeitgeber uns eingeprägt, daß man 
Angst hat, wenn einer 1.400 hatte, daß er halt nur 1000 jetzt kriegt; Hauptsache, er be- 
kommt seine Arbeit. Im Endeffekt wird‘s so heißen: Du mußt noch Geld bringen, daß du 
überhaupt eingestellt wirst. Nich? Uns wird doch die Angst eingejagt, daß man mit allem zu- 
frieden ist. Hauptsache, der Wirtschaft geht's gut.“ 

Dieser Prozeß führt zu einer latenten diffusen Aggressivität, die häufig nach innen 

gewendet wird und z. T. psychosomatische Gefährdungen erzeugt. 

— „Du bist mürrisch, daheim in der Familie kommt man nicht mehr so gut aus, jedes kleine 
Wort gibt gleich einen Krach, nich. Man kann nichts vertragen, im Geschäft ist das gleiche 
mit den Kollegen. Man kriegt einfach Krach und aus dem Grunde geht man ungern ins Ge- 
schäft.“ 

— „Wir wurden traktiert damit, gell. Und das macht einen Menschen mit der Zeit kaputt. Man 
wird nervlich so belastet, gell, dad man einfach am Schluß sagt: Ich kann gar nicht mehr, ich 
geh einfach nicht mehr ins Geschäft und ich muß zu Haus bleiben, ich muß mich ausruhen. 
Geli?“ 

— „Meiner Ansicht wird das systematisch gefördert, daß das Betriebsklima dermaßen runter 
kommt, daß die Leute unter dem Streß stehen, daß sie praktisch gar nicht mehr wissen, wie 
sie es überhaupt machen sollen und daß jeder mit dem anderen Krach hat,“ 

—  „Selbstverständlich, nich, ja, dies auch. Ich habe schon oft nächtelang gar nicht schlafen kön- 
nen. Denn das sind Sachen, da passiert irgendwas, ja, da passiert irgendwas im Geschäft ..., 
da überlegt man sich: wie kann man dies und dies machen.“ 


Bei verengten individuellen Gegenwehrmöglichkeiten kann dieser verinnerlichte Iso- 
lierungsprozeß zu einer gleichsam situationserzwungenen Verschiebung der Wahr- 
nehmung führen, die zwar noch Ursachenbenennung der erschwerten Arbeitssitua- 
tion erlaubt (ökoncmisches Betriebsinteresse),, jedoch mangels einer alternativen Per- 
spektive die Beeinträchtigung eigener materieller Interessen durch eine subjektive 
Schuldzuschreibung zu bewältigen versucht. Das zeigt sich in der persönlichen und 
betrieblichen Wahrnehmung „gesundheitsbedingter““ Abgruppierungen: Krankheit 
und Leistungsminderung werden als individuelle Schwäche interpretiert. 

Mit dem pragmatischen Anpassungsprozeß der Öffenlegung, Verarbeitung und 
Weiterentwicklung von Erfahrungen traf das Absicherungskonzept insofern auf 
einen sehr sensiblen Punkt, als es potentiell in der Lage war, die Sperren der subjek- 
tiven Schuldzuschreibung, der ohnmächtigen Sprachlosigkeit, der Bewältigung der 
Existenzangst durch Schweigen aufzubrechen. Und zwar insofern, als die kollektive 
Bedrohung durch Abgruppierungen als Folge von Rationalisierungsmaßnahmen der 
Unternehmer thematisiert wurden und mit der Besitzstandsforderung die individua- 
lisierte Hilflosigkeit gegenüber betrieblicher Rationalisierung durchbrochen werden 
konnte. „Technischer Fortschritt darf kein sozialer Rückschritt sein“ (1G Metall-Pa- 
role). 

Sichtbar wurde dies in den Orisverwaltungen und Betrieben, in denen die IG 
Metall während der gesamten Tarifbewegung 77/78 die Rationalisierungserfahrung 
und -bediohung der Metaller zur Grundlage ihrer Mobilisierungsstrategie machte 
und sich nicht nur auf eine „Mobilisierung der Bataillone“ verließ, die eher auf Lo- 
yalität und Vertrauen gegenüber der Gewerkschaft und der harten Haltung der Ar- 
beitgeber basierte. 


dead 


en 


Die kollektive Diskussion eröffnete Zugang zu zentralen Ängsten, Interessen 
und positiven Orientierungen. Das soll am Beispiel bedrohter fachlicher Qualifika- 
tionen im Facharbeiterbereich erläutert werden. 


Arbeitsbezogenes Interesse der Facharbeiter 


Eine Arbeitshypothese ist, daß die betrieblichen Rationalisierungserfahrungen der 
Stammbelegschaften (deutsche Männer, mittlere und obere Lohngruppen) ein ar- 
beitsbezogenes Interesse gerade dort reaktualisieren, wo die Organisation der Ar- 
beit, der betriebliche Arbeitskräfteeinsatz und die angewandten Lohnsysteme eher 
ein instrumentelles Arbeitsverhalten, Gleichgültigkeit gegenüber dem konkreten 
Arbeitsinhalt und eine dominante Lehnorientierung vermuten lassen. 

Auszüge aus Gruppendiskussionen unter Metallfacharbeitern verdeutlichen, 
daß Rationalisierung und Abgruppierung zu einer relativ starken Erschütterung des 
Selbstwertgefühls geführt haben. 

Drohende Arbeitslosigkeit — das ist Lohnarbeiterschicksal, ‚aber kein Fach- 
arbeiter mehr sein, das ist viel schlimmer‘. Die Bedrohung der — über fachliche 
Qualifikation und Beziehung zum Produkt vermittelten — Arbeitsidentität führt zu- 
erst zu einer relativen Distanzierung zur Arbeit, es gibt keinen ‚Arbeitsstolz‘ mehr. 


Interviewer: „Gibt es etwas wo Ihr sagen könnt, so ganz persönlich für Euch, daß Ihr stolz seid, 
auf das, was Ihr schafft? Gibt es irgendetwas, wo man sagen kann, also das gefällt mir, daß 
ich das mache oder muß man da sagen, meine Familie gefällt mir, meine Arbeit ist halt 
Scheiße ...?“ 

— (Formenbauer) „Weil Du jetzt gerade wegen dem ‚was gefällt mir‘, da kann ich genau das 
Gegenteil sagen: was mir nicht gefälit ...“ 

— (Reparaturschlosser) „Ja also sagen wir mal, mein Privatleben, Familie, ist mir das wichtigste, 
und ... Arbeit selbst, gut, ich machs nur, weil es irgendwie sein muß, daß ich leben kann, 
Daß ich stolz drauf wär, das kann ... des kann ich nicht behaupten. Also Arbeit ... ich mach 
sie nur, weil es eben sein muß.“ 

Interviewer: „Stolz ist vielleicht ein zu hartes Wort ...“ 

— (Werkzeugmacher) „Noi, des isch scho des richtige Wort. Aber ... auf was? muß man da doch 
frage. Weil, des was mir heut mache, das sind praktisch ... das isch eben Zwang. Des entsteht 
im Zwang. Da wird man gezwunge zu ebbes, da kann man eben gar keine Freud mehr dran 
haben heut. Sagen wir mal, wenn des mehr auf freiwilliger Basis ...“ 

Interviewer: „Auch Du als Werkzeugmacher? Du hast doch eine gute Stellung als Werkzeugma- 
cher ...“ 

— „Das spielt gar keine Rcelle. Wenn das uff freiwilliger Basis, sagen wir mal, entstehen würde, 
wäre des ebbes, wo mer vielleicht sagen könnt, man wär stolz druff, aber ... so, wie wir unter 

lungsorientierungen durch geeignete, d.h. vor allem Offenheit erlaubende Kommunika- 
tionsformen herauszuarbeiten, bliebe den „betroffenen“ Subjekten äußerlich und fremd. 
Dies legt nach unseren bisherigen Erfahrungen nicht nur eine Meihode nahe, die ein 
Stück Lebens- und Betriebsgeschichte mit rekonstruiert, um so den häufig latenten, ab- 
gedrängten Deutungsmustern und Handlungsorientierungen auf die Spur zu kommen und 
sie teilweise erst einmal wieder aufzudecken, sondern drängt auch zu einem Austausch- 
prozeß von Wissenschaftlern und den Subjekten, die Ziel der Forschungskommunikation 
sind, welche sich nicht auf eine einmalige und isolierte Kommunikationssituation be- 
schränkt. 


Zwang stehen heut, da kann man nit stolz druff sein. Selbst uff Höchstleistungen net. Also, 
ich hab früher annders denkt, vor ... 8, 9 Jahr hab i anners denkt. Und seit i aber geheirat 
hab und i hab e Familie noch, seither hab i da ... sagen wir mal, im Denke ... , über die Ar- 
beit und so, da han i mi, sagen wir mal, um 180 Grad gedreht. 

I hab tatsächlich de höchste Stundenlohn für damals gehabt. Wo ich dann anfange hab, an ne 
Familie zu denke, an meine Frau, und han gesagt, ich kann eben .samschtags nimmer komme, 
dann isch losgange, dahan imit dem Meischter Händel kriegt. Das isch bei denen scho Zwang 
gewese, am Samschtag zu arbeite, und am Abend länger dortzubleibe auch, und dann han i 
so langsam merkt, wie des wirklich isch, I hab da vorher nie drüber nachgedacht. I bin da 
erscht druff komme, praktisch seit i verheirat bin, da bin i druff komme. Daß die Arbeit ein 
Leben, so wie sie heut isch, nit ausfülle kann. In keiner Weise, Und bei mir geht heut mei Fa- 
milie vor,“ 


Der Modellbauer greift in seiner Antwort den Vergleich „früher — heute“ auf. 


— „Früher hat man sich auf die Brust geklopft, wenn‘s klappte. Bischt doch e Kerle — aber des 
isch heut nimmer. Heute denkste, da reifst mir auch keiner den Kopf ab, wenn‘s nicht ge- 
klappt hat. Das liegt am Streß.“ 

Von großer Bedeutung ist die veränderte Arbeitseinstellung, ist die zunehmende 

Zerstörung des Verhältnisses zu den Produkten. 

— „.. wenn ich so im Streß bin, wenn‘s immer so pressiert, ne, da passiert einmal des und pas- 
siert,einmal das, ... das ist einfach, ... ich seh das auch bei den Kollegen hier, die han die glei- 
che Einstellung. Ja, man hat ja heut gar keine Beziehung mehr zu dem, was mer herstelle, 
praktisch ...“ 

— „Früher, vor 8 - 9 Jahren, da ist es gang und gäbe gewesen, daß einem gesagt wurde, wozu 
das Teil da ist und wir haben soundsoviel Zeit, daß wir die Form fertigstellen. Heute heißt‘s 
bloß noch: Du mußt schneller schaffen. Für wen das ist, interessiert überhaupt nicht, das 
geht Euch gar nix an. Früher ist halt der Meister gekommen und hat einem auf die Schulter 
geklopft und hat gesagt: ist gut gewesen, was Du gemacht hast. Das ist ein Lob gewesen, was 
nicht einmal in Geld ausgedrückt war, aber es war wenigstens ne Anerkennung für die Arbeit. 
Und heute heißt‘s bloß noch, des muß, des muß, des muß. Egal, ob‘s richtig geworden ist 
oder falsch ist. Heute denkste, da reißt mir auch keiner den Kopf ab, wenn's falsch ist, ob- 
wohl, wehe die Kritik dann, wenn man was verkehrt gemacht hat.“ (Formenbauer) . 

— „Ich mach‘ halt mein Geschäft und wenn ich das fertig hab, dann geht‘s fort“ (Repararur- 
schlosser) 

— „Mit den Jahren verliert man halt einfach die Beziehung zu dem, was man macht. Ich mach's 
halt, fertig, aus. Das ist nuf noch Geschäft.‘‘ (Modellbauer) 


Das scheinbar instrumentelle Arbeitsverhalten und die Gleichgültigkeit zur konkre- 

ten Arbeit drücken keine normative, stabile Interessenlage (und damit einen Verzicht 

auf eine Veränderung dieser Arbeitsbeziehungen) aus, sondern verweisen zunächst 

nur auf individuelle Anpassungsreaktionen bei fehlender Handlungsalternative. 
Sobald der Vergleich zu früheren Zeiten gezogen wird, werden die Gründe für 

diese Haltung benannt: 

a) die Arbeitszergliederung 

b) die Unkenntnis über den ganzen Arbeitsprozeß 

c) das Arbeitstempo, der Streß 

d) die fehlende Anerkennung durch Vorgesetzte 

e) der zunehmende Zwang der ökonomischen Verhältnisse. 

Dennoch enthält die Kritik an erfahrenen Rationalisierungsauswirkungen auch Ble- 

mente einer vorgestellten Lösungsrichtung. Sie orientiert sich an einem Interesse an 
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der konkreten Arbeit — so wie sie für früher erinnert wird — und weniger an einer mo- 
netären Kompensation des fachlichen und sozialen Kompetenzverlustes. Die Erhal- 
tung traditioneller Facharbeiterqualifikationen und der mit ihnen verbundenen Dis- 
positionsspielräume, verbunden mit einer erhöhten Transparenz des betrieblichen Ge- 
samtproduktionsprozesses, wird so zur impliziten Leitfigur eigener’Forderungen der 
Rationalisierungsgegenwehr. 

Beides waren zwar angedeutete Stoßrichtungen des Absicherungskonzepts, 
aber auch Grenzen des abgeschlossenen Tarifvertrages. 


Kritik am Entiohnungssystem 


Von der Orientierung an der fachlichen Kompetenz, so wie sie in der eigenen Arbeits- 
erfahrung früher war, entwickelte sich bei den Metallern die Kritik an der analyti- 
schen Arbeitsplatzbewertung. Ihre Hauptpunkte sind: 

1. Die Nicht-Bewertung fachlicher, kooperativer Leistungen, die zum reibungslosen 
Ablauf des Produktionsprozesses notwendig und auch gefordert sind. 

2. Die Nicht-Bewertung der persönlichen Leistungspotentiale aus Ausbildung und 
betrieblicher Erfahrung, die durch veränderte Arbeitsplatzanforde rungen zuneh- 
mend weniger abgefordert und bezahlt werden und somit langfristig verkümmern. 

3. Die generelle Unterbewertung der psychischen und physischen Gesamtbelastung 
im Betrieb. 

Mit der Abgruppierungserfahrung wird die Differenz von einerseits den persönlichen 

Leistungspotentialen und andererseits den betrieblich abgeforderten Leistungen und 

Belastungen sinnlich faßbar. Da nur die letzteren bezahlt werden, stellt sich eine 

Verschiebung im Konzept der Leistungsgerechtigkeit ein: vom Lohnsystem her wird 

sie weiter entpersonalisiert und an die betrieblichen Anforderungen gekoppelt — bei 

den Beschäftigten führt die Abgruppierungserfahrung zu einer Umkehrung des Prin- 
zips. Im Absicherungstarifvertrag wird letzterem Rechnung getragen. 

Die — wenngleich nur vereinzelt — explizit vorgetragene Kritik an der analyti- 
schen Arbeitsplatzbewertung im Rahmen der Absicherungsdiskussion verweist so- 
mit auf Elemente der Neugestaltung des Entlohnungssystems: 

1. durch Betonung personengebundener Bewertungskriterien, in welche auch Ele- 
mente einer reproduktionsorientierten Entlohnung einflossen (Garantielohn) 
und 

2. eine generelle Entdifferenzierung der Lohngruppen, „damit es nicht Arbeiter 
erster und zweiter Kiasse gibt.“ Was nützt uns die ganze Solidarität, „wenn man 
sich auseinanderlebt. Man kann das nur in der Richtung sehen, daß man eben 
versucht, nicht mit Geld sie auseinanderzubringen, sondern eben mit Geld zusam- 
menhalten.“ 

Der Absicherungstarifvertrag hat so in seiner Konzeption an den Sicherungsinteres- 

sen der Beschäftigten angeknüpft, die Möglichkeit zur weiterführenden Diskussion 

der Lohn-Leitungs-Bewertung mit eröffnet — ohne jedoch über eine versuchte Be- 
wahrung des status quo hinauszukommen. 
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Schlußbemerkungen 


Abschließend sollen einige Problempunkte und Fragen gewerkschaftlicher Politik 
angerissen werden, die sich aus den sichtbar gewordenen Interessenlagen und der 
mobilisierenden Wirkung des Absicherungstarifvertrags ergeben könnten. 

Wie können die Chancen einer gewerkschaftlichen Politik genutzt werden, die 
sich auf die Erhaltung fachlicher und sozialkommunikativer Kompetenzen und ent- 
sprechender Dispositionsspielräume orientiert? Der Verlauf der Diskussion im Rah- 
men der Tarifbewegung hat einerseits gezeigt, in welchem Maße Ohnmachtserfah- 
rung Resultat eines als technisch-ökonomische Objektivität wahrgenommenen Ratio- 
nalisierungsprozesses und einer erzwungenen Reduktion betrieblicher Kommunika- 
. tionsprozesse ist, undzu welchen Formen von Passivität, Individualisierung und sub- 
jektiver Schuldzuschreibung dies führen kann, d.h. zum Verzicht auf entwickelte 
Verteidigung der eigenen Interessen im betrieblichen Alltag. Andererseits aber hat 
sich dort, wo diese Ohnmachtserfahrungen thematisiert worden sind, ein hohes In- 
teresse an der Be- und Verarbeitung solcher betrieblicher Erfahrungen gezeigt. Hier- 
aus ergibt sich die Frage, ob nicht verstärkt Chancen zur Förderung einer gewerk- 
schaftlichen Politik darin zu sehen sind, die Verursachung der skizzierten Ohmachts- 
erfahrungen selbst zum Gegenstand betrieblicher Auseinandersetzung zu machen. 
Denn, wenn die Verkümmerung sozialer Kommunikation und Absprachen und der 
teilweise Verzicht auf Interessenwahrnehmung als besonders belastend wahrgenom- 
men wird und darüber hinaus diese Elemente auch autoritäre Tendenzen befördern 
können, so wird deutlich, welche besondere Bedeutung einer Umkehr dieser Ten- 
denzen, der Entwicklung von Kommunikationsprozessen zukommt, die die unver- 
stellte und möglichst unverzögerte Verarbeitung betrieblich erfahrener Ohnmacht, 
von Formen alltäglichen Stresses und bislang hingenommener Kränkungen zum Ziel 
hat (und zwar gerade auch auf der Ebene existierender Kolonnen, Arbeits- bzw. Be- 
rufsgruppen, etwa über die Kommunikationsmöglichkeiten während Pausen infor- 
meller und formeller Art). 

Hinsichtlich einer gewerkschaftlichen Politik, die die skizzierten Rationalisie- 
tungsabwehrinteressen aufnimmt und sich am Ziel einer Qualifikations- und Gesund- 
heitssicherung orientiert, wäre zu fragen, ob darüber hinaus sich die Chancen einer 
entsprechenden betrieblichen Diskussion solcher Sicherungspolitik erweitern ließen 
1. dadurch, daß Rätionalisierungsprozesse und deren Kalküle systematischer, früh- 

zeitiger und kollektiver transparent gemacht werden, um sie dann an den Interes- - 
sen der Beschäftigten an Arbeitsplatz- und Qualifikationssicherung zu bemessen 
und betriebliche wie gruppenspezifische Gegenwehrdiskussionen zu eröffnen; 

2. Dadurch, daß durch eine betriebsgeschichtliche Rekonstruktion von Rationalisie- 
rungskonzept und -kriterien und der bisherigen häufig informellen Formen von 
Rationalisierungsgegenwehr sichtbar wird, unter welchen Bedingungen auch bis- 
her Gegenwehr möglich war. 

So könnte ein weniger zufälliges Bild über die unterschiedliche Interessenlage so- 
wie die bisherigen und gegebenen Möglichkeiten der Rationalisierungsabwehr 
entwickelt werden und häufig beobachtbare Tendenzen der Verdrängung und 
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des Vergessens bisheriger und gegebener Möglichkeiten von Rationalisierungsab- 
. wehr entgegengewirkt werden. 

3. Wäre die Chance gegeben, statt einer zum Teil unkritischen Delegation dieser Pro- 
blematik an die Interessenvertretung sich als Arbeiter und Angestellte selbst in 
die Lage zu versetzen, Gegenwehrchancen zu ermitteln. 

Zu diesen Zielen wäre es wichtig, 

— die gegebene Informationspflicht des Unternehmens zu nutzen und auszubauen; 

— Instrumente zur Veröffentlichung betrieblicher Informationen zu entwickeln 
(Flugblätter der Gewerkschaft und/oder betriebliche Informationsmedien wie 
eine darauf bezogene Vertrauensleutearbeit sowie Abteilungs-, Kolonnen- oder 
Arbeitsgruppenbesprechungen zur Ausnutzumg zum Teil schon normierter Mög- 
lichkeiten von Gegenwehr, wie etwa nach dem Absicherungstarifvertrag und dem 
Lohnrahmen 1): 

— zur Verarbeitung der Rationalisierungserfahrungen und Informationen nicht nur 
der gewerkschaftlichen Funktionäre im Betrieb, sondern auch der Belegschafts- 
mitglieder selbst wäre eine auf die betrieblichen Erfahrungen konzentrierte Schu- 
lungsarbeit verstärkt sinnvoll, die die betriebsgeschichtliche Rekonstruktion des 
Rationalisierungsprozesses leisten kann. Eine solche Öffnung gewerkschaftlicher 
Sicherungspolitik im Betrieb zu den Erfahrungen der „Betroffenen“ wäre eine 
wesentliche Bedingung dafür, einerseits die Überforderung von Betriebsräten, an 
die solche Interessenwahrnehmung häufig genug delegiert worden ist, abzubauen, 
andererseits damit Arbeitnehmer darin zu stärken, eigene Erfahrungen von Ohn- 
macht und Verlust betrieblicher, fachlicher oder sozialer Kompetenz zu verän- 
dern. 

Angesichts der in Krisenlagen entstehenden Gefahr von vereinzelten Betriebsegois- 

men ist es wichtig, diese Prozesse belegschaftsnahen Umgangs mit Rationalisierungs- 

prozessen an die Entwicklung von Kriterien zur Arbeitsplatz-, Qualifikations- und Ge- 
sundheitssicherung im Rahmen überbetrieblicher gewerkschaftlicher Politik rückzu- 
binden. Die Umsetzung einessolchen Diskussionsprozessesin — auch tarifvertragliche 

— Ergebnisse und Regelungen könnte beispielsweise zur Neufassung des bereits vor- 

her skizzierten veränderten Leistungs- und Bewertungskonzepts führen. Eine ent- 

sprechende Gewerkschaftspolitik träfe auf ein zentrales Interesse der Beschäftigten 
und Könnte von einer solchen Umwertung der Entlohnungsstruktur her auch die be- 
trieblichen Gegenwehrprozesse stärken. 
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Rainer Erd / Walther Müller-Jentsch 

Ende der Arbeiteraristokratie? 

Technologische Veränderungen, Qualifikationsstruktur 
und Tarifbeziehungen in der Druckindustrie 


i. Die Entwicklung der Tarifverbände und der 
Tarifvertragsbeziehungen im Druckgewerbe 


I. Von den Anfängen bis zum Ersten Weltkrieg (1866 - 1913) 


Die Tarifvertragsbeziehungen im Druckgewerbe gehören zu den ältesten in Deutsch- 
land, Unternehmer wie Gehilfen hatten sich früh in zentralen Verbänden organisiert, 
die als Trägerorganisationen des sich entwickelnden Tarifvertragssystems eine be- 
deutsame Rolle spielten. 

1866 war von den Buchdruckern (ein für alle Berufe des graphischen Gewer- 
bes damals gebräuchlicher Sammelname) der Deutsche Buchdruckerverband gegrün- 
det worden, nach demAllgemeinen Deutschen Zigarrenarbeiterverein (gegründet 
1865) die zweite zentrale Gewerkschaft auf deutschem Boden. 1869 erfolgte als Ge- 
gengründung zur Organisation der Gehilfen der Zusammenschluß von Druck- und 
Verlagsunternehmern (damals meist Prinzipale genannt) zum Deutschen Buchdruk- 
kerverein, dem ältesten deutschen Arbeitgeberverband. 

Bereits 1873 wurde von einer mit Gehilfen und Prinzipalen paritätisch besetz- 
ten Tarifkommission der erste Reichstarifvertrag für Buchdrucker abgeschlossen. 
Mit diesem, in der deutschen Sozialgeschichte ersten Tarifvertrag, dessen räumlicher 
Geltungsbereich das ganze Reich umfaßte, wurden die Grundlagen für dauerhafte 
Tarifbeziehungen zwischen beiden Seiten gelegt. Der zentrale Reichs- oder Bundes- 
Tarifvertrag ist seither für das graphische Gewerbe die Regel. 

Wenngleich dem ersten Reichstarifvertrag in den Jahren zuvor mehrere lokale 
Lohnkämpfe vorausgegangen und in den folgenden Jahren Arbeitskämpfe um Tarif- 
fragen keine Seltenheit waren (1), gründeten die Tarifvertragsbeziehungen zwischen 
den Organisationen der Buchdrucker und der Prinzipale von Beginn an in einem ge- 
nerell kooperativen Verständnis beider Seiten, dem es auch zu danken war, daß ihre 
„Tarifgemeinschaft‘“ von den Auswirkungen der großen Depression (1873 - 1896) 
und den Beschränkungen des Sozialistengesetzes zwar beeinträchtigt, aber nicht zer- 
stört wurde (2). Nachdem diese Restriktionen ökonomischer und politischer Art ge- 
fallen waren, kam es in der Prosperitätsphase 1896 - 1913 — beginnend mit dem 


1 Zu erwähnen ist hier vor allem der große Buchdruckerstreik von 1891/92, in dem 10 000 
bis 12 000 Buchdrucker für die Beseitigung des Zehnstundentages in den Ausstand traten. 

2 Durch Umwandlung des Buchdruckerverbandes in einen Unterstützungsverein kam die 
Gewerkschaftsführung einem Verbot zuvor. 
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zweiten Reichstarifvertrag von 1896 — zu einer Konsolidierung der Tarifbeziehun- 
gen, die sich einmal in einer sehr geringen Streiktätigkeit und zum anderen im suk- 
zessiven Ausbau der Verhandlungs- und Vertragspolitik äußerte. 

Um die Jahrhundertwende, als in anderen Wirtschaftsbereichen — mit Aus- 
nahme des Baugewerbes — Tarifverträge noch völlig unbekannt waren, wies das 
Druckgewerbe ein ausdifferenziertes und umfangreiches Tarifvertragssystem auf, 
das bereits alle wesentlichen Elemente moderner Systeme enthielt. Es umfaßte ne- 
ben den tariflichen Arbeitsnormen (Akkord- und Zeitlohnregelungen, Bestimmun- 
gen über Arbeitszeit, Pausen, Überstunden, Sonntags- und Feiertagsarbeit) und insti- 
tutionellen Regelungen (Friedenspflicht, Schiedsgerichte, Einigungsamt, paritäti- 
scher Tarifausschuß) auch einen ‚‚Organisationsvertrag“ über die gegenseitige Unter- 
stützung zur Stärkung der jeweils anderen Tarifvertragspartei sowie Vereinbarungen 
über ein Vertrauensmännersystem auf betrieblicher Ebene. Letzteres stellte eine 
Vorform des späteren Betriebsratssystems dar. 

Der Organisationsvertrag von 1906, der die gegenseitige Anerkennung der Ta- 
rifparteien als „‚Ordnungsfaktor“ implizierte, sah vor, daß die Mitgliedsfirmen des 
Arbeitgeberverbandes nur Mitglieder des Buchdruckerverbandes beschäftigen und 
umgekehrt die Gewerkschaftsmitglieder nur in tarifgebundenen Firmen arbeiten 
sollten. Dieser Vertrag richtete sich — auf Gewerkschaftsseite — gegen kKonkurrie- 
rende Organisationen und — auf Arbeitgeberseite — gegen die sogenannte „Schmutz- 
konkurrenz“ nichtvertragsgebundener Druckereien, die aufgrund allgemeiner Lohn- 
drückerei und übermäßiger Beschäftigung von Lehrlingen mit Preisunterbietungen 
arbeiten konnten. „Während in anderen Branchen jede Seite versuchte, die Organi- 
sation der anderen Seite zu untergraben, drängten bei den Buchdruckern die Un- 
ternehmer die Arbeiter und die Arbeiter die Unternehmer in deren Organisation“ 
(Burckhardt 1974, S. 59). Solcherart Interessenparallelität, wie sie durch diesen 
Vertrag offensichtlich wurde, hat von Anfang an das Tarifvertragswesen im Druck- 
gewerbe bestimmt. 

Für das Verständnis dieser Entwicklung ist es notwendig, hier auf den beson- 
deren Status der Beschäftigten im graphischen Gewerbe hinzuweisen. Die Buchdruk- 
ker sind das bekannteste Beispiel einer Berufsgruppe, die von marxistischen Kriti- 
kern der ‚Arbeiteraristokratie“ zugerechnet wurden. Ihre Sonderstellung, die sich 
bis ins 16. Jahrhundert zurückverfoigen läßt, gründete auf dem Charakter ihrer Ar- 
beit, die als handwerkliche Kunst betrieben wurde und die vor allem eine sprachli- 
che (auch fremdsprachliche) Bildung voraussetzte. Mit der im frühen 19, Jahrhun- 
dert beginnenden Ablösung der Handpressen durch dampfbetriebene Schnellpressen 
(in Deutschland ab 1826) verlor ein Teil dieser Berufsgruppe — die Drucker — ihren 
privilegierten Status und sank ins Proletariat ab, während ein anderer Teil — die Set- 
zer — ihre „Sonderstellung im Zwischenbereich von Mittelstand, Intelligenz und Pro- 
letariat“ (Beier 1976, S. 19) erhalten konnte. Schon in ihrer sozialen Herkunft kam 
diese Sonderstellung zum Ausdruck. Wie eine Leipziger Untersuchung aus der Mitte 
des 19. Jahrhunderts ergab, war mehr als die Hälfte der Setzer nichtproletarischer 
Herkunft; soweit sie aus dem Proletariat kamen, hatten ihre Väter zu einem großen 
Teil graphische Berufe (Drucker, Setzer) inne (Beier 1976, S. 19 ff.). Angehörige 
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dieser Berufsgruppe waren auch in der Führungsschicht der sozialistischen Arbeiter- 
bewegung in weitaus höherem Maße repräsentiert als ihrem Anteil an der Arbeiter- 
klasse entsprach. 

Als Interessenorganisation einer Berufsgruppe, die aufgrund ihres umfassen- 
den Sprach- und Schriftverständnisses über einen hohen sozialen Status verfügte und 
in geringer sozialer Distanz zu ihren Arbeitgebern stand, weil diese häufig aus der 
gleichen Berufsgruppe hervorgegangen waren, bekannte sich der Buchdruckverband 
früher als andere Gewerkschaften zu einer pragmatisch-reformerischen Politik, die 
den Interessen der Druckereiunternehmer explizit entgegenkam. Aufgrund des ho-, 
hen Personalkostenanteils (vor 1914: 60 bis 70 Prozent) an den Produktionskosten 
waren die Unternehmer, zwecks Eindämmung der Preiskonkurrenz, an der Standar- : 
disierung der Lohnkosten und der Beschränkung der Lehrlingsbeschäftigung interes- 
siert. Aufgrund dieser Interessenkonstellation konnte der zentrale Reichstarifvertrag 
zum Substitut für ein Preiskartell werden. Ohne diesen Umweg über den Tarifvertrag 
hätte in dieser Branche, aufgrund der Vielzahl kleinerer und mittlerer Druckereien 
und ihrer unterschiedlichen Konkurrenzsituation gegenüber den größeren Drucke- 
reien, ein Preiskartell wenig Chancen gehabt. Aus der Überlegung, daß nur starke 
Verbände auf beiden Seiten eine Einhaltung des Tarifs garantieren konnten, resul- 
tierte die gegenseitige Unterstützung, die im Organisationsvertrag fixiert worden war. 
Bemerkenswert und einmalig in der deutschen Sozialgeschichte ist die Tatsache, daß 
damit ein Arbeitgeberverband ein gewerkschaftliches Closed Shop-System sanktio- 
nierte, Die mit dem Organisationsvertrag konstituierte enge interessenpolitische Zu- 
sammenarbeit ging zeitweise so weit, daß die Arbeitgeber bei ihren internen Beratun- 
gen über die Regelung der Preiskonkurrenz Gewerkschaftsvertreter hinzuzogen und 
mit ihnen einen allgemeinen Druckpreistarif erarbeiteten; für Streitfälle, die sich dar- 
aus ergaben, sollte in letzter Instanz das paritätisch besetzte Tarifamt zuständig sein. 

Als Wegbereiter der Tarifvertragspolitik in Deutschland mußten beide Tarif- 
parteien mit ihren jeweiligen Bruderorganisationen, im Gewerkschafts- wie im Ar- 
beitgeberlager, heftige Auseinandersetzungen durchstehen, ehe der Tarifvertragsge- 
danke allgemein akzeptiert wurde. 

Innerhalb der sozialistischen Gewerkschaftsbewegung entbrannte ein Meinungs- 
streit über die Einschätzung des Tarifvertrags, der von der Alternative ‚Tarifgemein- 
schaft oder Klassenkampf“ bestimmt war. Marxistisch orientierte Gewerkschafter 
und Sozialdemokraten warfen dem Buchdruckerverband vor, durch tarifvertragliche 
Vereinbarungen den Klassenkampf aufzugeben oder zumindest zu verwässern. Selbst 
innerhalb des Buchdruckerverbandes meldeten sich die Tarifgegner zu Wort und at- 
tackierten während laufender Tarifverhandlungen den Verbandsvorstand. im Verlauf 
dieser Auseinandersetzungen kam es zur Abspaltung einer oppositionellen Gruppe, 
die von den Kritikern des Tarifvertrags in anderen Gewerkschaften unterstützt wur- 
de. 

Gleichwohl fand der Buchdruckerverband auf dem Kongreß der „Generalkom- 
mission der deutschen Gewerkschaften“ 1899 die Anerkennung für seine tarifpoliti- 
sche Strategie. In der vom Buchdruckerverband eingebrachten Resolution, die mit 
großer Mehrheit angenommen wurde, hieß es: „Tarifliche Vereinbarungen, welchs 


Lohn- und Arbeitsbedingungen für eine bestimmte Zeit regeln, sind als Beweis der 
Anerkennung der Gleichberechtigung der Arbeiter seitens der Unternehmer bei der 
Festsetzung der Arbeitsbedingungen zu erachten und in den Berufen erstrebenswert, 
in welchen eine starke Organisation der Unternehmer wie auch der Arbeiter vorhan- 
den ist, welche die Gewähr für die Aufrechterhaltung des Vereinbarten bieten“ 
(nach Ullmann 1977,58. 146). 

Wurde nach diesem offiziellen Beschluß des Gewerkschaftskongresses der Ta- 
rifvertrag auch nicht mehr grundsätzlich in Frage gestellt, so blieb doch eine diffe- 
renzigerende Einschätzung innerhalb der sozialistischen Gewerkschaftsbewegung be- 
stehen. Reformisten betrachteten Tarifverträge als willkommene Instrumente einer 
gegenwartsbezogenen Reformpolitik; in den Worten eines gewerkschaftsnahen SPD- 
intellektuellen als „eine sehr schöne Errungenschaft des Sozialismus auf dem Boden 
der bestehenden Verhältnisse“ (E. David, 1899, zit. nach Burkhardt 1974, 8.53). 
Demgegenüber hielt der marxistisch-revolutionäre Gewerkschaftsflügel daran fest, 
daß der Tarifvertrag nur einen zeitweiligen Waffenstillstand im Klassenkampf dar- 
stellen könne. 

Im Unternehmerlager blieb indessen die prinzipielle Ablehnung des Tarifvertra- 
ges bis zum 1. Weltkrieg vorherrschend. Die im Deutschen Buchdruckerverein organi- 
sierten Arbeitgeber des Druckgewerbes wurden insbesendere von seiten der Schwer- 
und Großindustrie wegen ihrer Tarifvertragspolitik attackiert. Deren Kampagne ge- 
gen den Buchdruckertarif gipfelte in der Einleitung von Boykottmaßnahmen gegen 
tarifgebundene Druckereien bei der Vergabe von Druckaufträgen. Selbst innerhalb 
des Buchdruckervereins regten sich die Tarifgegner; eine Minderheit spaltete sich ab 
und gründete — mit Unterstützung der Großindustrie — einen eigenen Verband. 

Die Tarifgegnerschaft der Großindustrie beruhte auf einer von den Druckerei- 
besitzern differierenden Interessenlage, für die im wesentlichen drei Momente aus- 
schlaggebend waren: 1) Der mit dem ausgehenden 19. Jahrhundert sich vollziehen- 
de Übergang zur industriellen Massenproduktion brachte tiefgreifende Veränderun- 
gen der Arbeitsorganisation mit sich; bei diesen Umstrukturierungsprozessen woll- 
ten sich die Unternehmer ihre Autonomie nicht durch Tarifverträge einschränken 
lassen. 2) Aufgrund ihrer Größe und Marktstellung bedurfte die Großindustrie zur 
Kartellierung einzelner Branchen nicht des Umwegs über den Tarifvertrag. 3) Die 
vorwiegend nach dem Berufsverbandsprinzip organisierten Gewerkschaften konzen- 
trierten sich vor 1914 in den handwerklich geprägten Produktionszweigen; in Groß- ' 
betrieben waren sie nur schwach verankert. 

Vor dem 1. Weltkrieg gab es im Deutschen Reich für fast 90 Prozent der be- 
schäftigten Arbeiter keine tarifvertraglichen Abmachungen über ihre Arbeitsverhält- 
nisse. Die rapide Entwicklung des Tarifvertragswesens zwischen 1900 (330 gültige 
Tarifverträge) und 1913 (rund 11 000 gültige Tarifverträge) konzentrierte sich auf 
wenige Branchen des Handwerks und der Leicht- und Fertigwarenindustrie. 1913 
waren von den 1.4 Millionen Arbeitern, deren Arbeitsverhältnisse tarifvertraglich 
geregelt waren, etwa die Hälfte in den Produktionszweigen Druckindustrie, Bau- 
gewerbe und Holzindustrie beschäftigt. In der Druckindustrie waren 53 Prozent, 
im Baugewerbe 47 Prozent und in der Holzindustrie 31 Prozent der beschäftigten 
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Arbeiter tarifvertraglich geschützt (Ullmann 1977,S. 98). 

Die Tarifverträge im Druckgewerbe hatten in der Regel Laufzeiten von fünf 
Jahren; unbeschadet dessen waren in der Anfangsphase der Tarifgemeinschaft, zur 
Zeit der großen Depression, fast jährlich Tarifrevisionen — in der Regel Lohnkürzun- 
gen — vorgenommen worden. Die Buchdruckertarife galten bis 1906 ausschließlich 
für männliche Facharbeiter (Setzer, Drucker, Stereotypeure); erst danach wurden 
die Hilfsarbeiter in den Tarifverträgen berücksichtigt. Verwandte Berufsgruppen wie 
Buchbinder und Lithographen hatten eigene gewerkschaftliche Berufsverbände ge- 

gründet und nach dem Muster der Buchdrucker ihre Verhandlungs- und Vertragspo- 
litik gestaltet, wenngleich mit geringerem Erfolg. 

Für die Tarifpolitik der Buchdrucker in den ersten vier Jahrzehnten (1873 - 
1913) läßt sich die folgende Bilanz ziehen: 


(a) Lohn. Vereinbarungen über Mindestwocheniohn, Zuschläge für Überstunden, 
Nacht- und Feiertagsarbeit; Differenzierung nach Alters- und Ortsklassen (Lokal- 
zuschläge). Die Enwicklung der Reallöhne hielt sich in engen Grenzen; für den ge- 
samten Zeitraum dürfte die Erhöhung kaum mehr als 25 bis 30 Prozent betragen ha- 
ben. 

(b) Arbeitszeit. Reduzierung von 12 auf 9 Stunden täglich (samstags 8 Stunden) 
und 53 Stunden wöchentlich. 

(c) Urlaub. Keine tariflichen Regelungen, vereinzelt bestanden freiwillige Vereinba- 
rungen auf betrieblicher Ebene. 

(e) Maschinensatz. Ab 1900 Setzmaschinentarif mit den Regelungen: Besetzung nur 
mit Facharbeitern nach dreimonatiger Zusatzausbildung; Lohnzuschlag von 25 Pro- 
zent im Zeitungsbetrieb und 30 Prozent in Werkdruckereien; im Zeitungsbetrieb 
Reduzierung der täglichen Arbeitszeit um eine Stunde. 

(f) Vertrauensleute. Ab 1911 in allen Betrieben mit mindestens 6 Beschäftigten: 
Wahl eines Vertrauensmannes, dem Beschwerde- und Vorschlagsrechte sowie ein be- 
sonderer Kündigungsschutz eingeräumt wurde. 


Zugleich waren mit den Tarifverträgen Kontroll- und Schlichtungsorgane geschaffen 
worden, die den Begriff der „‚Tarifgemeinschaft“ im eigentlichen Sinne erst rechtfer- 
tigten. Der Tarifausschuß (früher: Tarif-Revisionskommission) hatte die Aufgabe, 
neue Tarife aufzustellen, wenn die alten gekündigt waren. Seine Besetzung erfolgte 
paritätisch mit Vertretern.beider Seiten, die in getrennten Urabstimmungen gewählt 
wurden. Beschlüsse wurden mit einfacher Mehrheit, aber mindestens drei Stimmen 
von jeder Seite, gefaßt. 

Als Schlichtungsinstanz bei Auslegungsschwierigkeiten waren Schiedsgerichte 
vorgesehen, die gleichfalls paritätisch besetzt wurden; deren Berufungsinstanz war 
das Tarifamt, das gleichzeitig als Vollzugs- und Verwaltungsorgan des Tarifausschus- 
ses fungierte. 

Die vom Buchdruckerverband praktizierte Tarifpolitik wirkte sich äußerst po- 
sitiv auf die Mitgliederentwicklung aus. Hatte der Verband zur Zeit des ersten Reichs- 
tarifvertrags 1873 über 7 060 Mitglieder gezählt, so warer 1913 auf das Zehnfache 
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dessen angestiegen (69 000). Der Organisationsgrad der Gehilfen lag bei durchschnitt- 
lich 90 Prozent. Weibliche Mitglieder hatte der Verband keine (erst 1920 wurde 
durch Statutenänderung die Aufnahme weiblicher Gehilfen in den Verband ermög- 
licht). Ein geringerer Teil der Gehilfen war im christlichen Gutenbergbund (gegrün- 
det 1893) organisiert. Mit 3 500 Mitgliedern (1913) war er keine emsthafte Kon- 
kurrenz für den Buchdruckerverband. 

Die differenzierte und ausgeklügelte Gestaltung der Tarifverträge im Druckge- 
werbe und die zu ihrer Durchführung und Kontrolle geschaffenen Organe wurden 
. von zeitgenössischen Juristen als mustergültig und vorbildlich für andere Wirtschafts- 
und Berufsgruppen bezeichnet. Der exemplarischen Entwicklung des Tarifvertrags- 
systems im Druckgewerbe war es vor allem zu danken, daß Tarifverträge von Rechts- 
wissenschaft und Rechtsprechung allmählich als eigenständige Rechtsgebilde wahr- 
genommen wurden. 

Trotz seiner offensichtlichen Funktionsfähigkeit in der relativ konfliktfreien 
Regelung zwischen grundsätzlich divergierenden Interessen blieb das ausgefeilte Ta- 
rifvertragssystem im Druckgewerbe singulär. Allein im Baugewerbe bahnte sich eine 
vergleichbare Entwicklung der tariflichen Vertrags- und Verhandlungspolitik an. In 
der Groß- und Schwerindustrie stellte sich erst unter dem Eindruck revolutionärer 
Strömungen gegen Kriegsende ein Sinneswandel ein. Nunmehr erschien deren Spre- 
chern und Repräsentanten die Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwischen Arbeit- 
geberverbänden und Gewerkschaften, nach dem Vorbild der Tarifgemeinschaften, 
als Gebot der Stunde. 


2... Von der Novemberrevolution bis zum Ende der Weimarer Republik (1918 bis 
1933) 


Die militärische Niederlage und die sich anschließende Novemberrevolution und Rä- 
tebewegung veränderten die politischen Kräfteverhältnisse im Deutschen Reich 
grundlegend. 

Die politische Radikalisierung von Teilen der Arbeiterschaft und die Polarisie- 
rung in der Arbeiterbewegung zwischen Anhängern der Rätebewegung und Verteidi- 
gern der Arbeitsgemeinschaftspolitik machte sich auch im Verbänd der deutschen 
Buchdrucker gelten, wenngleich in wesentlich abgeschwächter Form als in anderen 
Gewerkschaften. 

Die Radikalisierung war z. T. durch den Zustrom bislang unorganisierter Ar- 
beitermassen, der 1919 einsetzte, ausgelöst worden. An dieser stürmischen Entwick- 
lung der „Mitgliederinflation“ (3) hatte der Buchdruckerverband nicht teil. Der be- 
reits vor dem Ersten Weltkrieg srreichte hohe Organisationsgrad und die Begrenzung 
des Rekrutierungsfeldes auf Facharbeitergruppen ließ die Mitgliederzahlen nur lang- 
sam anwachsen (4). 


= Dez Mitgliederbestand der freien Gewerkschaften wuchs von 2.5 Mio. (1913) auf über 8 
Mic. (1920) an. 
4 Nachdem 1920 die Mitgliederverluste während des I. Weltkrieges wieder aufgeholt war- 
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Im größten Einzelverband, dem Deutschen Metallarbeiterverband (1919: 1.5 
Millionen Mitglieder), bildete die Opposition gegen die Arbeitsgemeinschaftspolitik 
des ADGB zeitweise die Mehrheit, ohne jedoch mit dem ADGB zu brechen. dm 
Buchdruckerverband blieb die Opposition minoritär, im wesentlichen auf die Städte 
Berlin und Leipzig beschränkt. Sie trat indessen innerhalb des Verbandes als organi- 
sierte Opposition auf und gab ein eigenes Organ, den „Graphischen Block“, heraus. 
Entgegen der Politik des Verbandsvorstandes, der an der Tarifgemeinschaft mit den 
Unternehmern festhielt, forderte, die Opposition die Aufkündigung der gemeinsa- 
men Organe und die Beschränkung auf Tarifverträge, die mittlerweile nicht mehr 
umstritten waren. Außerdem strebte sie einen graphischen Industrieverband an, der 
die vier graphischen Verbände der Buchdrucker, der Lithographen und Steindrucker, 
der Buchbinder und Papierarbeiter und der graphischen Hilfskräfte vereinen sollte. 
Die Verbandsleitungen dieser vier Gewerkschaften .beschlossen indessen nur eine 
lockere Zusammenarbeit und bildeten den Graphischen Bund, Als eine Konzession 
an die revolutionäre Forderung „Alle Macht den Räten“ ist die vorübergehende Bil- 
dung eines Buchdruckerrats zu werten, der bis März 1949 den Tarifausschuß der 
Buchdrucker-Tarifgemeinschaft ersetzte. In ihm waren Gehilfen und Unternehmer 
paritätisch vertreten; seine wichtigste Aufgabe war die Lösung jener Probleme, die 
sich aus der Demobilisierung und dem Übergang zur Friedenswirtschaft im graphi- 
schen Gewerbe ergaben. 

Die Tarifgemeinschaft im graphischen Gewerbe, die in gewisser Weise das all- 
gemeine Vorbild für die Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwischen Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeberverbänden nach 1918 abgegeben hatte, fand noch vor diesen ihr 
Ende. 1922 wurden in einem Manteltarifvertrag Vereinbarungen getroffen, die die 
bisherige Vertragsgemeinschaft auf die Tarifverbände reduzierte. Das Tarifamt als 
gemeinsames Vollzugs- und Verwaltungsorgan mit hauptamtlichem Geschäftsführer 
wurde aufgelöst; der von beiden Seiten in getrennter Urabstimmung paritätisch be- 
setzte Tarifausschuß wurde durch eine Tarifkommission ersetzt, in die die vertrags- 
schließenden Organisationen Vertreter entsandten; die Festsetzung des Druckpreis- 
tarifs wurde zur alleinigen Sache der Prinzipale. 

Die Ersetzung der Tarifgemeinschaft durch ein Tarifvertragsverhältnis war 
nicht nur zurückzuführen auf die, durch wirtschaftliche Not und Inflation der Nach- 
kriegsjahre bedingten, härteren Auseinandersetzungen zwischen Gehilfen und Prin- 
zipalen, die häufiger als früher in Arbeitskämpfe, auch ‚illegale‘, einmündeten, son- 
dern vor allem darauf, daß die historische Entwicklung ihre objektive Notwendig- 
keit überholt hatte. „Ihre primäre Funktion war es gewesen, die vereinbarten Tarif- 
bestimmungen durchzusetzen und deren Einhaltung zu kontrollieren. Vor 1914 war 
sie notwendig gewesen, weil tarifliche Normen keinerlei rechtlichen Schutz genossen. 
Die Tarifgemeinschaft war das Bündnis derjenigen Gehilfen und Prinzipale gewesen, 
welche Tarifnormen vereinbart hatten, für die aber diese Normen nur geringen Wert 
besaßen, -wenn sie nicht auch von den konkurrierenden Prinzipalen und Gehilfen 
eingehalten wurden. Die Tarifgemeinschaft hatte sich vor allem auf die Kraft des 


den waren und der Vorkriegsstand von rund 70 000 Mitgliedern wieder erreicht war, 
stieg die Mitgliederzahl bis Ende der Weimarer Republik auf rund 90 000 Mitglieder. 


23 


Verbandes gestützt, der mehr und mehr Prinzipale zwang, sich dem Tarifvertrag zu 
unterwerfen. Die Kraft des Verbandes war wiederum gewachsen, als mit zunehmen- 
der Ausdehnung der Tarifgemeinschaft immer mehr Gehilfen zu tariflichen Bedin- 
gungen bezahlt wurden. Diesem Wechselspiel war die Tarifgemeinschaft organisato- 
rische Stütze gewesen “ (Vring 1965, S. 298 f.). Nachdem rund 90 Prozent der Ge- 
hilfen im Ruchdruckerverband organisiert waren und die Tarkvertragsnormen recht- 
lichen Schutz genossen, war diese Stütze nicht mehr notwendig. 

Eine gravierende Beschränkung der erst in der Revolution von 1918 voll durch- 
gesetzten Tarifautonomie bildete die fünf Jahre später durch Verordnung der Reichs- 
regierung eingeführte staatliche Zwangsschlichtung. Durch sie konnten beide Partei- 
en gezwungen werden, Schiedssprüche zu akzeptieren, denen sie sich freiwillig nicht 
unterwerfen wollten. Um tätig zu werden, bedurften die Schlichtungsinstanzen 
nicht in jedem Falle des Anrufs einer Partei; wenn das „öffentliche Interesse“ ihr 
Eingreifen erforderlich erscheinen ließ, konnten sie auch ‚‚von Amts wegen“ tätig 
werden. Damit war die Tarifvertragsfreiheit praktisch aufgehoben. 

Bezeichnend für das Verhalten der Tarifverbände im graphischen Gewerbe 
war, daß sie in ihrem Manteltarifvertrag von 1925 die staatlichen Schlichter mit Drit- 
telparität in ihre eigenen Schlichtungsinstanzen einbauten: das Zentralschlichtungs- 
amt setzte sich aus je drei Vertretern der vertragsschließenden Organisationen und 
drei unparteiischen Vorsitzenden, die vom Reichsarbeitsministerium zu benennen 
waren, zusammen. Innerhalb der Gewerkschaften löste „diese blinde Unterwerfung“ 
(Burkhardt 1974,8.99) heftige Auseinandersetzungen aus. 

Eine Bilanz der materiellen Seite der Tarifpolitik in den Jahren der Weimarer 
Republik muß die schwierigen ökonomischen Bedingungen (Inflation, Arbeitslosig- 
keit) mit in Rechnung stellen. 


In der Lohnpolitik konnten die Buchdrucker erst 1924 wieder das Reallohnniveau 
der Vorkriegszeit erreichen, nachdem es zwischenzeitlich auf 40 Prozent gesunken 
war. Nachdem in den Jahren 1925 - 1929 weitere Lohnerhöhungen durchgesetzt 
werden konnten, wurden in den Jahren danach tarifliche Lohnreduzierungen durch 
Schiedssprüche verfügt. 

Hinsichtlich der Lohnstruktur wurden die bestehenden Lohndifferenzierun- 
gen weiter ausgebaut. Neben den Alters- und Ortszuschlägen wurden in den Infla- 
tionsjahren für Verheiratete und Lecdige unterschiedliche Lohnsätze vereinbart. Bei 
den Facharbeitern erhielten — neben den Maschinensetzern — ab 1923 auch die 
Korrektoren einen Lohnzuschlag auf den Facharbeiterecklohn. Betrug dieser bei 
den Maschinensetzern zuletzt 20 Prozent, so bei den Korrektoren 7.5 Prozent. Mit 
dem ersten Reichstarifvertrag für graphische Hilfskräfte 1921 wurden deren Lohn- 
sätze in prozentualen Relationen zum Facharbeiterecklohn festgeschrieben: in der 
- jeweils höchsten Altersstufe erhielten männliche Hilfsarbeiter 85, Anlegerinnen und 
sonstige Hilfsarbeiterinnen 50 Prozent des Buchdruckerlohnes. Nach sukzessiven 
Reduzierungen betrugen diese Relationen 1932 nur noch 75, 51 und 41 Prozent. 

Rückschläge gab es in der Arbeitszeitpolitik. Ende 1923 wurde durch einen 
Schiedsspruch des Reichsarbeitsministeriums der Achtstundentag im Druckgewerbe 
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wieder aufgehoben: die Wochenarbeitszeit sollte von 48 auf 54 Stunden erhöht wer- 
den. Erst der massive Widerstand der Gehilfen, der die Unterstützung des ADGB 
fand, weil auch dieser darin die Aufhebung einer wichtigen Errungenschaft der Re- 
volution von 1918 sah, konnte verhindern, daß der Schiedsspruch für verbindlich 
erklärt wurde. Unter erneuter Einschaltung des Reichsarbeitsministeriums handel- 
ten die Tarifverbände ein Arbeitszeitabkommen aus, mit dem faktisch die 53-Stun- 
den-Woche mit entsprechender Erhöhung des Wochenlohns (ohne Überstundenzu- 
schläge) eingeführt wurde. ; 

Erste Urlaubsabkommen wurden im graphischen Gewerbe 1919 abgeschlos- 
sen. Der Grundurlaub für Facharbeiter betrug 5 Tage, für Hilfsarbeiter 4 Tage. Vor- 
gesehen war ferner eine Staffelung nach Dauer der Betriebszugehörigkeit. Der 
Höchsturlaub betrug zunächst für Facharbeiter 15 und für Hilfsarbeiter 12 Tage, in 
den Jahren 1923/24 wurde die Höchstdauer auf 12 bzw. 10 Tage reduziert. 


Die vor allem gegen Ende der Weimarer Republik unter dem Einfluß der Weltwirt- 
schaftskrise durchgesetzten Verschlechterungen in den tariflichen Normen beschrän- 
ken sich nicht nur auf das graphische Gewerbe. Aufgrund der politischen Verhält- 
nisse und ökonomischen Entwicklungen waren die Gewerkschaften generell in die 
Defensive gedrängt worden. Unternehmerforderungen nach Verschlechterungen 
konnten nur teilweise abgewehrt werden, teilweise wurden sie durch staatliche 
Schiedssprüche verfügt. Als die Nazis 1933 die Macht übernommen und die Gewerk- 
schaften zerschlagen hatten, ersetzten sie die Tarifverträge durch staatliche Tariford- 
nungen, ohne die Arbeitsnormen zu ändern; sie wurden auf ihrem niedrigsten Stand 
für die Dauer des Dritten Reiches festgeschrieben. 


3. Von der Währungsreform bis heute (1948 bis 1978) 


Wie inanderen Industrie-und Wirtschaftszweigen wurden auch in der Druckindustrie 
und dem Verlagswesen die Tariforganisationen neugegründet. 

Auf Gewerkschaftsseite wurde im Dezember 1948 die Industriegewerkschaft 
Druck und Papier gegründet, deren Organisationsbereich das gesamte graphische Ge- 
werbe einschließlich der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage und die Papier und Pap- 
pe verarbeitende Industrie umfaßt. In der Weimarer Republik hatten diesen Organi- 
sationsbereich sich noch vier Berufsverbände geteilt: der Verband der Deutschen 
Buchdrucker, der Verband der Lithographen, Steindrucker und verwandten Berufe, 
der Verband der Buchbinder und Papierverarbeiter und der Verband der graphischen 
Hilfskräfte. Dem Charakter einer Industriegewerkschaft entsprechend, gehören der 
IG Druck zwar Arbeiter, Angestellte, Journalisten und — seit einigen Jahren — auch 
Schriftsteller an, gleichwohl findet sich in der internen Gliederung nach Berufsgrup- 
pen und Sparten das alte Berufsverbandsprinzip wieder. So beraten die Maschinen- 
setzer ebenso wie die Korrektoren, die Handsetzer oder die Sterotypeure ihre tarif- 
lichen und berufspolitischen Angelegenheiten in eigenen Sparten, die antragsberech- 
tigt sind. Mehrere Sparten sind in Berufsgruppen zusammengefaßt (Druckformher- 
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-stellung, Druck, Buchbinden und Papierverarbeitung, graphische Hilfskräfte, Ange- 
stellte, Journalisten und Schriftsteller), die ihre eigenen Landes- und Bundeskonfe- 
renzen durchführen. Daneben besteht eine vierstufige Organisationgliederung nach 
Ortsverein, Bezirk, Landesbezirk und Bund, in dem alle Mitglieder, unabhängig von 
ihrem beruflichen Status, nach dem Delegationsprinzip vertreten sind. 

Mit 145 000 Mitgliedern (1978) gehört die IG Druck und Papier zu den kleine- 
ren Gewerkschaften im DGB; ihr Mitgliederanteil liegt bei 2 Prozent. In der Mitglie- 
derentwicklung ist bis 1974 ein kontinuierliches Wachstum festzustellen (Höchst- 
stand 163 000), seitdem geht die Mitgliederzahl zurück. Etwa vier Fünftel ihrer Mit- 
glieder Kommen aus der Druckindustrie, der Rest aus der Papierverarbeitung. Am 
besten organisiert sind die Facharbeiter der Druckindustrie (etwa 90 Prozent): nur 
zu einem Fünftel sind Angestellte und Frauen organisiert. Die Journalisten, die als 
Deutsche Journalisten-Union (dju) mit knapp 5000 Mitgliedern eine Berufsgruppe 
innerhalb der IG Druck bilden, haben im Deutschen Journalisten-Verband eine Kon- 
kurrenzorganisation außerhalb des DGB. 

Auf Arbeitgeberseite stehen der IG Druck und Papier im Druck- und Verlags- 
gewerbe drei Arbeitgeberverbände gegenüber: der Bundesverband Druck (BVD), der 
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) und der Verband Deutscher 
Zeitschriftenverleger (VDZ). Der Organisationsgrad ist in allen drei Verbänden hö- 
her als in der IG Druck und Papier. Alle großen Druck- und Verlagshäuser sind, bis 
auf eine oder zwei Ausnahmen, Verbandsmitglieder. Die extreme Heterogenität in 
der Größenstruktur der Mitgliedsfirmen gilt als ein schwieriges Problem für die For- 
mulierung einer einheitlichen Verbandspolitik. Für die tarifpolitische Willensbildung 
haben alle drei Verbände sozialpolitische Ausschüsse gebildet, in denen die jeweils 
maßgeblichen Mitgliederformen repräsentiert sind. Da die großen Verlage auch über 
Druckereien verfügen, gibt es nicht nur Doppel- und Dreifachmitgliedschaften, son- 
dern auch personelle Identitäten in den Sozialpolitischen Ausschüssen. Schon da- 
durch ist eine enge tarifpolitische Kooperation der drei Arbeitgeberverbände gewähr- 
leistet. Die Tarifführerschaft auf Arbeitgeberseite kommt ohne Zweifel dem BVD 
zu. Er vereinbart mit der 1G Druck und Papier die Tarife für die Arbeiter in der 
Druckindustrie für die gesamte Bundesrepublik. Dieser Tarifabschluß ist in der Regel 
präjudizierend für die Gehaltstarife der Angestellten in der Druckindustrie, die re- 
gional verhandelt werden, und für die vom BDZV mit der IG Druck und Papier zen- 
tral ausgehandelten Gehaltstarife der Journalisten und Redakteure sowie für die Ge- 
haltstarife der Verlagsangesteilten, die wiederum regional verhandelt werden. 

Die zentral vereinbärten Tarifnormen für die gewerblichen Arbeitnehmer in 
der Druckindustrie bilden aus zwei Gründen das Präjudiz für die übrigen Tarifberei- 
che: einmal handelt es sich hierbei um jenen traditionellen Kernbereich, für den seit 
über hundert Jahren Tarifnormen bestehen, und zum anderen stellt er — der Zahl 
der Beschäftigten nach — den größten Tarifbereich im Druck- und Verlagswesen 
dar. 

im Rückblick auf die letzten 30 Jahre Tarifpolitik in der Druckindustrie ist 
festzuhalten: 
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1. Die Druckindustrie zählte zu den ersten Industrien, in denen nach dem Zweiten 
Weltkrieg wieder geordnete Tarifbeziehungen aufgebaut wurden. Bereits 1949 wur- 
de der erste Manteltarifvertrag und der erste Lohntarifvertrag für die gesamte Druck- 
industrie abgeschlossen. Förderlich für diese schnelle Rekonstruktion der Tarifbe- 
ziehungen dürfte die lange Tradition der Tarifpolitik im graphischen Gewerbe gewe- 
sen sein, an die erneut angeknüpft werden konnte. 

2. Bis Anfang der siebziger Jahre zeichnete sich die Tarifpolitik durch einen koope- 
rativen Charakter aus. Die Tatsache, daß häufig die erste Schlichtungsinstanz bemüht 
wurde, um zu Tarifvereinbarungen zu kommen, macht eher deutlich, daß beide Ta- 
rifverbände die Schlichtung als festen Bestandteil der Tarifverhandlungen benutzten. 
in dem fast fünfundzwanzigjährigen Zeitraum kam es nur zu zwei Urabstimmungen 
(1952, 1961) und einem neuntägigen Lohnstreik (1952). 

3. Bei den materiellen Ergebnissen ihrer Tarifpolitik lag die IG Druck und Papier 
weit vorn. In der Lohnpolitik konnten die männlichen Arbeiter bis Mitte der siebzi- 
ger Jahre die Spitzenposition in der industriellen Lohnskala behaupten. In der Ar- 
beitszeitpolitik hatte sie als eine der ersten Gewerkschaften die 40 Stunden-Woche 
erreicht (1965). Auch hinsichtlich anderer Leistungen (Urlaub, 13. Monatslohn und 
zusätzliches Urlaubsgeld), die die 1G Druck und Papier tariflich durchsetzte, kam 
ihr eine Vorreiterrolle zu. j 

4. In den siebziger Jahren zeichneten sich die Tarifbeziehungen eher durch einen 
konfliktorischen Charakter aus. Dies kündete sich bereits darin an, daß in den Lohn- 
verhandlungen ab 1970 regelmäßig die zweite Schlichtungsinstanz eingeschaltet wer- 
den mußte. Innerhalb von fünf Jahren fanden drei Streiks und zwei Aussperrungen 
statt. Einem kurzen Lohnstreik im Jahre 1973 folgte 1976 ein dreiwöchiger Arbeits- 
kampf, bei dem die Unternehmer erstmals zur bundesweiten Aussperrung aller Ar- 
beiter der Druckindustrie aufriefen. Obwohl ein Arbeitskampf um Lohnforderun- 
gen, stand hinter dem mit aller Härte um wenige Zehntelprozente geführten Tarif- 
konflikt bereits jene Sorge und Unruhe der Beschäftigten über sich verschlechtern- 
de Berufsperpektiven und unsichere Arbeitsplätze, die im Tarifkonflikt 1978 (siehe 
Teil IV) auch den Forderungsgegenstand bestimmten. Rückblickend erscheint der 
Lohnkampf 1976 alseine Art Generalprobe für die zwei Jahre später folgenden Aus- 
einandersetzung über die durch die neue Technik der Satzherstellung (Fotosatz) auf- 
geworfenen sozialen Folgeprobleme der Qualifikations- und Besitzstandsgefährdung. 


Die gewerkschaftliche Tarifpolitik steht seit Anfang der siebziger Jahre vor zwei 
zentralen Problemen, deren Lösung bislang nur ansatzweise angegangen wurde. In 
ihnen Künden sich mit großer Wahrscheinlichkeit tiefgreifende Veränderungen in 
der Organisationsstruktur und Politik der traditionellen Facharbeitergewerkschaft 
an. 

Das erste Problem ist primär ein organisationsinternes, das mit den beiden 
Stichworten Berufsgruppen und Lohntarifstruktur gekennzeichnet werden kann. 
Das Problem besteht darin, daß die innere Differenzierung der Mitgliederschaft nach 
beruflichen und qualifikatorischen Merkmalen in der bestehenden Lohntarifstruktur 
nicht mehr ihren adäquaten Ausdruck findet. Die Differenzierungslinien verlaufen 
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nicht mehr ihren adäquaten Ausdruck findet. Die Differenzierungslinien verlaufen 
einerseits zwischen verschiedenen Facharbeitergruppen und andererseits zwischen 
Facharbeitern und graphischen Hilfskräften. 

Die Tatsache, daß die hochorganisierte Berufsgruppe der Maschinensetzer 
120 Prozent, die Korrektoren 107.5 Prozent, die übrigen Facharbeiter (Drucker, 
Handsetzer, Chemigraphen, Stereotypeure etc.) nur 100 Prozent des Ecklohns er- 
halten, hat seit den frühen fünfziger Jahren in der Organisation konkurrierende Ten- 
denzen zwischen den Facharbeitergruppen begünstigt. Auseinandeısetzungen über 
die als willkürlich angesehene Tarifstruktur haben auch zu der 1952 erfolgten Ab- 
spaltung des Deutschen Senefelder Bundes (dessen Mitglieder vorwiegend den Be- 
rufsgruppen der Flachdrucker und Chemigraphen angehörten) geführt, der sich erst 
1965 wieder mit der 1G Druck vereinigte. Auf dem 9. Gewerkschaftstag 1971 unter- 
nahm die Organisation den Versuch, das von den Lohnzuschlägen für Maschinenset- 
zer und Korrektoren ausgehende Ärgernis zu beseitigen, indem sie den Entwurf 
eines neuen Lohntarifvertrages für die Druckindustrie vorlegte, der vorsah, daß alle 
höher qualifizierten Facharbeiter (ohne Spezifizierung des Berufs) Zuschläge von 
10 bzw. 20 Prozent erhalten soliten. Dieser Entwurf gilt mittlerweile aufgrund der 
technischen Entwicklung als veraltet. Auf dem letzten Gewerkschaftstag 1977 wurde 
er auf Antrag des Hauptvorstandes wieder aufgehoben. Die Rivalitäten zwischen 
Druckern und Maschinensetzern werden mit der technischen Entwicklung indessen 
nicht geringer; denn die technischen Veränderungen im Druck- und Satzbereich ha- 
ben den beruflichen Status des Druckers aufgewertet und den des Setzers abgewer- 
tet. Daher erscheint die bestehende Lohndifferenzierung umso weniger gerechtfer- 
tigt. 

Eine zweite innerverbandliche Konfliktfront verläuft zwischen Facharbeitern 
und Hilfskräften. Spannungen zwischen diesen beiden Gruppen resultieren aus fol- 
genden Problemen: a) Während es für die Facharbeiter drei Lehngruppen gibt, sind 
die Hilfskräfte in fünf verschiedenen Lohngruppen eingestuft, mit Abstufungen zwi- 
schen 71.5 und 83.5 Prozent des Ecklohns; diese Differenzierung wird noch dadurch 
akzentuiert, daß die weiblichen Hilfskräfte zumeist in den unteren, die männlichen 
in den oberen Lohngruppen eingestuft werden. b) Für die Hilfskräfte, die z.T. Qua- 
lifikationen in branchenfremden Berufen (z.B. als Bäcker, Metzger, Friseur etc.) er- 
worben haben, sind die Facharbeiter Quasi-Vorgesetzte. c) In den tarifpolitischen 
Eintscheidungsgremien wie der Tarifkommission sind die Hilfskräfte mit ein oder 
zwei Vertretern in einer hoffnungslosen Minderheit. 

Diese innerverbandlichen Konkurrenzbedingungen zwischen einzelnen Berufs- 
und Qualifikationsgruppen haben in der Vergangenheit zu internen Auseinanderset- 
zungen und Protestaktionen geführt und die gewerkschaftliche Solidarität auf harte 
Proben gestellt. Eine grundlegende Veränderung der Lohntarifstruktur wird in der 
IG Druck und Papier daher für unabdingbar gehalten, wenn auch über neue Bewer- 
tungskriterien noch Meinungsverschiedenheiten und Unklarheiten bestehen. 

Letztere resultieren u.a. aus dem zweiten Problem — den gegenwärtig ablau- 
fenden technologischen und arbeitsorganisatorischen Rationalisierungsprozessen — 
die nicht nur ein gewerkschaftsinternes Problem darstellen, sondern auch zu schwe- 
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ren Belastungen der Tarifbeziehungen geführt haben. 

Die im folgenden Teil dargestellten Veränderungen in der Technologien und 
deren Auswirkungen in der Satzherstellung verstärken nicht nur jene Tendenzen, 
die die bisherige Lohnhierarchie in Frage stellen, sondern — und dies ist gravieren- 
der — bedrohen die berufliche Existenz jener Facharbeitergruppen, die das organisa- 
torische Rückgrat der 1G Druck und Papier bilden. Die jüngsten Tarifkonflikte, die 
um die tariflichen Regelungen der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen in rechner- 
gesteuerten Textsystemen geführt wurden, gingen letztlich auch darum, ob die IG 
Druck und Papier ihre Organisationsstruktur und politische Praxis im wesentlichen 
aufrechterhalten kann oder ob sie mit dem Verlust ihres traditionellen Mitgliederpo- 
tentials rechnen und sich daher grundlegend umorientieren muß. 

Obgleich in der Vergangenheit auch andere westdeutsche Gewerkschaften mit 
einschneidenden Rationalisierungsprozessen in ihren Örganisationsbereichen kon- 
frontiert worden sind, hat sich bislang für keine andere das Problem in dieser Schär- 
fe gestellt. Dies erklärt auch, warum sich in der Druckindustrie die tarifpolitischen 
Auseinandersetzungen derart zugespitzt haben, daß innerhalb weniger Jahre die lan- 
ge Tradition kooperativer Tarifbeziehungen in Frage gestellt wurde. 


H.  Technologische Veränderungen in der Druckindustrie (5) 


Die abhängig Beschäftigten in der Druckindustrie produzieren vielfältige Waren, von 
denen die Zeitungen und Zeitschriften — gemäß ihrem relativen Anteil am Gesamt- 
umsatz -- die bedeutsamsten Erzeugnisgruppen darstellen. Während Geschäftspapie- 
re 23 Prozent, Werbungsmaterial 19 Prozent und Bücher 9 Prozent des Gesamtum- 
satzes ausmachen, beträgt der Anteil von Zeitungen und Zeitschriften über 30 Pro- 
zent. Die technologischen Veränderungen in den vergangenen Jahrzehnten konzen- 
trierten sich auf die Zeitungsherstellung unter dem Aspekt schnellerer Produktions- 
zeiten und damit aktuellerer Berichterstattung. Sie sollen im Mittelpunkt der Dar- 
stellung stehen. Die Zeitungsherstellung vollzieht sich in drei Fertigungsphasen, die 
in unterschiedlichem Maße von der Einführung neuer technischer Systeme betroffen 
wurden: Texterfassung, Druckformherstellung und Druck. 


1. Die Aufgaben der Texterfassung fallen in den Zuständigkeitsbereich der Redak- 
tion und der Anzeigenabteilung. Die Redaktion erstellt aus Korrespondentenberich- 
ten, Meldungen von Presseagenturen, eigenen Artikeln und Fotomaterial den redak- 
tinellen Teil der Zeitung, der von der Anzeigenabteilung komplettiert wird. Redak- 
‚tion und Anzeigenabteilung kombinieren das Material zu Seitenspiegeln, die mit den 
Manuskripten an die technischen Abteilungen zur Druckformherstellung weitergelei- 
tet werden. 
2. In der Setzerei erhalten redaktioneller Text und Anzeigen auf manuellem oder 


5 Den folgenden Ausführungen liegt im wesentlichen die Studie des Soziologischen For- 
schungsinstituts Göttingen, Produktion und Qualifikation, Göttingen 1977, zugrunde, 
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maschinellem Wege eine gestaltete Form; die Chemigraphie verarbeitet die Bilder zu 
druckfertigen Klischees. Beides stellt der Metteur nach den Seitenspiegeln in eine 
Form zusammen („Umbruch“),die als Grundlage für die weitere Verarbeitung dient. 
Die umbrochene Seite wird in eine Mater geprägt, die die Stereotypeure in eine zy- 
lindrische Druckplatte gießen. 

3. Die endgültige Form erhält die Zeitung auf Rollenrotationspressen mit Endlospa- 
pierrollen in der Druckerei. Die mit Farbe versehenen zylindrischen Druckplatten 
prägen die Schrift auf das Papier, das anschließend gefalzt, geschnitten und in die 
Packerei transportiert wird. 


Die Zeitungsproduktion durchläuft diese drei Fertigungsstufen seit der Einführung 
des Rotationsdruckverfahrens (Anfang des 19. Jahrhunderts) und der Erfindung der 
Setzmaschine (1886). Während das Druckverfahren seit der Erfindung der Buch- 
druckerkunst durch Gutenberg (1440) mehrfach Verbesserungen erfuhr, blieb die 
Satztechnik — mit Ausnahme der Einführung der Setzmaschine — über Jahrhunder- 
te unverändert. In der Nachkriegsgeschichte indessen erlebte der Satzbereich mehre- 
re Rationalisierungsschübe, die das Qualifikationsniveau der klassischen ‚‚Arbeiter- 
aristokratie“ nachhaltig reduzierten. Die Folgen der technologischen Erneuerungen 
waren in den einzelnen Rationalisierungs-Phasen durchaus unterschiedlich. Während 
die in der Phase allgemeiner wirtschaftlicher Expansion eingeführten Perforatoren 
und TTS-Setzmaschinen (Tele-Type-Setting) zwar das Qualifikationsniveau, nicht 
hingegen das Beschäftigungs- und Lohnniveau bedeutsam veränderten, dfe verstärk- 
te Anwendung von Satzrechnern ab Mitte der sechziger Jahre vergleichbare Folgen 
nach sich zog, brachte erst der Einsatz von Fotosatzsystemen (seit Anfang der sieb- 
ziger Jahre) auch tiefgreifende Veränderungen beschäftigungs- und lohnpolitischer 
Art. 


1. Die Einführung von Perforatoren und Schnellsetzmaschinen seit Mitte der 
fünfziger Jahre 


Von der unmittelbaren Nachkriegszeit bis Mitte der fünfziger Jahre veränderten sich 
die technologische Struktur und das Qualifikationsniveau in der Druckindustrie 
nicht: Die Zeitungsproduktion erfolgte im Hand- und Maschinensatz. Die Tätigkeit 
des Handsetzers befindet sich im Mechanisierungsstadium ‚Null. Der Handsetzer 
verfügt über breite orthografische, typografische und grafische Kenntnisse. Demge- 
genüber sind zwar beim Maschinensetzer die Anforderungen an technisches Wissen 
größer, da er die Funktionsweise der Maschine exakt beherrschen muß, die grafi- 
schen Qualifikationen sind indes geringer. Vergleichbar dem Hand- und Maschinen- 
setzer muß auch der Metteur über ausgeprägte orthografische und typografische 
Kenntnisse verfügen, während er grafische Gestaltungsaufgaben nur in geringem 
Maße eigenständig verrichtet. Trotz dieser Differenzen lassen sich sämtliche Tätig- 
keiten als hochqualifizierte Facharbeit bezeichnen. 

Hand- und Maschinensatz bildete bis Mitte der fünfziger Jahre das Zentrum 
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der Satzproduktion. Mit der maschinellen Textverarbeitung konnte zwar die Setz- 
leistung beträchtlich erhöht werden (von 1 200 Buchstaben in der Stunde, die der 
Handsetzer produzierte, auf 6 000 Buchstaben), gemessen an den späteren Leistungs- 
steigerungen blieb sie indes gering. Bis Mitte der fünfziger Jahre erneuerten die Un- 
ternehmer den Maschinenpark kontinuierlich und steigerten auf diese Weise die Ar- 
beitsproduktivität, das technische Niveau hingegen blieb weitgehend unverändert. 
So führten die hohen Ausrüstungsinvestitionen der Unteınehmer in dieser Zeit auch 
nicht zu einem Beschäftigungsrückgang; die Zahl der Beschäftigten erhöhte sich viel- 
mehr von 110 000 im Jahre 1950 auf 180 000 im Jahre 1958. Die günstige Arbeits- 
marktentwicklung ließ auch das Lohnniveau in dieser Zeit ständig steigen. Die fünf- 
ziger Jahre waren sozusagen die „goldene Zeit‘ des handwerklich strukturierten 
Druckgewerbes. 

Die skizzierte traditionelle Produktionsstruktur im Bereich des Zeitungssatzes 
begann sich seit Mitte der fünfziger Jahre zu verändern. In dieser Zeit setzte ein er- 
ster Rationalisierungsprozeß in der Druckindustrie ein: Das steigende Lohnniveau 
bei gleichzeitiger Verkürzung der Arbeitszeit hatte die Personalkosten in der arbeits- 
intensiven Druckindustrie in die Höhe getrieben, ohne daß diese zunächst durch 
Produktivitätssteigerungen kompensiert werden konnten. Besonders in der Zeitungs- 
produktion verschlechterte der arbeitsintensive Satzbereich die Kostensituation der 
Unternehmen. In dieser Situation griffen die Unternehmer auf die neu entwickelte 
Technologie des Schnelisetzsystems (TTS = Teletypesetter-System) zurück, um über 
eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität die Kostenstruktur zu entlasten. 

Das Schnellsetzsystem sollte die Grenzen der traditionellen Setzmaschine über- 
winden, die auf Grund ihrer komplizierten Konstruktion eine ständige, wachsame 
Überprüfung des Setzvorganges erforderte. Blindschreiben, vergleichbar der Tätig- 
keit an einer Schreibmaschine, ließ die Setzmaschine nicht zu, weshalb die poten- 
tielle Setzleistung der Maschine nicht ausgenutzt werden konnte. An dieser technisch 
bedingten Produktivitätsschranke setzte die Entwicklung des TTS-Systems an, das 
den Schreib- und den Gießvorgang in zwei selbständige Tätigkeiten zerlegte. 

Der Setzer bediente nun nicht mehr wie bisher die Tastatur der Setzmaschine, 
diese Aufgabe ging an den Perforatortaster über, der seinerseits keinen Kontakt mehr 
mit der Setzmaschine hatte. Der Perforatortaster erstellte anhand des Manuskripts ei- 
nen Lochstreifen, vermittels dessen die umgerüstete Setzmaschine gesteuert wurde, 
Mit diesem Rationalisierungsschritt,derein Blindschreiben am Perforatorermöglichte, 
konnte die Tastleistung von 6000 Buchstaben in der Stunde auf 9000 gesteigert wer- 
den.Da die Gießmaschine nun nicht mehr von dem Taster, sondern von einem Loch- 
band gesteuert wurde, erhöhte sich deren Leistung auf 25000 Buchstaben in der Stun- 
de. Die Arbeitsanforderungen und die Qualifikation des Maschinensetzers spalteten 
sich damit auf: Dem Perforatortaster oblag die Schreibtätigkeit, während sich die Auf- 
gaben an der Schnellsetzmaschine darauf beschränkten, das Lochband einzulegen, die 
Maschine zu kontrollieren, instandzuhalten und Störungen zu beheben. Die Reduk- 
tion der Tätigkeiten an der Setzmaschine ermöglichte es, daß ein „Setzer‘ zwei Ma- 
schinen bediente. Vom Perforatortaster wird im wesentlichen Fingerfertigkeit erwar- 
tet; der TTS-Gießer nimmt überwiegend Kontrollaufgaben an der Maschine wahr. 
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Die Einführung von TTS-Setzmaschinen gestattete eine beträchtliche Steige- 
rung der Setzkapazität bei konstant bleibender Arbeitsfläche für den Maschinenpark 
und sie schuf Leistungsreserven für Zeiten mit hohem Arbeitsanfall. Weiterhin er- 
laubte sie, die Setzkapazität zu erweitern, ohne die Zahl der — auf dem Arbeitsmarkt 
zu dieser Zeit knappen — Facharbeiter zu erhöhen. Und schließlich konnten die Un- 
- ternehmer durch den Einsatz der neuen Maschinen die Personalkosten weiter sen- 
ken: Sie versuchten, an den Perforatoren schreibmaschinengeübte, vor allem weibli- 
che Arbeitskräfte ohne Schriftsetzerausbildung zu beschäftigen. Die Bedienung der 
TTS-Maschinen verblieb den Maschinensetzem. 

Mit der Aufspaltung der Maschinensetzertätigkeit in einen von angelernten 
Arbeitskräften und einen von Facharbeitern zu verrichtenden Aufgabenbereich be- 
gann der Einsatz fachfremder Arbeitskräfte in der Satzherstellung. Der 1G Druck 
und Papier gelang es zwar Anfang 1955, die Tarifierung der Perforatorentätigkeit 
dergestali durchzusetzen, daß Schriftsetzern bei der Besetzung des Perforators der 
Vorzug zu geben ist. Dennoch konnte dies in vielen Fällen nicht verhindern, daß 
Unternehmen angelernte weibliche Schreibkräfte an den Perforatoren beschäftigten. 
Ihre Entlohnung war — verglichen mit der des Maschinensetzers — gering. Eıst 1959 
konnte die 1G Druck und Papier tariflich vereinbaren, daß auch fachfremden Arbeits- 
kräften der Maschinensetzerlohn gezahlt wird. 


2. Die Anwendung von Satzrechnern seit Mitte der sechziger Jahre 


Seit Mitte der fünfziger Jahre expandierten die Anzeigenerlöse in der Zeitungsbran- 
che kontinuierlich und mit ihnen auch die Satzkapazitäten für den Anzeigenbereich. 
Der zeitweilige Anzeigenrückgang in der Rezession 1966/67 manövrierte kleinere 
Betriebe in eine ökonomische Engpaßsituation, die den Großbetrieben zu expandie- 
ren erlaubte. Als seit 1968 das Anzeigenaufkommen wieder anstieg, konzentrierte 
es sich bei einer erheblich geringeren Zahl von Verlagen. Zur Bewältigung der stei- 
genden Satzmengen bot sich als ein weiterer Rationalisierungsschritt die Einführung 
von Satzrechnern an, einer Technik, die seit Mitte der sechziger Jahre größere Ver- 
breitung gefunden hatte. Zur gleichen Zeit begannen die Druckunternehmer, Ratio- 
nalisierungen im Bereich des Handsatzes vorzunehmen. 

Die Entwicklung des Satzrechners setzte an den komplizierten, spezifische 
Kenntnisse erfordernden Tätigkeiten des Perforatortasters an. Obwohl der Peifora- 
tor bereits eine Reihe, vor allem gestaltender, Qualifikationen überflüssig machte, 
oblag dem Perforatortaster weiterhin das Ausschließen der Zeile und die Silbentren- 
nung am Zeilenende — Tätigkeiten, die gewisse typografische und orthografische 
Kenntnisse erforderten. Beide Aufgaben übernahm der Satzrechner. Der Perforator- 
taster konnte nunmehr den Text „endlos“ auf Lochstreifen schreiben, ohne die 

: Aufteilung des Textes und die Silbentrennung zu beachten. Der Satzrechner wan- 
delt das Endlosband dergestalt um, daß es direkt in die Schnellsetzmaschine einge- 
geben werden kann. Die kontinuierliche Weiterentwicklung des Satzrechners gestat- 
tete es zunehmend, auch komplexe Manuskripte (wie Anzeigen und Tabelien) vom 
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Perforatortaster schreiben zu lassen. 

Die Einführung des Satzrechners steigerte die Tastleistung um ca. 25 Prozent 
und die-Gießleistung um 10 Prozent, ohne daß das Personal vergrößert und der Be- 
stand der Perforatoren und Schnellsetzmaschinen erhöht werden mußte. Der Ein- 
satz des Satzrechners erhöhte die Arbeitsproduktivität und verringerte den Anteil 
der Personalkosten. Überdieskonnten die Unternehmen die Facharbeiter der Druck- 
industrie weiterhin durch angelernte weibliche Arbeitskräfte sukzessive ersetzen. 


3. Die Einführung von Fotosatzsystemen Anfang der siebziger Jahre 


Trotz mehrfacher Rationalisierungen in den fünfziger und sechziger Jahren blieb der 
Satzbereich weiterhin arbeits- und Kostenintensiv. Überdurchschnittliche Preiserhö- 
hungen in der Druckindustrie vermochten seit Ende der sechziger Jahre den starken 
Lohn- und Gehaltsanstieg nur begrenzt auszugleichen. Um die Arbeitsproduktivität 
weiter zu erhöhen und die Personalkosten zu senken, bot sich für die Druckunter- 
nehmer seit Anfang der siebziger Jahre das Verfahren der elektronischen Textverar- 
beitung an. Der Einsatz von Satzrechnern hatte zwar die Leistungsfähigkeit des Blei- 
satzverfahrens auf 15 000 Buchstaben in der Stunde am Perforator und ca. 30 000 
Buchstaben an der Schnellsetzmaschine erhöht, das Bleisatzverfahren erreichte da- 
nit jedoch die Grenze seiner Steigerungsfähigkeit. In dieser Situation versprach der 
Fotosatz einen Ausweg aus der Produktivitätsklemme. 

Das Fotosatzverfahren bricht radikal mit der Tradition des Bleisatzes und der 

Zeilengußmaschine. Endprodukt des Setzvorgangs sind nicht mehr die in Blei gegos- 
senen Lettern, sondern ein belichteter Film oder ein Papierabzug, die in einem foto- 
mechanischen Prozeß zur Druckform weiterverarbeitet werden. Zwei Fotosatzsyste- 
me lassen sich unterscheiden, die in der Form der Belichtung des Papiers differieren: 
1. Beim Fotosatzverfahren im engeren Sinne wird ein Negativfilm hergestellt, der 
auf fotomechanisches Papier belichtet und als Papierstreifen anschließend zur Zei- 
tungsseite montiert wird, 
2. Das Lichtsatzverfahren dagegen arbeitet materielos. Die Schriftzeichen werden 
unter Einsatz von Kathodenstrahlröhren und digitalen Speichern elektronisch auf 
Film oder Papier übertragen. Da der Übertragungsvorgang auf das Papier oder den 
Film unabhängig von Schriftzeichen erfolgt, sind mechanische Elemente bei der 
Belichtung nicht mehr erforderlich, 

Das Fotosatzverfahren erhöht die Satzleistung in einem Maße, wie sie ohne 
Vorbild in der mehrhundertjährigen Geschichte der Druckindustrie ist. Konnte ein 
erfahrener Handsetzer ca. 1 500 Zeichen in der Stunde setzen, erhöhte die Zeilen- 
gußmaschine die Leistung auf 6 000 Buchstaben und steigerte die TTS-Setzmaschi- 
ne die Arbeitsproduktivität auf rund 9 000 Zeichen in der Stunde, so revolutionier- 
te der Fotosatz diese Leistungen. Mit dem Fotosatzverfahren können bis zu 120 000 
Zeichen stündlich verarbeitet werden, während die Lichisatzanlage zwischen ein 
und zwei Millionen Buchstaben und mehr produziert. Diese hohe Verarbeitungska- 
pazität kann freilich nur dann erreicht werden, wenn auch die Schreibleistung ent- 


33 


sprechend rationalisiert wird. Hierzu existieren unterschiedliche Versuche, 

Eine‘ — heute noch häufig praktizierte — Variante besteht darin, die Fotosetz- 
maschine mit einem Endlosperforator und einem Satzrechner zu koppeln. Das vom 
Perforatortaster geschriebene und vom Satzrechner umgewandelte Lochband wird 
in die Fotosatzanlage eingegeben, die es zu Papierabzügen verarbeitet. 

Relevanten Einfluß in der Zeitungsherstellung gewannen in den vergangenen 
Jahren integrierte Fotosetzanlagen. Von den kombinierten Systemen mit Perfora- 
torätigkeit und Fotosetzmaschine unterscheiden sie sich darin, daß der „Setzer“ 
den Text in eine schreibmaschinenartige Tastatur eingibt, über einen Bildschirm den 
„gesetzten“ Text unmittelbar verfolgt, kontrolliert und korrigiert und per Knopf- 
druck die Fotosetzanlage bedient. Hatten der Perforator und der Satzrechner den 
Schreib- und den Gießvorgang getrennt, so werden sie nun durch das integrierte 
Fotosatzsystem wieder vereint. Da integrierte Fotosatzsysteme die Zukunft der 
Druckindustrie bestimmen dürften, sollen sie im folgenden dargestellt werden. 

Mit der Einführung von integrierten Fotosetzanlagen gelang es den Unterneh- 

mern seit Ende der sechziger Jahre, die Satzkapazität bei unveränderter Raumgröße 
drastisch zu erhöhen, die Betriebskosten weiter zu senken und den — durch den 
Einsatz von Perforatoren begonnenen — Prozeß des Ersatzes qualifizierter Facharbei- 
ter durch angelernte, häufig weibliche Teilzeitkräfte zu forcieren. Teilzeitbeschäftig- 
te Arbeitskräfte eigenen sich für die Tätigkeiten an den Bildschirm-Terminals beson- 
ders deshalb, weil nach einer Arbeitszeit von vier bis fünf Stunden die Leistungskur- 
ve an den neuen Maschinen deutlich absinkt. 
Die Umstrukturierung des Satzbereichs seit Ende der sechziger Jahre erfolgte 
— insbesondere seit 1972 — im Zusammenhang mit der beginnenden weltweiten 
Wirtschaftskrise, die in der Druckindustrie mit spezifischen, branchen strukturellen 
Krisentendenzen zusammentraf. Bereits 1971 sank erstmals das Nettoproduktions- 
volumen in der Druckindustrie, während es in der Gesamtindustrie noch anstieg. 
Und in der Krise 1974/75 waren die Produktionsrückgänge weitaus größer als in der 
Gesamtindustrie (vgl. nachstehende Tabelle 1). 

Aufgrund der veränderten ökonomischen Situation verlief die Beschäftigungs- 
entwicklung in der Druckindustrie im Kontext dieser Rationalisierungen zum ersten- 
mal seit den fünfziger Jahren negativ. Seit 1971 ist der Beschäftigtenstand kontinu- 
ierlich gesunken (siehe Tabelle 2). ; 

Die Integration von Schreib- und Setzvorgang durch die Fotosatzsysteme er- 
höht nicht die Qualifikation der ‚Setzer“, sie werden nun vollends auf das Qualifi- 
kationsniveau von Schreibkräften reduziert. Die Zunahme komplexer arbeitsvorbe- 
reitender Tätigkeiten bringt eine neue Berufsgruppe, den Arbeitsvorbereiter, hervor. 
Er zeichnet die Manuskripte mit Satzbefehlen für die Fotosetzanlage aus und koor- 
diniert den Ablauf der Produktion. Für den ‚Setzer“ verbleibt damit ausschließlich 
der Schreibvorgang, den er nach den Anweisungen des Arbeitsvorbereiters ausführt. 
Die hierfür erforderlichen technischen Kenntnisse sind rasch zu erlernen, sie vermit- 
teln keine umfassende neue Qualifikation. Wie bereits beim Satzrechner fallen auch 
bei der Fotosetzanlage keine graphischen und typographischen Aufgaben mehr an. 
Da das Texterfassungsgerät die Silbentrennung eigenständig vornimmt, wird der 
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Tabelle 1: Hffektives Nettoproduktionsvolumen* 


Gesamte Industrie Druckerei- und Vervielfältigungs- 
industrie 
index Veränderung gegen- Index Veränderung gegen- 
1970 = 100 über dem Vorjahr 1970 = 100 über dem Vorjahr 
in vH. j in vH, 

1970 100.9 ' 6.2 100.0 5.6 
1971 101.6 1.6 99,5 — 0,5 
1972 194.9 32° 104.1 4.6 
1973 111.7 6.5 107.5 3.3 
1974 109.5 — 2.0 104,7 - 2.6 
1975 102.1 — 6,8 97.1 - 71,3 
1976 111.0 88 104.2 7.3 


* In Preisen von 1970. 


Quelle: DIW, Produktionsvolumen und -potential, Produktionsfaktoren der Industrie im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland, Statistische Kennziffern, 19. Folge, Berlin 1977. 


Tabelle 2: Beschäftigte in der Druckerei- und Vervielfältigungsindustrie 


Jahr in Tausend Index Veränderungen gegen- 
1970 = 100 über dem Vorjahr in vH. 

1970 221 100.0 - 

1971 220 99.9 — 0.5 

1972 217 98.4 1.4 

1973 216 97.7 4.2 

1974 207 93.6 4.2 

1975 191 86.8 — 1.4 

1976 187 84.6 — 2.4 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie D, Reihe 1, I; für 1976: Fachserie 4, Reihe 4,1, Teil I; 
eigene Berechnungen. 


Umfang orthographischer Kenntnisse ebenfalls bis auf ein Minimum beschränkt. 
Material- und Maschinenkenntnisse sind gleichfalls nicht mehr erforderlich: Die War- 
tung und Instandhaltung der neuen Maschinen besorgt ein spezialisiertes Personal, 
der Setzer muß ausschließlich Störmeldungen der Anlage beachten, 

Die neuen Fotosatzsysteme entqualifizieren aber nicht nur den Schriftsetzer 
auf das Niveau angelernter Schreibmaschinentätigkeit, sie machen ihn tendenziell 
überflüssig. Denn die zur Bedienung der neuen Maschine erforderlichen geringen 
technischen Kenntnisse gestatten es, daß bereits der Redakteur den Setzvorgang 
übernimmt. Wenn auch die 1G Druck und Papier versucht, diese Entwicklung durch 
tarifvertragliche Vereinbarungen aufzuhalten, ist es den Unternehmern in einigen 
Redaktionen schon gelungen, Bildschirm-Terminals zu installieren und damit die 


35 


Arbeit des Redakteurs um die Tätigkeit des „Setzers“ zu erweitern. Sofern dies nicht 
gelingt, versuchen die Unternehmer, Schreibkräfte in den Redaktionen zu beschäfti- 
gen. Die Satzherstellung wird damit sukzessive aus dem Arbeiter- in den Angestell- 
ten-Bereich verlagert. ‚ 

Da die Fotosetzanlage Papierstreifen (statt Bleilettern) als Endprodukt her- 
stellt, verändern sich auch Aufgabenbereich und Qualifikation des Metteurs. Der 
Satzspiegel wird millimetergenau vorberechnet, dem Montierer, so die neue Berufs- 
bezeichnung, obliegt die Aufgabe, die Anweisung der Arbeitsvorbereitung auszufüh- 
gen. Gestaltungsaufgaben, wie sie der Metteur beim Bleisatz zuweilen auszuführen 
hatte, entfallen nun weitgehend. Da der Fotosatz vor der Montage exakt berechnet 
ist, muß der Montierer auch nur noch wenige Kontrollaufgaben wahrnehmen: Eben- 
so wie die Berechnung des Zeilenabstandes entfällt das Auffüllen der Seiten mit 
Blindamterial. Durch den Umgang mit Papier sind hingegen die Anforderungen an 
das Materialgefühl gestiegen. 

Der tendenzielle Wegfall einer ganzen Berufsgruppe, der Maschinensetzer, und 
die Dequalifizierung des Metteurs werden begleitet von der Zunahme an Qualifika- 
tionen und Belastungen für die Korrektoren. Da die Korrektur des Satzes nun auch 
am Bildschirm-Terminal vorgenommen wird, muß der Korrektor, dessen Arbeitsauf- 
gaben sich durch die neue Technik nicht verändern, zusätzliche technische Kennt- 
nisse erwerben. Der Korrektor ist die einzige Berufsgruppe in der Zeitungsherstel- 
lung, die durch die Einführung der neuen Technik zusätzliche Qualifikationen erhält. 


Ill. Managementstrategien und Betriebsratspolitik bei der Einführung der neuen 
Technik 


Die umfangreichen Konzentrations- und Rationalisierungsprozesse in der Druckin- 
dustrie seit Anfang der siebziger Jahre führten zum Verlust von rund 35 000 Arbeits- 
plätzen. Es wäre indes vereinfacht, die hohen Arbeitsplatzverluste allein im Kontext 
der Einführung neuer technischer Systeme der Texterfassung und -verarbeitung zu 
sehen. Eine Reihe von Arbeitsplätzen ging im Verlaufe des raschen Konzentrations- 
prozesses im Zeitschriften- und Zeitungsverlagswesens verloren. Die Zusammenfas- 
sung lokaler und regionaler Blätter in mächtigen Zeitungskonzernen zog die Stille- 
gung kleiner und mittlerer Druckereien nach sich, ohne daß die neu entstandenen 
Presseunternehmen unmittelbar ihren technischen Bereich veränderten. Der Konzen- 
trationsprozeß im Verlags. und Druckgewerbe verstärkte aber — besonders seit der 
ökonomischen Krise 1974 — die Möglichkeit von Rationalisierungen. Der Anfall im- 
mer größerer Datenmengen in den Zeitungsredaktionen und der Kostendruck der 
arbeitsintensiven Satzherstellung verwies die Unternehmen darauf, mit der neuen 
Technik umfangreiches Textmaterial kostengünstiger und schneller zu verarbeiten. 
Da der Abbau von Arbeitsplätzen in der Druckindustrie nicht in einem unmit- 
telbaren Zusammenhang mit der Einführung neuer technischer Systeme steht, kann 
der Einsatz integrierter Textverarbeitungssysteme durchaus mit einer gleichbleiben- 
den oder gar erhöhten Zahl der Beschäftigten im Stammbetrieb verbunden sein, In 
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den Betrieben indes, die aufgrund des Konzentrations- und Rationalisierungsprozes- 
ses stiligelegt werden, gehen Arbeitsplätze in größerem Umfang verloren (Deutscher 
Drucker Nr. 519 -2-1978,8.W). 

Dieser Zusammenhang ist deshalb von Bedeutung, weil er die Konzessionsbe- 
reitschaft einiger Unternehmen erklärt, trotz der Einführung der neuen Technik, 
dem Betriebsrat personalpolitische Zugeständnisse zu machen, zuweilen sogar die 
Zusicherung, keine Entlassungen vorzunehmen. Welche Präjudizien in einzelnen 
Druck- und Verlagshäusern geschaffen wurden, bevor es zu einer tarifvertraglichen 
Regelung kam, und warum das Problem der Rationalisierung auf gewerkschaftlicher 
Ebene angegangen werden mußte, diese Fragen seien im folgenden thematisiert. 


I.  Managementstrategien 


Die großen Druck- und Verlagshäuser (allein ihre Politik wird in diesem Abschnitt 
skizziert) verfolgen bei der Einführung der neuen Technik gemeinsame Ziele, die sie 
mit unterschiedlichen Strategien zu realisieren versuchen. Wir sahen (Teil Il), daß 
die modernen Texterfassungsgeräte neben geringen technischen Kenntnissen vor al- 
lem große Fingerfertigkeit verlangen. Angelernte Schreibkräfte erbringen deshalb 
nicht nur eine weitaus höhere Arbeitsleistung als umgeschulte Maschinensetzer, ihre 
tarifliche Entlohnung ist auch weitaus niedriger. Die Auswechslung von Facharbei- 
tern der Druckindustrie gegen angelemte Schreibkräfte ist freilich nicht problemlos 
möglich. Würden Unternehmen die bislang im Hand- oder Maschinensatz beschäf- 
tigten Facharbeiter entlassen oder — sofern es die betriebliche Situation gestattet — 
auf geringer qualifizierte Arbeitsplätze umsetzen, dann könnte dies die betriebli- 
chen Konflikte erheblich verschärfen. Denn die Betriebsräte vermögen sich unter 
Berufung auf die (gekündigten) Anhänge zum Manteltarifvertrag für die Druckindu- 
strie , einer solchen Politik zu widersetzen. Wenngleich wesentlich aligemeiner als die 
für den Tarifvertrag über die neue Technik geforderten Regelungen (Teil IV), sehen 
die 1973 abgeschlossenen Anhänge zum Manteltarifvertrag vor, daß ‚Fotosetzma- 
schinen“ und „Datenverarbeitungsanlagen, die überwiegend der Satzherstellung die- 
nen‘, vorzugsweise von Fachkräften der Druckindustrie zu bedienen sind (Anhänge 
zum Manteltarifvertrag Teil B, Anhang Druckformheistellung, 11 b 1). Hinzu kommt, 
daß die Schriftsetzer den karpfbewußten Organisationskern der Gewerkschaft IG 
Druck und Papier bilden, die sich einem solchen unternehmerischen „Kahlschlag“ 
nicht widerstandslos beugen würden. 

in dieser für die Rationalisierungsstrategien der Unternehmen prekären Situa- 
tion kommen ihnen arbeitsorganisatorische Veränderungspotentiale der neuen Tech- 
nik entgegen. Integrierte Textverarbeitungssysteme erlauben es, die Arbeitsteilung 
zwischen Texterfassung im Verlagsbereich und Texterfassung und -gestaltung in der 
Setzerei aufzuheben. Um den Prozeß des Austausches von Facharbeitern gegen an- 
gelernte Schreibkräfte konfliktfrei durchzuführen, konzentrierten sich Unternehmen 
darauf, die Einführung der neuen Technik im Verlagsbereich zu beginnen oder suk- 
zessive den technischen Bereich in den Verlag aufzulösen. Damit kann einerseits der 
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Regelungsbereich der Anhänge zum Manteltarifvertrag umgangen ( ‚Bereichsflucht‘‘) 
und andererseits der geringe Organisationsgrad der Angestellten sowie der Zuständig- 
keitsbereich eines anderen Betriebsrates ausgenutzt werden. Konflikte von seiten 
der Angestellten drohen durch die Einführung der neuen Technik im Verlagsbereich 
auch deshalb nicht, weil die Textersterfassung traditionell durch angelernte Schreib- 
kräfte erfolgt. Da die Unternehmer längerfristig beabsichtigen, die Texterfassung 
unmittelbar den Redakteuren zu übertragen, bietet ihnen die „Bereichsfluchtstrate- 
gie“ einen weiteren Vorteil: Sind die Texterfassungsgeräte im Verlagsbereich instal- 
liert, dann ist der Weg in die Redaktionen entscheidend verkürzt. 

Die Verlagerung der Texterfassung in den tariffreien Verlagsbereich verbinden 
die Unternehmer in der Regel mit Angeboten zum Abschluß von Betriebsvereinba- 
rungen, in denen die sozialen Folgen von Entlassungen, Versetzungen oder Umschu- 
lungen oder auch die Garantie, keine Beschäftigten zu entlassen, geregelt sind. Mit 
dieser Strategie verknüpfen sie die (nur.in seltenen Fällen unberechtigte) Hoffnung, 
Rationalisierungsmaßnahmen ohne relevante betriebliche Konflikte, welche die oh- 
nehin existierenden Umstellungsprobleme vergrößern würden, durchzuführen. Be- 
triebsvereinbarungen über Besetzungsregelungen für die neuen Arbeitsplätze hinge- 
gen werden meistens abgelehnt; denn sie blockieren die Möglichkeit, angelernte 
Schreibkräfte an den neuen Maschinen zu beschäftigen. Nur in wenigen Fällen ver- 
suchen einzelne Unternehmen, die neue Technik ohne vorherige Unterrichtung des 
Betriebsrats zu installieren. Unterblieb die Information des Betriebsrats, dann ver- 
schärften sich die betrieblichen Konflikte: In einem norddeutschen Unternehmen 
(Gruner + Jahr) erhielt der Betriebsrat erst genauere Kenntnisse von der geplanten 
Einführung der neuen Technik, nachdem er die Firmenleitung dazu gerichtlich ge- 
zwungen hatte. 

Nun versuchen: die einzelnen Unternehmen, die skizzierten gemeinsamen 
Ziele in unterschiedlichen Formen zu realisieren. Maßgeblich dafür sind die spezi- 
fische Produktstruktur im Zeitungsgewerbe und Erfahrungen, die mit der Einfüh- 
rung der neuen Technik in den vergangenen Jahren gemacht wurden. Das Zeitungs- 
gewerbe produziert Waren, deren Wert zeitgebunden ist: Tageszeitungen verlieren 
ihren „Wert“, wenn sie nicht am folgenden Tag ihrer Herstellung erscheinen. Ratio- 
nalisierungskonzepte in der Druckindustrie müssen den Aktualitätscharakter von 
Zeitungen in Rechnung stellen. Für die Umstellungsphase auf neue technische Syste- 
me ist e3 daher erforderlich, mit der alten und der neuen Technik parallel oder ku- 
mulativ zu produzieren. Dieser objektive Zwang zur (übergangsweisen) Produktion 
mit zwei technischen Systemen wird verstärkt durch mangelnde Erfahrungen mit in- 
tegrierten Textverarbeitungssstemen in der Zeitungsherstellung. Beides macht es er- 
forderlich, daß für eine gewisse Zeit von dem neuen auf das alte System umgestellt 
werden kann, um eine kontinuierliche Produktion zu gewährleisten. 

Zwei unterschiedliche Reaktionen auf dieses objektive Problem lassen sich be- 
schreiben, von denen die zweite Variante verschiedene Formen annehmen kann. 

1. Die Einführung der neuen Technik erfolgt nach einer gewissen Experimen- 
tierphase en bloc. Die neue Technik wird in ihrer entwickeltsten Form (,,‚on line“) 
unmittelbar nach Stillegung der alten Technik praktiziert. (Unter ‚‚on line“-Verfah- 


ren versteht man, daß vom Bildschirm-Terminal aus die Fotosatzanlage unmittelbar, 
ohne dazwischengeschalteten Lochstreifen, gesteuert wird.) Damit technische Pro- 
bleme nicht zum Produktionsausfail führen, installiert man das neue technische Sy- 
stem zweifach: Bricht das eine zusammen, kann direkt auf das andere umgeschaltet 
werden. Diese Form der Einführung der neuen Technik, einmalig in der Bundesre- 
publik im Druckzentrum Stuttgart-Möhringen praktiziert, fand bislang keine Nach- 
folger. Die technischen Pannen innerhalb des neuen Systems nahmen zuweilen der- 
artige Dimensionen an, daß die Zeitungen wegen der großen Fehlerzahl kaum mehr 
ihre Informationsaufgaben erfüllten. Die Vielzahl technischer Defekte resultierte 
nicht zuletzt aus Umschulungsproblemen der Beschäftigten vom traditionellen Blei- 
satz auf das System integrierter Texterfassung und aus der Anstellung von angelern- 
ten Schreibkräften. Die mit einer en bloc-Umstellung verbundenen Probleme veran- 
laßten andere Unternehmen zu divergierenden Rationalisierungsformen. 

2. Die in Großbetrieben überwiegende Strategie ist die der sukzessiven Einfüh- 
rung der neuen Technik. Obwohl sich die einzelnen betrieblichen Rationalisierungs- 
konzepte signifikant unterscheiden, basieren sie auf einer allgemeinen Vorstellung: 
Sie wollen die technischen und sozialen Probleme der Umstellung auf einem niedri- 
gen Niveau halten. So erfolgt die Einführung der neuen Technik im einen Fall von 
der Texterfassung her. Der Lochstreifen wird nicht mehr am Perforator im Bereich 
der Setzerei, sondern im Verlag an Bildschirm-Terminals hergestellt; Textverarbei- 
tung und -gestaltung geschieht weiterhin im traditionellen Bleisatzverfahren mit 
lochbandgesteuerten TTS-Maschinen. Auf der Basis dieser ersten Rationalisierungs- 
stufe wird dann das neue System bausteinartig bis hin zum integrierten Textverarbei- 
tungssystem ausgebaut. Der strategische Vorteil dieser Form der Einführung liegt 
darin, daß die neue Technik vom Verlag aus in den technischen Bereich überführt 
werden kann. 

Andere Unternehmen beginnen die Einführung sozusagen am anderen Ende 
der Satzherstellung: Sie lösen die traditionellen Bleisatzmaschinen durch Fotosatz- 
verfahren ab und lassen die Lochstreifen weiterhin an Perforatoren herstellen. Eine 
dritte Variante schließlich besteht darin, die neue Technik von der Texterfassung 
sowie von der Textverarbeitung her einzuführen, ohne beide jedoch unmittelbar 
„on line“ miteinander zu verbinden: Der am Bildschirm-Terminal erstellte Lochstrei- 
fen steuert eine Fotosatzanlage. Erst in der folgenden Rationalisierungsstufe werden 
Texterfassung und Textverarbeitung „on line‘ geschaltet. 

Resümierend läßt sich feststellen, daß die Unternehmen bereit sind, großzü- 
gige Sozialplan-Regelungen abzuschließen, sich gegen Besetzungsvorschriften aber 
entschieden aussprechen. Sie wollen auf diese Weise ihr Rationalisierungskonzept 
ohne größere betriebliche Konflikte durchsetzen. 


2. Betriebsrätepolitik 


Rationalisierungen in der Druckindustrie unterscheiden sich in einem wesentlichen 
Punkt von solchen Maßnahmen in anderen Industriezweigen: Sie betreffen den or- 
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ganisatorischen Kern der Gewerkschaft und der Betriebsräte — die Facharbeiter. 
Dennoch entwickelten sich im Verlaufe der Einführung der neuen Technik auch in 
der Druckindustrie auf betrieblicher Ebene keine relevanten offenen Konflikte, die 
zu kampfweisen Auseinandersetzungen führten. Latent indes schien der Unmut der 
Betroffenen mit zunehmenden Rationalisierungserfakrungen zu wachsen: Die 
sprunghaft gestiegene Streikhäufigkeit der 1G Druck und Papier in den vergangenen 
Jahren wird nur verständlich vor dem Hintergrund betrieblicher Erfahrungen mit 
Rationalisierungsprozessen. i 

Die skizzierten unterschiedlichen Managementstrategien zur Einführung der 
neuen Technik hatten vor allem divergierende personalpolitische Konsequenzen, 
die für die Betriebsräte objektive Daten setzten. Da — einem Schätzwert von Ratio- 
 nalisierungsexperien zufolge — integrierte Textverarbeitungssysteme zwei Drittel 
des bisherigen Personalbestandes überflüssig machten, wurde bei der En-Bloc-Einfüh- 
rung der neuen Technik ein Teil der bisherigen Belegschaft entlassen. Bei der Bröff- 
nung des Druckzentrums Stuttgart-Möhringen erhielten beispielsweise über 250 Be- 
schäftigte aus dem technischen Bereich Kündigungsschreiben, viele verließen bereits 
vorher, mit Abfindungen versehen, ihren Beirieb. Bei der sukzessiven Einführung 
der neuen Technik dagegen kam es entweder zu keinen oder nur zu geringfügigen 
Entlassungen. Das Beschäftigungsproblem Konnte durch die „natürliche“ Fluktua- 
tion oder durch Umschulungsmaßnahmen gelöst werden. 

Schien die Reduktion der Zahl der Beschäftigten unabweisbar, dann konzen- 
trierten die Betriebsräte ihre Aktivitäten auf den Abschluß von Sozialplänen, in de- 
nen Abfindungssummen vereinbart wurden. Für die verbleibenden, auf die neuen 
Maschinen umgeschulten Fachkräfte versuchten sie, den bisherigen Lohn zu erhal- 
ten (Besitzstandswahrung) und eine Besetzungsregelung für die neuen Anlagen durch- 
zusetzen. _ 

Die Unternehmer widersetzten sich in der Regel den Forderungen der Be- 
triebsräte nach Wahrung des sozialen Besitzstandes nicht. Sie unterzeichneten Be- 
triebsvereinbarungen, denen zufolge an den neuen Arbeitsplätzen einheitlich der Ta- 
riflohn des Maschinensetzers gezahlt wird. Allerdings beharrten die Unternehmer 
darauf, die übertariflichen Lohnbestandteile anrechnen zu können. 

Damit verschärfen sich die Konkurrenzprobleme. An den neuen Arbeitsplät- 
zen wird nicht nur ein unterschiedlicher Lohn für gleiche Tätigkeiten gezahit, auch 
angelernte Schreibkräfte ohne eine den Schriftsetzern vergleichbare Ausbildung er- 
halten den Tariflohn des Maschinensetzers. Wird durch die Anrechnung der über- 
tariflichen Lohnbestandteile auf den Tariflohn der Grundsatz „Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ durchbrochen, so entkoppelt die gleiche Bezahlung für alle Beschäf- 
tigten den Zusammenhang von Qualifikation und Lohn. (Im Druckzentrum Stutt- 
sart-Möhringen bestehen beispielsweise an denselben Arbeitsplätzen Lohndifferen- 
zen bis zu 5.30 DM.) 

Zum Teil konfliktreicher als im Fall der Errichtung des Druckzentrums Stutt- 
gart-Möhringen erfolgten die Auseinandersetzungen in anderen Betrieben, die die 
neue Technik sukzessive einführten. Verallgemeinerungen sind indes kaum möglich; 
die Reichweite der Betriebsvereinbarungen hängt von den jeweiligen betrieblichen 
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Bedingungen ab. So gelang es dem Betriebsrat der Verlagsgesellschaft Madsack & Co. 
in Hannover, eine unbefristete und unkündbare Beiriebsvereinbarung ohne relevan- 
te Auseinandersetzung abzuschließen, wonach „Entlassungen ... im Zusammenhang 
mit der Weiterentwicklung des Fotosatzsystems nicht vorgenommen“ werden dür- 
fen. Die Unternehmensleitung konnte sich auf eine solche Regelung einlassen, weil 
der sukzessive Ausbau der neuen Technik durch die Ausnutzung der „natürlichen“ 
Fluktuation möglich erschien. Ging die Geschäftsleitung hingegen davon aus, daß 
trotz der sukzessiven Einführung der neuen Technik Entlassungen ausgesprochen 
werden müssen, dann zeigte sie sich bei der Arbeitsplatzsicherung wenig konzessions- 
bereit. Soerklärte sich die Geschäftsleitung von Gruner + Jahr in Hamburg erst nach 
verschiedenen innerbetrieblichen Aktionen des Betriebsrats (Überstundenverweige- 
rung, gewerkschaftliche Betriebsversammlungen) dazu bereit, eine Betriebsvereinba- 
rung für diejenigen abzuschließen, deren Arbeitsplatz durch die neue Technik be- 
droht ist. (Die Betriebsvereinbarung enthält einen weitgehenden Rationalisierungs- 
schutz: z.B. jedem Arbeitnehmer, dessen Arbeitsplatz durch die neue Technik be- 
droht ist, müssen drei zumutbare Arbeitsplätze angeboten werden.) Einer Beset- 
zungsregelung hingegen widersetzte sich die Geschäftsleitung. 

Die in ihrem Umfang und ihrer Reichweite unterschiedlichen Betriebsverein- 
barungen konnten die mit der Einführung neuer technischer Systeme in der Druck- 
industrie hervorgerufenen Probleme nicht generell lösen. Was den Betriebsräten im 
einen Betrieb gelang, mißlang ihnen in einem anderen. Zudem scheinen in kleineren 
und mittleren Betrieben die Unternehmer ihre Rationalisierungskonzepte vielfach 
ohne jede Betriebsvereinbarung durchgesetzt zu haben. Die Politik der Betriebsräte 
konnte auf die Dauer nur erfolgreich sein, wenn sie Unterstützung durch die Ge- 
werkschäft erfuhr. Eine tarifvertragliche Lösung der Rationalisierungsprobleme 
drängte sich auf. 


IV, Der Tarifkonflikt 19578 und seine Konsequenzen 
für die zukünftigen Tarifbeziehungen 


1. Zum Charakter der Forderungen und der Tarifvereinbarungen 


Nach langwierigen Tarifverhandlungen über die mit der Einführung der neuen Tech- 
nik zu regelnden Qualifikations-, Arbeits- und Entlohnungsbedingungen kam es im 
Frühjahr 1978 zu einem mehrwöchigen, von beiden Seiten erbittert geführten Ar- 
beitskampf, dem in den Monaten zuvor Hunderte von kurzfristigen Arbeitsniederle- 
gungen (Warnstreiks) vorausgegangen waren. Über diesen Arbeitskampf sind mittler- 
weile eine Reihe von Darstellungen und Kommentierungen erschienen (Mahlein 
1978; Müller-Jentsch 1979; Pickshaus/Roßmann 1978), die es uns ersparen, hier auf 
die Details der Auseinandersetzungen eingehen zu müssen. Wir wollen uns daher auf 
die Diskussion einiger grundsätzlicher Fragen konzentrieren, die sich zum einen mit 
dem Charakter der Forderungen und Vereinbarungen und zum anderen ‚mit deren 
Konsequenzen für die Tarifbeziehungen im Druckgewerbe befassen. 
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Die Ausgangsforderungen der 1G Druck und Papier liefen auf eine Tarifierung 
der Arbeitsplätze an der neuen Technik in Form von Besetzungsregelungen hinaus. 
Durch diese sollte sichergestellt werden, daß Texterfassung und Textverarbeitung an 
den Bildschirmgeräten von gelernten Schriftsetzern ausgeführt werden. Die Begrün- 
dung dafür war, daß (a) diese Arbeit weiterhin qualifizierte Setzerarbeit sei und (b) 
diese Arbeitsplätze jenen zustehen, die von den technischen Umstrukturierungen 
direkt betroffen seien. Mit dieser Forderungslogik knüpfte die IG Druck und Papier 
an eine tarifvertragliche Tradition an, die seit dem Setzmaschinentarif (1900) gültig 
ist. Damals konnte der Buchdruckerverband verhindern, daß mit der Einführung der 
Setzmaschine, deren Bedienung geringere Qualifikationen voraussetzte als der Hand- 
satz, die Schriftsetzer durch unqualifizierte oder angelernte Arbeitskräfte verdrängt 
wurden. Die damals getroffene Tarifvereinbarung sah vor, daß an der Setzmaschine 
nur gelernte Schriftsetzer mit einer Zusatzausbildung von drei Monaten beschäftigt 
werden durften; ihnen wurde für diese „Zusatzqualifikation“ noch ein besonderer 
Lohnaufschlag zugebilligt. Die seither bestehenden Besetzungsregeln für Maschinen 
und Geräte, die der Satzherstellung dienen, wollte die IG Druck und Papier auch 
auf die neue Technik übertragen. Besetzungsregeln dieser Art sind übrigens für west- 
deutsche Tarifverträge von singulärem Charakter. Daß diese Forderung keine gene- 
relle Arbeitsplatzgarantie einschloß, war der Gewerkschaftsführung voll bewußt (6). 
Sie wollte vielmehr den Prozeß der sukzessiven Ersetzung von Schriftsetzern durch 
Schreibkräfte oder gar durch Redakteure stoppen, weil mit der Dezimierung dieser 
traditionsreichen Berufsgruppen auch ihr organisatorischer Kernbestand bedroht 
wurde, Mit den geforderten Besetzungsregeln wurde zugleich eine klare Trennung 
zwischen Redaktion und Satzherstellung angestrebt: Redakteure sollten Bildschirm- 
geräte nur zum Lesen und Redigieren, nicht jedoch zur Texteingabe oder Textkor- 
rektur bedienen dürfen — eine Forderung, die auch von den beiden Journalistenver- 
bänden (7) erhoben wurde. Weitere Bestandteile des Forderungspakets waren die 
Einkommenssicherung (keine Abgruppierung) und die zeitliche Begrenzung der Ar- 
beit an den Bildschirmgeräten (nicht länger als vier Stunden täglich). 

Diese Forderungen implizierten zweifellos eine Einschränkung des durch den 
Einsatz der neuen Technik gegebenen Rationalisierungspotentials der Unternehmer. 
Aus diesem Grunde war eine Lösung nach dem Modell des Setzmaschinentarifs nicht 
kompromißfähig. Dauerhafte Besetzungsregeln hätten zum einen den Effekt der 
Personalkosteneinsparung im lohnintensiven Satzbereich zunichte gemacht und zum 
anderen die Unternehmer der Chance beraubt, das gewerkschaftliche Kampfpoten- 


6 In dem sogenannten Rastertarifvertrags-Entwurf war dem mit dem $ 6 (Abfindung) Rech- 
nung getragen worden. Dort hieß es: „Wer erkennbar nicht weiterbeschäftigt werden 
kann oder nach Umschulung nicht fortbeschäftigt wird, erhält ... eine Abfindung nach 
folgender Formel ...“ Dieser Paragraph war vom Ortsverein Hamburg auf dem Gewerk- 
schaftstag in Augsburg 1977 heftig kritisiert worden. Die Hamburger Kollegen vertraten 
die Auffassung, daß vertraglich vereinbart werden müsse, daß niemand durch die Einfüh- 
rung neuer Techniken entlassen werden dürfe. In einigen Betriebsvereinbarungen (z.B. 
Madsack, Hannover, und Gruner + Jahr, Hamburg) wurden solche Regelungen vereinbart. 

7 Deutsche Journalisten-Union (dju) in der IG Druck und Papier; Deutscher Journalisten- 
Verband. 
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tial durch die Eliminierung der traditionell hochorganisierten Facharbeitergruppen 
zu schwächen. Sicherlich wurde ihr Widerstand gegen eine solche Lösung auch durch 
die prekäre ökonomische Situation verstärkt. Hinzu kam, daß die — wegen der be- 
reichsübergreifenden Problematik — an den Verhandlungen beteiligten Verbände 
der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger prinzipiell gegen Besetzungsregeln waren. 
Im Gegensatz zum Druckbereich haben in den Verlagen Besetzungsregeln keine Tra- 
dition. Der Widerstand der Unternehmer gegen das, wie sie sagten, „Facharbeiter- 
monopol“ erschien ihnen umso berechtigter, als die durch die neue Technik ermög- 
lichte Vereinfachung der Texterfassung gegenüber der bisherigen Maschinensetzerar- 
beit eine offensichtliche Entqualifizierung der Tätigkeit darstellte. Darüberhinaus 
gehen viele davon aus, daß weibliche Schreibkräfte an den Texterfassungsgeräten 
bessere Leistungen erbringen als gelernte Schriftsetzer, die als weniger fingerfertig 
und stärker monotonieanfällig gelten. Konzessionsbereit zeigten sich die Druck- und 
Verlagsunternehmer nur insoweit, als sie Übergangsregelungen anboten, die vorsa- 
hen, daß solche Arbeitskräfte an der neuen Technik mit Vorrang zu beschäftigen 
seien, deren Arbeitsplätze durch die Einführung rechnergesteuerter Textsysteme 
entfallen. Regelungen dieser Art waren — wie unter Ill dargestellt — bereits in eini- 
gen Betriebsvereinbarungen großer Verlage fixiert worden. 

Die skizzierte Interessenkonstellation und die daraus resultierenden Divergen- 
zen in den tarifpolitischen Zielen beider Seiten machen deutlich, daß die zentrale 
Forderung der IG Druck und Papier nicht kompromißfähig war; damit war sie al- 
lerdings noch nicht streikfähig geworden. 

Abgesehen von der Finanzlage, die sich nach dem Arbeitskampf 1976 durch 
die bundesweite Aussperrung der Unternehmer drastisch verschlechtert hatte (8), 
stellten sich aufgrund des geringen Verallgemeinerungsgrades der Forderungen in- 
nerverbandliche Solidaritätsprobleme. Die Tatsache, daß die Forderungen im we- 
sentlichen auf die Berufsgruppe der Schriftsetzer abgestellt waren, ließ das allgemei- 
ne Problem der Abwehr negativer Rationalisierungsfolgen in den Augen vieler als 
‚„Spezialproblem der Setzer“ erscheinen. Zwar konnte die Solidarität der Drucker 
durch die strategisch wichtige Stellung der Schriftsetzer im Produktionsprozeß 
(ohne Satz kein Druck) teilweise erzwungen werden, aber auf dieser Basis konnten 
wohl Warnstreiks, nicht aber längerfristige Streikmaßnahmen ergriffen werden. Die 
Organisation versuchte daher durch Aufklärungsarbeit — u.a. mit der agitatorischen 
Formel „Der nächste Schlag geht gegen die Drucker“ — die Solidarität anderer Be- 
rufsgruppen zu gewinnen. Daß dieses Problem nicht einfach zu lösen war, zeigte 
sich in der durch die Streikleitungen vorgenommenen Auswahl der an den gewerk- 
schaftlichen Kampfmaßnahmen Beteiligten: Sowohl an den Urabstimmungen wie 


8 Durch die Zahlung von rund 33 Millionen DM Unterstützungsleistungen hatte sich die IG 
Druck und Papier fast in Höhe ihrer nur zum geringen Teil liquiden Vermögensbestände 
(damals ingesamt 40 Mio. DM) verschulden müssen. Zwar hatte sie auf dem Gewerkschafts- 
tag 1977 in Augsburg ein Sparprogramm beschlossen, auch waren ihr für 1976 und 1977 
die Beiträge zum DGB erlassen worden, dennoch blieb sie bei erneuten Konflikten auf 
die materielle Hilfe anderer Gewerkschaften angewiesen. 
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an den unbefristeten Schwerpunktstreiks nahmen — bis auf wenige Ausnahmen (9) 
— nur Beschäftigte aus den technischen Bereichen Satzherstellung und Druck teil. 
Angestellte und Beschäftigte aus dem Bereich Weiterverarbeitung (vorwiegend Hilfs- 
kräfte) wurden weitgehend ausgenommen. Die Folge dessen war, daß in den unbe- 
fristet bestreikten Betrieben kaum mehr als ein Drittel oder die Hälfte der Beleg- 
schaft im Ausstand waren. Die nichtstreikenden Gruppen der Belegschaften konn- 
ten in’einigen Fällen von den Unternehmensleitungen gegen die streikenden Kolle- 
gen ausgespielt werden (10). 

Die nach dreiwöchigem Arbeitskampf (27. 2. — 20. 3. 78), unter Einschal- 
tung politischer Vermittler (Stingl und Wischnewski) zustandegekommenen Tarif- 
vereinbarungen in dem 20 Paragraphen umfassenden „Tarifvertrag über Einführung 
und Anwendung rechnergesteuerter Textsysteme“ (RTS)} bedeuten ein Scheitern 
des generellen tarifpolitischen Zieles einer Tarifierung der Arbeitsplätze an der neu- 
en Technik. Durchgesetzt werden konnte jedoch eine individuelle (und dynamisier- 
te) Besitzstandssicherung für jene Facharbeiter, die an die Bildschirmgeräte umge- 
setzi werden, sowie für besonders qualifizierte Arbeitsplätze (Gestaltungs- und Kor- 
rekturarbeiten) eine aufacht Jahre befristeie Besetzungsregelung. Nicht durchgesetzt 
werden konnte eine Begrenzung der täglichen Arbeitszeit an Bildschirmgeräten (11) 
und die geforderte Trennung zwischen redaktioneller und technischer Arbeit. Von 
Redakteuren, die zuvor ihre Texte mit der Schreibmaschine geschrieben hatten, 
kann nunmehr die Eingabe in das Bildschirmgerät verlangt werden. j 

In seinem wesentlichen Gehalt stellt der RTS-Vertrag ein Rationalisierungs- 
schutzabkommen dar, dessen einzelne Bestimmungen allerdings weit über das hin- 
ausgehen, was üblicherweise in soichen Abkommen vereinbart wird. Die weitgehen- 
den Konzessionen der Arbeitgeberseite, die zweifellos als ein Resultat der gewerk- 
schaftlichen Kampfbereitschaft und -praxis angesehen werden Können, bestehen 
darin, daß langfristige Übergangsregelungen für die jetzt noch beschäftigten Fach- 
arbeiter vereinbart wurden. Nicht zu verhindern ist durch diesen Vertrag, daß ein 
wachsender Anteil des Satzvolumens zum einen von angelernten Schreibkräften 
und zum anderen von Redakteuren hergestellt werden wird. Als vorhersehbare Fol- 
ge wird die Berufsgruppe der Schriftsetzer (zur Zeit rund 40 000) von Jahr zu Jahr 
kleiner werden. Die von Experten geschätzte Verringerung um jährlich 2 000 bedeu- 
tet nicht, daß es zu Massenentlassungen kommen muß. Der Abbau dieser Arbeits- 
plätze ist durch Umschulung, Ausnutzen der natürlichen Fluktuation und durch 


9 So in der Kasseler Druckerei der „Hessischen Allgemeinen‘, wo alle Beschäftigtengrup- 
pen an der Urabstimmung und am Streik beteiligt wurden. Bezeichnenderweise mußte 
dieser Betrieb jedoch vorzeitig aus der Streikfront herausgenommen werden. 

19 Im Süddeutschen Verlag wurde in der dritten Streikwoche eine Unterschriftenaktion un- 
ter den Angestellten und Hilfskräften gestartet, bei der mehrere Hundert Beschäftigte die 
IG Druck und Papier zur Aussetzung des Streiks aufforderten. Hier waren mit dem Be«- 
griff „Vernichtungsstreik gegen einen Verlag“ beiden Nichtstreikenden Arbeitsplatzäng- 
ste mobilisiert worden. 

il Statt der geforderten Begrenzung auf täglich vier Stunden wurden Unterbrechungen (5 
Minuten pro Stunde oder 15 Minuten alle zwei Stunden) für Tätigkeiten, „die überwie- 
genden Blick-Kontakt zum Bildschirm von mehr als 4 Stunden zusammenhängend erfor- 
dern“ (8 13 RTS-Vertrag) vereinbart, die indessen keine echten Pausen darstellen. 
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Verringerung der Ausbildungsplätze bereits schneller erfolgt als für die gegenwärti- 
ge Umstellungsphase notwendig, so daß in den großen Druckzentren weiterhin 
Schriftsetzer und andere Facharbeiter der Druckindustrie gesucht werden. 

Weitreichende organisatorische Konsequenzen haben nicht nur dieser Schrump- 
fungsprozeß, durch den die IG Druck und Papier den Kernbestand ihres bisherigen 
Mitgliederpotentials verliert, sondern auch die Vereinbarungen, daß die in rechner- 
gesteuerten Textsystemen Beschäftigten als Angestellte eingestuft werden und daß 
den weiterbeschäftigten Facharbeitern eine (dynamisierte) Ausgleichszulage in 
Höhe der Differenz zwischen altem und neuem Tarifentgelt zusteht. Die neueinge- 
stellten, ob angelernten oder fachlich qualifizierten Arbeitskräfte haben indessen 
keinen Anspruch auf diese Ausgleichszuiage. Mit dieser differenzierten Entlohnung 
wird nicht nur das gewerkschaftliche Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ver- 
letzt (12), sondern überdies die ohnehin fragwürdig gewordene innere Differenzie- 
rung der Mitgliederschaft in der IG Druck und Papier weitergetrieben. 


2. : Perspektiven der Tarifbeziehungen 


Abschließend wollen wir versuchen, zu einer generellen Einschätzung der — unter 
dem Einfluß tiefgreifender technologischer und branchenstruktureller Entwicklun- 
gen — stattfindenden Veränderungen der Tarifbeziehungen in der Druckindustrie zu 
kommen. 


1. In den traditionell kooperativen Tarifbeziehungen der Druckindustrie machen 
sich seit Anfang der siebziger Jahre deutliche Veränderungen bemerkbar. Innerhalb 
weniger Jahre haben sich diese Beziehungen dramatisch zugespitzt. Kulminations- 
punkte waren zwei große Arbeitskämpfe. Während im Tarifkonflikt 1976 noch die 
Lohnfrage der zentrale Konfliktgegenstand schien, rückte der Arbeitskampf 1978 
jene Thematik ins Zentrum der Auseinandersetzungen, die zu den wichtigsten Ursa- 
chen der veränderten Tarifbeziehungen gehört: die neue Technik und ihre sozialen 
wie gewerkschaftspolitischen Konsequenzen. Die Umcrientierung auf konfliktorien- 
tierte Tarifbeziehungen war kaum zu vermeiden; denn die bisherige „Geschäfts- 
grundlage“ der Tarifpolitik war nicht mehr konsensfähig. Die Intention der 1G 
Druck und Papier, auch für die neue Technik ihre traditionellen Besetzungsregeln 
beizubehalten, stieß bei Verlegern und Druckereiunternehmern auf entschlossene 
Ablehnung. Sie sahen in derneuen Technik die Chance und unter den ökonomischen 
Zwängen die Notwendigkeit, das sogenannte Facharbeitermonopol zu brechen. Was 
ihnen in dem „Tarifvertrag über Einführung und Anwendung rechnergesteuerter 
Textsysteme“ partiell gelang, streben sie nunmehr auch in den noch andauernden 


12 Demgegenüber hatte die IG Druck und Papier Ende der fünfziger Jahre, als — unter den 
Bedingungen der Arbeitskräfteknappheit und der Expansion des Satzvolumens — fach- 
fremde Arbeitskräfte an Perforatoren beschäftigt wurden, durchgesetzt, daß diesen — un- 
abhängig von der mitgebrachten Qualifikation — der Maschinensetzerlchn gezahlt wird, 
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Verhandlungen über die Neuregelung der ‚Spartenanhänge“ des Manteltarifvertrags 
für die Druckindustrie an: den Abbau der Besetzungsregeln für Facharbeiter. 

2. Die skizzierten technologischen und tarifpolitischen Prozesse haben weit- 
reichende Konsequenzen für den traditionellen Charakter der 1G Druck und Papier 
als Facharbeitergewerkschaft. Der drohende Verlust ihres Kernpotentials in der Ar- 
beiterschaft hat zur Radikalisierung in den Zielen und Austragungsformen ihrer 
Tarifpolitik geführt. Obwohl damit auch konservative, d.h. berufsständische Mo- 
mente reaktiviert wurden, hat diese Radikalisierung in Teilen der Organisation 
gleichzeitig zu einer Neureflexion auf die „gesellschaftsverändernde Rolle der Ge- 
werkschaften“ (Mahlein) geführt. Als relativ kleine Gewerkschaft innerhalb des DGB 
bleibt die 1G Druck und Papier bei ihren Auseinandersetzungen auf die Solidarität 
und finanzielle Hilfe anderer Gewerkschaften angewiesen. Diese sehen indessen 
mehr die berufsständischen und gruppenegoistischen Interessen, die sicherlich auch 
im Spiele sind, als das darüber hinausgehende generelle Interesse an der Abwehr ne- 
gativer Rationalisierungsfolgen, mit denen auch andere Gewerkschaften zunehmend 
konfrontiert werden (am offensichtlichsten zur Zeit die 1G Metall). Das Vorhutge- 
fecht der IG Druck und Papier erscheint anderen Gewerkschafteri somit als Nach- 
hutscharmützel. In dieser Einschätzung schlagen sich frühere Erfahrungen mit Ratio- 
nalisierungswellen und Strukturkrisen nieder, die andere Gewerkschaften (etwa im 
Bergbau oder in der Textilindustrie) gemacht haben und deren Folgen sie als not- 
wendige Opfer des technischen Fortschritts mehr oder weniger hingenommen ha- 
ben. Übersehen wird dabei, daß die früheren Strukturkrisen im Kontext einer allge- 
meinen ökoncmischen Prosperität und Vollbeschäftigung auftraten, während durch 
die gegenwärtige Rationalisierungswelle das bereits bestehende Arbeitslosenproblem 
weiter verschärft wird. Auf erheblichen Widerstand innerhalb des DGB stößt noch 
mehr die gesellschaftspolitische Radikalisierung der IG Druck und Papier. 

3. Mit dem Rücken zur Wand gegen die sozialen Folgen der vom Kapital initi- 
ierten technologischen Umstrukturierungsprozesse kämpfend und relativ isoliert in- 
nerhalb des DGB, steckt die IG Druck und Papier in einem organisationspolitischen 
Dilemma, dessen Auflösung schwierig zu prognostizieren ist. Aus der Erkenntnis 
heraus, daß die Schrumpfung des traditionelien Mitgliederpotentials nicht mehr auf- 
zuhalten ist, scheint sich innerhalb der Organisation eine verstärkte Orientierung auf 
die Gruppe der Angestellten anzubahnen. In den siebziger Jahren ist zwar die Mit- 
gliederzahl der Angestellten kontinuierlich gestiegen (von 1970 auf 1976 um 84 Pro- 
zent), während die der Arbeiter stagnierte. Gleichwohl stellen die Angestellten an 
der Gesamtmitgliederschaft der 1G Druck und Papier weiterhin einen geringen An-. 
teil (12 Prozent), und der Grad ihrer gewerkschaftlichen Organisierung ist ebenfalls 
sehr niedrig (16 Prozent) (13). Inwieweit es der 1IG Druck und Papier gelingen wird, 
das Angestelltenpotential weiter zu erschließen, ist eine offene Frage. Einer Rekru- 
tierungspolitik durch radikale Interessenvertretung, wie sie etwa in den sechziger 


13 Zur Mitgliederstruktur und den gruppenspezifischen Organisationsgraden vgl. Projekt: 
gruppe Gewerkschaftsforschung, Rahmenbedingungen der Tarifpolitik, Band 1: Gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung und Organisationen der Tarifparteien, Forschungsbericht 
des Instituts für Sozialforschung, Frankfurt am Main 1979 (Campus), S. 166 ff. 


46 


Jahren von britischen Angestelltengewerkschaften betrieben wurde, können im 
Kontext der westdeutschen Bedingungen nur geringe Chancen zugeschrieben wer- 
den. 

Nicht auszuschließen ist daher, daß aus dieser Problemlage heraus die 1G Druck 
und Papier die Wiederherstellung der Kooperation mit ihrem Tarifkontrahenten an- 
streben könnte, um mit dessen Duldung oder gar Unterstützung ihr Mitgliederpoten- 
tial unter den (technischen) Angestellten und den in den Medien Tätigen zu erschlie- 
ßen. Überlegungen dieser Art dürften dem auf pragmatische Lösungen hin orientier- 
ten Gewerkschaftsflügel nicht fremd sein — im Gegensatz zu jenem gewerkschafts- 
politisch radikalisierten Teil der Organisation, der als politische Lösung die Soziali- 
sierung der publizistischen Medien und ihre öffentliche Kontrolle anstrebt. Welche 
dieser beiden Alternativen die künftige gewerkschaftliche Praxis bestimmen wird, 
kann schwerlich prognostiziert werden. Aufgrund der politischen Kräfteverhältnis- 
se ist zu vermuten, daß die zweite Alternative allenfalls als Druckmittel für weiter- 
gehende Zugeständnisse der Unternehmer wirksam werden kann. 
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Ali Wacker 
Massenarbeitsiosigkeit als Politisierungspotential — 
der schwierige Lernprozeß 


L. 


Daß die kapitalistische Ökonomie langfristig mehr Probleme erzeugt, als sie auf der 
Grundlage ihrer eigenen Gestaltungslogik lösen kann, ist spätestens seit der Diskus- 
sion um die Begrenztheit der natürlichen Ressourcen, die ökologischen Folgen eines 
gesellschaftlich nicht kontrollierten Wachstums der Industrieproduktion und dem 
Entstehen einer Überbevölkerung auch in der Bundesrepublik wieder zum Thema 
geworden. 

Erneut stellt sich damit auch die Frage nach der Bedeutung sozioökonomi- 
scher Krisenphänomene für die Ausformung politischer Orientierungen und Hand- 
lungsbereitschaften. Im Umkreis der marxistischen Theorie dominiert seit ihren An- 
fängen ein wesentlich optimistischer Krisenbegriff. So spottete schon Marx im 
„Elend der Philosophie“ über diejenigen, die im Elend nur das Elend sähen, „ohne 
die revolutionäre umstürzende Seite darin zu erblicken, welche die alte Gesellschaft 
über den Haufen werfen wird.“ (1) Die Unfähigkeit einer Gesellschaft, allen ihren 
arbeitsfähigen und arbeitswilligen Mitgliedern eine ausreichende Basis ihrer Selbst- 
erhaltung zu verschaffen, sollte nach dieser Auffassung einen ausgezeichneten Nähr- 
boden zur Herausbildung und Vermassung eines antikapitalistischen Bewußtseins 
abgeben und damit auch die Chancen zur politischen Durchsetzung sozialistischer 
Positionen verbessern. In dieser Verknüpfung der Entwicklung der proletarischen 
Bewegung mit der periodisch auftretenden Zuspitzung der ökonomischen Widersprü- 
che im Kapitalismus schien der Sieg des Sozialismus so unausweichlich wie die Kri- 
sen selbst. Überflüssig schien auch die Beschäftigung mit den empirischen Motiva- 
tionen in realen Klassenkämpfen und die Untersuchung der Erfahrungsbildungspro- 
zesse der lohnabhängig Beschäftigten, war doch nach dem Marx-Engelsschen Dik- 
tum in ihrer Auseinandersetzung mit „Bauer und Konsorten“ das Handeln des Pro- 
letariats „sinnfällig, unwiderruflich vorgezeichnet“: „Es handelt sich nicht darum, 
was dieser oder jener Proletarier oder selbst das ganze Proletariat als Ziel sich einst- 
weilen vorstellt. Es handelt sich darum, was es ist und was es diesem Sein gemäß ge- 
schichtlich zu tun gezwungen sein wird.“ (2) Diese geschichtsiogische Konstruktion 
der Mission des Proletariats hat neben anderen H. J. Krahl in seinem Referat über 
„Produktion und Klassenkampf“ in aller Schärfe als Metaphysik kritisiert: „Er 
( = Marx) selbst wird seinem Desiderat, daß die Menschen, d.h. das Proletariat, in 


1 MEW4,3.143 
2 MEW2,S.38 
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der sozialen Revolution lernen sollen, mit Bewußtsein Geschichte zu machen, nicht 
gerecht. in Wirklichkeit setzt sich bei ihm das Klassenbewußtsein als naturwüchsige 
Spontaneität hinter dem Rücken und über die Köpfe der Proletarier hinweg durch. 
Klassenbewußtsein bildet sich gleichsam nach der metaphysischen Logik des Welt- 
geistes ...“ (3) Diese Inkonsequenz in der Analyse des revolutionären Subjekts — das 
aus der materialistischen Kritik ausgespart blieb — erklärt sich nach Krahl aus der 
zeitgenössischen Situatien: „Für Marx kommt die Vorstellung, historisch-genetische 
Bedingungen subjektiver Art des Entstehens von Revolutionen, der Bildung von 
Klassenbewußtsein und der Konstitution von Organisationen anzugeben, überhaupt 
nicht auf. Die Revolutionen, die Klassenkämpfe sind immer schon aktualisiert und 
nie in der Latenz. Es ist das Bürgertum, das sie produziert, und es ist das Proletariat, 
das sie zu transformieren hat.“ (4) 

Mit der Entwicklung des Sozialismus ‚‚von der Utopie zur Wissenschaft“ (En- 
gels) wandelten sich die historisch und theoretisch inspirierten Hoffnungen auf die 
große proletarische Revolution zu Lehrbuchsätzen eines kommunistischen Kate- 
chismus: In Erwartung desunaufhaltsamen Siegs der Arbeiterklasse lag die geschicht- 
liche Aufgabe der sozialistischen Bewegung vor allem in der Partei- und Kaderschu- 
lung in der Gewißheit — wie später Rosa Luxemburg in Auseinandersetzung mit 
dem Revisionismus schrieb —, ‚daß die kapitalistische Gesellschaft sich in unlösbare 
Widersprüche verwickelt, die im Schlußresultat eine Explosion notwendig machen, 
einen Zusammenbruch, bei dem wir den Syndikus spielen werden, der die verkrach- 
te Gesellschaft liquidieren wird.“ (5) Für die Aufgaben zum Zeitpunkt dieser Stun- 
de X galt es, sich zu qualifizieren. 

in eher subjektivistischer Akzentuierung — mit Blick auf die Massenbasis. der 
sozialistischen Bewegung — schien ausgemacht, daß die periodischen Wirtschaftskri- 
sen zum großen Lehr- und Zuchtmeister des Proletariats werden würden. Dem kri- 
senoptimistischen Postulat der Verelendungstheorie zufolge waren Not, Arbeitslosig- 
keit und Elend zum Geburtshelfer proletarischen Klassenbewußtseins bestimmt, wie 
Marx in klassenpsychologischer Abgrenzung vermeinte annehmen zu dürfen: „Die 
‚Sorge‘ floriert in ihrer reinsten Gestalt beim deutschen guten Bürger, wo sie chro- 
nisch und ‚immer sich selbst gleich‘, miserabel und verächtlich ist, während die Not 
des Proletariats eine akute, heftige Form annimmt, ihn zum Kampf um Leben und 
Tod treibt, ihn revolutionär macht und deshalb keine ‚Sorge‘, sondern Leidenschaft 
produziert.“ (6) 

Wagner (7) hat in einer eindringlichen Studie gezeigt, daß die Verelendungs- 
theorie wesentlich auch eine Theorie der Entstehung von Klassenbewußtsein war. 
So schrieb etwa Bucharin in seinem „gemeinverständlichen Lehrbuch der marxisti- 
schen Soziologie“ aus dem Jahre 1922: „Die Voraussetzung der Revolution ist ... 


Krıahl, H.-J., Konstitution und Klassenkampf. Frankfurt 1971, S. 390 

Krahl, a.a.0., S. 389 i 

Luxemburg, R., Gesammelte Werke. Berlin (DDR) 1974, Bd. 1/1, 8. 237 (Rede auf dem 
SPD-Parteitag 1898) 

6 MEW 3,5. 200 

17 Wagner, W., Verelendungstheorie — die hilflose Kapitalismuskritik. Frankfurt 1976 
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eine Revolutionierung des Bewußtseins der neuen Klasse ... Wann vollzieht sich aber 
diese psychologische und ideologische Revolution? Sie vollzieht sich dann, wenn die 
objektive Entwicklung die unterdrückte Klasse in eine ‚unerträgliche Lage‘ versetzt, 
wenn diese Klasse Klar sieht und fühlt, daß unter der betreffenden Ordnung keine 
Verbesserung möglich ist, kein ‚Ausweg‘ da ist, daß ‚es nicht so weiter geht‘.“ (8) 
Diese ja nicht abwegige Bestimmung einer revolutionären Situation bleibt jedoch 
dunkel hinsichtlich der entscheidenden vermittelnden Schritte, Die griffige Formel 
„ökonomische Krise > Verelendung + revolutionäres Bewußtsein > Umsturz“ ent- 
hält eine Reihe von Vorannahmen zur Psychologie der arbeitenden Massen: „Als er- 
stes müssen die Arbeiter erkennen, daß sie Interessen zu vertreten haben, Zweitens 
müssen sie in der Lage sein einzusehen, daß ihre Interessen als Individuen in ihren 
Interessen als Angehörige einer Klasse aufgehoben sind. Drittens müssen sie in der’ 
Lage sein, zwischen ihren Hauptinteressen, wie Marx sie sah, und ihren weniger be- 
deutsamen ökonomischen Interessen zu unterscheiden. Viertens müssen sie glauben, 
daß ihre Klasseninteressen an erster Stelle stehen gegenüber solchen, die sie als Mit- 
glieder einer bestimmten Nation, Religionsgemeinschaft, Rasse usw. haben, Fünf- 
tens müssen sie ihre kapitalistischen Ausbeuter wirklich hassen. Sechstens müssen 
sie eine wie immer vage Idee davon haben, daß ihre Situation qualitativ verbessert 
werden kann. Siebtens müssen sie glauben, daß sie selbst auf die eine oder andere 
Art diese Verbesserung herbeiführen können. Achtens müssen sie überzeugt sein, 
daß die Marxsche Strategie oder die der marxistischen Führer der beste Weg ist, um 
die angestrebten Ziele Zu erreichen. Und neuntens — nachdem alle diese Bedingungen 
erfüllt sind — dürfen sie, wenn die Situation reif ist, keine Angst haben, ihr gemäß 
zu handeln.“ (9) Es sieht ganz so aus, als ob alle diese Bedingungen kaum gleichzei- 
tig zu erreichen sind. Wenig spricht dafür, daß die Erwartung einer gleichsam natur- 
wüchsigen Vereinheitlichung der lohnabhängig Beschäftigten in einer politischen 
Partei, die nicht zuletzt die These vom unaufhaltsamen Sieg der Arbeiterklasse stüt- 
zen sollte, realistisch ist. Auch der proletarische Internationalismus, die Marxsche 
Hoffnung, „daß der Kapitalismus den Nationalismus in Richtung auf eine Form der 
Universalität immer weiter abschwächen und zerstören würde“, hat sich nicht bestä- 
tigt: „In Wirklichkeit rief seine Entwicklung den Nationalismus hervor und stärkte 
ihn.“ (10) Statt sich auf den schwierigen und schwer kalkulierbaren Weg der Revo- 


8 Bucharin, N., Theorie des historischen Materialismus. Hamburg 1922, S. 298 f. Gegen die 
Auffassung der Sozialdemokratie, „daß auf dem Boden des Elends und des Hungers eine 
proletarische Revolution nicht stattfinden könne“, zitiert er einen Marxschen Artikel für 
die „New York Tribune‘ vom 2.2.1854: „Doch wir dürfen nicht vergessen, daß in Euro- 
pa noch eine sechste Macht existiert, die in bestimmten. Augenblicken ihre Herrschaft 
über die gesamten fünf sogenannten ‚Großmächte‘ behauptet und jede von ihnen erzit- 
tern läßt. Diese Macht ist die Revolution. Nachdem sie sich lange still und zurückgezogen 
verhielt, wird sie jetzt durch die Krisis und die Hungersnot wieder auf den Kampfplatz 
gerufen.‘ (Bucharin, a.a.O., 8. 300 f.; Hervorhebung von ihm) 

9 Ollman, B., Towards Class Consciousness Next Time: Marx and the Working Class. Poli- 
tics and Society, 1972, 3, 1 - 24,5. 8 (Übersetzung von mir) 

10 Anderson, P., Über den westlichen Marxismus. Frankfurt, 1978, $. 163 
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lution zu begeben, folgte die Arbeiterbewegung in den Industriestaaten eher einer 
Strategie sozialpolitischer Reformen. 

Zum marxistischen Erbe gehörten so die Differenziertheit und Kategoriensi- 
cherheit in der Analyse ökonomischer Prozesse ebenso wie der Umstand, daß sie kein 
Äquivalent auf seiten der Analyse sozialer Bewegungen haben. So zeigen sich Blech- 
schmidt & Müller-Jentsch angesichts der gegenwärtigen Krise deutlich irritiert. Un- 
ter der Überschrift „Massenarbeitslosigkeit und nichts rührt sich“ schreiben sie: 
„Wer vor drei Jahren Tiefe und Länge der heutigen Krise vorausgesagt hätte, dem 
wäre kaum geglaubt worden. Für noch weniger möglich hätte man die politische 
Ruhe erwartet, die mit der heutigen Massenarbeitslosigkeit einhergeht. Weder die 
Arbeiterschaft als Ganzes noch deren arbeitsloser Teil zeigen deutliche Reaktionen 
auf die grundlegenden ökonomischen Veränderungen. Die sozialistische Linke, die 
wirtschaftlichen Umbrüchen zentrale Bedeutung gegenüber sozialen und politischen 
Bewegungen beimißt, muß sich fragen, warum das so ist.“ {11) Das Redaktionskol- 
lektiv Gewerkschaften formulierte in dieser Zeitschrift: „Liefert die gegenwärtige 
Entwicklung einer allgemeinen Weltmarktkrise den empirischen Beweis für die Rich- 
tigkeit der Marxschen Akkumulations- und Krisenanalyse, sc scheint andererseits 
die politische Entwicklung der Arbeiterklasse in Westdeutschland den von Marx po- 
stulierten Zusammenhang von ökonomischer und Klassenbewegung zu widerlegen. 
Denn schließlich Kann keine Rede davon sein, daß die Erfahrung des antagonisti- 
schen Interessengegensatzes die westdeutschen Lohnabhängigen in den Klassen- 
kampf gegen das Kapital gegenwärtig zwingt, vielmehr stößt man allenthalben auf 
die Ansicht, Resignation, privater Rückzug, Aufgabe fortschrittlicher Positionen 
seien das wesentliche Resultat der kapitalistischen Krise ... Die Konkurrenz der Ar- 
beiter gegeneinander erscheint als realistischere Handlungsmöglichkeit als der soli- 
darische Widerstand gegen die Angriffe des Kapitals auf die Lebensbedingungen, Die 
politische Entwicklung der Arbeiterklasse erscheint als eine Art unberechenbarer 
‚Faktor.“ (12) 

Es scheint, als ob in solchen Kommentaren und Einschätzungen noch Reste 
der Massenpsychologie mitschwingen, die Not und Elend als Fundament sozialisti- 
scher Massenbewegung begriff (13), nach der die Erfahrung der Unverträglichkeit 


il express 5/1976,5. 10 

12 _ Probleme des Klassenkampfes 19/20/21, 1975, 5, 8.3 

13 Diese Idee hat sich bis heute mit unterschiedlichen Akzentuierungen gehalten: So lehnte 
etwa Reich die Idee des Hungerkommunismus ab, geriet aufgrund seines psychoanalyti- 
schen Ansatzes jedoch in ein Dilemma: „Versucht man die Struktur der Menschen allein 
zu ändern, so widerstrebt die Gesellschaft. Versucht man die Gesellschaft allein zu än- 
dern, so widerstreben die Menschen.“ (Reich, W., Massenpsychologie des Faschismus. o. 
©. 1933, 8. 283), um dann fortzufahren: „Die Menschen müssen sich ihres Leidens der- 
art bewußt werden und zu verzweifeln beginnen, daß sie über sich selbst hinausspringen 
und derart die gesellschaftliche Struktur zerschlagen, um eine neue zu schaffen. Anders 
wird es nicht gehen.“ (a.a.0., $. 285) Bloch greift diese humanistisch-psychologische 
Wendung der Verelendungstheorie auf. Nachdem er zunächst gegen Marx feststellt: „Es 
gibt keine Verelendung und kein Fortschreiten zu diesem Tiefpunkt hin derart, daß dann 
mit dialektischer Notwendigkeit der Umschlag entsteht, daß dieser Tiefpunkt aufgeho- 
ben werden muß durch Machtergreifung des Proletariats und Durchführung des Sozialis- 
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von gesellschaftlichen Systembedingungen und eigenen Lebensansprüchen die mas- 
senhafte Einsicht in die Irrationalität und Destruktivität kapitalistischer Ökonomie 
hervorbringen und zum Kampf gegen diese Ordnung motivieren sellte. 

Nun scheint nach neueren sozialgeschichtlichen Untersuchungen einige Gewiß- 
heit zu bestehen, daß die These einer Korrespondenz von wirtschaftlichen Krisen 
und einer Verstärkung der Kampfaktivitäten der arbeitenden Klassen selbst für die 
Zeit des Frühkapitalismus nicht durchgängig zutrifft. In seiner Arbeit über die Ge- 
schichte der Volkskämpfe in England und Frankreich zwischen 1730 und 1848 ge- 
langt Rud@ zwar zu der Einschätzung, daß Verschiechterungen in der Versorgung 
der Bevölkerung mit den notwendigen Subsistenzmitteln häufig Anlaß und Hinter- 
grund aufrührerischer Aktivitäten bildeten; er fährt jedoch fort: „Das heißt jedoch 
nicht, daß schlechte oder sogar vernichtende wirtschaftliche Verhältnisse allein 
schon genügt hätten, Unruhen auszulösen. in England fielen Streiks und gewerk- 
schaftliche Aktivitäten im Gegenteil weniger mit Zeiten größter gewerblicher De- 
pression und Arbeitslosigkeit als vielmehr jeweils mit einem Konjunkturaufschwung 
zusammen.“ (14) Scharf wendet sich auch Thompson gegen die von ihm als „‚spas- 
modisch“ bezeichneten Theorien sozialer Unruhen und ironisiert: „Demnach brau- 
chen wir nur einen Index der Arbeitslosigkeit mit einem Index der Preissteigerungen 
für Lebensmittel zu korrelieren, und schon können wir eine Kurve der sozialen Un- 
ruhe zeichnen.“ (15) 


il. 


Aus heutiger Sicht liegt es näher, die Zeit der Weltwirtschaftskrise zum historischen 
Prüfstein für die Gültigkeit der heroisch-rationalistischen Massenpsychologie zu wäh- . 
len, die das Denkmodell der Verelendungstheorie bestimmt. Einerseits existierten in 
den meisten europäischen Ländern — so auch in Deutschland — eine breite Arbeiter- 
bewegung und eine starke kommunistische Partei; andererseits wuchs mit der Dauer 


mus“, fährt er fort: „Aber die Annahme der revolutionierenden Kraft dieser Realdialek- 
tik ist methodisch richtig. An die Stelle des ökonomischen Tiefpunktes wird nun der hu- 
mane Tiefpunkt gesetzt, der dann nicht mehr auf die arbeitende Klasse beschränkt ist.“ 
(zitiert nach Traub, R. & Wieser, H., Gespräche mit Ernst Bloch. Frankfurt 1975, 5. 91) 
In noch klassischer Manier drückt sich das Vertrauen in die revoiutionsstärkende Macht 
ökonomischer Krisen in der Mattickschen Analyse der amerikanischen Arbeitslosenbewe- 
gung aus. Nachdem er diese vernichtend kritisiert hat, fährt er fort: „,... doch sprechen alle 
Zeichen däfür, daß die Arbeitsbeschaffungspolitik ihrem Ende'zuneigt, daß die heutige 
leichte Konjunktur bald nachlassen wird, daß mit der weiteren Vertiefung der Depression 
und Vergrößerung der Arbeitslosigkeit die Aktivierung der Arbeitslosen unausbjleiblich 
wird, daß, wenn diese Bewegung einsetzt, sie ohne Zweifel über ihre bisher erreichte 
Kraft hinausstreben wird.“ (Mattick, P., Arbeitslosigkeit und Arbeitslosenbewegung in 
den USA 1929 - 1935 (1936). Frankfurt 1969, S. 118) 

14 Rude, G., Die Volksmassen in der Geschichte. Frankfurt 1977, S. 200 

15 Thompson, E.P., Die ‚sittliche Ökonomie‘ der englischen Unterschichten im 18. Jahrhun- 
dert. In: Puls, D. et al., Wahrnehmungsformen uhd Protestverhalten — Studien zur Lage 
der Unterschichten im 18. und 19. Jahrhundert. Frankfurt 1979, 5.14 
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der Krise die Verelendung der Massen. Im Sinne der geschilderten Auffassung über 
die Wirkungen dieser Erfahrungen stand zu erwarten, daß die kommunistische und 
sozialistische Agitation auf fruchtbaren. Boden fallen müsse und die Arbeitslosen 
sich als erste in den Kampf gegen das kapitalistische System einreihen würden. 

in der Tat konnte die KPD ihen Stimmenanteil bei den Reichstagswahlen von 
10.6 % im Jahre 1923 auf 16.9 % im November 1932 steigern, Der erwartete Mas- 
senzustrom des Proletariats blieb jedoch aus und wurde — in der Sozialfaschismus- 
these — der reformistisch-konterrevolutionären Politik der Sozialdemokratie zuge- 
rechnet (16). Wagner führt diese Einschätzung überzeugend auf das Vorherrschen 
des verelendungstheoretischen Strategiekonzepts zurück, so „‚daß sich die Komintern 
das Ausbleiben revolutionärer Aktionen des Proletariats trotz sich verschärfender 
ökonomischer und politischer Krisen eben nicht anders als durch die heimtückisch 
bremsende Aktion abtrünnig gewordener Arbeiterführer erklären konnte.“ (i7) 
Aber auch auf seiten der Sozialdemokratie fand sich aus vermutlich ähnlichen Erwä- 
gungen eine Unterschätzung der Gefahren, die von der faschistischen Bewegung 
drohte. So erklärte Tarnow auf dem Parteitag in Leipzig 1931 unter dem Beifall der 
Versammelten: ‚In der Geschichte unserer Bewegung war erst der utopische Sozia- 
lismus, dann der wissenschaftliche, erst die gefühlsmäßige Ablehnung der geltenden 
Wirtschaftsordnung, dann das verstandesmäßige Erfassen des Weges, der zum Ziele 
führt. Diese Entwicklung wird sich auch sicher bei großen Teilen der Massen, die 
heute zur Hakenkreuzfahne schwören, wiederholen, und dann dürfte sich herausstel- 
len, daß im ‚Braunen Haus‘ in München letzten Endes mehr Rekruten für uns gedrillt 
werden als für den Kapitalismus.“ Und: „Wir dürfen darauf vertrauen, daß auch die- 
se ökonomische Weltkrise in allen Ländern Millionen neuer Anhänger unter die Fah- 
ne des Sozialismus treiben und zu dem Ruf vereinen wird: ‚Hinweg mit dieser kapi- 
talistischen Wirtschaftsordnung‘ (stürmischer Beifall)‘ (18). 

Zu den wenigen, die diesen Krisenoptimismus nicht teilten, gehörte Reich, 
der nicht ohne Sympathie Otto Strasser zitierte: „ ‚ihr Marxisten pflegt euch auf 
die Lehre von Karl Marx zu berufen. Wie wir aber wissen, hat Marx gelehrt, daß sich 
die Theorie durch die Praxis bestätige. Ihr aber kommt immer nur mit Erklärungen 
für die Niederlage der Arbeiterinternationale. Euer Marxismus hat versagt: Für die 
Niederlage 1914 diente als Erklärung der Umfall der Sozialdemokratie, für 1918 
ihre verräterische Politik und ihre Illusionen. Und nun habt ihr wieder Erklärungen 
zur Hand für die Tatsache, daß die Massen in der Weltkrise statt nach links nach 
rechts abschwenken. Aber eure Erklärungen schaffen die Tatsache der Niederlage 
nicht aus der Welt! Wo bleibt seit 30 Jahren die Bestätigung der Lehre von der so- 
zialen Revolution durch die Praxis?‘ “ (19). 

Eine Antwort auf diese Frage suchten die psychologischen Faschismustheo- 
rien zu geben, Aufzuklären war, warum in der Zeit der Weltwirtschaftskrise die so- 


16 Vergl. Wagner, a.2.0., 8.39 ff. 

17 Wagner, a.2.0.,8. 42 

18 Zitiert nach Luthardt, W., (Hrsg.), Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Weimärei 
Republik. Bd. 1, Frankfurt 1978, 8. 420f. 

19 Reich, a.a.0.,8.15 
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zialistische Revolution trotz der vorhandenen ökonomischen und sozialen Voraus- 
setzungen in Deutschland ausblieb. Es ist diese Situation, die den Ausgangspunkt 
und die analytischen Zielrichtungen dieser Theorien bezeichnet. Ins Blickfeld gerie- 
ten Phänomene — familiale Sozialisation, Sexualität, Vorurteilsbereitschaften, na- 
tionalistische Identifikationen usf. —, die in der Arbeit der linken Parteien und ih- 
rem Verständnis politischer Lernprozesse nicht oder nur am Rande präsent waren. 
Der dort vorherrschende antipsychologische Affekt fand in den Vorbehalten von 
KPD-Funktionären gegenüber dem sexualpolitischen Programm Reichs seinen präg- 
nantesten Ausdruck: „Für die Revolution läßt man sich erschießen, für ein Präser- 
vativ nicht.“ Selbst wenn man mit Sanford den psychoanalytisch-charakterclogi- 
schen Ansatz zur Klärung der „Persönlichkeitsgrundlage des Faschismus“ (Fromm) 
aus heutiger Kenntnis psychischer Strukturen und Dynamik für problematisch hält 
— „Ich würde sagen, daß dispositionelle Persönlichkeitsstrukturen wie z,B. ‚rechte‘ 
Autoritätsgebundenheit nicht so eng mit realem Verhalten verknüpft, nicht so fest- 
gelegt und stabil sind, und nicht so eindeutig auf Kindheitserfahrungen zurückge- 
führt werden können, wie die Autoren von ‚The Authoritarian Personality‘ annah- 
men.“ (20) — , so gilt unverändert, daß die psychologischen Faschismustheorien 
zugleich die Krise marxistischer Revolutionstheorie und das Ungenügen einer ratio- 
nalistisch-heroischen Massenpsychologie thematisierten, Wie Ollman unter Bezug- 
nahme auf diese Theorien festhält: ‚So sehen sich viele Arbeiter in Krisenzeiten 
emotional unfähig, sich den lange etablierten Mustern der Unterwürfigkeit zu ent- 
ziehen, gleichgültig, wie sehr sie auf rationaler Ebene wünschen, dies zu tun.“ (21) 
Ohne in eine ausführlichere Diskussion dieser Theorieansätze eintreten zu können 
(22), genügt es, an dieser Stelle festzustellen, daß sie dem Krisenoptimismus der or- 
thodox-sozialistischen Doktrin widersprechen. 

Wir besitzen einen weiteren Prüfstein, um die Massenpsychologie der Verelen- 
dungstheorie einschätzen zu können. Ganz in der Linie Engels‘, der 1886 in seinem 
Vorwort zur englischen Ausgabe des „Kapital“ schrieb: „Die ersehnte Periode der 
Prosperität will nicht kommen; sooft wir die sie ankündigenden Symptome zu er- 
blicken glauben, sooft verschwinden sie wieder in der Luft. Inzwischen stellt jeder 
folgende Winter erneut die Frage: ‚Was tun mit den Arbeitslosen?‘ Aber während 
die Zahl der Arbeitslosen von Jahr zu Jahr anschwillt, ist niemand da, um diese Fra- 
ge zu beantworten; und wir können den Zeitpunkt beinahe berechnen, wo die Ar- 
beitslosen die Geduld verlieren und ihr Schicksal in ihre eigenen Hände nehmen 
werden.“ (23), suchten die kommunistischen und sozialistischen Gruppen in der 
Zeit der Weltwirtschaftskrise die Arbeitslosen zur revolutionären Vorhut zu quali- 
fizieren. In Deutschland bezeichnete schon 1921 der Kongreß der Roten Fach- und 
Industrieverbände es als „wichtigste Aufgabe“, dem „Elend der Verarmung, der 


20 Sanford, N., Authoritarian Personality in Conternporary Perspective, In: Knutson, J.N. 
(Hirsg.), Handbook of Political Psychology. San Francisco 1973, S. 166 (Übersetzung von 
mir) 

21 Ollman, a.a.0.,S. 17 (Übersetzung von mir) 

22 Vergl. demnächst: Wacker, A., Zur Aktualität und Relevanz psychologischer Faschismus- 
theorien — ein Diskussionsbeitrag. (erscheint 1979 in einem Sammelband in der EVA) 

23 MEW 23,8. 40 (Hervorhebung von mir) 
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Zersplitterung und der Zersetzung der proletarischen Kampffähigkeit vorzubeugen, 
indem man die Arbeitslosen und die Arbeitenden durch Sonderkomitees in einer 
einheitlichen Front mit einheitlicher Ziel vereinigt.“ (24) Fünf Jahre später wandte 
sich der Erste Kongreß der Roten Gewerkschafts-Internationale an die Erwerbslosen 
und rief ihnen zu: „Ihr seid die ersten, die in diesen Kämpfen gelitten haben, Ihr 
werdet aber auch die ersten sein, die zum Angriff übergehen werden!“ (25) Dennoch 
gelang es nach dem Urteil von Huber-Koller, die der „kommunistischen Erwerbslo- 
senbewegung in der Endphase der Weimarer Republik“ eine Studie gewidmet hat, 
der KPD nicht, die arbeitslosen Massen durch und für ihre Politik zumobilisieren (26). 
In England rechnete es sich die Führung der dortigen Arbeitslosenbewegung — die 
nach eigenen Urteil selbst auf ihrem Höhepunkt bestenfalis 10 % der Erwerbslosen 
aktivierte und in ihre Kampagnen hineinzog — als ihr Hauptverdienst an, ein Abglei- 
ten der Arbeitslosen zum Faschismus verhindert zu haben (27). Insgesamt blieb 
dort wie in den übrigen europäischen Ländern die Organisationsbereitschaft der Ar- 
beitslosen enttäuschend gering. 

Das einzige Land, in dem eine breite Arbeitslosenbewegung entstand, waren 
paradoxerweise — gemessen an der gesellschaftlichen Bedeutung linker politischer 
Gruppierungen — die USA. Hier schien auf den ersten Blick die sozialpsychologi- 
sche Arithmetik der Verelendungstheorie aufzugehen, derzufolge die klassenkämp- 
ferische Handlungsbereitschaft als Resultat des materiellen und sozialen Drucks zu 
berechnen sei. 

Rückblickend auf die Zeit vor dem New Deal urteilen Piven und Cloward: 
„Hätte es keine Arbeitsbeschaffung zur Befriedung der Bevölkerung gegeben, ist es 
schwer (selbst in der Rückschau) zu sagen, ob nicht die ausbrechenden Unruhen die 
wirtschaftlichen und politischen Institutionen des Landes in Gefahr gebracht hät- 
ten.“ (28) Schon zu Beginn der 20er Jahre hatten kommunistische Gruppen mit der 
Parole „Kämpfen! — Nicht verhungern.“ ohne rechten Erfolg versucht, die amerika- 
nischen Arbeitslosen zu organisieren und sie zu Kadern der erwarteten Revolution 
auszubilden. Aber erst 1930, mit dem großen Zusammenbruch der Weltwirtschaft, 
gelang es im nennenswerten Umfang, Arbeitslosenkomitees aufzubauen. Höhepunkt 
dieser Aktivitäten waren Aufmärsche und Demonstrationen am 6. März 1930, der 
zum „Internationalen Arbeitslosentag“ ausgerufen worden war. Durch eine gewalti- 
ge Propagandaarbeit gelang es, über eine Million Amerikaner zu mobilisieren. in ei- 
ner Reihe von Städten kam es zu teils blutigen Unruhen, so in Washington, Seattle 
und vor allem in New York. Die massenhafte Unzufriedenheit der von Zwangsräu- 
mung und Hunger bedrohten Bevölkerung hatte sich Luft gemacht. Der Erfolg der 
Aktion überraschte selbst die Organisatoren, die sich noch im gleichen Monat trafen, 
um die sichtbar gewordene Unruhe organisatorisch aufzufangen und in die Bahnen 


24 Kommunistische Politik 1926, 7, (15/16) 

25 Kommunistische Politik 1926, 7, (9/10) 

26 Huber-Koller, R., Die kommunistische Erwerbslosenbewegung in der Endphase der Wei- 
marer Republik. In: Gesellschaft — Beiträge zur Marxschen Theorie 10, Frankfurt 1977 

27 Hannington, W., Unemployed Struggles 1919 - 1936. London 1936 

28 Piven, F.FE. & Cloward, R.A., Regulierung der Armut. Frankfurt 1977 a,S. 163 


der Partei zu lenken. Aber schon bald zeigte sich, daß diese Aufgabe nicht so ein- 
fach war, wie sie zunächst schien. Im September 1930 klagte einer der Parteileiter: 
„Krise, Krieg, Widersprüche, Aufstände in den Kolonien, Verteidigung der Sowijet- 
union usf. werden zu häufig zu bloßen Phrasen, die in keiner Bezichung zu den Klas- 
senauseinandersetzungen in den jeweiligen Orten stehen.“ Man entschloß sich zu ei- 
ner Änderung der Politik: Auf nationaler Ebene wurden Forderungen nach staatli- 
cher Wohifahrtsunterstützung und der Einrichtung einer Arbeitsiosenversicherung 
propagiert; im lokalen Rahmen soliten die Arbeitslosenkomitees im Sinne einer 
„Bread and Butter“-Politik die Auseinandersetzung mit den gemeindlichen Fürsor- 
gebehörden führen. Diese Umorientierung blieb nicht ohne Erfolg. So war es im Fal- 
le drohender Wohnungsräumung vielerorts nicht unüblich, daß eine Mutter ihren 
Kindern zurief „Run quick and find the Reds!“, 

Da diese Strategien der direkten Aktion angesichts einer verunsicherten Büro- 
kratie meist erfolgreich waren, breiteten sie sich schnell aus. Innerhalb der Komitees 
bildeten sich spezialisierte Gruppen, die für Wohnungsfragen, Wasser und Elektrizi- 
tät zuständig waren. In verschiedenen Städten suchten kleinere Gruppen von zwei, 
drei Erwachsenen Supermärkte auf, nahmen die benötigten Lebensmittel und ver- 
ließen die Läden wieder, ohne zu bezahlen. Demgegenüber gelang es nicht mehr, 
den Erfolg der großen Demonstration vom 6. März 1930 zu wiederholen. Die Teil- 
nehmer an einem Hungermarsch im Jahre 1932 setzten sich z.B. zu fast zwei Drit- 
teln aus Mitgliedern der amerikanischen KP zusammen. Ab 1933 bewegten sich die 
Konfliktstrategien zudem überwiegend in Formen, die der traditionellen Verhand- 
-lungspolitik entsprachen: Die Arbeitslosenbewegung nahm — wie Rosenzweig (29) 
notiert — den Weg vom „Aufruhr zur Respektabilität“. Dieser Wandel war nicht al- 
lein Resultat der Organisationsbestrebungen der politischen Gruppen, die zu einem 
Verhandlungspartner für die etablierten Kräfte werden wollten, sondern auch Aus- 
‚druck der wachsenden Erfahrungen der bürokratischen Apparate, die das Elend zu 
verwalten hatten, Indem z.B. getrennt von der Bewilligungsstelle eine zusätzliche 
Beschwerdestelie eingerichtet wurde und genaue Richtlinien für die Kooperation 
mit Arbeitslosengruppen erlassen wurden (30), suchte man der direkten Konfronta- 
tion auszuweichen. Sieht man von dem Umstand ab, daß die Arbeit in den Arbeits- 
losenkomitees für viele Aktivisten eine gute politische Schulung bedeutete, so war 
die revolutionäre Strategie der Massenorganisation gescheitert. Shachtman, ein Füh- 
ter der Trotzkisten und später Theoretiker der amerikanischen Sozialistischen Par- 
tei, urteilte rückblickend ernüchtert: „Das Einsetzen der Massenarbeitslosigkeit in 
einem bisher in diesem Land unbekannten Ausmaß ermöglichte es ... den Kommu- 
nisten, die Arbeitslosen zu organisieren und schlagkräftige Protestaktionen durchzu- 
führen. Sie waren zu Anfang Führer dieser Bewegung. ... Hoover war noch immer 
Präsident. Da er nicht einmal die geringste Verbesserung für die Arbeitslosen anbot, 
schien die Kommunistische Partei Oberwasser zu haben. Aber ihr Erfolg war eine Il- 
lusion. Im tiefsten Grunde interessierte sich der arbeitslose Arbeiter nicht für den 


29 Rosenzweig, R., Organizing the Unemployed. Radical America, 1976, 10, 37 - 60 
30 Piven, FF. & Cloward, R.A., Poor People's Movements — Why They Succeed, How They 
Fail, New York 1977 b,S. 78 ff. 
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Kommunismus. Er interessierte sich nur für eins: einen Job. Die KP konnte ihn in 
Demonstrationen hineinziehen, aber sie konnte ihm keine Arbeit verschaffen. Es 
war der New Deal, der das dann fertigbrachte — wenigstens für ein paar Millionen.“ 
(31) Unterschätzt wurde die Flexibilität des Kapitalismus, mit wirtschaftlichen Kri- 
sen umzugehen, zumal das allgemeine Wahlrecht die Unzufriedenheit der Bevölke- 
rung partiell kanalisieren Konnte: „Preissteigerungen, Wohnungsknappheit, örtliche 
Steuererhöhungen, verbreitete Arbeitslosigkeit oder die Forderung nach Rassenin- 
tegration können bei Teilen der Bevölkerung Entfremdung von der augenblicklichen 
politischen Führung auslösen. Drückte sich in der Vergangenheit diese Entfremdung 
vornehmlich in Straßenunruhen aus, so wird sie unter dem parlamentarischen Sy- 
system an die Wahlurne gelenkt.“ (32) 

Sehr viel zögernder als die kommunistische wandte sich die Sozialistische Par- 
tei der Arbeitslosenfrage zu. Man beschränkte sich zunächst auf die Wiederholung 
der alten Forderungen zur sozialstaatlichen Absicherung der Arbeitsmarktrisiken 
durch Arbeitslosenversicherung und Pensionsfonds. Angesichts der sich verschärfen- 
den ökonomischen Situation und aus Furcht vor einem zu großen kommunistischen 
Einfluß begann man ab 1931, auf lokaler Ebene eigene Arbeitslosengruppen aufzu- 
bauen, die sich in ihren Taktiken zur Durchsetzung von Unterstützungsansprüchen 
kaum von den Kommunisten unterschieden, aber politisch-ideologische Fragen zu- 
gunsten eines pragmatischen Kurses weitgehend ausklammerten. Da sie von Anfang 
an gesetzlichen Regelungen der Arbeitslosenfrage Priorität einräumten, wurden sie 
zu einer treibenden Kraft beim Aufbau einer zentralen Organisation im nationalen 
Rahmen, die 1935 als ‚„Workers‘ Alliance of America“ gegründet wurde und sich als 
pressure-group verstand. „An einer zweiten Nationalkonferenz der Workers‘ Alliance 
nahmen 900 Delegierte als Vertreter von Organisationen aus 36 Bundesstaaten, ein- 
schließlich der Arbeitslosenräte, teil. Bis zum Ende des Jahres bestanden nach Anga- 
ben der Alliance bereits 1600 Ortsgruppen in 43 Bundesländern; ihre zahlenden 
Mitglieder schätzte die Organisation auf 300 000.“ (33) Sie suchte vor allem durch 
Vorschläge zur Fürsorge- und Arbeitslosengesetzgebung politischen Einfluß zu ge- 
winnen. An die Stelle direkter und militanter Durchsetzungsstrategien auf lokaler 
Basis traten Lobbyistentum und Verhandlung. Damit aber begab man sich auf das 
traditionelle -Terrain politischer Auseinandersetzungen zurück und reproduzierte zu- 
gleich die konventionelle Spaltung in Führung und Basis. Mit der organisatorischen 
Verbreiterung einer institutionalisierten Interessenvertretung lief eine Schwächung 
der Basisaktivitäten einher, zumal die Roosevelt-Administration durch Arbeitsbe- 
schaffungsprogramme der allgemeinen Unzufriedenheit die Spitze nahm. Der legisla- 
tive Weg brachte jedoch nicht den erhofften Erfolg. Zwar wurden einzelne Forderun- 
gen aufgegriffen und in abgewandelter und reduzierter Form verwirklicht; als wirkli- 
che „pressure-group“ konnte sich die „Worker‘s Alliance“ jedoch nicht etablieren, 
„Bis zum vierten Jahreskongreß der Alliance im September 1938 hatte die lange Rei- 


31 In Terkel, S., Der Große Krach. Frankfurt 1972, S.170£. 

32 Piven & Cloward, 1977 a, S. 106 

33 Piven & Cioward, 1977 a, S. 173; Rosenzweig schätzt für 1933, daß die Arbeitslosenorga- 
nisationen einen Mitgliederbestand von maximal 100 000 Personen hatten. 
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he legislativer Niederlagen ihren Tribut gefordert. Die Kluft zwischen den verschie- 
denen Fraktionen wuchs; verbittert und frustriert begann die Bewegung auseinander- 
zufallen, Danach wurde die Bewegung zusehends schwächer, bis sich 1941 die Wor- 
ker‘s Alliance of America stillschweigend auflöste.‘“ (34) Damit schien das Fazit 
bestätigt, das Mattick bereits fünf Jahre zuvor gezogen hatte: „Selbst eine Riesenar- 
mee von Arbeitslosen ist außerstande, die Gesellschaft zur Berücksichtigung ihrer 
Interessen zu zwingen, wenn die große Mehrheit noch imstande ist, auf der Basis der 
bestehenden gesellschaftlichen Bedingungen auskömmlich zu leben,“ (35) 

Eine dritte Richtung innerhalb der amerikanischen Arbeitslosenbewegung, die 
überregionale Bedeutung gewann und vornehmlich in Ohio und Pennsylvania Anhän- 
ger fand, ist eng mit den Aktivitäten der 1929 gegründeten „Conference of Progres- 
sive Labor Action“ verknüpft. In dieser Vereinigung, die Sozialisten, Gewerkschaf- 
ter und vor allem Bildungsarbeiter zusammenfaßte, denen die Leitung der amerika- 
nischen Gewerkschäften zu konservativ war, besaß A. J. Muste einen bedeutenden 
Einfluß. Er selbst war seit Beginn der 20er Jahre Leiter einer Gewerkschaftsschule, 
die er zum Zentrum progressiver Kaderqualifikation ausbaute (36). Ab 1930 starte- 
te man eine Propagandakampagne für die Einrichtung einer Arbeitslosenversiche- 
rung und öffentliche Beschäftigungsprogramme, die — wie man bald erkannte — an 
den unmittelbaren Problemen der Arbeitslosen vorbeiging. Wie Kommunisten und | 
Sozialisten ging man daher dazu über, auf tokaler Ebene Arbeitslosengruppen aufzu- 
bauen. Im Gegensatz zu deren strategischer Konzeption, einerseits Forderungen an 
den Staat zu richten, andererseits auf örtlicher Ebene den Kampf für Wohlfahrtsun- 
terstützung zu führen, bestimmte die Idee der Selbsthilfe die Aktivitäten der soge- 
nannten „Musteites“. Sie entsprachen damit sehr viel eher den traditionellen Idea- 
len der amerikanischen Gesellschaft als Kommunisten und Sozialisten, die das Selbst- 
hilfekonzept ihrerseits als „collective picking in garbage cans“ bespöttelten. Louis 
Budenz, der Chefstratege. der Musteites, faßte die Leitlinien ihres Ansatzes in sechs 
Punkten zusammen: (1) Die Gruppen sollten für alle Arbeitslosen unabhängig von 
ihrem Glauben und ihrer politischen Überzeugung offen sein; (2) durch die Verwen- 
dung patriotischer Symbole soliten sich die Arbeitslosengruppen als ‚gute Amerika- 
ner“ präsentieren, (3) die Werbekampagnen sollten aggressiv im Stil einer Bekeh- 
tungsmission geführt werden; (4) Eine Zentralisierung war nicht angestrebt; Leitung 
und Initiative lagen bei den lokalen Gruppen; (5) Anknüpfungspunkt waren die un- 
mittelbaren Lebensbedürfnisse der Arbeitslosen (Nahrung, Kleidung, Wohnung); (6) 
die Beteiligung der Arbeitslosen an der Planung, dem Aufbau und der Durchführung 
der Selbsthilfeprojekte sollte sicherstellen, daß diese den jeweiligen Bedürfnissen an- 
gepaßt waren. Vor allem in den ländlichen Bereichen und den kleinen Industriestädten 
fand dieses Programm eine breite Unterstützung. Häufig experimentierte man mit 
der Rückkehr zu direkten Formen des Austauschs von Waren und Dienstleistungen 
ohne Geldwirtschaft. Über die „Unemployed League“ in Seattle heißt es z.B.: „Die 


34 Piven & Cloward, 1977 a,5.174 

35 Mattick, a.a.0.,8. 113 

36 Rosenzweig, R., Radicals and the Jobless: The Musteites and the Unempioyed Leagues, 
1932 - 1936. Labor History, 1975, 16, 52 - 77 
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Arbeitslosen erhielten Fischerboote der Fischerei-Gewerkschaft, bekamen die Er- 
laubnis, nicht verkauftes Obst und Gemüse auf den Bauernhöfen der Umgebung zu 
sammeln und Holz auf ungenutztem Gelände zu fällen. In der ganzen Stadt bildeten 
die Mitglieder Stadtteilgruppen, 22 an der Zahl, jede mit einem eigenen Einkaufs- 
zentrum, wo man gegen Nahrungsmittel und Brennholz Haare schneiden, Kleider 
ausbessern, Häuser reparieren oder Kranke kurieren lassen konnte“ (37). In Penn- 
sylvania setzten arbeitslose Grubenarbeiter eine wilde Kohleförderung in Gang, in 
der bis zu 10 000 Personen Beschäftigung fanden und die nach Schätzungen einen 
jährlichen Wert von 35 Millionen Dollar erwirtschaftete (38). Ende 1932 existierten 
rund 330 solcher Selbsthilfegruppen, deren Mut und Einfallsreichtum Sinclair in sei- 
nern „Co-op“-Roman so anschaulich beschreibt (39). Auf der Basis der bescheidenen 
und häufig auch durch die örtlichen Geschäftsleute bekämpften Versuche der Selbst- 
versorgung entwickelte sich ganz im Sinne der Organisatoren, die entsprechende Ak- 
tivitäten als ‚Zement‘ der Bewegung ansahen, ein intensiver sozialer Zusammenhalt, 
der den ganzen Lehenszusammenhang umspannte. Die Gruppen trafen sich wöchent- 
lich, organisierten Freizeitaktivitäten, Bildungsveranstaltungen, aber auch Sit-ins 
und Demonstrationen. Dennoch zeigte sich auch hier aus vielfältigen Gründen, daß 
sich eine Stabilisierung und Konsolidierung der Bewegung kaum erreichen ließ. Zum 
einen erfuhren die Selbsthilfegruppen — wie Brecher später schrieb — „‚die Grenzen 
einer Seibsthilfebewegung, die von den Resten einer schon zusammengebrochenen 
Ökonomie lebt.‘ (40), zum anderen lockerte das Wohlfahrtsprogramm des New 
Deal für einen Teil der Arbeitslosen den äußeren Druck. Zur dritten rächte sich die 
pragmatisch-unideologische Form der Propaganda, die bereits 1933 innerhalb der 
Musteites zu Auseinandersetzungen zwischen einem nationalistischen und sozialisti- 
schen Flügel führte. Im Frühjahr 1934 gelang es noch, Arbeitslose in die Anti-Streik- 
brecherfront des Toldeo-Auto-Lite-Streiks einzureihen und damit die Beschränkung 
auf die unmittelbaren Interessen ihrer Existenzsicherung zu durchbrechen. Damit 
aber war der Höhepunkt der Bewegung überschritten. Die Führung der Musteites 
selbst radikalisierte sich und fusionierte im gleichen Jahr mit den amerikanischen 
Trotzkisten, mußte aber — wie zuvor die Kommunisten — entdecken, daß die Ar- 
beitslosengruppen sich nicht in eine Vorhut der Revolution transformieren ließen. 
Gemessen an der Erwartung eines radikalen Wandels des Massenbewußtseins, 
der aus der Verelendung und Empörung angesichts einer zusammengebrochenen 
Wirtschaft erwachsen sollte, war die über mehr als ein Jahrzehnt existierende Er- 
werbslosenbewegung in ihren verschiedenen Phasen und Ausprägungen sicherlich 
ein Fehlschlag. Die klassische Formel! „ökonomische Krise >» Verelendung > revolu- 
tionäres Bewußtsein > Umsturz“ hatte sich ebenso als kurzschlüssig erwiesen wie die 
Hoffnung, daß es unter dem äußeren Druck zu einer wirklichen Vereinheitlichung 
der Arbeitslosenbewegung kommen würde. Kommunisten, Sozialisten und Musteites 
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rekrutierten ihre soziale Basis in jeweils unterschiedlichen sozialen Gruppen (41). 
Daneben gewannen religiös inspirierte Sammlungsbe wegungen einen nicht unbeacht- 
lichen Einfluß, und auch offen antikommunistische Gruppen wie die von James 
Cox, einem Radiopastor, der 1931 erklärte: ‚Vor einigen Wochen habe ich gelesen, 
daß Washington einer Invasion kommunistischer Marschierer ausgesetzt war, die 
rote Fahnen schwenkten, die Internationale sangen und alle möglichen phantasti- 
schen Dinge verlangten. Dies erscheint mir so widerwärtig, ... daß ich glaube, eine 
- Gruppe echter amerikanischer Bürger sollte nach Washington gehen und gegen die 
Bedingungen der Arbeitslosigkeit demonstrieren, wie sie heute in den USA existie- 
ren.“ 

Nach allen Berichten stellte die Mehrheit der Arbeitslosen die grundlegenden 
Normen und Verhaltensweisen der amerikanischen Gesellschaft nicht wirklich in 
Frage. Verbitterung, Empörung und zeitweilige Militanz signalisierten kein „revo- 
lutionäres“ Bewußtsein, sondern entsprangen eher der Bindung an die überkomme- 
nen Lebensformen, denen in der Depressionszeit die materielle und soziale Basis 
entzogen war. Die Erfahrungen der zwangsweisen Ausgrenzung aus dem Arbeitspro- 
zeß und das hierdurch bedingte Elend schufen aus sich heraus kein antikapitalisti- 
sches Bewußtsein, das über die Einsicht in die Widersprüche der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise den Willen hervorgerufen hätte, bewußt den Kampf für eine Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung aufzunehmen, in der das Wechselbad von Prospe- 
rität und Krise beseitigt wäre. Die Hungermärsche, Demonstrationen, Straßenkämpfe, 
Produktionszusammenschlüsse und vielfältigen Formen der Insubordination gegen- 
über lokalen und staatlichen Institutionen waren sehr viel unmittelbarer auf die 
konkreten und drängenden Fragen der Existenzerhaltung bezogen, als daß eine Per- 
spektive radikaler Abkehr von der bestehenden Geselischaftsordnung sich hätte aus- 
bilden können. Wie der amerikanische Historiker Lasch im Rückblick urteilt: „‚Ar- 
beitslosigkeit erlebte man anscheinend häufiger als Demütigung denn als Beweis für 
Klassenausbeutung. Als eine Sache des persönlichen Verschuldens. Eine Krise in der . 
kapitalistischen Gesellschaft bringt nicht notwendigerweise revolutionäre Verände- 
rungen oder auch nur einen Sinn für Alternativen hervor, es sei denn, die Menschen 
hätten Kenntnis von irgendeiner anderen Form der Gesellschaftsordnung, in der sol- 
che Verheerungen nicht geschähen. Depressionen betrachtete man als Naturkatastro- 
phen, beinahe so wie Erdbeben und Überschwemmungen, und nicht als gesellschaft- 
liche Katastrophe, die sie sind.“ (42) Die Erwartungen von Kommunisten und So- 
zialisten, daß sich das „richtige Bewußtsein“ unter dem Druck der Krise schon von 
selbst einstellen würde, ließ sie verkennen, daß die Bereitschaft der Erwerbslosen, 
ihnen zuzuhören und an ihren Versammlungen und Demonstrationen teilzunehmen, 
nicht einer politischen Radikalisierung entsprang, sondern der Hoffnung, Unterstüt- 
zung und Hilfe im Elend zu finden. Erfolgreich waren die Organisatoren vor allem 

“dann, wenn sie eine — wenn auch politisch motivierte — Form erfolgreicher Sozial- 


41 Nach Rosenzweig konnte die CP vor allem in Großstädten mit hohem Immigrantenanteil 
Fuß fassen, während die Muste-Bewegung in den ländlichen Gebieten und Kleinstädten 
Anhänger gewann. 
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arbeit praktizierten. Das sich hieraus ergebende Dilemma hat Rosenzweig plastisch 
beschrieben: „Die amerikanischen Radikalen hatten ihre Schwierigkeiten, sich auf 
die von den Arbeitslosen dauernd vorgebrachten Nöte einzulassen, statt diese Proble- 
me als Konsequenz der inneren Widersprüche des Kapitalismus zu betrachten, die 
nur durch eine Revolution aufzuheben seien. ... Um diese Revolution zu bewerkstel- 
ligen, die sie als unerläßlich ansahen, mußten sie die Millionen von Arbeitslosen je- 
doch interessieren und ihre Unterstützung gewinnen. Dieser Versuch, eine Massen- 
basis unter den Arbeitslosen zu gewinnen, führte aber unweigerlich dazu, daß Revo- 
lutionäre mit nichtrevolutionären Forderungen befaßt wurden. Entsprechend sahen 
sie sich einem verwirrenden Dilemma gegenüber: Sollten sie sich auf die unmittelba- 
ren Bedürfnisse der arbeitsiosen Arbeiter nach Unterstützung, Beschäftigung und 
Nahrung einstellen, oder sollten sie sich darauf konzentrieren, durch eine sozialisti- 
sche Revolution die Arbeitslosigkeit selbst auf Dauer zu beseitigen? Im ersten Falle 
würde man vielleicht die Unterstützung der Massen gewinnen, aber keine Revolution, 
während man im zweiten Falle vielleicht beide Ziele verfehlen würde.“ (43) 

Man entschied sich — wie berichtet — für die Linie der „Bread-and-Butter“- 
Politik. Weitergehende Aktionen wie die großen Demonstrationen am 6. März 1930 
oder die Unterstützung des Toledo-Auto-Lite-Streiks blieben unwiederholbare Höhe- 
punkte der Bewegung. Die Träume von einer großen Revolution zerstoben. „Über- 
lebten die organisatorischen Hüllen der verschiedenen Fürsorgebewegungen auch bis 
in die späte Phase der Depression, so waren sie doch in Wirklichkeit schon viel frü- 
her durch solche Maßnahmen wie die Sozialversicherung, die Arbeitsgesetzgebung, 
das Vermögenssteuergesetz, das umfassende Arbeitsbeschaffungsprogramm und den 
teilweisen Wirtschaftsaufschwung zerstört worden.“ (44) Statt der erwarteten Kor- 
relation von Krise und Revolution erwies sich so erneut die Mächtigkeit der Allianz 
von Krise und Reformismus. 
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In seiner bemerkenswerten Einleitung zur Neuherausgabe der Marxschen Schrift 
über die „Klassenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1850“ hat Engels sich selbstkritisch 
von der früheren Revolutionseuphorie distanziert: „Die Geschichte hat uns und al- 
len, die ähnlich dachten, unrecht gegeben.“ (45) Eine Rebellion im Stile der 48er 
Barrikadenkämpfe schien ihm schon aus militärstrategischen Überlegungen wenig 
erfolgversprechend. „Die Zeit der Überrumpelungen, der von kleinen bewußten Mi- 
noritäten an der Spitze bewußtloser Massen durchgeführten Revolutionen ist vorbei. 
Wo es sich um eine vollständige Umgestaltung der gesellschaftlichen Organisation 
handelt, da müssen die Massen selbst mit dabei sein, selbst schon begriffen haben, 
worum es sich handelt, für was sie mit Leib und Leben eintreten.“ (46) Die Erfah- 
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rungen aus der ersten Hälfte unseres Jahrhunderts haben diese Skepsis nur verstär- 
ken können. So unterschiedliche Theoretiker wie der amerikanische Wirtschaftswis- 
senschaftler Heilbroner und die italienische 11 Manifesto-Gruppe beziehen ihre Vor- 
stellungen vom Niedergang des Kapitalismus nicht mehr aus der europäischen Revo- 
lutionsgeschichte der Neuzeit, sondern dem allmählichen Verfall des. Römischen 
Reiches (47). 

Auch die historische Gleichung, die zur These von der angeblich allgemein gül- 
tigen Korrespondenz zwischen ökonomischer und sozialistischer Bewegung führte — 
„daß die Welthandelskrise von 1847 die eigentliche Mutter der Februar- und März- 
revolutionen gewesen und daß die seit Mitte 1848 allmählich wieder eingetretene, 
1849 und 1850 zur vollen Blüte gekommene industrielle Prosperität die belebende 
Kraft der neuerstarkten europäischen Reaktion war“ (48) — erscheint heute eher als 
wichtiges Ereignis in der Sozialisationsbiographie von Marx und Engels denn als 
bleibende Einsicht in die Dynamik geschichtlicher Prozesse. 

Die Erklärung der Massenarbeitslosigkeit zum „Reservoir revolutionärer Ener- 
gie“ — so Losowski in den 20er Jahren — hat in Deutschland im Faschismus ihre un- 
erwartet grausame Bestätigung gefunden, wiewohl es falsch wäre -—- zumindest das 
zeigt die amerikanische Arbeitslosenbewegung — Arbeitslose mechanisch als Poten- 
tial rechter oder linker Mobilisierung zu bezeichnen. Solche zurechnungslogischen 
Vorstellungen stimmten im letzten Jahrhundert ebenso wenig wie im jetzigen: Ar- 
beitslose kämpften in der 48er Revolution in Frankreich auf seiten der Kommune 
und ließen sich von der Konterrevolution für die Mobilgarde anwerben (49); Arbeits- 
lose traten gegen Ende der Weimarer Republik der SA bei und blieben oder wurden 
Mitglied der KPD. In ihrer Mehrzahl aber blieben sie außerhalb der politischen Aus- 
einandersetzungen. 

Die Freisetzung aus dem gewohnten Lebensrhythmus in seinem Wechsel von 
Arbeit und Freizeit, der Verlust sozialer Rollenfunktionen, die Erfahrung individu- 
eller Ohnmacht, die Verunsicherung der Lebensperspektive und sozialen Identität 
bilden ein Geflecht von Belastungsfaktoren, das auf die meisten Menschen demora- 
lisierend wirkt. Die finanziellen und psychosozialen Belastungen erzwingen eine 
Verengung des Interessen-und Handlungsfeldes auf die unmittelbaren Lebensbezüge, 
so daß eine Kontinuierliche und längerfristige Perspektive — wie sie die Binbindung 
in eine politische Organisation fordert — sich nicht aufbauen kann. Die Transforma- 
tion der ökonomischen in eine individuelle Krise löst daher nicht nur Wut und Em- 
pörung — wie in der Verelendungstheorie angenommen, sondern auch Angst und 
Resignation aus: Das aber sind schlechte Vorbedingungen für die Weckung eines po- 


47 Vergl. Heilbroner, R. L., Der Niedergang des Kapitalismus. Frankfurt 1977, S. 108 £.; 
Rossanda, R. et al., Der lange Marsch durch die Krise, Frankfurt 1976, S. 194. Von der Il 
Manifesto-Gruppe wird auch die Politisierung des Themas Arbeitslosigkeit als schwieriges 
Unterfangen beurteilt: „Gleichwohl bleibt die Beschäftigungsfrage, was sie schon immer 
war: das bei weitem komplizierteste Kampfterrain, auf dem die verbale Propaganda am 
leichtesten ist, auch sporadische Mobilisierung möglich sein mag, aber koordinierte und 
wirksame Initiativen besonders schwer zu verwirklichen sind.“ (a.a.0.,S. 183) 
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litischen Engagements. Die Erschütterung der Alltagsroutine im Falle der Arbeitslo- 
sigkeif erhöht nicht nur den Handlungsdruck, sondern auch die Komplexität sozia- 
ler Realität. Deren Undurchschaubarkeit begünstigt die Ausbildung regressiver Ver- 
haltensmuster, die Abkapselung von der als bedrohlich erfahrenen Umwelt, den 
Aufbau vereinfachender Deutungsmuster und Feindbilder, Angst und den Verzicht 
auf explorative Neugierde und Phantasie zugunsten des vorsichtigen Rückgriffs auf 
‚erprobte‘ Lebensstrategien. 

Nun ist in der neueren Diskussion auch die Frage aufgetaucht, ob nicht ange- 
sichts der heute verbesserten sozialstaatlichen Absicherung im Falle der Arbeitslo- 
sigkeit davon auszugehen sei, daß im Gegensatz zur Zeit der Weltwirtschaftskrise 
ein Maß an Entlastung erreicht ist, das Arbeitsiosen ermögliche, sich politisch zu en- 
gagieren (50). Die existierenden Arbeitslosen-Initiativen, die in diesem Jahr ihr 
zweites überregionales Treffen veranstaltet haben, sprechen für diese Möglichkeit. 

Zu erinnern ist aber an zweierlei: (1) Arbeitslosigkeit ist — mit Blick auf die 
Betroffenen — kein statisches Phänomen. Es findet ein dauernder Umschichtungs- 
prozeß auf hohem Niveau statt, der sozialdarwinistischen Kriterien folgt: Die Zahl 
der Frauen, der Älteren, derjenigen mit gesundheitlichen Einschränkungen unter 
den Arbeitslosen steigt seit Jahren kontinuierlich an (51). Die Mehrzahl der erwach- 
senen Arbeitslosen scheint sich so in zwei Gruppen aufzuspalten: in kurzfristig Ar- 
beitslose, für die Erwerbslosigkeit eine vorübergehende Lebenssituation nach dem 
Muster eines „Betriebsunfalls“ darstellt; in die Gruppe der Dauererwerbslosen, für 
die neben anderen Belastungen die zermürbenden Erfahrungen vergeblicher Arbeits- 
suche bestimmend ist. Für beide Gruppen gilt, daß sie denkbar ungünstige ‘V orausset- 
zungen mitbringen, Lernprozesse durchzumachen, die über die Erprobung individu- 
eller Strategien zur Reintegration in den Arbeitsmarkt und die bessere Anpassung 
an die herrschenden Arbeitsmarktbedingungen hinausgehen. 

(2) Nach der umfangreichen Repräsentativbefragung unter erwachsenen deut- 
schen Arbeitslosen der Bundesanstalt für Arbeit ließen ganze 2 % (N = 6063) Hin- 
weise auf eine „sozialistisch orientierte Kapitalismuskritik“ erkennen (52). Andere 
Untersuchungen (53) belegen, daß längerfristige Arbeitslosigkeit mit einer Erhö- 


50 Bahnmüller, R., Arbeitslose als politisches Konfliktpotential? In: Wacker, A. (Hrsg), 
Vom Schock zum Fatalismus? Frankfurt 1978,8S.110 . 

sl Bundesanstalt für Arbeit: Überlegungen H zu einer vorausschauenden Arbeitsmarktpoli- 
‚tik. Nürnberg 1979 (2. Auflage), S. 28 ff, Von Mai 1975 bis Mai 1977 hat sich 2,B. der 
Anteil der Arbeitslosen mit gesundheitlichen Einschränkungen von 18 auf 25 % erhöht, 
bei Männern auf ca. 34 %. Der Anteil der 50 bis 65 Jahre alten Arbeitslosen an der Ge- 
samtzahl stieg auf rund 19 %. Insgesamt ist ein Siebungseffekt verbunden mit einer Erhö- 

i hung und Verfestigung der Gruppe der Dauererwerbslosen zu beobachten. 

52 IAB-Kurzbericht. Rund 9 % der Arbeitslosen traten für einen Zusammenschluß in Ar- 
beitslosengruppen ein; 0.2 % waren organisiert. 

53 Hentschel, U., Politische Einstellungen von Arbeitslosen; Mohr?G. & Frese, M., Arbeits- 
losigkeit und Depression (beide in Wacker, A., a.a.0.). Nach Hentschel — Untersuchung in 
Nordrhein-Westfalen — steigt die Zahl der „Fatalisten‘ mit der Dauer der Arbeitslosig- 
keit deutlich an (auf 50 % bei längerer Arbeitslosigkeit). Nach Mohr & Frese sinkt bei 
langdauernder und wiederholter Arbeitslosigkeit die Wahrnehmung subjektiver Kontrolle 
deutlich ab. Eigenes Handeln als sinnvoll und erfolgversprechend wahrnehmen zu kön- 
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hung fatalistischer Lebenseinstellungen verbunden ist. Fatalismus ist jedoch nur ein 
anderer Ausdruck eines Phänomens, das Mannheim für die Massenarbeitslosigkeit 
der 30er Jahre beschrieben hat: ;‚Die kulturzerstörende Wirkung dauernder Arbeits- 
losigkeit auf eine Gesellschaft ist kaum hoch genug einzuschätzen, denn die Wand- 
lungen in der'Verhaltensweise dieser Schichten strahlen natürlich über den eigenen 
sozialen Kreis hinaus. Von den negativen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit ist am 
wesentlichsten die Zerstörung des ‚Lebensplans‘. Dieser ist eine lebenswichtige 
Form der persönlichen Rationalisierung, da er den Einzelnen vor unmittelbaren Re- 
aktionen auf vorübergehende Reize bewahrt. Seine Zerstörung steigert in hohem 
Maße die Suggestibilität und stärkt den Glauben an allseligmachende Wunderlösun- 
gen.“ (54) Wenn es so wenig wahrscheinlich ist, daß Arbeitslose auf sich gestellt zu 
einem wirksamen politischen Faktor werden, so ist ihre Rolle als potentielle Gefolg- 
schaft politischer Gruppierungen in einem parlamentarischen System nicht zu un- 
terschätzen. 

Nun müssen wir uns andererseits hüten, Arbeitslose zu mystifizieren — so we- 
nig sie zur revolutionären Vorhut der sozialistischen Revolution taugen, so wenig ist 
mit der Etikettierung „arbeits-los‘ über sie gesagt. Sieht man von den Belastungen 
der Arbeitslosensituation einmal ab, so entsprechen sie in ihrem psychosozialen Pro- 
fil wohl weitgehend dem Durchschnitt der Bevölkerung. 

Statt darauf zu 'vertrauen, daß Belastungs- und Deprivationserfahrungen aus 
sich heraus lernwirksam verarbeitet werden, müssen wir wohl eher davon ausgehen, 
daß mit ihnen Lernblockaden verbunden sind. Dies hat Gronemeyer in ihrer Unter- 
suchung über die Bedingungen der Auflösung politischer Apathie eindringlich belegt: 
„Konstruktiv kann sich in Krisensituationen nur verhalten, wer produktive Problem- 
lösungskapazitäten schon jenseits von Krisendruck entwickelt hat; in der Krise wer- 
den produktive Alternativen kaum erschlossen.“ (55) Dieses Insistieren auf der Ent- 
wicklung: von Handlungskompetenz ist insbesondere in der Arbeit in Arbeitslosen- 
gruppen wichtig, um die Selbstschutzmechanismen fatalistischer Abkapselung zu 
durchbrechen. „Als Therapie gegen Ohnmachtserfahrung können nur Teilerfahrun- 
gen von gelungener Lebenspraxis wirksam werden. Es gilt, das Zutrauen in die eige- 
ne Kompetenz zu stärken. Das bedarf der sinnlichen Erfahrung, daß die Verhältnis- 
se nicht blindes Schicksal sind, sondern der eigenen Einflußnahme zugänglich.“ (56) 
Ein solches Erfahrungsfeld zu strukturieren, ist notwendige Aufgabe in Arbeitslosen- 
Initiativen. Wer dem wenig radikalen, quasi-therapeutischen Charakter dieser Arbeit 
mißtraut, sei daran erinnert, daß auch politische Lernprozesse ihre Zeit brauchen, 


nen, ist aber Voraussetzung für eine stabile Handlungsmotivation. Oder aber es stellt sich 
ein Phänomen ein, das Mattick an amerikanischen Arbeitslosen beobachtete: ‚Sie stellen 
sich nun erneut politischen Bewegungen zur Verfügung, aber nicht als Teilnehmer, son- 
dern als blinde Gefolgschaft. Sie sind nun paradoxerweise in der Bewegung, weil ihnen al- 
les gleichgültig ist, ... “ a.a.O., S. 113) Wir können annehmen, daß dies auch eine Basis 
faschistischer Gefolgschaft in Deutschland war. 

54 Mannheim, K., Mensch und Gesellschaft im Zeitalter des Umbaus (1940). Darmstadt 
1958,S.124 

55 Gronemeyer, M., Motivation und politisches Handeln. Hamburg 1976, S. 72 

56 Gronemeyer, a.a.O., S. 39 
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und daß die Wahlvereine der frühen Sozialdemokratie nach einem ähnlich ‚‚thera- 
peutischen“ Arrangement verfuhren: „Ja, der Vorsitzende unseres Vereins sprach 
das zu Beginn jeder Debatte geradezu aus, wenn er zur lebhaften Teilnahme an ihr 
aufforderte und’ diese Aufforderung mit immer denselben Worten etwa so begrün- 
dete: ‚Die Sitzungen unseres Wahlvereins sind in erster Linie der Debatten wegen 
da. Es wird gewünscht, daß jeder redet, jeder sich ausspricht. Und wenn das auch in 
der kläglichsten Form geschieht, jeder ist sicher, nicht ausgelacht zu werden ...‘ Und 
alle die da redeten, auch wenn sie das tollste Zeug vorbrachten, wurden mit Ruhe 
und Aufmerksamkeit und fast kindlichem Ernst angehört ..“ (57) Wohl nur so ist 
zu verhindern, was Brecht als Fehler in der Befreiung der Menschen von ihren Klas- 
senvorurteilen bezeichnet hat: „Wenn wir mit ihm sprechen, müssen wir immer im 
Aug behalten, daß wir außer der Art, wie er existiert, noch eine andere Art zu exi- 
'stieren für ihn bereithalten, sonst muß er befürchten, uns läge mehr an unseren Ar- 
gumenten als an seiner Existenz.‘ (58) 

Damit aber wird deutlich, daß wir selber uns noch in einem Umlernprozeß be- 
finden, der nicht zuletzt unsere Schwäche mitbestimmt. Kapitalismuskritik greift 
nicht in den Verstand und die Phantasie der Menschen, wenn sie die bestehenden 
Zustände nur kritisch verdoppelt, ohne einen konkreten Handlungshorizont aufzu- 
reißen. Die Ligenbewegung in Italien (59) ist hierfür ebenso ein Beispiel wie der mi- 
litante Kampf der lothringischen Stahlarbeiter für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. 
Für eine abstrakte sozialistische Revolution läßt sich heute ebenso wenig jemand er- 
schießen und schlagen wie für ein Präservativ. 

Wir tragen so noch an dem Erbe, daß Andr& Gorz präzise benannt hat: „Die 
Schwäche der sozialistischen Arbeiterbewegung war bis jetzt in allen kapitalistischen 
Ländern ihre mehr oder minder ausgeprägte Unfähigkeit, den Kampf für den Sozia- 
lismus mit dem Kampf um Tagesforderungen zu verbinden. ... Mindestens dreißig 
Jahre lang hat die kommunistische Bewegung einen prophetischen Glauben an die 
Katastrophe verbreitet und den zwangsläufigen Zusammenbruch des Kapitalismus 
vorausgesagt. In den kapitalistischen Ländern bestand ihre Politik in dem ‚revolutio- 
nären Warten auf die Krise‘. Man dachte, daß die inneren Widersprüche des Kapita- 
lismus immer schärfer, daß die Lage der arbeitenden Massen immer schlechter wür- 
de. Die revolutionäre Erhebung galt als eine Frage der Zeit. ... Diese Haltung führt 
jedoch in eine Sackgasse. ... Heute muß die sozialistische Bewegung genau sagen, 
was der Sozialismus bringen, welche Probleme er allein lösen kann und wie er sie 
lösen kann.“ (60) 


57 Göhre, P., Drei Monate als Fabrikarbeiter (1890), in: Eckert, G., Aus den Lebensberich- 
ten deutscher Fabrikarbeiter. Braunschweig 1963, S. 25 

58 Brecht, B., Gesammelte Werke 20. Frankfurt 1967, S. 65 

59 Aschemann, G. & Frey, C., in Prokla 32, 1978, 8, S. 130 ff. 

60 Go1z, A., Zur Strategie der Arbeiterbewegung im Neokapitalismus. Frankfurt 1967, S. 9/10 
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Karl Lauschke 
Was kann man aus der Geschichte lernen? 


Anmerkungen zu einer unerfreulichen Auseinandersetzung um die ‚Geschichte der 
‚deutschen Gewerkschaftsbewegung‘ 


Daß ein Geschichtsbuch Staub aufwirbelt, ist ungewöhnlich. Im allgemeinen wird 
nur in Fachkreisen Notiz genommen von historischen Neuerscheinungen; die Öffent- 
lichkeit bleibt davon weitgehend unbehelligt. Wächst sich die Debatte gar zum Skan- 
dal aus, dann fragt es sich umso mehr, wo der Zündstoff der Auseinandersetzung 
liegt, die solche außergewöhnliche Kreise zieht. 

Das im Kölner Pahl-Rugenstein Verlag erschienene Buch ‚Geschichte der deut- 
schen Gewerkschaftsbewegung‘ (1) war Anlaß einer solchen Diskussion, die sowohl 
in ihrer Schärfe als auch in ihrer Publizität überraschend wirken mußte. Mit ihrer hi- 
storischen Gesamtdarstellung der deutschen Gewerkschaftsgeschichte von ihren An- 
fängen im frühen 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart hatten es sich Marburger Wis- 
senschaftler zum Ziel gesetzt, „die Krise als Moment des geschichtlichen Prozesses 
der kapitalistischen Produktionsweise bewußt zu machen, dem Mißbrauch der Ge- 
schichte zur Beschönigung der Gegenwart entgegenzutreten, die Verwirrung politi- 
scher Zielvorstellungen und das Anwachsen des Nationalismus und des Antikommu- 
nismus abzuwehren“ (2). Sie hatten sich deshalb auch vor allem an einen Leserkreis 
aus dem gewerkschaftlichen Bereich gewandt, der angesichts aktueller gesellschaftli- 

“cher Krisenerscheinungen in besonderem Maße an einer problemorientierten Aufar- 
beitung geschichtlicher Erfahrungen interessiert sein mußte, ohne jedoch auf ent- 
sprechende Untersuchungen zurückgreifen zu können, die in lesbarer und leicht ver- 
ständlicher Form einen umfassenden Überblick gegeben hätten über die Kämpfe, 
Niederlagen und Lernprozesse der deutschen Arbeiterbewegung (3). Insofern füllt 
dieses Buch eine Lücke aus, die es gerade für die Zwecke einer gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit geeignet erscheinen läßt. 

Eine große Verbreitung des Buches mußte jedoch all denjenigen ein Dorn im 
Auge sein, die andere politische Lehren aus der Geschichte ziehen, als sie durch die 
Autoren des Gewerkschaftsbuches nahegelegt werden. Um zu verhindern, daß es 
mit seinem Geschichtsbild weite Kreise aktiver Gewerkschafter beeinflußt, wurde 
deshalb innerhalb der gewerkschaftlichen Organisation versucht, warnend auf seine 
„parteikommunistische“ Ausrichtung aufmerksam zu machen. Ein geeigneter Rezen- 


1 Frank Deppe, Georg Fülberth, Jürgen Harrer (Hrsg.): Geschichte der deutschen Gewerk- 
schaftsbewegung, Köln 1977, 475 Seiten, DM 12.80 

2 Ebda., Vorwort, S.12 

3 In diesem Sinne wird auch das Gewerkschaftsbuch etwa in der Rezension von Gerd Reu- 
ter, Wolfgang Strohmeier und Norbert Weinitschke begrüßt; vgl. Jahrbuch Arbeiterbewe- 
gung, Band 6: Grenzen gewerkschaftlicher Politik, hrsg. von Claudio Pozzoli, Frankfurt/ 
Main 1979,S. 316 - 319 
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sent war bald gefunden, und seine Besprechung des Buches wurde mit einem entspre- 
chenden Begleitschreiben versehen an die gesamte Gewerkschaftspresse versandt (4). 
Dabei kam man zu dem Ergebnis: 

„Unschwer zu erkennen ist dabei, daß die Verfasser mit ihren Legenden, Verbiegungen und 
letztlich Fälschungen nur der offiziellen parteikommunistischen Geschichtsschreibung folgen, 
wie sie z.B. in der achtbändigen ‚Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung‘ vom ZK der SED 
formuliert ist. Der Unterschied zum Original besteht darin, daß dieses in seinen Unwahrheiten 
ehrlicher ist. Dafür ist die ‚Geschichte‘ der bisher geschickteste Versuch, die parteikommunisti- 
sche Geschichtskonstruktion an den bundesrepublikanischen Leser zu bringen,“ (5) 

Auf dieses provokative Vorgehen hin unternahmen die Herausgeber des Gewerk- 
schaftsbuches auch ihrerseits den Versuch, ihren Kritiker bei den Gewerkschaftsspit- 
zen anzuschwärzen, und überschütteten ihn in einem internen Schreiben an die Ge- 
werkschaftsvorstände mit persönlich abwertenden Angriffen. Mit ihrer Polemik ge- 
gen „die wissenschaftliche Korruptheit und die gedanklichen Purzelbäume“ (6) 
zogen sie nicht nur seine fachliche Kompetenz in Zweifel, sondern im Gegenzug er- 
hoben sie auch Bedenken dagegen, daß ‚‚die Hasardeure, die mit ihren anarchosyn- 
dikalistischen und organisationsfeindlichen Phrasen schon einen erheblichen Anteil 
am Niedergang der antiautoritären Studentenbewegung hatten, nunmehr die Ge- 
werkschaften mit ihren besonderen Vorstellungen beglücken wollen‘ (7). 

Ohne diese wütend um sich schlagende Replik wäre es wahrscheinlich beim 
bekannten Schlagabtausch geblieben. So aber gab sie der Auseinandersetzung wei- 
tere Nahrung und schürte nur noch die wechselseitigen Diffamierungen, ohne in der 
Sache zu einer Klärung beizutragen. In der Annahme, eine rein wissenschaftliche 
Kritik am Geweiıkschaftsbuch geleistet zu haben, erschien die Auseinandersetzung 
erst nachträglich durch die allergische Reaktion der Herausgeber politisiert worden 
zu sein. Die Form der Replik gab jedenfalls Anlaß, von „stalinistischen Methoden“ 
zu sprechen und sie als ein Zeichen dafür zu werten, wie sehr sich die Behauptung 
bestätigt habe, im Rahmen der Gewerkschaft ‚‚parteikommunistische Indoktrina- 
tion“ zu betreiben. 

„Ihre konzentrierte Sammlung persönlich-politischer und wissenschaftlicher Diffamierung kann 
ich nur als Versuch eines gezielten Rufmords verstehen. Zum Glück fehit dieser alten stalinisti-_ 
schen Methode der Auseinandersetzung — die bei uns bevorzugt von den erklärten Freunden des 


‚real existierenden Sozialismus‘ (Bahro) angewandt wird — die materielle Gewalt. Sie ist trotz- 
dem bedrohend genug.“ (8) 


4 Manfred Scharter: ‚Kurzer Lehrgang‘ der Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewe- 

gung — Rundschreiben von Hinrich Oetjen (DGB-Bundesjugendschule Oberursel) an die 

Zeitungen der Gewerkschaftspresse vom 28. August 1978 

Manfred Scharrer, a.a.O. 

Frank Deppe, Georg Fülberth, Jürgen Harrer: Über den Mißbrauch der ‚Geschichte der 

deutschen Gewerkschaftsbewegung‘ — oder: Wie H. Oetjen und M. Scharrer die Geschich- 

te revolutionieren wollen, Marburg, den 25. Oktober 1978 mit einem Anhang: Wolfgang 

Abendroth: Antikritik zu M. Scharrer und H. Oetjen 

7 Frank Deppe u.a., 2.2.0. 

8 Offener Brief von Manfred Scharrer an Wolfgang Abendroth vom 14. November 1978; 
vgl. auch seinen Brief an Günter Pehl (Redaktion ‚Die Quelle‘) vom 20, November 1978. 
In seinem Brief vom 23. November 1978 an Frank Deppe kritisiert Theo Pirker u.a., 


aa 


68 


Inzwischen war die Rezension am Marburger Gewerkschaftsbuch sowohl in der so- 
zialdemokratischen Zeitschrift „Die Neue Gesellschaft‘ (9) als auch im Funktionärs- 
organ des DGB „Die Quelle“ (10) auszugsweise abgedruckt worden. Außerdem hat- 
te sich die Berliner Zeitung „Langer Marsch‘ in ausführlicher Breite mit der Ausein- 
andersetzung beschäftigt (11). Einer größeren Öffentlichkeit wurde der gesamte 
Zank ‚der sich weitgehend nur hinter den Kulissen abgespielt hatte, aber erst dadurch 
bekannt, daß ihn die „Frankfurter Rundschau“ in großer Aufmachung dokumen- 
tierte und fast den gesamten gewerkschaftsinternen Briefwechsel in mehreren Folgen 
abdruckte (12). In einer erläuternden Einführung wurde dabei der ganze Streit kur- 
zerhand als „Linienkampf“ etikettiert, der schon seit langem zwischen den Minder- 
heitspositionen sich fortschrittlich verstehender Gewerkschafter schwele (13). 

Diese Tendenz, es bei einer puren Zuordnung politischer „Linien“ bewenden 
zu lassen, verstärkte sich nicht nur im weiteren Verlauf, sondern erleichterte es auch, 
die Geschichtsschreibung vor allem zur politischen Selbstdarstellung zu nutzen und 
in gleichem Maße zur Ausgrenzung unliebsamer Positionen zu instrumentalisieren. 
Anstatt den wirklichen Verlauf geschichtlicher Prozesse detailliert zu rekonstruieren, 
gaben sie nur die Folie ab zu unterschiedlichen Rechtfertigungsideologien; histori- 
sche Vorgänge verkamen schließlich immer mehr zu bloß illustrativem Material, um 
die eigene politische Position besonders herausstreichen zu können, Dem geschicht- 
lichen Verlauf wird man damit allerdings ebenso wenig gerecht wie dem Interesse 
aktiver Gewerkschafter, aus den historischen Erfahrungen der deutschen Arbeiter- 
bewegung Lehren zu ziehen für ihre gegenwärtigen Aufgaben, ohne aus gedanklicher 
Bequemlichkeit nur einfach vorgefertigte Rezepte zu übernehmen. 

Insofern grenzt es schon an bomierte Ignoranz, wenn apologetisch etwa be- 
hauptet wird: 

„Sie (die KPD, K. L.) mochte (?) in einigen Phasen ihrer Entwicklung aus richtigen (?) marxisti- 
schen Erkenntnissen — oder trotz diesen — manche verkürzte oder sektiererische Schlüsse ziehen 
(wie die RGO-Politik oder überhaupt die Überschätzung der Revolutions-,Trächtigkeit‘ der nach- 
revolutionären Jahre), aber sie erkannte das Ausmaß der faschistischen Gefahr (?) und die Prio- 
rität des antifaschistischen Kampfes (?). ... ‚Wahnwitzig‘ war nur eine Politik, die des Faschis- 


mus. Diese Politik erkannt zu haben (?) und den Kampf gegen diese mit dem Ziel der Einheits- 
front vorangetrieben zu haben (?), war das historische Verdienst der KPD.“ (14) 


daß die Autoren „so schreiben, als wären sıe Kandidaten für eine Akademie der Sozial- 
wissenschaften und der Geschichte der Arbeiterbewegung im real existierenden Sozialis- 
mus“. 

9 10, Oktober 1978, 8. 854 - 859 

10 11, November 1978, S. 606 - 608 

11 - Nr. 38, November 1978, S. 10 ff., Nr. 39, Dezember 1978, S. 7 ff. und Nr. 40/41, Januar 
1979,85. 2£. und S. 20 ff. 

12 Nr. 1,2. Januar 1979, S.13£.,Nr. 2, 3. Januar 1979, S. 14, Nr. 3, 4, Januar 1979, S.14 £. 
und Nr. 4, 5. Januar 1979, S. 14 und S. 16; vgl. auch die zahlreichen Leserbriefe in: Nr. 
18, 22. Januar 1979, Nr. 28, 2. Februar 1979 und Nr. 30, 5. Februar 1979 

13 So Ulrich Mückenberger in der „Frankfurter Rundschau“ vom 2. Januar 1979 

14 Bernhard v. Mutius: Dichtung und Wahrheit in der Gewerkschaftsgeschichte, in: Blätter 
für deutsche und internationale Politik, 2/79, S. 244 
Ein kurzer Blick in das Buch von Wolfgang Abendroth: Sozialgeschichte der europäischen 
Arbeiterbewegung, Frankfurt/Main 1965, S. 113 ff. hätte den Verfasser bereits eines Bes- 
seren belehrt und den wirklichen Sachverhalt nicht auf den Kopf gestellt. 
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Die Politik der KPD’gegen Ende der Weimarer Republik wird damit kurzerhand glo- 
bal glorifiziert, und politische Fehler werden als unbedeutende Entgleisungen herun- 
tergespielt (15). Einer solchen Geschichtsschreibung geht es nur noch darum, den 
schwarzen Peter anderen zuzuschieben, um sich von aller Kritik reinzuwaschen. 

Das gleiche, wenn auch mit umgekehrtem Vorzeichen, wird allerdings auch 
auf der anderen Seite praktiziert. Auch hier bildet die Auseinandersetzung um die 
„Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung“ nur einen geeigneten Anlaß, 
um den fortwährenden ‚parteipolitischen Mißbrauch der Gewerkschaften‘ durch die 
schädliche Politik der Kommunisten historisch zu entlarven und bloßzustellen. Da- 
bei wird als Indiz für die Kommunistische Zersetzungsarbeit nicht zuletzt auch das 
Marburger Gewerkschaftsbuch selbst gewertet, sofern es nämlich verdiente Persön- 
lichkeiten und „ehrwürdige Identifikationsfiguren‘“ der deutschen Gewerkschafts- 
- bewegung, wie Carl Legien, Wilhelm Leuschner und Hans Böckler, diskreditiere und 
die gewerkschaftlichen Erfolge nach Möglichkeit übergehe. 

„Sie demontieren damit die Erfolgsbilanz des DGB und suchen das Selbstbewußtsein zu erschüt- 
tern, das sich auf diese Bilanz stützt. ... Aber die Aktivposten dürfen in einer gewerkschaftlichen 
Bilanz nicht unterschlagen werden. Wer das systematisch tut, der versucht die Gewerkschaften 
kaputtzumachen.“ (16) 

Die Aufarbeitung der historischen Erfahrungen der deutschen Arbeiterbewegung 
kann man jedoch nicht mit den Maßstäben der Buchhaltung messen, die Aktiva und 
Passiva gegeneinander aufrechnet und auf ein ausgewogenes Saldo bedacht ist, da- 
mit die Geschäftsführung vor der Mitgliederversammlung entlastet werden kann (17). 


15 Vgl. demgegenüber das Referat von Michael Zimmermann auf der Tagung des ‚‚Arbeits- 
kreises Westeuropäische Arbeiterbewegung“ vom 18. bis 20. November 1977 in Westber- 
lin: Funktionen und Mechanismen des vorherrschenden DKP-Geschichtsbildes — Eine 
dokumentierende Untersuchung, sowie Detlev Peukert: Zur Sozialgeschichte der Kom- 
munistischen Partei Deutschlands, in: Zur Geschichte der Arbeiterbewegung, Heft 4, Of- 
fenbach, November 1978, S. 29 ff. 

16 Gerhard Beier: Leninisten führten die Feder. Über einen Versuch, Geschichte umzufäl- 
schen, in: das Öötv-magazin, Nr. 3, März 1979, S. 35 
Zusammenfassend wird das Marburger Gewerkschaftsbuch schließlich folgendermaßen 
charakterisiert: „Das Werk dient nicht der autonomen gewerkschaftlichen Bewußtseins- 
bildung, sondern dem Tiansport sowjet-marxistischer Interpretationsmuster in die Schu- 
lungsarbeit der Gewerkschaften. ... Anders als in der klassischen Broschürenliteratur ver- 
meiden Frank Deppe und seine Freunde den offenen Affront. Sie bedienen sich vielmehr 
einer Artschleichender Indoktrination. Sie gehen unauffällig vor, halten sich aber erkenn- 
bar an eine bestimmte ideologische Lehre oder Doktrin, die dem Leser regeimäßig in klei- 
nen, leicht verdaulichen Dosierungen verabreicht wird.“ (S. 36 £.) Vgl. auch die „Frank- 
furter Rundschau“, Nr, 54, 5. März 1979: Gewerkschaftshistoriker erteilt der DKP eine 
barsche Abfuhr. 

Dem Beitrag lag im übrigen ein vertrauliches Gutachten vom Januar 1979 für den Gewerk- 
schaftsvorstand zugrunde, das auf knapp 60 Seiten (!) die politische Tendenz des Buches 
aufzuzeigen versucht. 

17 Eine historische Kritik versucht demgegenüber Hermann Weber zu skizzieren: Kommuni- 
stische Gewerkschaftspolitik in der Weimarer Republik, in: das ötv-magazin, Nr. 4, April 
1979, S. 39 ff., aber nicht allein die Kürze seines Artikels setzt seinem Versuch Grenzen, 
sondern vor allem das vordergründige Interesse, den ‚parteipolitischen Egoismus‘ der Kom- 
munisten zu entlarven, prägt seine Geschichtsschreibung. Vgl. stattdessen für die Früh- 
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In dem Maße, wie derartige ideologische Schaukämpfe ausgetragen werden, 
wo sich ein kleiner Kreis politischer Kontrahenten zur Verwunderung des Publi- 
kums nur gegenseitig beschimpft und madig macht, bleibt nicht nur die Geschichts- 
schreibung auf der Strecke, sondern auch das Publikum, das sich kopfschüttelnd 
über solche aufgeblasenen Randerscheinungen abwendet und diese ‚Linienkämpfe‘ 
denen überläßt, die keine anderen Sorgen haben, als sich darin aufzureiben (18). 
Über plakative, politische Zuordnungen, also jemanden in eine bestimmte Ecke zu 
drängen und politisch zu brandmarken, reicht diese Auseinandersetzung kaum hin- 
aus. Ihre Bedeutung für die praktische Gewerkschaftsarbeit läßt sich nur schwerlich 
einsehen, denn an ihrem Verlauf wird bereits deutlich, wie sehr sie in personalpoliti- 
sche Rangeleien und Grabenkämpfe hinter den Kulissen der Gewerkschaftsorganisa- 
tion eingebettet ist; eine breite Öffentlichkeit wurde mit der Auseinandersetzung 
nur in Form skandalumwitterter Enthüllungen konfrontiert. Auch wenn die polemi- 
sche Debatte um die „Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung‘‘ deshalb 
keineswegs die Masse der Gewerkschaftsmitglieder bewegt, so kann sie doch nicht 
einfach als ein esoterischer Streit zwischen politisch abgehobenen Intellektuellen 
beiseitegeschoben werden. Sie ist zunächst Ausdruck von Konflikten innerhalb des 
gewerkschaftlichen Funktionärskörpers, die sich nach außen hin besonders deutlich 
im Jugend- und Bildungsbereich abgezeichnet hatten. Auf dieser Ebene hat sie aller- 
dings gegenwärtig eine spürbare Bedeutung (19). 


Der gewerkschaftliche Stellenwert der Ausemandersetzung 


Will man verstehen, wie es zu dieser Auseinandersetzung um die „Geschichte der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung“ eigentlich gekommen ist, so muß man zurück- 
greifen auf die Vorgänge, die sich im Zusammenhang mit der 10. ordentlichen Bun- 
desjugendkonferenz des DGB vom 1. bis 3. Dezember 1977 in Frankfurt ergeben 
und schon damals für Schlagzeilen in der Presse gesorgt hatten. An verschiedenen 
Anträgen, vor allem aber an den „‚Testfragen‘‘ um die Freilassung des inhaftierten 
DDR-Kritikers Rudolf Bahro und um die Teilnahme an den Weltjugendfestspielen 
auf Kuba, waren nämlich politische Konturen innerhalb des Jugendfunktionärskör- 
pers sichtbar geworden, die von der Gewerkschaftsführung mit ‚Erschrecken‘ regi- 
striert wurden und die sie allgemein aufhorchen ließen. Das zuständige DGB-Vor- 


phase: Eva Cornelia Schöck: Arbeitslosigkeit und Rationalisierung. Die Lage der Arbeiter 
und die kommunistische Gewerkschaftspolitik 1920 - 28, Frankfurt/Main 1977 . 
18 In der französischen Sprache bedeutet scheinbar nicht umsonst „querelle d“Allemand“ ei- 
nen vom Zaun gebrochenen Streit. 
19 Vgl. auch die „Frankfurter Rundschau“, Nr. 79, 3. April 1979: Oertzen weist auf DKP- 
Richtungskampf in den Gewerkschaften hin. 
In diesem Zusammenhang muß auch die Äußerung von Peter v. Oertzen gesehen werden: 
„Es gibt zwar überall auf gewerkschaftlichen Jugendkonferenzen so etwas wie eine DKP- 
Fraktion, aber es gibt dort keine erklärte Juso-Fraktion. Dies halte ich für einen ganz 
schweren Mangel sowohl für die sozialdemokratische Partei als für die Gewerkschaften 
selbst.“ (Interview in: avanti, Nr. 2, Februar 1979, S. 10 ff.) 
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Ebenso unverständlich bleibt schließlich auch die ultralinke Gewerkschaftspolitik 
der KPD. Das Gewerkschaftsbuch schweigt sich darüber aus, warum es seit 1927 zu 
einer taktischen Änderung gekommen war, die u.a. darauf hinauslief, oppositionelle 
Betriebsratslisten aufzustellen und gewerkschaftsunabhängige Streikleitungen zu bil- 
den, in denen auch gewerkschaftlich unorganisierte Arbeiter vertreten sein sollten. 
Mit Erstaunen wird nur registriert, welches Echo die wohlgemeinten Absichten der 
KPD fanden: 

„Obwohl diese Vorgehensweise noch immer auf eine Stärkung der Gewerkschaften und ihrer 
Kampfkraft abzielte, bot sie doch einen Anlaß, verstärkt gegen die Opposition vorzugehen.“ (60) 
Wie blauäugig damit über die tatsächliche Gewerkschaftspolitik der KPD hinwegge- 
gangen wird, wird nicht zuletzt auch am ‚‚Ruhreisenstreit‘ deutlich. Mit ihren wirk- 
lichkeitsfremden Parolen, die statt einer Aussperrung einen Riesenstreik vorgaukel- 
ten, isolierte sich die KPD nicht nur von der Arbeiterschaft, sondern sie vertiefte 
auch noch die Kluft zwischen den geweikschaftlich organisierten und den unorgani- 
sierten Arbeitern. In ihrer selbstbetrügerischen Verkennung der wirklichen Stim- _ 
mung innerhalb der Arbeiterschaft entging ihr völlig, daß die Gewerkschaften, die 
von ihr ständig verbalradikal beschimpft wurden, einen erheblichen Mitgliederzu- 
wachs verzeichnen konnten und von einer ausgeprägten Kampfbereitschaft keinerlei 
Rede sein Konnte. 

Auch wenn die KPD es zunächst noch bestritten hatte, die Gewerkschaften 
spalten zu wollen, so wurden mit der Aufforderung, eigene, selbständige Streiklei- 
tungen zu bilden, trotzdem die Voraussetzungen geschaffen, die zur Spaltung der 
Gewerkschaften treiben mußten und damit auch zur Schwächung der Kampfkraft 
der Arbeiterschaft. Sich auf programmatische Absichtsbekundungen zurück zuzie- 
hen, kommt deshalb einer Kapitulation gleich vor den gesellschaftlichen Prozessen, 
die nur in Ausnahmefällen so ablaufen, wie man sie sich selbst wünscht oder er- 
träumt. Augenblicklichen Stimmungen gehorchend entzieht man sich damit sowohl 
der Verantwortung als auch der Tragweite seiner politischen Entscheidungen. Umso 
notwendiger ist es deshalb, jenseits politischer Motive, wie verständlich sie auch im- 
mer sein mögen, die wirklichen Bedingungen und Voraussetzungen zu prüfen. Die 
kurzschlüssige Suche nach Schuldigen, die die eigenen Absichten durchkreuzt haben, 
lenkt nicht nur ab, sondern leistet auch Illusionen Vorschub über die eigenen Hand- 
lungsmöglichkeiten. Die RGO-Politik war selbst Ausdruck solcher Übefschätzung 
der Erfolgsmöglichkeiten gewerkschaftlicher Lohn- und Arbeitszeitkämpfe, indem 
suggeriert wurde, daß sie unter kommunistischer Führung erfolgreicher geführt wer- 
den könnten. 

Solchen Legendenbildungen entgegenzutreten, muß Aufgabe der Geschichts- 
schreibung der deutschen Arbeiterbewegung sein. Nur so kann kurzschlüssigen Er- 
klärungsmustern wirksam begegnet werden, wie sie als Lehren auch aus dem letzten 
Stahlarbeiterstreik gezogen wurden: 


„Wenn wir die geschichtlichen Erfahrungen unserer Gewerkschaftsbewegung gegen Ende der 
Weimarer Republik betrachten, dann wird uns die Bedrohlichkeit der Situation völlig klar. Da- 


60  Ebda,S.192 
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mals hat sich die Gewerkschaft nicht aufraffen können, unter Einsatz gewerkschaftlicher Kraft 
den Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit entschlossen aufzunehmen. Sie hat, wie es so schön 
heißt, ‚hinhaltenden Widerstand‘ geleistet. Und in der Geschichtsschreibung der Gewerkschaft 
wird das damit gerechtfertigt, daß die Gewerkschaftsbewegung zu schwach gewesen sei. Aber 
diese Schwäche war selbstverschuldet, weil nicht beizeiten die volle Kampfkraft eingesetzt wor- 
den ist. Wir haben in unserem Streik die Erfahrung gemacht, daß wiederum die gewerkschaftki- 
che Kampfkraft nicht ausgenutzt worden ist. Die Streikfront stand ungebrochen, Kapituliert 
wurde auf einer anderen Ebene.“ (61) 

Damit werden falsche Lehren aus der Geschichte gezogen, die unter Umständen 


auch zur Legitimation einer falschen Politik herhalten könnten. 


6 Den Kampf in den Betrieben weiterführen, Revier — extra. Zeitung für das Ruhrgebiet, 
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Alfred Kleinknecht 

Innovation, Akkumulation und Krise 

Überlegungen zu den „langen Wellen“ der Konjunktur vor dem Hintergrund neuerer 
Ergebnisse der historischen Innovationsforschung 


I. 


„Es gibt ... Zeitpunkte, da die Entwicklung auf allen Gebieten der kapitali- 
stischen Volkswirtschaft — in der Technik, auf dem Geldmarkt, im Handel, 
in den Kolonien — soweit herangereift ist, daß eine eminente Erweiterung 
des Weltmarktes stattfinden muß ... Dann beginnt eine Sturm- und Drang- 
periode für das Kapital. Der periodische Wechsel von Aufschwung und Kri- 
sis wird dadurch nicht beseitigt, aber der Aufschwung entwickelt sich in 
einer stärkeren Progression, die Krisis wirkt schärfer, ist jedoch von kürze- 
rer Dauer. So geht es, bis die angesammelten Entwickiungspotenzen zu ih- 
rer vollen Entfaltung gelangen. Dann findet der schärfste Ausbruch.der Han- 
delskrisis statt, welche schließlich in die wirtschaftliche Depression über- 
geht ... Man gewinnt fast den Eindruck, als ob die Produktion überhaupt sich 
nicht mehr emporarbeiten kann, bis die Entwicklungspotenzen zu einer 
neuen Sturm- und Drangperiode herangereift sind. Jede Sturm- und Drang- 
periode des Kapitals umfaßt ... mehr als einen Aufschwung und mehr als 
eine Krisis; desgleichen die wirtschaftliche Depression.“ 

Parvus, „Die Handelskrisis und die Gewerkschaften“, Paris 1901 


Einleitung 


Eine Reihe neuerer Veröffentlichungen, wie etwa der Wiederabdruck eines Aufsat- 
zes von N. D. Kondratieff in der Lloyds Bank Review (1), der Aufsatz von H. O. 
Pruden im Journal of Marketing (2), ein Beitrag der „Kieler Schule“ (3), aber auch 
die Übernahme einer Kondratieff-Hypothese bei Altvater u.a. (4), sowie verstärkte 
Forschungsaktivitäten verschiedener Einzelwissenschaftler in der DDR (5) deuten 
darauf hin, daß das obig skizzierte Problem in den unterschiedlichsten wissenschaft- 
lichen Richtungen wieder verstärkte Beachtung findet. In bezug auf langfristige De- 
terminanten der Wirtschaftstätigkeit hat auch die marxistische Wirtschaftstheorie 


1 


2 


N. D. Kondratieff: „The long Waves in Economic Life“, in: Lloyds Bank Review, Nr. 129, 
Juli 1978 (London) 


H.O. Pruden: „The Kondratieff Wave. Has the United States Economy entered a long- 


term downtrend?“ in: Journal of Marketing, April 1978 

H.H. Glismann u.a. 1978. Für den mit der Argumentation des Sachverständigenrats ver- 
trauten Leser ist die Hypothese der Schüler von Professor Fels nicht überraschend: ‚‚Die 
langen Wellen der wirtschaftlichen Entwicklung werden vornehmlich von langfristigen 
Investitionszyklen hervorgerufen, die ihrerseits von der Entwicklung der Gewinnerwar- 
tungen abhängen. Als wesentliche Ursache für die Schwankungen in den Gewinnerwar- 
tungen kommen zyklisch auftretende Verzerrungs- und Entzerrungsprozesse bei der 
Lohnentwicklung sowie beim staatlichen Verbrauch in Betracht.“ (ebda., Titelblatt) 
Altvater u.a. 1978, 365 ff. 

Vgl. u.a. die Ausführungen von T. Kuczynski 1978 
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ein erhebliches Erklärungsdefizit zu tragen. Dieses Theoriedefizit hat sich auch in 
den verschiedensten Versuchen der Realanalyse von Wirtschaftsprozessen, wie sie in 
der Vergangenheit in dieser Zeitschrift abgedruckt waren, widergespiegelt: 

Hatte man ursprünglich Schwierigkeiten zu erklären, weshalb die vermeintli- 
che „Todeskrise“ des Kapitalismus von 1929/1932 nach dem 2. Weltkrieg dem 
„Wirtschaftswunder“ der 50er und 60er Jahre Platz machte (6), so fällt es angesichts 
der Schwere und Dauer der Krise ab 1973/74 und der anschließenden „Flatterkon- 
junktur“ zunehmend schwer, diese ausschließlich auf der Ebene der Analyse des 
klassischen Konjunkturzyklus (‚Juglar““) zu erklären. 

Der von Seiten der marxistischen Krisendiskussion der letzten Jahre einzige 
Versuch, ein Konzept des mittleren Krisenzyklus mit einer Theorie langfristiger 
Schwankungen zu verbinden, stammt von Ernest Mandel (Mandel 1973, 191 ff.). 

Mandels Ansatz enthält die typischen Schwächen einer Pionierarbeit. Nichts- 
destoweniger kommt ihm eine grundlegende Bedeutung zu für die Wiederaufnahme 
einer vor allem in den 20er Jahren recht lebendigen Diskussion (7). Sein Beitrag soll 
deshalb etwas ausführlicher abgehandelt werden (Kap. II). 

In Konsequenz der Kritik an Mandel wird für den Entwurf eines eigenen Er- 
klärungsansatzes auf neuere empirische Ergebnisse der historischen Innovationsfor- 

schung rekurriert. Diese in neoschumpetrianischer Tradition angesiedelte Forschung 
(8) Konstatiert Schübe an sogenannten „Basisinnovationen“ um 1830/40, 1885 und 
1935 (9). Der Versuch, durch die krisentheoretische Interpretation dieser Ergebnis- 
se einen Beitrag zu einer Theorie langfristiger Schwankungen der wirtschaftlichen 
Aktivität zu leisten, Könnte allerdings an einem entscheidenden Punkt leicht miß- 
verstanden werden: der Begriff der ‚langen Welle“ (er wurde nicht umsonst in An- 
führungszeichen gesetzt) suggeriert beim Leser die Vorstellung, es sei von einer lan- 
gen, sinusförmigen Schwingung, also letztlich von einem eigenen Konjunkturzyklus 
die Rede. 

Demgegenüber geht es in der vorliegenden Arbeit darum zu zeigen, wie die 
Schübe im Aufkommen an „Basisinnovationen‘“ den jeweiligen konkreten Verlauf 
der klassischen (mittleren) Krisenzyklen (Länge und Intensität der Auf- und Ab- 
schwungsbewegungen) prägen und dadurch für bestimmte Phasen den optischen 
Eindruck einer langen Welle der Prosperität bzw. der Depression erzeugen. Diese 


6 Die Erklärung des „Wirtschaftswunders“ als „Rekonstruktionsperiode“ (Janossy 1966) 
ist zwar hilfreich, greift aber dennoch zu kurz: Nach Jamossys eigenen Angaben ist das 
Ende der Rekonstruktionsperiode, an dem das Produktionsniveau wieder die „Trendli- 
nie“ erreicht, für die meisten Länder Anfang der 60er Jahre anzusiedeln (vgl. Janossy 
1966, 25 ff.). Das Ende der Nachkriegsprosperität kann hingegen frühestens mit der 
Krise von 1966/67 angesetzt werden. Es spräche sogar einiges dafür, das „Wirtschafts- 
wunder“ bis 1973/74 zu datieren. 

7 Eine positive Würdigung verschiedener Beiträge findet sich bei Mandel 1973. Zur dogmen- 
geschichtlichen Auseinandersetzung mit Theorien über „lange Wellen“ siehe ferner Wein- 
stock 1964. Weinstock profiliert sich auch neuerdings wieder als ausgesprochen polemi- 
scher Gegner diesbezüglicher Theorieansätze (vgl. ders. 1976, 169 ff.) 

8 Zur Wiederaufnahme des Schumpeterschen Innovationsgedankens vgl. u.a.: W. W. Ro- 
stow 1975,719 £f. 

9 Vgl. Mensch 1975, insbesondere Kap. IV,S. 129 ff. 
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Phasen stimmen in ihrer historischen Datierung ungefähr mit den „‚Kondratieffs“ 
überein. Allerdings wird in der vorliegenden Arbeit der gegenwärtige Stand der Dis- 
kussion über lange Wellen eher auf den Kopf gestellt. Hatte Kondrätieff (1926) 
noch die starke Vermutung geäußert, daß die von ihm beobachteten „langen Wellen“ 
zyklischen Charakter hätten, so wichen spätere Vertreter der „Kondratieff“-Hypo- 
these vor ihren Kritikern insoweit zurück, als sie mittlerweile zwar noch die Exi- 
stenz langer Wellen annehmen, deren Zyklizität aber als unwahrscheinlich betrach- 
ten (10). Demgegenüber wird hier die These vertreten, daß zwar viel für die Zyklizi- 
tät, aber wenig für die Existenz der langen Wellen spricht. Um die Paradoxie aufzu- 
lösen: es spricht viel für eine endogene Verursachung und zyklische Wiederkehr der 
Schübe an grundlegenden technischen Neuerungen (wobei sich der bisherige 50-jäh- 
rige Rhythmus durchaus verkürzen kann); es spricht aber wenig dafür, daß sie sinus- 
förmige lange Konjunkturschwankungen erzeugen. 


U. Der Erklärungsansatz von Emest Mandel 


Es empfiehlt sich, die Darstellung und Kritik von Mandels Konzept der „langen Wel- 
len“ in drei Teilaspekte zu zerlegen: die akkumulationstheoretische Argumentation 
(a), die statistische Beweisführung (b) und das Konzept der „technologischen Revo- 
lutionen“ (c). 


a) Historischer Reservefonds, erweiterte Reproduktion und Profitrate 


Mandel unterscheidet zwei Formen der erweiterten Reproduktion des Kapitals: 
1. „solche, in denen wohl eine Erweiterung der Stufenleiter der Produktion statt- 
findet ..., dies sich jedoch ohne eine auf den gesamten gesellschaftlichen Produk- 
, tionsapparat zurückwirkende Umwälzung der Technik vollzieht‘ und 
2. „solche, in denen nicht nur eine Erweiterung, sondern eine grundlegende Erneu- 
erung der Produktionstechnik, des fixen Kapitals stattfindet, die eine qualitative 
Änderung der Arbeitsproduktivität hervorruft.‘ (Mandel 1973, 105) 
Abgesehen von jenem Mehrwertteil, der dem privaten Konsum der Kapitalisten 
dient, zerfällt nach Mandel (analog zur oberen Unterscheidung) die für das Kapital 
disponible Mehrwertmasse in zwei Teile. Der erste Teil dient zur Finanzierung der 
„normalen“, in 7 - 1 1jährigen Zyklen stattfindenden erweiterten Reproduktion (sie- 
he 1.); der zweite bleibt für die oben unter 2. genannte, besonders kapitalaufwendi- 
ge Form erweiterter Reproduktion vorbehalten. Er verkörpert Mandel zufolge den 
historischen Reservefonds desKapitals. Die Frage, warum dieser historische Reserve- 
fonds einbehalten wird und nur in größeren „überzyklischen“ Zeitabständen pro- 
duktive Verwendung findet, beantwortet Mandel mit dem Hinweis auf die Bewe- 
gung der Profitrate: Nur „eine plötzliche Anhebung der Durchschnittsprofitrate 
über die periodischen Folgen der während der Krise stattfindenden Kapitalentwer- 
tung hinaus“ (Mandel 1973, 107) kann das Kapital dazu veranlassen, den histori- 


10 Vgl. etwa das Resümee bei Spree 1978, 34 ff. 


87 


schen Reservefonds zu verausgaben. Insbesondere dann, wenn mehrere die Profita- ' 
bilität des Kapitals erhöhende Faktoren (11) gleichzeitig und kumulativ wirken, be- 
steht die Chance, daß auch der gesamte Reservefonds verausgabt wird (ebda., 108). 
ist dies der Fall, so entsteht eine kräftige Investitionswelle, die über mehrere mittle- 
re Zyklen hinweg anhält — die „aufsteigende“ Phase eines „Kondratieffs“. Die 
relativ langen Prosperitäts- und kurzen Krisenphasen des „aufsteigenden Kondra- 
tieffs“ sind vor allem auf die Investitionen zur Errichtung der Produktionsstätten 
für die neuen Produktionsmittel zurückzuführen. 

Nachdem diese Produktionsstätten im wesentlichen errichtet sind, entfällt auch 
der Grund für die sprunghafte Ausdehnung der Akkumulation in Abteilung I: die 
neuen Produktionsmittel können sich allenfalls noch in den verschiedenen Industrie- 
zweigen quantitativ ausbreiten und verallgemeinern. Damit beginnt die „absteigende 
Phase des Kondratieffs“, die „eine Phase allmählich rückläufiger Profitrate, sich all- 
mählich verlangsamender Akkumulation ... und allmählich sich reproduzierender 
neuerlicher Brachlegung überschüssiger Kapitalien ist.“ (ebda., 114). 

Zum akkumulationstheoretischen Aspekt der Mandelschen Argumentation 
muß folgendes kritisch angemerkt werden: die Theorie des historischen Reserve- 
fonds reflektiert den Umstand, daß in Perioden schlechter Profitabilität große Men- 
gen an anlagesuchendem Kapital existieren (12). Es wäre jedoch zu fragen, ob jener 
grundlegenden Erneuerung der Produktionstechnik, für die der Reservefonds aus- 
schließlich verausgabt wird, eine Erhöhung der Profitabilität vorausgehen muß. Ist 
die grundlegende Erneuerung der Produktionstechnik (wie überhaupt die Erschlie- 
ßung neuer Anlagesphären) nicht selbst eine Folge schlechter Profitabilität und ver- 
schärfter Konkurrenz, die zum stärksten Hebel der Steigerung der Produktivkräfte 
wird? (Dieser Aspekt wird im Kap. IV noch einmal aufzugreifen sein.) 


b) Die statistische Beweisführung 


Neben der industriellen Revolution gibt es Mandel zufolge in der Geschichte des 
Kapitalismus. noch 3 weitere „technologische Revolutionen“, auf die weiter unten 
{c) noch eingegangen wird. Jede dieser Revolutionen führt zu einer grundiegenden 
Erneuerung von Produktionstechniken. Dies hat jeweils die Verausgabung des 


il Als Beispiele solcher Faktoren nennt Mandel: „1. Eine plötzliche Senkung der durch- 
schnittlichen organischen Zusammensetzung des Kapitals, z.B. durch massives Eindringen 
des Kapitals in Sphären (oder Länder) mit sehr niedriger organischer Zusammensetzung. 
2. Eine plötzliche Erhöhung der Mehrwertrate z. B. aufgrund einer Steigerung der Arbeits- 
intensität oder infolge einer radikalen Niederlage und Atomisierung der Arbeiterklasse ... 
3. Eine plötzliche Verbilligung von Elementen des konstanten Kapitals... durch einen um- 
wälzenden Fortschritt der Arbeitsproduktivität in der Abteilung I. 4. Eine plötzliche 
Verkürzung der Umschlagzeit des zirkulierenden Kapitals, hervorgerufen durch perfek- 
tionierte Transport- und Kommunikationssysteme, verbesserte Verteilungstechnik, Be- 
schleunigung der Vorratsrotationen usw. usf.“ (ebda., 107 £.) 

12 Wenn man so will, sind in dieser Phase die Profite gleichzeitig zu hoch und zu niedrig: die 
Profite, die das bereits akkumulierte Kapital noch abwirft, sind zu hoch, um selbst wie- 
der in voller Höhe profitable Anlagesphären zu finden, da die Profiterwartungen für das 
anlagesuchende Zusatzkapital zu schlecht sind. 
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„historischen Reservefonds“ und einen ‚Kondratieff-Aufschwung‘“ zur Folge. 
„Nach diesem Schema, das sich durch die aufeinanderfolgenden Phasen von be- 
schleunigtem Wachstum bis 1823, von verlangsamtem Wachstum 1824 - 1847, von 
beschleunigtem Wachstum 1848 - 1873, von verlangsamtern Wachstum 1874 - 1893, 
von beschleunigtem Wachstum 1894 - 1913, von verlangsamtem Wachstum 1914 - 
1939, von beschleunigtem Wachstum 1940 (1945 oder 1948) - 1966 beschreiben 
läßt, wären wir heute wieder in die zweite, durch verlangsamteKapitalakkumulation 
gekennzeichnete Phase der ‚langen Welle‘, die mit dem Zweiten Weltkrieg entstand, 
eingetreten.“ (Mandel 1973, 114 f.) 

Mandel versucht dieses Phasenschema mit Hilfe von Daten der Industriepro- 
duktion und des Welthandels zu belegen. Er bildet zu diesem Zweck langfristige 
Phasendurchschnitte und kommt zu folgenden Ergebnissen (vgl. Mandel 1973, 
133 £.}: 


Jährliche kumulative Wachstumsrate der industriellen Erzeugung Großbritanniens 
Durchschnitt 1801 - 1811 bis Durchschnitt 1831 -1841: 4,7% 

1827 - 1847: 3,2% 

1848 - 1875: 4,55 % (korrigierter Wert: 2,86 %) (13) 

1876 - 1893: 1,2% 

1894 - 1913: 2,2% 

1914 - 1938: 2,0% 

1939 - 1967: 3.0 % 


Jährliche kumulative Wachstumsrate der industriellen Erzeugung Deutschlands 
(nach 1945: Bundesrepublik Deutschland) 

1850 - 1874: 4,5 % 

1875 - 1892: 2,5% 

1893 - 1913: 4,3 % 

1914 - 1938: 2,2% 

1939 - 1967: 3,9% 


Jährliche kumulative Wachstumsrate der industriellen Erzeugung der USA 
1849 - 1873:5.4 % 

1874 - 1893: 4,9% 

1894 - 1913: 5,9% 

1914 - 1938: 2,0% 

1939 - 1959: 5,2% (14) 


13 Beim Nachrechnen ergab sich, daß es sich bei dem Wert von 4.55 % um einen Rechen- 
oder Druckfehler handeln muß. 

14 Mandel gibt den Wert 5.2 % für die Zeit von 1939 - 1967 an, ein offensichtlicher Druck- 
fehler. . 
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Jährliche kumulative Wachstumsrate der physischen Pro-Kopf-Produktion im Welt- 
maßstab (15) 

1865 - 1882: 2,58% 

1880 - 1894: 0,89 % 

1895 - 1913: 1,75 % 

1913 - 1938: 0,66 % 


Jährliche kumulative Wachstumsrate des Welthandelsvolumens 
1820 - 1840: 2,7% 
1840 - 1870: 5,5 % 
1870 - 1890: 2,2% 
1891-1913: 3,7% 
1913 -1937:04% 
1938 - 1967: 4,8% 


Was diese Ergebnisse angeht, so ist zunächst zu begrüßen, daß Mandel keine langen 
Sinusschwingungen nachzuweisen sucht, sondern vom Juglarzyklus und dessen spe- 
zifischer Prägung durch technologische Faktoren ausgeht (16). Von diesem Ver- 
ständnis hermuß dann gezeigt werden, daß die jeweiligen „Kondratieff-Aufschwung- 
phasen“ deutlich stärkere Zuwächse haben als die „Abschwungsphasen“. Hierbei 
kann sich allerdings die Festsetzung der jeweiligen Perioden als problematisch erwei- 
sen. Mandel befindet sich zwar mit seiner Phaseneinteilung im Einklang mit einem 
Großteil der Literatur über „lange Wellen‘ (17); dennoch erscheint seine Perioden- 
abgrenzung insofern etwas problematisch, als sich Konjunkturauf- bzw. -abschwünge 
je nach Land, Branche und gewähltem Konjunkturindikator abweichend datieren 
lassen (18). Geht man dennoch davon aus, daß sein Kriterium für die Datierung (19) 


15 Mandel zitiert als Quelle Dupriez 1947, 567. Die dort enthaltenen Zahlen zur Weltpro- 
duktion ohne Pro-Kopf-Teilung bestätigen im wesentlichen die Mandelschen Ergebnisse: 
1865 - 1882: 3.65 % 1880 - 1894: 2.39 % 

1895 - 1913: 3.04 % 1913-1938: 1.59% 

16 „Es ist offensichtlich, daß ... diese angen Wellen‘ ... durch die Artikulation der ‚klassi- 
schen‘ Zyklen hindurch funktionieren. In einer expansiven Phase werden die zyklischen 
Perioden von Hochkonjunktur länger und intensiver, die zyklischen Überproduktionskri- 
sen kürzer und weniger tief sein. Umgekehrt werden sich in den zur Stagnation neigenden 
Phasen der ‚langen Welle‘ die Perioden der Hochkonjunktur als weniger fieberhaft und 
kürzer erweisen, die Perioden der zyklischen Überproduktionskrise-dagegen länger und 
tiefer erscheinen. Die ‚lange Welle‘ läßt sich nur als Ergebnis dieser zyklischen Fluktuatio- 
nen und keineswegs als ihre quasi metaphysische Überlagerung konzipieren.“ (Mandel, 
1973, 115, Hervorhebung A.K.) 

17 Es ist verblüffend, daß sich in den verschiedensten Beiträgen unbeschadet der Vielfalt der 
theoretischen Erklärungen eine relativ gute Übereinstimmung in der historischen Datie- 
rung der langen Schwankungen zeigt. 

18 Kondratieff hat gut daran getan, die „Wendepunkte“ der „langen Wellen“ vorsichtiger zu 
datieren, indem er hierfür jeweils einen Zeitraum von 5 - 7 Jahren annahm (1810 - 1817, 
1844 - 1851, 1870 - 1875, 1890 - 1896, 1914 - 1920), Kondratieff 1926, 150 

19 „[m Prinzip lassen wir jede lange Periode mit dem Jahr nach der Krise beginnen, die gera- 
de einen ‚klassischen Zyklus‘ beendete, und beenden die lange Periode mit einem Krisen- 
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zu einigermaßen verläßlichen Periodenabgrenzungen führt, so verwundert es den- 
noch, daß er sich selbst nicht exakt an diese Abgrenzung hält (England, Deutsch- 
land), ohne dies zu begründen. Mandel selbst räumt ein, daß die Ergebnisse an zwei 
Punkten von seinen Erwartungen abweichen: die Industrieproduktion der USA für 
die Zeit von 1874 - 93 ist relativ hoch, da sich durch den Sezessionskrieg eine „Ver- 
schiebung‘ der „langen Welle“ ergeben hat. Außerdem fällt die Zuwachsrate für die 
britische Industrieproduktion von 1894 - 1913 etwas niedrig aus, was jedoch mit 
dem außergewöhnlich starken Rückgang der englischen Weltmarktstellung in dieser 
Zeit erklärt werden könnte. Dennoch sind die Daten über Großbritannien nicht 
recht überzeugend; es fragt sich, inwieweit hier Sonderfaktoren (z. B. Kapitalexport 
in die Commenwealth-Länder) eine Rolle spielen. Ähnliches gilt für die USA. Zahl- 
reiche Untersuchungen im Umkreis des National Bureau of Economic Research be- 
haupten hier die Existenz von „Kuznets-Zyklen“ mit einer Länge zwischen 12 und 
30 Jahren. Derartige Schwankungen wurden vor allem in den „bevölkerungssensiti- 
ven“ Teilen der Kapitalbildung (Bauindustrie, Transportwesen etc.) lokalisiert und 
mit den Einwanderungsschüben in Verbindung gebracht. Dies soll uns hier aber 
nicht weiter beschäftigen (20). Um jedoch entscheiden zu können, ob unbeschadet 
der Sonderentwicklung Englands und der USA die Hypothese langer Schwankungen 
von Kondratieff-Länge Relevanz besitzt, müßten auf jeden Fall mehr Länder in die 
Betrachtung einbezogen werden. Deshalb wird im folgenden unter Beibehaltung des 
Mandelschen Phasenschemas eine Berechnung der durchschnittlichen Zuwachsraten 
des Sozialprodukts je „‚Kondratieff“-Phase für jene Länder vorgenommen, bei denen 
bereits ausreichende Berechnungen für das 19. Jahrhundert existieren (21). 


Tabelle 1: Durchschnittliche jährliche Zuwachsraten des Sozialprodukts in den einzelnen „Kon- 
dratieff“-Phasen (geometrische Mittel) 


Sozialprodukt Sozialprodukt 
in Konstanten in laufenden 
Preisen (22) Preisen 
Deutschland (Nettosozialprodukt): 
1850 - 1873 2.77% 4,83% 
1874 - 1893 1.92 % 117% 
1894 - 1913 2.95 % 4.12% 
1913-1938 1.77% 2,53% 
BRD: 
1950 - 1969 _ 10.04 % 


jahr. Da sich die Krisenjahre jedoch nicht in allen Ländern vollkommen decken, haben wir 
jene des wichtigsten kapitalistischen Landes, tonangebend auf dem Weltmarkt, gewählt, 
d.h. bis zum Ersten Weltkrieg Großbritannien und nach dem Ersten Weltkrieg die USA.“ 
(Mandel 1973, S. 114 f., Fußnote 28) 

20 Zur Problematik der Kuznets-Zyklen gibt die gleichnamige Diplom-Arbeit von Joachim, 
1974, einen guten Überblick. 

21 Die Daten stammen aus: B.R. Mitchell 1975, 779 ff. 

22 Will man die langen Schwankungen nicht als bloßes Preisphänomen abtun, so kommt es 
darauf an, vor allem die Differenzen in den preisbereinigten Reihen hervorzuheben. 
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Sozialprodukt Sozialprodukt 


in konstanten in laufenden 
Preisen Preisen 
"Italien (Bruttosozialprodukt): 
1861-1873 0.91% 3,65% 
1874 - 1893 0.68 % j 1.00% 
1894 - 1913 2.48% 4.09% 
1920 - 1938 1.83 % 1.63 % 
(1913 - 1938) j 1.66 % _ 
1951-1969 6.50% 9.93% 
GB (Bruttosozialprodukt): 
1850 - 1873 3.02% 4.15% 
1874 - 1893 1.42% 0.52% 
1894 - 1913 2.01% 2.81% 
1914 - 1938 0,75% 3,14% 
1950 - 1969 2.74% 6.15% 
Schweden (Bruttoinlandsprodukt): 
1861-1873 3.29% 4.15% 
1874 - 1893 1.55% 0.53% 
1894 - 1913 3.61% 5.05 % 
1914 - 19238 2.60% 4.65 % 
1950 - 1969 8.03 % 
Dänemark (Bruttosozialprodukt): 
1870 - 1873 4.46 % 6.38 % 
1874 - 1893 2.63% 1.48% 
1894 - 1913 3,87% 4.50% 
1921-1938 2.88% 0.90% 
1.950 - 1969 3.92% 8.78% 
Norwegen (Bruttoinlandsprodukt): 
1865 - 1873 2.30% 5.36% 
1874 - 1893 1.50% 0,125 % 
1894 - 1913 2.67% 4.42% 
1914 - 1929 2.96 % _ 
1930 - 1938 2.60 % _ 
1914 - 1938 _ 4.74% 


Darüber hinaus ergibt eine Zahlenreihe zur Entwicklung der Weltindustrieproduk- 
tion bei Kuczynski (23) folgendes Bild: 

1850 - 1873: 4.16 % 1874 -1893: 3.09 % 

1894 - 1913: 4.67 % 1913 - 1938: 1.24 % 


Sieht man einmal von inflationsbedingten Verzerrungen bei den laufenden Preisen 
in der Zeit von 1914 - 38 (Großbritannien, Schweden, Norwegen) ab, so bestätigen 
die Berechnungen mit Ausnahme einer Ungereimtheit bei Norwegen (24) das Man- 


23 T. Kuczynski 1952, 54 ff. 

24 Diese Unstimmigkeit kann durchaus auf die Berechnungsweise zurückzuführen sein: Die 
norwegischen Daten wechseln ausgerechnet 1929, also etwa am oberen Wendepunkt des 
Zyklus, die Preisbasis. In die Zahl von 2.96 geht also das hohe Niveau kurz vor der Welt- 
wirtschaftskrise noch mit ein. Die Berechnung ab 1930 beginnt dagegen fast am Tief- 
punkt der Depression. 
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delsche Phasenschema. Sicherlich stellt die Bildung von Durchschnitten über derart 
lange Zeiträume ein recht grobes statistisches Verfahren dar. Außerdem werden 
durch ein derart starres Phasenschema das Problem mangelnder Zyklensynchronisa- 
tion im Weltmarktzusammenhang sowie Sonderentwicklungen in einzelnen Ländern 
nicht berücksichtigt. Man kann sich auch im Einzelfall darüber streiten, ob die Un; 
terschiede in den Zuwachsraten zwischen den einzelnen Phasen wirklich „signifi- 
kant“ sind. Nicht zuletzt könnte auch die Qualität der Daten (Verläßlichkeit der 
Quellen und Erhebungsmethoden, Meßfehler etc.) als Kritikpunkt herangezogen 
werden. Andererseits kann ein in so vielen Ländern einheitlich auftretendes Muster 
kaum als Ergebnis äußerer Zufälligkeiten gedeutet werden. Jedenfalls kann ange- 
sichts der vorliegenden Ergebnisse schwerlich bestritten werden, daß die Existenz 
von sich ablösenden Perioden stärkeren bzw. schwächeren Wachstums mit halber 
Kondratieff-Länge eine ernstzunehmende Forschungshypothese darstellt. 


c})  Mandels Konzept der „technologischen Revolutionen“ 


Bei der Bestimmung jener grundlegenden technischen Neuerungen, deren Ausbrei- 

tungsthythmus das Auf und Ab der ‚langen Wellen‘ bestimmt, betont Mandel die 

grundlegende Bedeutung des Antriebs- und Bewegungsmechanismus der Maschinen 
gegenüber ihrem Transmissionsmechanismus und den Werkzeug- und Arbeitsma- 
schinen (25). In der Entwicklung des ersteren gibt es Mandel zufoige 4 qualitative 

Sprünge („technologische Revolutionen‘“), die sein Kondratieff-Phasenmodell kon- 

stituieren (vgl. ebda., 113): 

1. Ende des 18. Jahrhunderts bis 1847: Periode der industriellen Revolution, die 
durch die allmähliche Verbreitung der handwerklich und DAL KDRTERL her- . 
gestellten Dampfmaschine gekennzeichnet ist. 

2. 1847 bis zum Beginn der neunziger Jahre: Periode der ersten sechnolönischen 
Revolution, in der die maschinell hergestellten Dampfmotoren als Hauptbewe- 
gungsmaschinen sämtlicher Industriezweige Verwendung finden. 

3. Von den neunziger Jahren bis zum 1. Weltkrieg: Periode der zweiten technologi- 
schen Revolution: Verbreitung des Elektro- und Explosionsmotors. 

4. Von 1940 bzw. 1948 bis heute noch andauernd: Dritte technologische Revolu- 
tion: verbreitete Steuerung von Maschinen mit elektronischen Geräten, sowie 
allmähliche Einführung der Kernenezgie. 

Gegen das obige Konzept können Einwände auf der Plausibilitätsebene erhoben 

werden: Was ändert sich in qualitativer Hinsicht, wenn im Produktionsprozeß eine 

handwerklich gefertigte Dampfmaschine durch eine maschinell gefertigte (oder die 
wiederum durch den Elektro- oder Explosionsmotor) ersetzt wird? Wo bleibt hier 
außer den quantitativ durchaus erheblichen Folgen (Einsparungen an Konstantem 

Kapital, Produktivitätseffekte) das qualitativ Neue, das technologisch Revolutio- 

näre? 


25 „Die Entwicklung und Umwälzung der beiden letzteren Kategorien hängt freilich von ei- 
nem bestimmten Punkt an von der Entwicklung der Bewegungsmaschinen ab, die das 
entscheidend dynamische Element des Ganzen darstellen.‘ (Mandel, 1973, 109 £.) 
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Außerdem fragt es sich, ob die ‚verbreitete Steuerung von Maschinen mit 
elektronischen Geräten (ebda., S. 113) sowie die Kemenergie wirklich wesentliche 
Bestimmungsgründe für die Nachkriegsprosperität (1945/48 - 1966!) sind. Im übri- 
gen steht Mandel mit der einseitigen Betonung des Antriebs- und Bewegungsme- 
chanismus im Widerspruch zu namhaften Politökonomen, sowohl in der neueren 
(26) als auch in der älteren Literatur (27). im Ganzen drängt sich der Eindruck auf, 
daß hier ein gewisses Systematisierungsinteresse die Erkenntnis der Wirklichkeit dik- 
tiert und zu einer Inflationierung des Revolutionsbegriffs geführt hat. Der Vorwurf, 
jeden Entwicklungsschub in der Technik gleich zu einer technologischen Revolu- 
tion zu überhöhen, so daß man am Ende bei den vielen neuen Epochen, Perioden 
und Etappen fast den Überblick verliert, trifft aber auch andere Richtungen der 
marxistischen Geschichtsschreibung (28). 

in der Diskussion um den Begriff der Revolution in der Technik hat Wolfgang 
Jonas in einer kritischen Erwiderung auf Jürgen Kuczynski einen Klärungsversuch 
unternommen, den wir uns im folgenden anschließen wollen. Jonas unterscheidet 
zunächst (29): 

— „einfache“ technische Revolutionen und 

— Revolutionen der gesellschaftlichen Produktivkräfte in ihrer Gesamtheit 

Bei den erstgenannten Revolutionen handelt es sich lediglich um gravierende guan- 

fitative Sprünge in der Entwicklung der Produktivkräfte. Revolutionen der gesell- 

schaftlichen Produktivkräfte in ihrer Gesamtheit hingegen sind dadurch charakteri- 
siert, daß mit ihnen gleichzeitig eine grundlegende Änderung der ‚Stellung und 

Funktion des Menschen im Arbeitsprozeß und des Charakters der Arbeit“ (ebda., 

S. 149) einhergeht. 

Nach diesem Kriterium ergeben sich für die moderne Wirtschaftsgeschichte 
eigentlich nur noch zwei grundlegende Revolutionen: 

1. Der Übergang von der handwerklichen Produktion (in der der Arbeiter selbst 
noch das Werkzeug in Händen führt und damit unmittelbar auf das Produkt ein- 
wirkt) zur Maschinenproduktion, in der die Führung der Werkzeuge auf die Ar- 
beitsmaschine übergeht. 

. Der Übergang von der Maschinenproduktion zur Produktion unter Einsatz von 
Automaten. Der Mensch scheidet hierbei auch in seiner Kontroll- und Steue- 
rungsfunktion aus dem Produktionsprozeß aus und tritt nur noch als Organisator 
neben ihn. (Die Herausbildung von Übergangsformen und deren Stellenwert soll 
uns im folgenden nicht weiter beschäftigen, vgl. hierzu die Ausführungen von 
Jonas ebda.). j 

Selbstverständlich ist jede dieser beiden Revolutionen von Häufungen in der 
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26 Kuczynski z.B. bezeichnet die Werkzeugmaschine ausdrücklich als „Kernerfindung der 
Revolution der Produktivkräfte“ (vgl. ders. 1975, 42) 

27 Karl Marx z.B. betont im 1. Band des „Kapital“: „Die Dampfmaschine selbst ... rief kei- 
ne industrielle Revolution hervor, es war vielmehr umgekehrt die Schöpfung von Werk- 
zeugmaschinen, welche die revolutionierte Dampfmaschine notwendig machte.“ (Marx 
1972, 395 £.) 

28 So z.B. auch Kuczynski 1975 

29 Vgl. zum folgenden: Jonas 1975, 147 ff. 
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Einführung neuer technischer Verfahren begleitet. Allerdings verbietet sich ein Um- 
kehrschluß: Nicht jede Häufung neuer technischer Verfahren führt zu einer grund- 
legenden Wandlung der Stellung und Funktion der menschlichen Arbeitskraft im 
"Produktionsprozeß. Für die „einfachen“ technischen Revolutionen bietet Jonas 
kein theoretisches Systematisierungskonzept an. Vielleicht ist das auch besser so. 
Es spricht jedenfalls einiges dafür, daß ein relativ empiristisches Herangehen hier 
vorerst bessere Erkenntnismöglichkeiten bietet als vorschnelle Versuche theoreti- 
scher Ableitung. 

Um eine empirische Erfassung grundlegender technischer Neuerungen hat sich 
seit Anfang der 70er Jahre vor allem Gerhard Mensch bemüht. Auf seine Ergebnisse 
wird im folgenden ausführlicher eingegangen. 


UI. Empirische Ergebnisse der historischen Innovationsforschung (30) 


Menschs Innovationsbegriff umfaßt nicht nur produktionstechnische Neuerungen 

(Prozeßinnovationen), sondern auch die Kreation neuer Produkte (Produktinnova- 

tionen). Um die Masse an Innovationen in der Geschichte des Kapitalismus über- 

schaubarer zu machen, unterscheidet Mensch zwischen „Basisinnovationen“ und 

„Verbesserungsinnovationen“. Bei den ersteren handelt es sich um die eigentlichen 

„Großtaten der Technik“, während die letzteren nur eine sukzessive quantitative 

Verbesserung bereits vorhandener Technologien und Techniken mit sich bringen, 

Als Kriterium für die Trennung von Basis- und Verbesserungsinnovationen führt 

Mensch den Begriff des Elementarmarktes ein: Basisinnovationen schaffen neue 

Elementarmärkte, Verbesserungsinnovationen bewegen sich innerhalb gegebener 

Elementarmärkte. 

Bei der Bestimmung der Basisinnovationszeitpunkte wird jeweils das Jahr 
ausgewählt, in dem die betreffenden Neuerungen erstmalig in einem Industriebe- 
trieb angewendet bzw. produziert wurden. Menschs Ergebnisse lassen sich folgender- 
maßen zusammenfassen: 

1. Die Durchsetzung von Basisinnovationen erfolgt im historischen Zeitablauf dis- 
kontinuierlich. Auf Phasen ausgesprochener Armut an Basisinnovationen folgen 
Phasen innovativer Turbulenz. 

2. Die Häufung von Basisinnovationen kann nicht auf entsprechende Häufungen im 
Aufkommen an Erfindungen zurückgeführt werden (31). Die Zeitpunkte der Er- 


30 Die folgenden Ausführungen beziehen sich (soweit nicht besonders gekennzeichnet) auf 
Mensch 1975 

31 Für den Umsetzungsprozeß von Verbesserungsinnovationen können durchaus andere Ge- 
setzmäßigkeiten gelten. Mensch verweist auf eine Arbeit von Schmookler 1966, der an- 
hand von vier USA-Industriezweigen (Eisenbahnwesen, Petrolchemie, Papierindustrie 
und Landwirtschaft) eine enge Wechselbeziehung von Patentaufkommen und wirtschaft- 
lichem Wachstum nachweist. Dies legt die Annahme einer direkten innovativen Verwer- 
tung der Erfindungen nahe. Schmooklers Ergebnisse stehen nicht in Widerspruch zu den 
beiden obigen Hypothesen: Die progressive Ausbreitung von neuen Industriezweigen, die 
durch Basisinnovationen begründet werden, geht mit einem hohen Aufkommen an zu- 
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findungen (,„Basisinventionen“) (32) und deren Umsetzung in die Praxis der Pro- 
duktion weichen erheblich voneinander ab (33). 
Wie aus dem Gesamtüberblick in Abb. 1 leicht ersichtlich ist, beobachtete Mensch 
zwischen 1740 und 1950 vier Häufungspunkte (1765, 1830/40, 1885 und 1935). 


Abbildung 1 


m; = Haufigkeit von Basısınnovationen ın 
22 Zehnjahresperioden 1740 - 1960 


T j T = 
1740 50 1800 1850 1900 1950 


Der erste Häufungspunkt braucht uns im folgenden nicht weiter zu interessieren, 
zumal die statistische Basis, auf der er zustande gekommen ist, als relativ schmal an- 
gesehen werden muß: Es handelt sich um die technischen und organisatorischen Ba- 
sisinnovationen im Zuge der Brünner Industrialisierung von 1740 - 1800 (34). 

Sieht man von der Zeitspanne von 1765 bis 1835 ab, die noch in die Frühzeit 
des Kapitals fällt, in der es also noch nicht voll seinem Begriff entspricht, so deutet 
sich bereits in den 1830er Jahren jene charakteristische Häufung von Basisinnova- 
tionen an, die sich danach (um 1885 und 1935) nicht nur in jeweiligen Abständen 
von etwa 50 Jahren wiederholt, sondern sich sogar noch verstärkt. 

Ein Überblick über die Tabellen, in denen die Innovationen einzeln aufgelistet 
sind (Mensch, 1975,135 ff.), zeigt, daß sie sich jeweils auf bestimmte Sektoren kon- 
zentrieren: Neben einigen Basisinnovationen, die die elektrotechnische und chemi- 
sche Industrie betreffen, konzentriert sich der Innovationsschub der 1. Hälfte des 
19. Jahrhunderts vor allem auf die Bereiche, die im Zusammenhang mit dem Eisen- 
bahnwesen relevant werden. In der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts fallen die Basis- 
innovationen fast ausschließlich in die Bereiche Chemie und Elektrotechnik, sowie 
in die Stahlindustrie. In den 1930er Jahren hingegen sind sie wieder etwas breiter 


nächst äußerst wachstumsfördernden Verbesserungsinnovationen einher (vgl. Mensch 
1975,67) . 

32 Unter einer Basisinvention versteht Mensch die Entdeckung oder Ausarbeitung einer 
grundlegend neuen Theorie oder technischen Möglichkeit einschließlich der Erkenntnis 
ihrer Praxisrelevanz (vgl. Mensch 1971, 301 £.) 

33 Die Frage, ob diese Zeitpunkte überhaupt immer exakt feststellbar sind, soll uns hier 
nicht weiter beschäftigen. Vgl. hierzu die Kontroverse zwischen Mensch und Brockhoff 
in der Zeitschrift für Betriebswirtschaft, Nr. 5 (1971) und Nr. 4 (1972) 

34 Die Daten stammen aus Mensch/Freudenberger 1975 
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gestreut Neben der kunststoffverarbeitenden Industrie, der Mineralölverarbeitung 
und dem Luftfahrzeugbau erhalten insbesondere der Straßenfahrzeugbau, die Che- 
mie und die Elektrotechnik starke innovatorische Impulse. 

Menschs Innovationssammlung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit; 
außerdem ist es fraglich, ob sie wirklich nur Basisinnovationen enthält (35). 

Im übrigen kann man sich fragen, ob der Begriff der Basisinnovation mit dem 
Kriterium des Elementarmarktes überhaupt scharf genug definiert ist, um Basisinno- 
vationen in jedem Einzelfall eindeutig zu identifizieren. Trotzdem ist bei den vorlie- 
genden Daten der Tatbestand kaum wegzudiskutieren, daß grundlegende technolo- 
gische Neuerungen im historischen Ablauf schubweise erfolgt sind (36). 


IV. Versuch einer marxistischen Interpretation 


„Für eine fundierte Beurteilung des Gesetzes des tendenziellen Falls der 
Profitrate wäre es ... wichtig zu wissen, wie im Kapitalismus technischer 
Fortschritt entsteht, in welchen Formen er sich äußert, was seine Kosten 
sind und wie sich diese Kosten in Zukunft entwickeln werden.“ (Hollän- 
der 1974, 127) 


a)  Basisinnovationen als entgegenwirkende Ursache gegen den Fall der Profitrate? 


Soweit essich bei den Basisinnovationen um Prozeßinnovationen handelt, kann ihre 
Durchsetzung die radikale Veränderung der Produktionsstrukturen ganzer Industrie- 
zweige zur Folge haben. Realistischerweise muß davon ausgegangen werden, daß das 
Kapital zu dem damit verbundenen technischen und organisatorischen Aufwand nur 
bereit ist, wenn es sich hiervon enorme Produktivitätseffekte verspricht. Von den 
Prozeßinnovationen sind also Einsparungen an variablem und/oder konstantem Ka- 
pital mit Rückwirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Mehrwertrate und Wertzu- 
sammensetzung zu erwarten. 

Bei der Mehrzahl der Basisinnovationen handelt es sich jedoch um Produkt- 
innovationen; mit ihrer Durchsetzung werden neue Anlagesphären erschlossen, von 
denen vermutet werden kann, daß sie im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt zunächst eine arbeitsintensivere Fertigung haben. 

Der Umstand, daß neue Anlagesphären eine niedrigere organische Zusammen- 
setzung des Kapitals haben können, wurde übrigens auch von Marx bei der Diskus- 
sion der entgegenwirkenden Ursachen gegen den Fall der Profitrate berücksichtigt: 
„Andtrerseits öffnen sich neue Produktionszweige, besonders auch für Luxuskonsumtion, die 


eben jene relative, oft durch Überwiegen des konstanten Kapitals in andren Produktionszweigen 
freigesetzte Bevölkerung als Basis nehmen, ihrerseits wieder auf Uberwiegen des Elements der 


35 Scholz vertritt die Auffassung, sie enthalte auch einige Innovationen, die eher als ‚‚ra- 
dikale Verbesserungsinnovationen“ eingestuft werden sollten (vgl. Scholz 1976, 13) 

36 Dieser Tatbestand wird übrigens auch durch eine unabhängig von Mensch durchgeführte 
Studie bestätigt, die für die 1930er Jahre eine Häufung ‚‚radikaler Innovationen“ mit 
einer Entwicklungsdauer von 15 und mehr Jahren verzeichnet (vgl. Ulrich/Lahner 1969) _ 
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lebendigen Arbeit beruhn und erst nach und nach dieselbe Karriere wie die andren Produktions- 
zweige durchmachen. In beiden Fällen nimmt das variable Kapital eine bedeutende Proportion 
des Gesamtkapitals ein und ist der Arbeitslohn unter dem Durchschnitt, so daß sowohl Mehr- 
wertsrate wie Mehrwertsmasse in diesen Produktionszweigen ungewöhnlich hoch sind. Da nun 
die allgemeine Profitrate durch die Ausgleichung der Profitraten in den besondren Produktions- 
zweigen gebildet wird, bringt hier wieder dieselbe Ursache, die die fallende Tendenz der Profit- 
rate erzeugt, ein Gegengewicht gegen diese Tendenz hervor, das ihre Wirkung mehr oder minder 
paralysiert.“ (Marx, Kapital Bd. III, S. 246 f., Hervorhebung A.K.) (37) 

Der ökonomische Zusammenhang ist evident: Bei neuen Produkten besteht in der 
Markteinführungsphase die Ungewißheit, ob sie sich überhaupt am Markt als nützli- 
che Gebrauchswerte bewähren können. Die erste Produktgeneration wird normaler- 
weise in kleineren Serien produziert, ist noch relativ teuer und mit technischen Män- 
geln behaftet; erst mit Hilfe von (durch praktische Erfahrungen in Produktion und 
Verwendung gewonnenen) Verbesserungsinnovationen kann hier Abhilfe geschaffen 
werden. Angesichts der bestehenden Innovationsrisiken empfiehlt es sich, zunächst 
die Fixierung größerer Kapitalwerte zu vermeiden und mit einer arbeitsintensiveren 
Fertigung Vorlieb zu nehmen. Erst mit dem progressiven Wachstum der neuen Pro- 
duktionszweige wird eine spiralförmige Aufwärtsentwicklung möglich: Größere Se- 
rien ermöglichen einen steigenden Mechanisierungsgrad, die hierdurch erzielten Pro- 
duktivitätseffekte ermöglichen Preissenkungen und steigende Verkaufsziffern usw. 

Bezieht man diese Ausführungen auf die Wirtschaftsentwicklung der Bundes- 
republik, so kann folgender Ablauf skizziert werden: Die Basisinnovationen der 
1930er und 40er Jahre betrafen schwerpunktmäßig die Bereiche Kunststoffverarbei- 
‚tung, Mineralölwirtschaft, Luftfahrzeugbau, Elektrotechnik, Chemie und Fahrzeug- 
bau. Diese Bereiche sind identisch mit den „Wachstumsindustrien“ der 1950er und 
60er Jahre (38). 

Aus Tabelle 2 wird ersichtlich, daß diese Bereiche während der gesamten 50er 
Jahre und z. T. auch noch in den 60er Jahren hohe Produktivitätsgewinne und einen 
sinkenden Kapitalkoeffizienten aufweisen. Insoweit, wie der Kapitalkoeffizient ein 
verläßlicher Indikator für die organische Zusammensetzung des Kapitals ist (39), 


37 Die Annahme von Marx, daß die neuen Produkte bzw. Produktionszweige insbesondere 
Luxusbedürfnisse befriedigen, erscheint insofern gerechtfertigt, als Innovationsproduk- 
ten zunächst eine gewisse Exklusivität zukommt. Es gibt jedoch keinen vernünftigen 
Grund für die Vermutung, daß in den neuen Anlagesphären das Lohnniveau unter dem _ 
gesellschaftlichen Durchschnitt Hegen soll. Das Gegenteil*erscheint plausibler: Es ist zu 
vermuten, daß die neuen Produktionen (im Gegensatz zu den hoch-mechanisierten Pro- 
duktionen der etablierten Zweige, wo ein Gutteil der geistigen Potenzen des Produktions- 
prozesses bereits auf die Maschinerie übergegangen ist) sogar höher qualifizierte und da- 
mit teurere Arbeitskräfte benötigen. Dies spricht allerdings nicht unbedingt gegen die 
Annahme, daß im Zuge der Interbranchenkonkurrenz ein Mehrwerttransfer von den 
neuen Anlagesphären in die organisch hoch zusammengesetzten etablierten Zweige statt- 
findet. Die dem Innovationsschub vorausgehende Krise mag außerdem dazu beitragen, 
die Löhne im gesellschaftlichen Durchschnitt zu senken und damit den neuen, arbeits- 
intensiven Produkten den Durchbruch zu erleichtern. 

38 Vgl. hierzu Kleinknecht 1979 a. Die Arbeit zeigt, daß diese (und nur diese) 6 Bereiche zy- 
klendurchschnittliche Zuwachsraten der industriellen Nettoproduktion aufweisen, die in 
allen vier Nachkriegszyklen bis Ende der 60er Jahre über den entsprechenden Zuwachs- 
‚raten der Gesamtwirtschaft liegen. 

39 Vgl, hierzu etwa Holländer 1974, 117£. 
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kann davon ausgegangen werden, daß diese Industrien zumindest während der ge- 
samten 50er Jahre eine Gegentendenz gegen den Anstieg der Wertzusammensetzung 
des Gesamtkapitals verkörperten. 


Tabelle 2: Durchschnittliche jährliche Prozent-Veränderungen je Konjunkturzyklus 


1950- 1955- 1960- 1964- 1969- 1973- 
1955 1960 1964 1969 1973 1977 


Verarbeitende Industrie und Bergbau 


Arbeitsproduktivität: 6.0 4.2 5.0 5.3 4.4 3.9 
Kapitalintensität: 0.1 5.6 7,7 5.9 5,5 6.6 
Kapitalkoeffizient: —4.5 1.7 2.3 0.6 0.9 2,2 
Mineralölverarbeitung 

Arbeitsproduktivität: 15.7 11.7 16.8 7.6 3.5 72 
Kapitalintensität: —3,8 3.6 6.5 6.6 3,5 13.2 
Kapitalkoeffizient: - 10.9 5.1 5.2 0,7 0.0 4,7 
Kunststoffverarbeitung 

Arbeitsproduktivität: 12.2 10.4 10,6 7.9 6.7 5.8 
Kapitalintensität: 0.1 5.8 10.9 8.3 6.5 8.4 
Kapitalkoeffizient: 7,6 3.0 2:1 0.4 0.2 2.2 
Luftfahrzeugbau 

Arbeitsproduktivität: 6850 9.8 244 -19 75-63 
Kapitalintensität: = 6229 73 9.2 13.9 4.6 
Kapitalkoeffizient: = 4.69 7.6 12.2 4.9 14.6 
Chemie j 
Arbeitsproduktivität: 8.2 6.9 71.4 9.6 7.4 1.8 
Kapitalintensität: -19 1.2 3,1 5.1 5,0 4.4 
Kapitalkoeffizient: —71.2 4,3 —2.7 3,1 —1,9 2.4 
Elektrotechnik 

Arbeitsproduktivität: 8.5 3,5 3,7 5.9 6.9 6.5 
Kapitalintensität: —1,5 3.2 6.5 5.0 5.3 9,1 
Kapitalkoeffizient: 7.0 —0.2 3,9 0.7 -1.2 2.0 
Fahrzeugbau 

Arbeitsproduktivität: 18.7 7.2 2.6 3.8 2,5 3.0 
Kapitalintensität: 1.3 5.9 6.8 5.5 4.3 3.3 
Kapitalkoeffizient: 9.0 -1.0 5.3 1.5 1,6 0.1 


1) 1951-1955 
2) 1956 - 1960 


Quelle: Kleinknecht 1979 b (Berechnungen auf Basis der „‚Krengel-Bibel“) 


Mit dem Trend zur Standardisierung der neuen Produktionen stieg jedoch die 
organische Zusammensetzung auch in diesen Industrien allmählich ‘an. Die negativen 
Auswirkungen auf die Profitrate wurden zunächst latent gehalten durch die starke 
Investititionsnachfrage, die mit diesem Prozeß einherging. Erst mit dem Nachlassen 
dieser Investitionswelle, die mit der relativen Stagnation der ursprünglichen Wachs- 
tumsindustrien (40) einherging, zeigte sich, daß während der vorangegangenen Wachs- 


40 In dem obig zitierten Beitrag wurde festgehalten, daß die Wachstumsindustrien der 50er 
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tumsphase zu wenige Basisinnovationen umgesetzt, bzw. zu wenige neue Wachstums- 
industrien „aufgelegt‘‘ worden waren ( „technologisches Patt‘“). 


b) Warum häufen sich die Basisinnovationien in überzyklischen Abständen? 


Will man den Umstand, daß das Kapital in bestimmten Phasen seiner Entwicklung 
zu wenige neue Gebrauchswerte hervorbringt, bzw. zu wenige neue Anlagesphären 
erschließt, ökonomisch erklären, so ist es sicherlich unbefriedigend, die Hauptursa- 
che in „Schaltfehlern des Managements“ (Mensch) zu sehen. Das Management des 
Einzelkapitals als „schuldig“ für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu betrach- 
ten, impliziert eine Übereinstimmung von einzel- und gesamtwirtschaftlicher Ratio- 
nalität. Das „Verbummeln‘“ von Innovationsprojekten in Prosperitätsphasen, das die 
Gesamtwirtschaft ins „technologische Patt“ führt, ist einzelwirtschaftlich durchaus 
rational: Die Durchsetzung einer Basisinnovation ist — selbst wenn die hierfür erfor- 
derliche Basiserfindung schon vorliegt — immer noch mit einem mehr oder minder 
beträchtlichen Aufwand an Forschung und Entwicklung verbunden, um das Pro- 
dukt „marktgängig“ zu machen. Es fragt sich, ob es im Sinne einzelwirtschaftlicher 
Profitmaximierung sinnvoll ist, diesen Aufwand zu betreiben und die entsprechen- 
den wirtschaftlichen Risiken (41) auf sich zu nehmen, solange sich das Kapital mit 
Produkten, die sich bereits am Markt bewährt haben, schneller und risikofreier ver- 
werten kann (42). Die Unternehmensstrategie kann sich allerdings ändern, wenn 
sich die Überakkumulationskrise in Gestalt von Überkapazitäten und verschlechter- 
ten Realisierungsbedingungen (,„Nachfrageschwäche“) in den etablierten Anlage- 
sphären geltend macht. Es ist evident, daß sich dem Kapital in dieser Situation nur 
zwei sinnvolle Alternativen stellen (43): 
— es kann den verschärften Konkurrenzbedingungen durch umfangreiche Rationa- 
lisierung der laufenden Produktion Rechnung tragen oder 
— neue Anlagesphären erschließen. 
Somit bestünde die doppelte Funktion der Krise darin, sowohl durch Kapitalent- - 
wertung die gefallene Profitrate wieder anzuheben, als auch durch verschärften Kon- 
kurrenzdruck Produkt- und Verfahrensinnovationen zu erzwingen. Die Erkenntnis 


und 60er Jahre gegen Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre deutlich sinkende Zuwachs- 
raten aufweisen und zunehmend auf das insgesamt sinkende Niveau der Zuwachsraten 
der Gesamtwirtschaft einpendeln (vgl. Kleinknecht 1979 a). 

al Menschs Innovationssammlung stellt eine Art Kurzgeschichte der erfolgreichen Innova- 
tionen im 19. und 20. Jahrhundert dar. Die Geschichte der gescheiterten Innovationen, 
die häufig mit der wirtschaftlichen Existenzvernichtung der Innovateure einhergehen, ist 
vermutlich wesentlich länger. 

42 Soweit Innovationsprodukte eine Substitutionskonkurrenz für etablierte Produkte dar- 
stellen, haben Unternehmen, die hier bereits mit größeren Kapitalmengen engagiert sind, 
ebenfalls Kein Interesse an der Entwicklung der neuen Produkte. Ähnliches gilt für Pro- 
zeßinnovationen, die die Gefahr der Entwertung (moralischer Verschleiß) vorhandener 
Anlagen mit sich bringen. 

43 Eine dritte (i. d.R. aber als erste unternommene) Möglichkeit bietet das Ausweichen auf 
den Geldkapitalmarkt. Das alsbaldige Absinken des Zinsfußes signalisiert jedoch den kurz- 
fristigen Charakter dieser Alternative. 
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allerdings, daß technische Neuerungen gerade in Phasen der Krise und Stagnation 
durchgesetzt werden, ist nicht neu. Neu und erklärungsbedürftig hingegen ist der 
Umstand, daß sich diese Neuerungen offenbar nicht gleichmäßig über die einzelnen 
zyklischen Krisen verteilen, sondern zu bestimmten historischen Zeitpunkten ge- 
ballt auftreten. 

Diese überzyklische Häufung von Basisinnovationen könnte vor dem Hinter- 
grund der obigen Argumentation verständlich werden: Der alimähliche Anstieg der 
organischen Zusammensetzung in den neuen Anlagesphären dauert durchaus mehre- 
re mittlere Zyklen an. Die Nachfrageentwicklung (insbesondere die Investitionsnach- 
frage infolge des beschleunigten Wachstums der Abteilung I, aber auch infolge von 
Weltmarktnachfrage, staatlichem Deficit-Spending etc.) kann den offenen Ausbruch 
der darin angelegten Krisentendenz noch für einige Zeit verhindern. 

Es dauert also durchaus mehrere Zyklen, bis sich die relative Stagnation der 
ursprünglichen Wachstumsindustrien und der Mangel an neuen profitablen Anlage- 
sphären in Gestalt verschärfter Rezessionserscheinungen geltend macht. 

Andererseits können die Forschungs- und Entwicklungsprozesse für neue Ba- 
sisinnovationen einschließlich der damit verbundenen organisatorischen Problemlö- 
sungen Jahre dauern (44). Zwischen der Erstinnovation und dem Zeitpunkt, an dem 
diese einen Diffusionsgrad erreicht hat, der sich in den Produktionsziffern spürbar 
niederschlägt, können nochmals Jahre vergehen. 

Es dauert also nicht nur mehrere Zyklen, bis sich der Innovationsmangel über- 
haupt geltend macht, es können auch mehrere Zyklen mit überwiegend schwäche- 
rem Wachstum vergehen, bis er überwunden ist. 


V. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 


Der im zurückliegenden Kapitel skizzierte Ansatz stimmt insoweit mit Mandels Er- 
klärungsversuch überein, als er sich nicht als Versuch zur Neubegründung eines Mo- 
dells der „‚Kondratieff-Wellen“ (im Sinne eines eigenen Konjunkturzyklus von 40- 
bis 60-jähriger Schwingungsdauer) versteht. Es wurde vielmehr versucht, einen An- 
satz zu einer Theorie des langfristigen, technologisch bedingten Trendwechsels im 
Wirtschaftswachstum zu entwerfen. Möglicherweise wäre es besser, in diesem Zusam- 
menhang den zwar populären, aber irreführenden Begriff der „langen Weile‘ zu ver- 
meiden und stattdessen von ‚Perioden beschleunigten bzw. verlangsamten Wachs- 


44 .Die Verzögerung von Innovationsprozessen erklärt sich W. Jonas zufolge auch aus dem 
„applikativen und technologischen Systemcharakter‘“ von Erfindungen (vgl. Jonas 1975, 
157 £.). Beide Argumente zielen darauf ab, daß der Versuch einer isolierten Umsetzung 
einer einzelnen Erfindung normalerweise erfolglos ist. Vielmehr ist oft ein ganzes Bündel 
zusätzlicher Erfindungen, neuer Erkenntnisse etc. nötig, damit eine bestimmte Erfindung 
technisch funktionieren (technologischer Systemcharakter) bzw. im geselischaftlichen 
Zusammenhang sinnvoll eingesetzt (applikativer Systermcharakter) werden kann.’'Für ein 
solches Bündel an Neuerungen güt das Engpaßprinzip: Solange noch irgendeine wichti- 
ge Zusatzerfindung fehlt, oder wegen Mängeln irgendwelcher Art noch nicht in die Pra- 
xis überführt werden kann, wird die Innovation als ganzes aufgehalten. 
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tums“ (Mandel) oder (im Rostowschen Sinne) von „Trendperioden“ mit halber 
„Kondratieff“-Länge zu sprechen. 

Ausgehend von der theoretischen und empirischen Unhaltbarkeit des Mandel- 
schen Begriffs der „technologischen Revolution“ wurde auf neuere empirische Er- 
gebnisse der historischen Innovationsforschung zurückgegriffen, die eine schubweise 
Durchsetzung von grundlegenden technischen Neuerungen ( „Basisinnovationen‘“) 
um 1830/40, 1885 und 1935 konstatiert. Durch die Umsetzung von Basisinnovatio- 
nen erhalten bestehende Industriezweige starke Entwicklungsimpulse, bzw. werden 
neue Industriezweige eingerichtet, die sich in der Folge als „Wachstumsindustrien“ 
erweisen. Dieser Zusammenhang wurde an anderer Stelle für die Bundesrepublik 
belegt (vgl. Kleinknecht 1979 a). 

Hatte Mandel als Voraussetzung für die Durchsetzung einer „technologischen 

. Revolution“ eine außergewöhnliche Anhebung der gesellschaftlichen Durchschnitts- 
profitrate angeführt, so wurde hier genau umgekehrt die Erschließung neuer (bzw. 
grundlegende technologische Neuerungen in vorhandenen) Anlagesphären durch Ba- 
sisinnovationen als Ausdruck verschlechterter Verwertungsbedingungen des Kapitals 
begriffen. Die Doppelfunktion der Krise bestünde demnach darin, sowohl die not- 
wendige Kapitalentwertung durchzusetzen, als auch Basisinnovationen zu erzwingen. 
Wie ebenfalls am Beispiel der Bundesrepublik empirisch gezeigt wurde, muß vermu- 
tet werden, daß von den Basisinnovationen der 1930er und 40er Jahre (respektive 
von den durch sie betroffenen Industriezweigen) eine wichtige Gegentendenz gegen 
einen beschleunigten Anstieg der organischen Zusammensetzung des Kapitals im 
westdeutschen Nachkriegsaufschwung ausging (vgl. Kleinknecht 1979 b). 

Sofern sich die obigen Hypothesen über die BRD hinaus bei künftigen Unter- 
suchungen auch für andere Länder und Perioden empirisch bestätigen, könnte dies 
Konsequenzen für die Kontroverse um die langfristige Bewegungsrichtung der Profit- 
rate und vor allem ihrer zentralen Determinanten haben: Es steht zu vermuten, daß 
für die Perioden verlangsamten Wachstums, in die die Innovationsschübe fallen (et- 
wa in der Zeit der „Großen Depression“ nach dem „Gründerkrach“ von 1873 und 
in der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen) die Marxsche Annahme einer steigen- 
den organischen Zusammensetzung des Kapitals nicht gültig war. Vielmehr ist für 
diese Perioden, sowie zumindest für die Anfangsphasen der Perioden beschleunigten 
Wachstums eine Tendenz zur Senkung, mindestens jedoch zur Konstanz der Wertzu- 
sammensetzung des Kapitals, sowie zur Erhöhung der Mehrwertrate zu vermuten, 
Eine Tendenz zum Fall der Profitrate ist hingegen für die Mittel- und Spätphasen 
der Perioden beschleunigten Wachstums zu erwarten. Dies als Folge eines Anstiegs 
der organischen Zusammensetzung, nicht zuletzt im Zuge eines steigenden Mechani- 
sierungsgrades in den neuen, innovativen Anlagesphären — in dem Maße, wie diese 
„dieselbe Karriere wie die andren Produktionszweige durchmachen“ (Marx 1972b, 
247). Zusätzlich kann hier die Möglichkeit der Verteuerung von Rohstoffen ange- 
führt werden, die in den neuen, überproportional wachsenden Industriezweigen ver- 
braucht werden. (Für die 1970er Jahre ist in der BRD der Zusammenhang zwischen 
der Verteuerung vor allem der Energierohstoffe, und der relativen Stagnation von 
„energieintensiven“ Wachstumsindustrien wie Kunststoffverarbeitung, Fahrzeugbau, 
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Chemie etc. evident). Zum anderen kann aber auch der von den „Profitklemmen“- 
Theoretikem hervorgehobene Zusammenhang wirksam werden: Die in den Prospe- 
ritätsphasen relativ günstigen Arbeitsmarktbedingungen lassen einen zunehmenden 
Druck auf die Mehrwertrate denkbar erscheinen (45). 

Wenn sich die Hypothese von der phasenweisen Durchsetzung bzw. Nicht- 
durchsetzung der Marxschen Annahme der steigenden organischen Zusammenset- 
zung in künftigen Untersuchungen weiter bestätigen sollte, würden damit auch bis- 
lang einander scheinbar widersprechende Untersuchungen (wie etwa die von Gill- 
man 1969 und von Altvater u.a. 1979) in ihren Ergebnissen kompatibel erscheinen, 

Ein weiteres wichtiges Untersuchungsfeld bildet die Frage nach möglichen In- 
novationslösungen in den vor uns liegenden 80er Jahren. Interessant wäre hierbei 
vor allem die Frage, wie das Kapital dem Zwang, für die großen Mengen anlagesu- 
chenden, „vagabundierenden‘“ Zusatzkapitals neue Anlagesphären zu erschließen, 
gerecht wird und wie es hierbei innovatorisch auf Problemdruck von der stofflichen 
Seite der Reproduktion (Ressourcenverknappung, Umweltverschmutzung) reagiert. 

Um die langfristigen Entwicklungsperspektiven der Kapitalakkumulation ab- 
zuschätzen ist es unerläßlich, die Rückwirkungen von sich anbahnenden Innovatio- 
nen auf zentrale Determinanten der Profitrate zu untersuchen. Zugleich käme es 
darauf an, die Möglichkeiten und Grenzen staatlicher Innovationsförderung verläß- 
lich abzuschätzen: Bei der steigenden Zahl von Veröffentlichungen, vor allem auch 
in gewerkschaftsnahen Organen (vgl. neuerdings wieder: Scholz, 1978), drängt sich 
der Eindruck auf, daß in reformistischen Kreisen der Arbeiterbewegung die Schlag- 
worte „Innovationsförderung“ und „Strukturpolitik“ als Allheilmittel gegen die 
Krisen des Kapitalismus eine ähnliche Funktion bekommen könnten, wie in der 
Vergangenheit die „Keynesian Economics“. 


ESEL VERBESBNESREEHERSPEEER. j f 
45 Die Möglichkeit „langer Wellen“ in der Lohnentwicklung wird übrigens in dem bereits 
erwähnten Beitrag der „Kieler‘‘ untersucht, vgl. Glismann 1978. 
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Reinhart Kößler 
Zur Kritik des Mythos vom Sistkendee Rußland 


„Das gesellschaftliche Leben des Zarenreiches ist seit längerer Zeit schon ein ‚System von Wider- 
sprüchen‘: das Modernste neben dem Urwüchsigsten, eine hochentwickelte kapitalistische Indu- 
strie und daneben die barbarischste Arbeitsweise in der Landwirtschaft, asiatische Formen des 
politischen Regiments und gleichzeitig fortschrittlichste Sozialreformen, kostspieligste staatli- 
che Riesenunternehmungen und dabei ein massenhafter Hungertod im Veike.‘‘ (1) 


Konnte Rosa Luxemburg so die Entwicklung Rußlands am Ende des Jahrzehnts sei- 
ner stürmischsten ökonomischen und gesellschaftlichen Entwicklung während der 
ganzen Dauer der Zarenherrschaft kennzeichnen, so erwies sich diese „Widersprüch- 
lichkeit“ erst recht in den Klassenkämpfen, die im Verlauf dieses Jahrzehnts offen 
zum Ausbruch kamen und zwanzig Jahre später im Sieg der russischen Revolution 
einen vorläufigen Höhepunkt fanden. Die hier zusammengefaßten schroffen Wider- 
sprüche bildeten während dieser Zeit die Folie, auf der sich die Fraktionskämpfe 
der revolutionären. Parteien und besonders der russischen Sozialdemokratie ent- 
wickelten; sie bildeten das sozialstrukturelie Erbe, dem sich die revolutionäre Macht 
der Bolschewiki gegenübersah; und sie waren und sind Spring- und Ausgangspunkt 
für jede jernsthafte kritische Beschäftigung mit den Ergebnissen der Oktoberrevolu- 
tion, d.h. der Entwicklung der Sowjetunion und der nach ihrem Bild geformten Ge- 
sellschaften in Osteuropa. 

Die im Vergleich zu anderen westeuropäischen Ländern weit unmittelbarere 
Konfrontation mit der Gesellschaft des „realen Sozialismus“ in der DDR, und ins- 
besondere ihren antikommunistisch inspirierten Zerrbildern, macht gerade für die 
westdeutsche Linke diese Auseinandersetzung zu einem praktisch-politischen Pro- 
blem erster Ordnung, da nur aufgrund einer einsichtigen Antwort auf die durch die 
Entwicklung der DDR und fundamentaler der Sowjetunion aufgeworfenen Fragen 
eine glaubwürdige sozialistische Perspektive zu entwickeln ist. Auch wenn heute so 
wenig wie vor 90 Jahren für die Garküchen der Zukunft geplant werden soll, so müs- 
sen doch Aussagen zu den Ergebnissen bzw, Fehlentwicklungen gemacht werden, 
mit denen wir seit 60 Jahren konfrontiert werden: Es gilt, sowohl die in den Staa- 
ten des RGW entstandenen sozialen Strukturen zu analysieren, als auch die Gründe 
für ihr Entstehen anzugeben. 

Die Frage der Genese bürokratischer Herrschaft in diesen nachrevolutionären 
Gesellschaften ist in zwei Richtungen aufgeworfen worden, die zumindest virtueli 
einander komplementär diskutiert werden, besonders was ihre politischen Implika- 
tionen angeht: Zum einen wird die Bürokratisierung des revolutionären Regimes auf 
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1 Rosa Luxemburg, „Rußland im Jahre 1898“, Gesammelte Werke 1/1, $. 318 
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die immanente Logik der in der Zweiten Internationale ausgebildeten Organisations- 
formen der Arbeiterbewegung zurückgeführt, zum anderen die Entwicklung der 
Sowjetunion als Konsequenz aus den traditionalen russischen Verhältnissen verstan- 
den. Diese beiden Möglichkeiten schließen sich in Wahrheit keineswegs aus; die Be- 
tonung der zweiten unter Vernachlässigung des ersten Erklärungsmodells entfernt 
aber gerade einen wesentlichen Punkt jeder Organisationsdebatte aus der Diskussion 
der für diese Thematik wichtigsten realhistorischen Entwicklung; andererseits kann 
eine marxistische Analyse schwerlich darauf verzichten, diejenigen gesellschaftlichen 
Bedingungen aufzuweisen, welche materielle Voraussetzung für die analysierten Zu- 
stände waren. 

Hier soll ein Diskussionzusammenhang kritisch beleuchtet werden, der gerade 
durch die äußerst unzureichende Bearbeitung des zuletzt genannten zentralen Pro- 
blems, der vorrevolutionären gesellschaftlichen Zustände Rußlands und ihres Zu- 
sammenhangs mit der Entwicklung der Sowjetunion, von besonderer Bedeutung ist: 
Besteht hier doch die Gefahr, daf eine der wesentlichsten Richtungen, in welche die 
Aufarbeitung und Aneignung der sowjetischen Erfahrung gehen muß, entweder völ- 
lig in die Irre geleitet oder aber weitgehend desavouiert wird. 

Das so definierte Interesse rechtfertigt auch die z.T. bewußt polemische Argu- 
mentationsweise: Es gilt, entschieden auf die Notwendigkeit hinzuweisen, diese zen- 
trale Fragestellung geradezurücken. Aus diesem Grund scheint es auch gerechtfertigt, 
sich hier auf eine ausführlichere Auseinandersetzung mit der Position von Rudi 
Dutschke (2) als des Hauptrepräsentanten dieser Richtung zu beschränken, auch 
wenn Differenzen zwischen ihm und beispielsweise B. Rabehl weiterhin bestehen (3). 


1. Marx und das „asiatische“ Rußland 


Der Haupteinwand gegen die Position von Dutschke & Co. ist hier, daß sie es ver- 
säumt haben, den Gegenstand ihrer Analyse, das zaristische Rußland, historisch 
wirklich zu analysieren, und daß sie sich stattdessen auf die Rezeption bestimmter 
Arbeiten von Marx über Rußland beschränken; es ist daher vorab erforderlich, einen 
Blick auf diese Schriften und ihren Entstehungszusammenhang zu werfen: Es muß 
geklärt werden, was Marx‘ Absicht mit diesen Arbeiten gewesen ist, und ob sie über- 
haupt die Behauptung zulassen, Marx habe hier (4) die Grundlage für eine theoreti- 


2 s. Rudi Dutschke, Versuch, Lenin auf die Füße zu stellen, Westberlin 1974 

3 vgl. B. Rabehl. „Die Kontroverse innerhalb des russischen Marxismus über die asiatischen 
und westlich kapitalistischen Ursprünge der Gesellschaft, des Kapitalismus, und des zari- 
stischen Staates in Rußland“ in: Karl Marx, Die Geschichte der Geheimdiplomatie des 
18. Jahrhunderts, Über den asiatischen Ursprung der russischen Despotie, Westberlin 1977, 
S. 170, der zwar Dutschkes Kritik an seinen früheren Thesen zusdrücklich akzeptiert, da- 
mit von Dutschke jedoch seinerseits nicht akzeptiert wird (s. Dutschke, ‚Zur Söwjetge- 
sellschaft 2. Teil“, links 90, S. 26, Anm.1) 

4 Die weitgehend nur schwer zugänglichen Arbeiten von Marx zum dritten Band des „Ka- 
pital“ (vgl. Engels in MEW 25, S. 14) können zwar als Hintergrund für die Marxschen 
Aussagen in den Briefen an russische Revolutionäre gelten, sind selbst aber noch immer 
nicht in die Diskussion einbezogen. 
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sche Konzeption der russischen Gesellschaft geschaffen oder gar eine derartige Theo- 
rie vorgelegt. Bei diesen Schriften handelt es sich in erster Linie um Marx“ Analyse 
der Geheimdiplomatie des 18. Jahrhunderts (5), ferner um die von Marx zu verschie- 
denen Zeiten vorgenommenen Analysen der russischen Bauernemanzipation von 
1861 (6) sowie schließlich um die Schriften von Marx und Engels, die im Zusam- 
menhang ihrer Auseinandersetzung mit der Entwicklung der revolutionären Bewe- 
gung in Rußland entstanden, und zu denen Marx, sieht man von seiner Mitautor- 
schaft an dem knappen Vorwort zur zweiten russischen Ausgabe des „Kommunisti- 
schen Manifests“ ab, nur die beiden Briefe an die Redaktion der Zeitschrift „Ote- 
estvennye Zapiski“ und an Vera Zasuli@ beisteuerte; hier sind die theoretisch rele- 
vantesten Teile die Entwürfe der Briefe an Zasuli; es handelt sich also um sehr 
knappe Ausführungen oder um skizzenhafte, von Marx aus welchen Gründen auch 
immer wieder verworfene Überlegungen (7), die aber, gerade auch im Kontext der 
etwa gleichzeitigen polemischen Arbeiten von Engels zur Lage in der russischen re- 
volutionären Bewegung (8), durchaus die Möglichkeit bieten, die Ansichten von 
Marx und Engels zu erschließen, 

Dutschkes wichtigster Bezugspunkt zur Rekonstruktion der Marxschen An- 
sichten über Rußland ist der nicht in der Werkausgabe des Instituts für Marxismus- 
Leninismus der SED enthaltene Text über die Geheimdiplomatie des 18. Jahrhun- 
derts und die russische Vorherrschaft in Europa. Diese Arbeit steht im engen Zu- 
sammenhang zunächst mit den Bestrebungen der von D. Urquart angeführten rus- 
sophoben Kreise in England, die seinerzeit auch die Publikation ermöglichten; zen- 
traler bezieht sie sich auf die grundlegenden Thesen über die strategischen Zwänge, 
denen eine Revolution in Europa unterliege, wie sie von Marx und Engels im Ver- 
lauf der Revolution von 1848 ausgearbeitet worden waren und bis zu ihrem Lebens- 
ende auch vertreten wurden (10): Diese Thesen besagten im Wesentlichen, daß die 
Rolle des russischen Zarismus als „‚Gendarm Europas“, als gegenrevolutionäre Reser- 
ve, unvermeidlich ein revolutionäres westliches Europa zur Führung eines revolu- 
tionären Krieges gegen das reaktionäre Rußland treiben müsse; darüberhinaus führte 
diese Grundthese zur Verurteilung der nationalen Bewegungen der slavischen Vöi- 
ker besonders der Donaumonarchie; aufgrund ihres objektiven Bündnisses mit dem 
5 s. Karl Marx, Die Geschichte der Geheimdiplomatie des 18. Jahrhunderts. Über den asia- 
tischen Ursprung der russischen Despotie, Mit Kommentaren von B. Rabehl und D. B. 
Rjasanov, Westberlin 1977 
s. Marx, „Über die Bauernbefreiung in Rußland“, MEW 12, S, 673 - 682 
s. Marx/Engeis, Vorrede zur 2. russ. Ausgabe des Manifests der Kommunistischen Partei, 
MEW 19, 8. 295 f; Marx, Brief an die Redaktion der „Otetschestwennye Sapiski“, MEW 
19,8. 107 - 112; ders., Brief an W. T. Sassulitsch, MEW 19, 8. 242 f sowie drei Entwürfe 
dazu, MEW 19,5. 384 -406 
8 8. Engels, „Soziales aus Rußland‘, MEW 18,5. 556 - 567 
9 Diese Aussage gilt auch trotz der Berücksichtigung der freilich inzwischen überholten 

Geschichte Rußlands von Valentin Gitermann (3 Bde, zuletzt Ffm 1965; benutzt wird 

nur der 1. Band) auch für die Argumentation in G. Berghahn/R. Dutschke, „Über die 

allgemeine reale Staatssklaverei“, L 76 6(1977), 8.135 - 162 


10 noch der 1890 geschriebene Aufsatz von Engels ‚Die auswärtige Politik des russischen 
Zarismus“, MEW 22, 5. 11 - 48, enthält die gleiche Grundposition 
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Zarismus handelte es sich hier um „reaktionäre Völker“ (11), die vom Gang der Ge- 
schichte liquidiert werden mußten. Eine Ausnahme bildeten allein die Polen, die 
Marx und Engels als Vorkämpfer der revolutionären Ziele im östlichen Europa er- 
schienen. Besonders die Marxsche Arbeit von 1857 ist eine Ausführung dieser Posi- 
tion, 

Marx‘ eigentliche These einer Konspiration fast aller britischen Regierungen 
des 18. und der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit Rußland ist in diesem Zu- 
sammenhang weniger interessant als seine Herleitung der russischen Außenpolitik 
aus der russischen Geschichte, auf die sich Dutschke in seinem Versuch einer Kon- 
struktion der historischen Entwicklung Rußlands auch stützt; trotzdem sind einige 
Bemerkungen erforderlich, um den zentralen Teil besser einschätzen zu können: 
In den von Marx ausführlich zitierten englischen diplomatischen Dokumenten (12) 
ist immer wieder die Rede von den Schwierigkeiten, in denen sich Rußland am En- 
de des 18. Jahrhunderts aufgrund der Türkenkriege befand; die Dokumente zeigen 
das eifrige Bestreben der russischen Regierung, die Briten in ein Bündnis gegen die 
Türkei zu ziehen (13). Diese im gesamten Verlauf des 18. Jahrhunderts zentrale Di- 
mension (14) der russischen Außenpolitik bezieht Marx nicht in seine Überlegungen 
ein. Auch bemerkt er nicht den Widerspruch zwischen den Behauptungen einer von 
ihm zitierten Broschüre, daß die Bedeutung Rußlands als Lieferant von Schiffsbau- 
materialien (Holz, Teer, Hanf) sich für Großbritannien erst ergeben habe, nachdem 
Rußland unter Peter I. ohne ernste britische Gegenwehr Schweden die baltischen 
Häfen abgenommen gehabt habe, und seiner eigenen Bemerkung, Peter habe durch 
die Umleitung der gesamten Hanflieferungen seines Reiches von Archangel‘sk nach 
St. Petersburg die britischen Händler gezwungen, ihre Waren in seiner neuen Haupt- 
stadt einzukaufen: Hieraus geht nämlich hervor, daß nicht der Besitz der baltischen 


11 s. Engels, „Der demokratische Panslawismus“, MEW 6, S. 270 - 286, bes. S. 274 f, 280; 
ders., Revolution und Konterrevolution in Deutschland, MEW 8, S. 49 ff; vgl. auch R. 
Rosdolsky, „Friedrich Engels und das Problem der ‘geschichtslosen Völker‘, Archiv 
für Sozialgeschichte IV 1964, bes. S. 152 f; Horace B. Davis, Nationalism and Socialism, 
Marxist and Labor Theories of Nationalism to 1917, New York and London 1967, S. 
27 ff; s. auch noch den Marx-Text von 1863 „Polen, Preußen und Rußland“ in: Karol 
Marks/Karl Marx, Przyezynki do historii kwestiüi polskiej/Beiträge zur Geschichte der 
polnischen Frage, Warszawa 1971, wo gleich eingangs (S. 5) Polen als „einzige(r) Damm 
‚wider die Slawensintflut“bezeichnet wird; anders als der von Dutschke (vgl. a.a.0., S. 88) 
fälschlich in der MEW vermißte in Anm. 8 zitierte Text von Engels ist dieser in der Werk- 
ausgabe wirklich nicht enthalten, doch glauben wir auch, daß die „gekrümmten Kommu- 
nisten“ (Dutschke) in Polen ihre Gründe zum Abdruck hatten, und daß diese nicht unbe- 
dingt in ihrem Rückgrat zu suchen sind. Dutschke ist dieser Text und einige mehr — es 
handelt sich um einen Band mit über 450 Seiten deutschem Text — bisher offenbar gänz- 
lich entgangen, ebenso wie die frühere Edition von W. Conze und D. Hertz-Eichenrode: 
Karl Marx, Manuskripte über die polnische Frage (1863 - 1864), s'Gravenhage 1961, die 
angeführte Stelle in etwas abweichender Lesart dort S. 93. 

12 s. Marx, Geschichte, a.a.O., S. 26 - 37 

13 s. bes. ebd., S. 29; vgl. auch ebd., S. 50 

14 dies betont auch Rjazanov in seiner Auseinandersetzung mit dem Marxschen Text, s. N. 
Rjasanoff, Karl Marx über den Ursprung der Vorherrschaft Rußlands in Europa, neu 
abgedruckt in Marx a.a.O., S. 206 
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Häfen, sondern vielmehr die Verfügung über die Zufuhr an Schiffsmaterialien, die 
zuvor großenteils im russischen Archangel‘sk am Weißen Meer umgeschlagen wor- 
den waren, das Entscheidende war; die große Bedeutung der russischen Lieferungen 
für die britischen Werften erwies sich auch in der Folgezeit; hier lag einer der wich- 
tigsten Angriffspunkte der Auseinandersetzungen während der 1790er Jahre, denn 
die britischen Rohstofflager reichten nur für fünf Jahre (15). 

Der für die aktuelle Diskussion zentrale Teil der Marxschen Broschüre zeigt 
zugleich, daß diese Arbeit polemischen Zwecken diente und ziemlich flüchtig erstellt 
worden sein muß. Anders ist es nicht zu erklären, daß der Klassiker als intimer Ken- 
ner des Weltmarkts und seiner Entwicklung den Fürsten Svjatoslav derart falsch aus 
der russischen Chronik zitierte, daß dieser Eroberer sich von den Griechen sogar 
Reis bringen ließ, der diesen im Jahre des Herrn 969 allenfalls über die Seidenstraße 
und durch die Wüsten Innerasiens hätte zufließen können. Diese für den Charakter 
des ersten russischen Staates, des „Kiever Reiches“ (16), nicht unwichtige Stelle ist 
bei Marx (17) wie auch in der deutschen Ausgabe völlig falsch übersetzt: Die Marx- 
sche Version lautet: 


„Svjatoslav rühmte: ‚Die Griechen senden mir Gold, kostbare Stoffe, Reis, Früchte und Wein; 
Ungarn liefert Vieh und Pferde; aus Rußland nehme ich mir (from Russia I draw) Wachs, Honig, 
Pelze und Männer‘.“ (18) 


Muß so die Herrschaft Svjatoslavs als barbarisches Raubsystem erscheinen, so erfah- 
ren wir aus der Chronik, daß er versuchte, seine Hauptstadt an den Schnittpunkt 
der Handelswege an der unteren Donau zu verlegen: 


„in Perejaslavec .., kommen alle Güter zusammen: aus Griechenland Gold, Pavoloken, Wein und 
mannigfache Früchte; aus Böhmen und Ungarn Silber und Pferde; aus Rußland Pelzwerk und 
Wachs, Honig und Sklaven.‘ (19) 


Wesentlicher ist, daß Marx — und seine deutschen Herausgeber folgen ihm auch 
hierin noch 120 Jahre später — die Entstehung des ältesten russischen Staates getreu 
dem Text der Chronik ausschließlich und unbesehen der Eroberung des Gebiets zwi- 
schen Ostsee und Schwarzem Meer durch die Normannen (Waräger) zuschreibt. 
Schon zu Marx‘ Zeiten war der Streit um die sogenannte „Normannentheorie“, die 
früh den Nationalstolz der russischen Intelligenz verletzte, ein Jahrhundert alt; in- 


15 vgl. David S. Macmillan, „Russo-British Trade Relations under Alexander I“, Canadian- 
American Slavic Studies/Revue Canadienne-Americaine Serkudes Slaves IX (1975), S, 
437-448, bes. S. 437 ff 

16 Die Kiever Rus erscheint bei Berghahn/Dutschke a.a.0., S. 137 f als vollausgebildeter 
Feudalstaat, womit sie sich in bester Gesellschaft der sowjetischen Historiographie befin- 
den. 

17 s. Karl Marx, Secret Diplomatic History of the Eighteenth Century in: ders., dto. and 
The Story of the Life of Lord Palmerston, hg. von Lester Hutchinson, London 1969, 
S. 109 (es handelt sich um den englischen Originaltext der „Geschichte‘‘) 

18 zit. bei Marx, Geschichte a.a.O., S. 79; vgl. Marx, Secret Diplomatic History a.a. 0. 

19 Die Altrussische Nestorchronik Povest’ Vremennych Let, In Übersetzung hg. von Rein- 
hold Trautmann, Leipzig 1931, S. 45 f (s. a. 969); verglichen mit D. S. Lichacev (Hg.) 
Povest’ vremennych let, Moskva-Leningrad 1950 Bd. I, S. 48; vgl. auch Leo Kofler, Zur 
Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft, Neuwied und Berlin 1966, S. 75 £; Perejaslavec 
ist die von Svjatoslav neu gegründete Hauptstadt. 
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zwischen behauptet niemand mehr ernstlich, die Waräger seien übers Meer gekom- 
men und hätten den hierzu unfähigen Slawen beigebracht, wie man Staaten gründet 
(20) — sieht man vom Marx-Herausgeber Ulf Wolter ab (21): Dies Verfahren, das 
von dieser Gruppe der Marx-Adepten leider zum Prinzip erhoben worden ist, läuft 
der Marxschen Intention wissenschaftlicher Kritik deutlich zuwider; des Klassikers 
eigenes Vorgehen ist in der Tat nur aus seiner situationsbedingten polemischen Ab- 
sicht zu erklären. 

Auch Marx hat dies jedoch zu falschen Schlüssen, ja falschen Voraussetzungen 
geführt. Er hatinsbesondere den Vorgang der langsamen Kolonisierung im Nordosten 
des Kiever Reiches, wo sich später Moskau entwickelte, nicht erfaßt, sondern unter- 
stellt, daß diese Gegend immer schon das „Zentrum“ gewesen sei, in welches die: 
„Auflösung nun vom Süden“ hineingetragen worden sei (22). Diese Darstellung über- 
geht die unterschiedliche ökonomische Struktur der altrussischen Städte zwischen 
Kiev und Novgorod, die weitgehend auf den Handel orientiert waren, gegenüber 
dem zunenmend an Bedeutung gewinnenden Nordosten — daher auch die von Marx 
erwähnte „Verlegung der Hauptstadt“ (23), richtiger wäre: des Sitzes des Großfür- 
sten, in diese Gegend. Dies Mißverständnis hat Folgen für die Beurteilung der Kon- 
tinuität oder Diskontinuität zwischen dem Kiever Reich, dessen Ende mit der Erobe- 
rung Kievs durch die Mongolen 1240 besiegelt wurde, und dem Moskauer Staat, der 
sich in den folgenden Jahrhunderten herausbildete, und besonders für das Ausmaß, 
in dem die gesellschaftlichen Verhältnisse im von Moskau beherrschten Rußland 
durch das Mongolenjoch geprägt worden sind. Bildeten sich doch in den nordöstli- 
chen Kolonisationsgebieten von vornherein gesellschaftliche Zustände heraus, die 
stärker als die Städte der eigentlichen „Kiever Rus“ neben dem Handel von einer 
landwirtschaftlichen Produktionsbasis bestimmt waren, und in denen sich die Für- 
stenmacht weit stärkere Geltung verschaffen konnte (24). 

Der Niedergang Kievs und die Verlagerung des politischen Schwerpunkts nach 
Nordosten sind eindeutig auf die Verlagerung der Handelswege vor der Zeit des Mon- 
golensturms und die Konsolidierung des hiervon unberührten Gebiets an Oka, Mosk- 
va und Volga zurückzuführen (25). Vergleicht man diese notwendig skizzenhaften 
Angaben mit dem von Marx entworfenen Bild des alten Rußland, so ist man eher 
an die zeitgenössische satirische „Legende vom Heiligen Rußland“ von Gustave Dore 
erinnert, wo der erste Russe der Verbindung zwischen einem Walroß und einem Eis- 


a 


20 Die Frage wurde in letzter Zeit nicht mehr allzu intensiv diskutiert. Vgl. daher für die 
nicht-sowjetische Forschung das deutschsprachige Standardwerk G. Stökl, Russische 
Geschichte. Von den Anfängen bis zur Gegenwart, 3. erw. Aufl, Stgt. 1973, $. 34 - 42; 
weiterführend z. B. Ad. Stender-Petersen, „Der älteste russische Staat‘‘, Historische Zeit- 
schrift 191 (1960); s. auch die Literaturhinweise bei Stökl, a.a.0.,S. 820 £ 

21 vgl. Ulf Wolter, Editorische Vorbemerkung in: Marx, Geschichte, a.a.O., S. 11; s. auch 
die redaktionelle Anm. 82 auf S. 105, wo schlicht die Chronik nacherzählt wird. Man 
fragt sich, warum bei dieser Lektüre nicht wenigstens der oben bezeichnete Übersetzungs- 
fehler registriert wurde 

22 Marx, Geschichte a,a.O., S. 81 

23 ebd. 

24 s, Rußland, Ffm. 1972 (Fischer Weltgeschichte Bd. 31); S. 67; Stökl, a.a.0.,S. 113 ff 

25 vgl. Stökl, a.a.0., S. 111 ff 


bären entspringt, als daß ein Bezug zu der tatsächlich erfaßbaren Entwicklung sicht- 
bar würde. 

Das schwierige Problem der realen Veränderungen, welche die Mongolenherr- 
schaft hervorgerufen hat, läßt sich unter diesen Umständen schwer angehen. Marx 
stellt die Entwicklung jedenfalls unter weitgehend moralischen Aspekten in eigent- 
lich idealistischer Manier dar, als habe die hündische Ergebenheit des Ivan Kalita ge- 
genüber der Goldenen Horde, die sich auf seine Nachfolger übertrug, den Charakter 
der Herrschaftsverhältnisse in Rußland und damit wohl auch der gesellschaftlichen 
Zustände geprägt, von denen ansonsten, vor allem was die Lebens- und Produktions- 
bedingungen der Bauern angeht ‚kaum die’ Rede ist; auch diese Form der Darstellung 
aus der Feder des Verfassers des „18. Brumaire‘“ und der „Klassenkämpfe in Frank- 
reich“ verweist darauf, daß es hier um diese Fragen gar nicht ging, sondern vielmehr 
um eine polemische Attacke gegen den russophilen Premierminister.Palmerston (26), 
dessen Bekämpfung bekanntlich ein Großteil der Marxschen Publizistik jener Zeit 
gewidmet ist. Das Versäumnis, diese realen Verhältnisse wirklich zu analysieren, 
schlägt sich jedoch in geradezu grotesken Fehleinschätzungen nieder, wenn rein for- 
malistisch strukturell völlig disparate politische Gebilde zusammengespannt werden, 
um nachzuweisen, daß „Moskau“ sich grundsätzlich gegen „‚Republiken“ gewandt 
und diese zerstört habe: 

„Novgorod und seine Kolonien führen den Reigen an, die Kosakenrepublik folgt und Polen 
schließt ihn ab. Will man die Zermalmung Polens durch Rußland begreifen, so studiere man die 
Niederwerfung Novgorods, die von 1478 bis 1528 dauerte.‘ (27) 

Die patrizische Stadtrepublik wird hier gleichgesetzt mit den Organisationsformen 
der entlaufenen Bauern auf dem ‚‚Wilden Feld‘ und diese wiederum mit der Adels- 
republik. Wie schon Rjazanov völlig zurecht eingewandt hat (28), fehlt in der Dar- 
stellung der angeblichen Feigheit der Moskauer Großfürsten, die sich bis ins 19. Jahr- 
hundert hinziehen soll, alles, was diesem Bild in irgendeiner Form ‚widersprechen 
könnte, wie die tatsächlich erfolgreich durchgeführten Kriege oder die siegreichen 
Abwehrkämpfe gegen die Deutschordensritter; gravierender ist der andere schon 
von Rjazanov aufgewiesene Mangel des Marxschen Bildes von der russischen Ge- 
schichte: Die Ausblendung von zwei Jahrhunderten, des 16. und 17.,in denen ent- 
scheidende und tiefgreifende Veränderungen in der Gesellschafts- und Herrschafts- 
struktur eintraten (29). Von diesen sollen hier nur genannt werden die Entmach- 
tung des traditionellen Bojarenadels durch Ivan IV Groznyj (den „Schrecklichen‘“), 
die endgültige Abschaffung des Abzugsrechts der Bauern, d.h. der Möglichkeit, zu 
bestimmten Terminen ihren Herrn zu wechseln, und damit die Durchsetzung der 
Schollenbindung; das Aufkommen des Dienstadels und die Nivellierung des Adels 


26 vgl. zum Kontext der „Geschichte“ auch ders. Herr Vogt, MEW 14, S. 474 Anm.; wesent- 
lich besser informiert zeigt sich Marx in „Über die Bauernbefreiung in Rußland“, MEW 
12,8.673 Anm. 

27 Marx, Geschichte, a.a.O., S. 88; zum historischen Hergang vgl. J. Raba, „‚The Fate of the 
Novgorod Republic“, Slavonic and East European Review 45 (1965). 

28 vgl. Rjazanov a.a.O., S. 205 

29 vgl. ebd.,S. 216 f 
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‚ durch die Einführung der allgemeinen Dienstpflicht für seine Angehörigen, Schließ- 
lich kann nicht unerwähnt bleiben, daß es zwischen 1600 und 1680 zu den ersten 
beiden großen Bauernkriegen der russischen Geschichte kam, die Marx‘ Aufmerk- 
samkeit ebenfalls völlig entgangen sind (30). 

Dies könnte allenfalls damit erklärt werden, daß es hier um die Außenpolitik 
ging, die Marx jedoch gerade historisch-genetisch zu begründen beansprucht (31). 
Schon Rjazanov hat im Hinblick auf Marx‘ Begründung für die erfolgreiche Verle- 
gung der Hauptstadt nach St. Petersburg durch Peter I darauf hingewiesen, daß zwar 
die Folgen dieses Schrittes: die Öffnung nach Westen, die gewaltsame „Verwestli- 
chung“ Rußlands, der maritime und weit nach Westen vorgeschobene Herrschafts- 
anspruch, von Marx richtig erkannt wurden; jedoch: 

„Wenn er den Erfolg dieses Schrittes der persönlichen Initiative Peters zuschreibt, so erklärt sich 
dies dadurch, daß der ganze innere Prozeß, der sich im siebzehnten Jahrhundert in Rußland ab- 
spielte und die notwendigen Voraussetzungen für die Gründung Petersburgs schuf, ihm vollkom- 
men entgangen war.“ (32) 

in der Tat ein frappierendes Versäumnis seitens des Begründers des historischen Ma- 
terialismus! 

Auf der so bestimmten Grundlage hat Marx die beiden wesentlichen Schübe 
der „Verwestlichung‘‘ Rußlands beschrieben, die sich zu seiner Zeit ausmachen lie- 
ßen: die Reformen Peters | und die Bauernemanzipation von 1861. 

Ebenfalls von Rjazanov wurde bemerkt, daß Marx die weiteren politisch-diplo- 
matischen Zusammenhänge ebensowenig berücksichtigt hat (33), wie er das Problem 
der Vermittlung technischer wie sozialer Innovation an Rußland durch die militäri- 
sche Auseinandersetzung mit dem westlichen Europa ins Auge faßte (34). Marx ver- 
suchte'in beiden Fällen, die Reformen als weitere Herausarbeitung der vorhandenen 
Grundstrukturen zu begreifen: Handelte essich bei Peter um „die Verallgemeinerung“ 
des „Systems“, das sich im Moskauer Staat entwickelt hatte (35), so ging es 1861 
um 
„die Vollendung der Autokratie, durch Niederreißen der Schranken, die der große Autokrat bis- 
her an den vielen auf die Leibeigenschaft gestützten kleinen Autokraten des russischen Adels 


fand, sowie an den sich selbst verwaltenden bäuerlichen Gemeinwesen, deren materielle Grund- 
lagen, das Gemeineigentum, durch die sogenannte Emanzipation vernichtet werden soll.“ (36) 


30 Die wenig qualifizierten Bemerkungen über den Kosakenführer Stenka Razin aus der Po- 
lemik von. Marx und Engels gegen Bakunin können hier außer Betracht bleiben (vgl. 
Marx/Engels, Ein Komplott gegen die JAA: Bericht über das Treiben Bakunins, MEW 18, 
S. 399) 

31 vgl. Marx, a.a.O., S. 78 f.,; Dutschke, a.a.O., S. 49 nimmt ihm diesen Anspruch ‚„natür- 
lich“ ab 

32 Rjazanov a.a.0.,S. 216 

33 vgl. ebd. S. 216 ff 

34 vgl. G. V. Plechanov, /storija obscestvennoj mysli v Rossi, Vedenie, Socinenija XX, 
Moskva-Leningrad 1925, S. 115 ff; es existiert eine französische Übersetzung dieses Tex- 
tes: Georges Plekhanov, Introduction a l’histoire sociale de la Russie, Trad. du Russe, 
Paris 1926 

35 -Marxa.a.0.,5.91 

36 ders., Herr Vogt, MEW 14,5. 498 
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Sieht man davon ab, daß die Dorfgemeinde noch 50 Jahre später eine der Grundla- . 
gen des autokratischen Systems bildete und ihre Abschaffung daher zwar im Interesse 
der Herausbildung einer loyalen Kulakenschicht, nicht aber in den fiskalischen und 
Sicherheitsinteressen der Regierung lag (37), so bleibt zugleich festzuhalten, daß 
über dieses von Dutschke (38) angeführte Zitat hinaus durchaus divergierende Ein- 
schätzungen der Bauernreform durch Marx vorliegen, die zudem nicht wie die ange- 
führte einem scharf polemischen Kontext entstammen, in dem es vor allem darum 
ging, zum Zwecke eines völlig anderen Argumentationszusammenhangs die Legende 
vom „wohlwollenden Zaren“ und ‚weißen Engel“ Alexander Il zu zerstören (39): 
Konträr zu dieser vor allem für Dutschke zentralen Einschätzung der Bauernemanzi- 
pation konstruiert Marx nämlich ein Jahr vor der Abfassung des „Herrn Vogt“ (40) 
die Perspektive der Bauernbefreiung in Rußland in strenger Analogie zum Verlauf 
der Französischen Revolution: Analog zum Verlangen des französischen Adels nach 
Einberufung der Generalstände erwartet er vom russischen Adel, daß dieser die For- 
derung nach einer „Landesversammlung‘“ (Zemskij sobor) erheben wird, um so sei- 
nen Widerstand gegen die Reform zu artikulieren (41); gerade dies und das Schwan- 
ken.des Kaisers zwischen der Notwendigkeit, die Bauern einigermaßen zufriedenzu* 
stellen und dem- dies ausschließenden Zwang, den Adel als soziale Basis des Regimes 
nicht zu verprellen, wird nach dieser Analyse zur Erhebung der Bauern führen, zur 
„Schreckensherrschaft dieser halbasiatischen Leibeigenen“, zum „zweite(n) Wende- 
punkt in der russischen Geschichte“ (42). 


2. Marx‘ Bezugnahme auf die revolutionäre Bewegung in Rußland 


Diese Wendung verweist auf einen Grundzug der Marxschen Gesellschaftsanalyse 
(43): Die Anzeichen einer inneren Bewegung der russischen Gesellschaft, erst recht 
die ausdrückliche Artikulation revolutionärer Bestrebungen, die sich aus ihr ent- 
wickeln, ermöglichen und erfordern ein Abgehen von der bisherigen Haltung, wel- 
che sich primär an der äußeren Politik der Zarenregierung orientiert hatte, So schreibt 
Marx am 8. 10. 1858 an Engels: 


„Der russische Krieg von 1854 - 1855 (Krimkrieg) ... hat ... offenbar die jetzige Wendung der 
Dinge in Rußland beschleunigt. Der einzige Umstand, der die Deutschen in ihrer revolutionären 


37 vgl. M. S. Simonova, „Politika carizma v krest/janskom voprose nakanune revoljucii 1905 
1905 - 1907gg.“ in: Istoriceskie Zapiski 75(1965); J. Nötzold, Wirtschaftspolitische Al- 
ternativen der Entwicklung Rußlands in der Ära Witte und Stolypin, Westberlin 1966, 
5.65; zu den begrenzten Erfolgen der Stolypinschen Politik s. ebd. S. 90 ff 

39 vgl. Dutschke 2.2.0.,S.495 -511 passim 

40 es ist festzuhalten, daß „Herr Vogt‘ ein, die Artikel zur Bauernbefreiung zwei Jahre vor 
der Verkündung des Reformmanifests vom 19. 2. (3, 3.)/5. (17.) 3. 1861 verfaßt wurden. 

41 vgl. Marx „‚Über die Bauernbefreiung in Rußland“, MEW 12, S. 679, 681 

42 ebd.,S. 682 

43 vgl. zum folgenden allgemein Pierre-Philippe Rey, Les alliances des classes, Paris 1973, 
5.173 £, 191 ff; ferner R. Kößler, Historische Realität und weltgeschichtliche Schemati- 
sierung. Zur Theoretisierung der kolonialen Revolution in der formativen Phase des sow- 
jetischen Marxismus, phil. Diss. Münster 1977, S. 346 - 354 
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Bewegung ganz zum Trabanten Frankreichs machte, war Rußlands attitude. Mit innerer Bewe- 
gung in Moscovy hört dieser schlechte Witz auf.“ (44) 


Und bereits ein halbes Jahr vorher: 


„Die Bewegung der Leibeigenenemanzipation in Rußland scheint mir wichtig, insofern es den 
Anfang einer inneren Geschichte in dem Lande zeigt, die der traditionellen auswärtigen Politik 
desselben in die Quere kommen mag.“ (45) 

Schließlich scheint, nach weiteren zwei Jahrzehnten der Auseinandersetzung mit _ 
der sich entwickelnden revolutionären Bewegung in Rußland (46), die Konvergenz 
der westeuropäischen proletarischen Revolution mit einer revolutionären Transfor- 
mation der russischen Dorfgemeinde auf: 

„Wird die russische Revolution das Signal einer proletarischen Revolution im Westen, so daß 
beide einander ergänzen, so kann das jetzige kommunistische Gemeineigentum am Boden zum 
Ausgangspunkt einer kommunistischen Entwicklung dienen.‘ (47) 

All dies bedeutet freilich noch keine tatsächliche Analyse der bezeichneten Gesell- 
schaftsstrukturen; vielmehr ist es hier gelungen, erstmals die Perspektive eines nicht- 
kapitalistischen Weges zum Sozialismus und zugleich der sozialistischen Transforma- 
tion überkommener kollektiver Strukturen zu skizzieren. Ausführlicher beschäftigte - 
sich Marx hiermit in den kurz vor der Abfassung des zitierten Textes entstandenen 
Entwürfen zu dem Brief an Vera Zasulil. Hier wie auch in dem schon vier Jahre’ zu- 
vor verfaßten Brief an die „Otelestvennye Zapiski“ beschränkt Marx sich trotz ei- 
ner expliziten Aussage über die Möglichkeit der sozialistischen Transformation der 
Dorfgemeinde (ob$lina) doch auf bedingte Aussagen, deren Bedingungsrahmen 
durch die sukzessive Durchsetzung der anderen Möglichkeit der gesellschaften Ent- 
wicklung in Rußland: des Entstehens einer kapitalistischen Ökonomie und Gesell- 
schaft, gegeben ist. Marx bemerkt, ‚in den letzten Jahren“ habe es sich Rußland 
„in dieser Hinsicht sehr viel Mühe kosten lassen“, 

„und dann, einmal hineingerissen in den Wirbel der kapitalistischen Wirtschaft, wird es die un- 
erbittlichen Gesetze dieses Systems zu tragen haben, genauso wie die andern profanen Völker.“ 
(48) £ 

Auf die geschichtstheoretisch begründete Skizzierung des nicht-kapitalistischen We- 
ges der Transformation kollektivistischer Verhältnisse (49) braucht hier nicht einge- 


44 Marx an Engels 8. 101858, MEW 29, S. 346 - 354 

45 Marx an Engels 29.4. 1858, MEW 29, S. 324, Hervorhebung von mir, R.K. 

46 Schon aus Platzgründen kann hier nicht auf die vom Gegensatz zwischen Marx und Baku- 
nin bestimmten Kontroversen in der I. Internationale eingegangen werden, die sich gro- 
ßenteils auch mit Fragen der russischen Gesellschaft befaßten (vgl. Marx/Engels, Ein 
Komplott a.a.O., S. 396 ff); die explizit positive Bezugnahme auf die russische revolutio- 
näre Bewegung und ihre Zielsetzung der sozialistischen Transformation der obscina er- 
folgte bezeichnenderweise erst nach der Beendigung dieser Fraktionskämpfe. 

47 Marx/Engels, Vorrede zur 2. russ. Ausg. des ‚„Manifests der Kommunistischen Partei“, 
MEW 19,5. 206 

48 Marx, Brief an die Redaktion der „Otetschestwennye Sapiski“, MEW 19, S. 111 

49 vgl. ders. Entwürfe zum Brief an W. I. Sassulitsch, MEW 19, S. 384 - 392, 402 - 405; vgl. 
hierzu F. Kramer, „Über den Sozialismus in China und Rußland und die Marxsche Theo- 
rie der Geschichte“, Rotes Forum 3/1970, S. 10; R. Bahro, Die Alternative, Köln/Ffm 
1977,S.60 ff 
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gangen zu werden; wichtiger sind Marx‘ in diesem Zusammenhang angestellten Über- 
legungen zur Entwicklung des russischen Kapitalismus. Sie beruhten auf einer recht 
genauen Untersuchung der Methoden, welche die zaristische Regierung zur Förde- 
rung dieser Entwicklung anwandte: Aus seiner Analyse der Veränderungen im Me- 
chanismus der Steuererhebung und der von der Regierung in verschiedener Form ge- 
währten Subventionen geht klar die Tatsache hervor, daß die für die industriell-ka- 
pitalistische Entwicklung notwendigen Mittel in erster Linie auf Kosten einer ver- 
schärften Ausbeutung der Bauern beschafft wurden (50), getreu der wenig später 
formulierten Devise des Finanzministers Vysnegradskij: „Wir hungern, aber wir ex- 
portieren“. Die Frage, die zunächst auch für die Beurteilung der Ergebnisse der Ok- 
toberrevolution, die sich ja mit in erster Linie zumindest im Bewußtsein ihrer Akteu- 
re gegen diesen Kapitalismus richtete, entscheidend ist, ist nun die nach dem Charak- 
ter dieses ‚wie im Treibhaus großgezogene(n)“ Kapitalismus (51). Dieser ist nach 
den Überlegungen von Dutschke nicht zureichend zu erfassen ohne zureichende 
Kenntnis der Verhältnisse, aus und unter denen er sich entwickelte, 


3. „The proof of the pudding lies in the eating“ 


Dutschke nimmt das, was Marx in polemischer Absicht 1856/57 zu Papier gebracht 
hat, unbesehen hin, ohne Rücksicht sowohl auf die notwendige immanente Analyse 
des Entstehungszusammenhangs, wie auch ohne eine Überprüfung des Wahrheitsge- 
halts der Marxschen Aussagen. Wie schon deutlich geworden ist, interessiert uns die- 
ser Vorgang nicht so sehr aufgrund der recht mageren Ergebnisse der bisherigen Dis- 
kussion, sondern primär, weil hier die Gefahr besteht, daß ein wesentlicher und wei- 
terführender Ansatz zur Analyse der Sowjetunion und der nach ihrem Bilde geform- 
ten Gesellschaften verschüttet und desavouiert wird. Dutschkes dogmatisches Vor- 
gehen wird erst durch einen argumentativen Bruch möglich: Er tritt zunächst mit 
dem Anspruch auf, „keine historisch-konkrete Analyse der russischen Geschichte“ 
zu versuchen, sondern ‚in ‚orthodoxer‘ Weise“, d.h. textimmanent, die Ansichten 
von Marx und Engels über Rußland zu „rekonstruieren“ (52). Dies Anliegen, über 
dessen Sinn man streiten kann, ist in sich zweifellos legitim; es kann dazu beitragen, 
die theoriegeschichtliche mit einer realhistorischen Ebene der Kritik an der Entwick- 
lung der bolschewistischen Theorie und Praxis zu vermitteln. Wenn Dutschke jedoch 
darauf Lenin die „teilweise Revision der Marxschen Perspektive“ (53) zum Vorwurf 
macht, so deutet sich darin die Wendung von der „, ‚orthodoxen‘ Rekonstruktion“ 
der Marxschen Ansichten zur dogmatischen Konstruktion der russischen Geschichte 
an: Ernstlich zum Vorwurf gemacht werden kann marxistisch ja nicht die Abwei- 
chung vom Wortlaut der Schrift — und Dutschke wendet sich völlig zurecht gerade 


50 vgl. Marx, Notizen zur Reform von 1861 und der damit verbundenen Entwicklung in 
Rußland, MEW 19,8.417£,420 ff 

51 ders., Entwürfe, a.a.0., S. 393 

52 Dutschke a.a.0., 5.42 

53 ebd., S. 121 
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gegen die „gekrümmten Kommunisten“, die dies tun oder tun zu müssen glaub(t)en; 
für marxistische Gesellschaftsanalyse kann die Abweichung vom Marxschen Buchsta- 
ben doch erst da relevant werden, wo es sich um gültige Aussagen handelt. Wo je- 
doch Marx realhistorische Aussagen macht, unterliegen diese selbstverständlich wie 
alle derartigen Aussagen der sorgfältigen Prüfung anhand des neuesten Forschungs- 
standes; die Leninsche „Abweichung“ könnte diesem selbst bei Kenntnis der damals 
zumeist kaum zugänglichen Rußlandschriften von Marx nur dann zum Vorwurf ge-. 
macht werden, wenn sie zugleich nicht dem damaligen Forschungsstand entsprechen 
würde. 

Dutschke geht demgegenüber unhistorisch, nicht orthodox (54), sondern dog- 
matisch vor: Unter der Hand wird Lenin gegen einen realanalytisch genutzten Marx 
gestellt: 

„Über Marx und Engels sollte klar werden, daß die ‚Regierung‘, der ‘Despot‘, die ‚Bürokratie‘, 


den Mehrwert im besonderen durch das System innerer und äußerer Steuern aus der spezifisch 
unterdrückten Rauernklasse erpreßten,“ (55) 


Die Text-Exegese ersetzt hier in der Tat das Bemühen um historische Untersuchung 
der „russischen Sache“; da Dutschke auch klar sein muß, daß ein Vergleich zwischen 
dem „erthodox“ interpretierten Marx und der Analyse der russischen Gesellschaft 
durch Lenin allein auf textexegetischer Ebene nicht triftig wäre, bleibt zur Rettung 
des ganzen Unternehmens außer eigenen konkret-historischen Bemühungen wenig 
sonst übrig. 

Wenn Dutschke gegenüber Lukäcs eingangs seiner Analyse den Vorwurf er- 
hebt, dieser habe nicht ‚die halborientalische Substanz geschichtlich und theoretisch 
kennengelernt“ (56), so trifft dies wohl zu, ist aber dahin zu ergänzen, daß Dutsch- 
ke selbst nur Marx „kennengelernt“ und in bestimmter Weise interpretiert hat; 
Rußland hat er so wenig „kennengelernt“, daß er die Stadt Niänij Novgorod, das 
heutige Gorkij, als „das neuaufgebaute Novgorod“ (57) bezeichnet, womit wohl die 
Grausamkeit der moskowitischen Fürsten gegenüber dem von dieser Stadt einige 
hundert Kilometer entfernten Groß-Nowgorod noch drastischer ins Bewußtsein ge- 
bracht werden soll. In der Verwechslung der beiden Städte sind Unkenntnis und 
Monomanie wahrhaft exemplarisch vereint. 

Nochmals: Dutschkes Unternehmen ist zu kritisieren, gerade weil es zutrifft, 
daß „Lernen“ aus den Revolutionen des 20. Jahrhunderts nur möglich ist als aus 
historisch bestimmten Prozessen, aber eben nicht aufgrund a priori vorgenommener 
Bestimmungen, deren Wert es noch zu überschätzen hieße, wollte man sie „über- 
historisch‘“ oder „unhistorisch“ (58) nennen: Die apriorische Unterscheidung zwi- 
schen „dem‘‘ asiatischen und „dem“ westeuropäischen Weg, die Zuordnung Ruß- 
lands zum „asiatischen“ ist nicht nur unmarxistisch, sie verleiht der ganzen auf 
Rußland bezogenen Argumentation Dutschkes den Charakter einer petitio principii 


54 und sej’s im Lukäcs’schen Sinne vgl. Geschichte und Klassenbewußtsein, Berlin 1923, 8.13 
55 Dutschke 2.a.0., S. 86 

56 ebd,, S. 19 

57 ebd., S. 50 . 

58 vgl. hierzu Marx, Brief an die Redaktion der „Otetschestwennye Sapiski“, MEW 19,8. 111 


und verfällt damit von vornherein einer weit fundamentaleren als der Detailkritik 
oder 3elbst einer Auseinandersetzung im Rahmen eines Streits um die Interpretation 
historisch gewesener gesellschaftlicher Verhältnisse. Die Auseinandersetzung mit 
Dutschkes Zitatenhascherei, die hier ganz analog zur Vorgehensweise der stalinisti- 
schen Apologetik verfährt, rechtfertigt sich einzig aus der Bedeutung des Gegen- 
stands, den er so unzureichend zur Sprache gebracht hat. 


4, Die „asiatische“ Produktionsweise 


Seine Interpretation der Marxschen Konzeption der russischen Geschichte, die er 
zum Ausgangspunkt und zur Grundlage seiner Analyse der russischen Gesellschaft 
vor der Revolution macht, entwickelt Dutschke auf der Folie des „materialistisch- 
weltgeschichtliche(n) Verständnis(ses) der Produktionsformen“ (59), offenbar einer 
weltgeschichtlichen Theorie von „vier verschiedene(n) Produktionsepochen“ (60), 
die Marx angeblich entwickelt hat, wenn dieser selbst auch derartige Aussagen aus- 
drücklich zurückwies, da dies hieße, „mir zugleich zu viel Ehre und zu viel Schimpf 
antun“ (61); insbesondere unterstellt Dutschke eine von Marx ausgearbeitete Theo- 
rie der „asiatischen Produktionsweise“ (APW), über die Marx und Engels, wie übri- 
gens auch Lenin und Luxemburg sich „auf Hunderten von Seiten ... ausgelassen“ 
(62) haben sollen; dies bedeutet, die Stoßrichtung und den Entstehungszusammen- 
hang der Marxschen und Engelsschen Schriften völlig zu verkennen: Es handelt 
sich insbesondere um die 1853 in der ‚New York Daily Tribune‘ erschienene Arti- 
kelserie über Indien, von der im Grunde nur der erste Artikel (63) eine theoretische 
Einschätzung der vorkolonialen Geschichte Indiens gibt, die im Ganzen mit einer 
Theorie der APW zu vereinbaren ist, dieser jedoch keineswegs gleichgesetzt werden 
kann. Korrelat zu diesen Formulierungen ist der Briefwechsel zwischen Marx und 
Engels aus derselben Zeit (64). Hinzu kommen Arbeiten von Marx und Engels aus 
den 70er und frühen 80er Jahren, die sich vor allem mit den Perspektiven der revo- 
lutionären Bewegung in Rußland befassen (65) sowie einige Passagen aus den „Kapi- 
tal‘“-Schriften, die aber durchweg in einem programmatischen Kontext stehen (66) 


59 Dutschke a.a.0., S. 22 

60 ebd.,S. 31 

61 Marx, a.a.O. 

62 Dutschke, „Das politisch ungeklärte Problem der Metamorphose der asiatischen Produk- 
tionsweise“, links 89 (Juni 1977), 8.15 

63 s. Marx, „Die britische Herrschaft in Indien‘, MEW 9, S. 127 - 133 

64 vgl. Marx an Engels 26.5.1853, MEW 28, S. 246 f; Marx an Engels, 2,6.1853, MEW 28, 
S. 251 - 254; Engels an Marx 6.6.1853, MEW 28, S. 259 ff; Marx an Engels 14.6.1853, 
MEW 28, S. 266 - 269 

65 vgl. die bereits zitierten Briefe von Marx an russische Revolutionäre (MEW 19, 5. 107 - 
112; 242 - 243; 384 - 406), Engels’ Schrift „Soziales aus Rußland“ (MEW 18,'8. 556 - 
567) sowie die gemeinsame Vorrede (MEW 19, S. 295 - 296) 

66 vgl. Marx, Vorwort zur Kritik der politischen Ökonomie, MEW 13, S. 9; Einleitung zur 
Kritik der politischen Ökonomie in: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, 
Berlin 1953, S. 26, auch MEW 13, S. 637 
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oder zur Verdeutlichung bestimmter, immer streng auf das Kapitalverhältnis defi- 
nierter historisch-genetischer Zusammenhänge dienen, in erster Linie der Auflösung 
des Gemeindeverbandes und der Individuation (67) und der Bedeutung der Koope- 
ration im großen Maßstab (68); ebenfalls historisch-genetisch sind die etwas ausführ- 
licheren Überlegungen zur Genesis der kapitalistischen Grundrente zu verstehen, wo 
kurz auf die staatliche Vermittlung der Ausbeutung unter asiatischen Verhältnissen 
verwiesen wird; ähnlich verhält es sich mit den Hinweisen zur Rolle von Handel und 
Wucher unter verschiedenen vorkapitalistischen Verhältnissen (69). Selbst wenn 
man hierzu die neuerdings publizierten Exzerpthefte von Marx aus den 70er und 
80er Jahren hinzunimmt, kann von einer ausgearbeiteten und erst recht einer expli- 
zierten Theorie keine Rede sein. 

Aus Marx’ Äußerungen zu „asiatischen Gesellschaften lassen sich bei allem 
Vorbehalt folgende Grundstrukturen ableiten, die sinnvoll als „APW“ bezeichnet 
werden können (70): Der Staatsapparat übernimmt Funktionen, welche für die ma- 
terielle Reproduktion der einzelnen Produzenten bzw. ihrer Gemeinden notwendig 
sind, von ihnen aber nicht allein geleistet und auch nicht organisatorisch bewältigt 
werden können; derartige Kooperation großen Stils erfordern vor allem die Bewäs- 
serungswirtschaft in den klassischen Flußkulturen und der Schutz vor Überschwem- 
mungen. Der Staatsapparat ist zentralisiert mit einem vater- oder gottähnlich über- 
höhten Despoten an der Spitze als Vermittler der gesellschaftlichen Einheit. Die 
Ausbeutung erfolgt durch die im Staat als Bürokratie organisierte herrschende Klasse 
in der Form einer Steuer, die mit der Bodenrente zusammenfällt auf der Grundlage 
des staatlichen Eigentums an Grund und Boden, welches Privatgrundeigentum aus- 
schließt; die zumeist bäuerlichen Produzenten sind in voneinander isolierten Ge- 
meinden organisiert; die gesellschaftliche Stagnation ergibt sich aus der Notwendig- 
keit, den funktionalen despotischen Staatsapparat auch nach dessen Kollaps immer 
wieder herzustellen und aus den geringen Entwicklungsmöglichkeiten von auf dem 
Warenaustauch beruhenden städtischen Siedlungen angesichts der staatlichen Über- 
macht. An diesen Grundlinien ist die These vom „asiatischen“ Rußland zu prüfen. 

Bei Marx finden sich hierzu nur die erwähnten, höchst problematischen Ar- 
beiten und Aussagen; den aufgewiesenen Schwächen unterliegt auch die Darstel- 


67 s. das berühmte Kapitel „Formen, die der kapitalistischen Produktion vorhergehn“, 
Grundrisse, a.a.O., S. 375 - 413, das wohlgemerkt auf das Kapitel „‚Ursprüngliche Akku- 
mulation des Kapitals (Die wirkliche Akkumulation) etc,“ folgt 

68 s. Das Kapital, Bd. I, MEW 23,8. 352 ff 

69 s. ebd. Bd. IT, MEW 25, S. 799. Mit dem Verfahren, alle diese „Äußerungen“ der Klassi- 
ker in einen Topf zu werfen, befindet sich Dutschke freilich in der erlesenen Gesellschaft 
fast aller bisherigen Teilnehmer der Diskussion um die APW; eine rühmliche Ausnahme 
machen jetzt B. Hindess/Paui Q. Hirst, Pre-capitalist modes of production, London, Hen- 
ley and Boston 1975, S. 181 ff; der sonstigen Argumentation ven Hindess und Hirst 
kann ich mich nicht anschließen, jedoch ist hier zumindest die Grundvoraussetzung für 
eine exegetisch saubere Textbehandlung gegeben. 

70 Aus dem Folgenden ergeben sich selbstverständlich keine Aussagen über die reale Exi- 
stenz derartiger Strukturen zu irgendeinem historischen Zeitpunkt; es geht zunächst nur 
um die Definition des Begriffs zum Zwecke der Verständigung und um seine Anwendbar- 
keit auf die russische Realität einschätzen zu können. 
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lung Dutschkes, der sich in jeder Hinsicht explizit in Abhängigkeit von Marx be- 
wegt und kategorisch vor allem auch gegen Rjazanov (71) jegliche „Revision“ der 
‘Marxschen Ansichten’ ablehnt; er leitet darüberhinaus Aussagen über die gesell- 
schaftlichen Zustände Rußlands direkt aus allgemein-theoretisch verstandenen Aus- 
sagen im „Kapital“ ab, wenn er aus der Aufzählung verschiedener Formen außer- 
ökonomischen Zwangs die Form des staatlichen Grundeigentums, wo „Rente“ und 
Steuer zusammen(fallen)“ (72), zu einer konkret-empirischen Aussage zu Rußland 
macht und bemerkt, daß ‚wenn die asiatischen Knechtschaftsverhältnisse — nach 
Marx — sich dadurch auszeichnen ... so gab es in Rußland durch die Tatarisierung 
und danach keine ‚Feudalherren‘, die von der ‚Rente‘ lebten.‘ (73) Wie für Marx 
besteht auch für Dutschke der zweite Fixpunkt der russischen Geschichte nicht in 
der ökonomischen und politischen Nivellierung der Bojaren auf den Stand des 
Dienstadels, die mit der Zentralisierung unter Ivan IV Groznyj einherging, sowie in 
den darauf folgenden Klassenkämpfen; diese Prozesse fallen aus Dutschkes Konzept 
vollständig heraus. Bei einer Prüfung der These vom „asiatischen“ Charakter der 
Tatarenherrschaft ergeben sich, unabhängig selbst von der sehr kontroversen Diskus- 
sion über die tatsächliche Intensität ihres Einwirkens auf die russischen Verhältnisse 
(74) noch weitere Widersprüche, gerade wenn man Dutschke folgend die „Produk- 
tionsverhältnisse“ als „Eigentums- und Verteilungsverhältnisse“ (75) untersucht: 
Am Anfang der Marx-Engelsschen Untersuchung „asiatischer‘“ Gesellschaften steht 
die Einsicht, daß das Fehlen des privaten Grundeigentums der „wirkliche clef selbst 
zum orientalischen Himmel“ (76) sei, und auch in der Folgezeit konzentrierte sich 
die Auseinandersetzung über die realhistorische Existenz der APW wie auch über die 
konkreten Unterschiede zwischen orientalischer und westeuropäischen Gesellschaf- 
ten auf diese Frage; vor allem wurde hieran die Frage der herrschenden Klasse in 
China diskutiert, deren bürokratischer Charakter sich eben aus der Diskontinuität 
zwischen Grundeigentum und Hertschaftsfunktion ergeben sollte (77). 


71 vgl. Dutschke, Versuch, a.a.O., S. 54 

72: Marx, a.a.O0. 

73 Dutschke, a.a.0., S. 54 

74 s. Rußland, 2.2.0., 3.76 ff 

75 Dutschke, a.2.0., S. 32 

16 Marx an Engels 2.6.1853, MEW 28, S. 254; vgl. auch Dutschke a.a.0,, S. 34 ff 

77 vgl. z. B. L. I. Mad?jar, „‚Predislovie“ zu: M. Kokin/G. Papajan, „Czin-tian“. Agrarnyj 
stroj drevnego Kitaja, Leningrad 1930, S. 1xixf; Kokin/Papajan ebd., S. 75; diese Arbeit 
bildete den Gegenstand der berühmten Leningrader Debatte; vgl. hier die Äußerungen: 
von Kokin (Diskussija ob aziatskom sposobe proizvodstva, Moskva-Leningrad 1931, S. 
50 ff, 158) und Papajan (ebd. S.151) sowie die Kritik an ihnen bes. von E. Iolk (ebd, S. 
68), P. Osipov (ebd. S. 110) und M. Godes (ebd. S. 170); außerdem P. Grinevid, „K 
voprosam istorü kitajskogo feodalizma“, Problemy Kitaja 14(1935), S. 231 ff, zur außer- 
sowjetischen Diskussion vgl. bes. E. Balazs, Chinese Civilization and Bureaucracy, Yaria- 
tions on a Theme, New Haven and London, 5. Aufl. 1970, bes. S. 40 ff; K. A. Wittfogel, 
Wirtschaft und Gesellschaft Chinas, Leipzig 1931, S. 572, 618, 711, 730 ff. Die Ausein- 
andeısetzung um realhistorische gesellschaftliche Verhältnisse thematisierte zu keinem 
Zeitpunkt ernstlich Rußland — auch die Kontroverse zwischen Lenin und Plechanov 
klammerte die reale Existenz der APW in Rußland gerade ausdrücklich aus (vgl. Lenin, 
Bericht über den Vereinigungsparteitag der SDAPR (Brief an die Petersburger Arbeiter), 
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Betrachtet man nun die Verhältnisse in Rußland zur Zeit der Mongolenherr- 
schaft, so fällt nach dem Absterben des zur Kiever Zeit bis Andrej Bogoljubskij 
(1111-1174) herrschenden Senioratsprinzips (78) gerade die Festigung der Vererb- 
barkeit von Grundeigentumsrechten und Herrschaft auf allen Ebenen: des „Vater- 
erbes“ (votcina) auf (79), wobei freilich der Eigentumsbegriff wie immer unter vor- 
kapitalistischen Verhältnissen nicht mit der erst in der bürgerlichen Gesellschaft 
erreichten absoluten Verfügungsgewalt identifiziert werden darf (80). Die Versuche 
der russischen Teilfürsten (udel’'nye Knjazi), Bojaren mit ihrem Vatererbe einander 
abzuwerben, basierten auf einem weiteren, mit jeglicher Konzeption „asiatischer“ 
Verhältnisse schwer, mit der These von feudaler Aufsplitterung der politischen 
Macht und damit der individuellen Möglichkeit der Ausübung außerökonomischen 
Zwangs, d.h. der Realisierung von Eigentumsrechten und Ausbeutungsverhältnisse, 
sehr wohl zu vereinbarenden Prinzip des altrussischen Rechtssystems: dem Abzugs- 
recht, das sich auch auf die Bauern erstreckte, und von den Moskauer Großfürsten 
schrittweise eingeschränkt wurde, bis es unter Ivan IV Groznyj sowohl im Hinblick 
auf die Fürsten und Bojaren als auch bald darauf 1589 im Hinblick auf die Bauern 
völlig verschwand: Die Durchsetzung der Schollenbindung von oben verweist auf 
eine weitere entscheidende Strukturdifferenz zum ‚asiatischen‘ Osten: die Not- 
wendigkeit, die gerade in Rußland besonders starke Läuflingsbe wegung einzuschrän- 
ken, verweist auf die Tatsache, daß hier, mehr noch als im feudalen Westeuropa, der 
Bodenfonds überreichlich, die Arbeitskraft dagegen knapp war; in Rußland wird 
dies an der Herausbildung eigener ökonomischer und sozialer Strukturen der flüchti- 
gen Bauern als „Kosaken‘“ auf dem „Wilden Feld‘ (dikoe pole) besonders deutlich. 
Das Gegenstück hierzu sind die Kämpfe der chinesischen Bauern um die Schollen- 
bindung, d.h. das Recht auf Bodennutzung (81). 

Berücksichtigt man weiter, daß die Kontinuität der russischen Dorfgemeinde 
mit der Urgemeinde, von der Marx und nach ihm Dutschke ungeachtet einer schon 
zu Marx’ Zeiten heftig geführten Kontroverse ganz selbstverständlich ausgehen, in 
jüngerer Zeit nur noch von der pafriotisch gewendeten sowjetischen Historiographie 


Werke, Bd. 10, 5. 332 und ff); die Debatte von 1927/31 in der Sowjetunion konzentrier- 
te sich auf die historischen und gegenwärtigen Verhältnisse in China. S. hierzu Kößler, 
a.a.0.,S. 415 - 694 ; 

78 Das Senioratsprinzip sah vor, daß die einzelnen Teilfürstentümer nicht direkt vom Vater 
auf den Sohn vererbt wurden, sondern unter die Nachkommen Jaroslavs I nach ihrer Se- 
niorität vergeben wurden: Das männliche älteste Mitglied der jeweils ältesten Generation 
wurde Großfürst in Kiev, die anderen Fürstentümer wurden nach einer Rangfolge an die 
genealogisch „jüngeren“ Familienmitglieder vergeben; starb ein Fürst, so rückte sein 
nächster Bruder nach, sodaß alle ‚jüngeren‘ Fürsten ihren Sitz wechselten, erst nach Er- 
schöpfung der älteren Generation folgten die Kinder des ältesten Bruders usf., 

79 vgl. Stökl, a.a.0., S. 146 ff 

80 dies bildete eines der wesentlichen Themen der Diskussion um die APW; von deren Ver- 
tretern wurde die Differenzierung des Eigentumsbegriffs in den verschiedenen Formatio- 
nen besonders betont: vgl. Kokin/Papajan a.a.O., S. 81; L. I. Mad’jar, Ekonomika sel 
’skogo chozjajstva v Kitae, Moskva-Leningrad 1928, S. 142 ff 


81 vol. Mad‘jar a.a.0.,S. 18; vgl. Marx, Das Kapital I, MEW 23, S. 745 


behauptet wird (32), so bleiben für die Interpretation der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse des Moskauer Staates während der mongolischen Oberherrschaft wie auch 
danach im Sinne der Dominanz „asiatischer“ Verhältnisse wenig Anhaltspunkte: 
Weder kann ein allgemeines staatliches Eigentum am Boden ausgemacht werden, 
und der Staat erfüllt erst recht keine ökonomische, d. h. für den gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozeß unmittelbar notwendige Funktion, noch kann ohne weiteres 
die Rede von der gemeindeförmigen Organisationsform der Bauern gerade zu dieser 
Zeit sein, wo die gewichtigsten Hinweise für Streusiedlung der bäuerlichen Produ- 
zenten vorliegen, welche Gemeindebesitz am Boden und dessen ständige Umteilung, 
wie sie aus dem 18. und 19. Jahrhundert für weite Teile Rußlands belegt sind (83), 
völlig unmöglich gemacht hätte. Die Dorfgemeinde, auf die Marx sich, hier den rus- 
sichen Populisten folgend, bezog, stellte in Wahrheit eine aus fiskalischen Gründen 
bzw. zur Absicherung der Rentenzahlungen durchgesetzte Organisationsstruktur der 
Bauern där, die sich seit Anfang des 18. Jahrhunderts entwickelt hatte (84); auch 
von dieser Seite fehlt einer ‚asiatischen‘ Interpretation der russischen Geschichte 
jede Grundlage. 


5. Der Mongolensturm als Ursprung der asiatischen Verhältnisse Rußlands 


Diese Schwierigkeiten zeigen sich auch bei dem ernsthaftesten Versuch, die russische 
Geschichte als durch die APW wesentlich mitbestimmte Entwicklung darzustellen: 
Plechanov (85) sah sich gezwungen, die von ihm andernorts (86) hervorgehobene 
ökonomische Funktion des Staates in „asiatischen“ Gesellschaften in Rußland 
durch die Erfüllung militärischer Aufgaben zur Verteidigung gegen die Tataren und 
die westlichen Nachbarn zu ersetzen und die despotische Natur dieses Staates aus 
der Notwendigkeit der gewaltigen Konzentration eines überdimensionalen Mehr- 
produkts abzuleiten; hierdurch wird aber gerade der Begriff der „asiatischen‘‘ Ge- 
sellschaft, dessen zentrale Kategorie der despotische und ökonomisch funktionale 
Staat ist, seines Sinnes entleert: Ein derartiger Staat konnte auch am wenigsten 
durch die nomadisierenden Mongolen nach Rußland transferiert werden; scheiterten 


82 vgl. zu diesem Fragenkomplex erschöpfend Carsten Gochrke, Die Theorien über Entste- 
hung und Entwicklung des „Mir“, Wiesbaden 1964; zur neueren Diskussion in der Sow- 
jetunion: V. A. Aleksandrov, Sel ’skaja obsäina v Rossi, (XVII - na&alo XIX v.), Moskva 
1976, 5. 38 - 46; zur Position der frühen bolschewistischen Geschichtsschreibung s. M.N. 
Pokrovskij, Russkaja istorija s drevnejsich vremen in: deıs., Izbrannye proizvedenija v4 
knigach, Moskva 1966, kn. 1, 5. 87 ff: hief’wird die These von der Kontinuität der Dorf- 
gemeinde ausdrücklich zurückgewiesen. 

83 vgi. August Frhr von Haxthausen, Studien über die inneren Zustände, das Volksleben 
und insbesondere die ländlichen Einrichtungen Rußlands, Hannover 1847 (I-ID), Bin 1852, 
L,S. 125 - 134; 11,30 £f; I, 115 - 126, 141 - 145 

84 vgl. Goehrke, a.a.0.,5. 180 ff 

85 vgl. Plechanov, a.a.O., sowie ebd., S. 63 ff 

86 s. ders. Grundprobleme des Marxismus, Westberlin 1973, S. 50 ff; bes. ders, „O knigeL. 
I. Me£nikova“ (Rez. zu Leon Metchnikoff, La civilisation et les grandes fleuves histori- 
ques, Paris 1889), Solinenija VII, Moskva-Leningrad 1925, S, 18 ff 
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diese doch am anderen Ende ihres Imperiums sehr schnellu. a, aufgrund des Versäum- 
nisses, die in China notwendigen staatlichen Wasserbauaufgaben, d. h. eine klassische - 
Funktion des „asiatischen“ Staates, zu erfüllen (87). 

Dutschke und Berghahn wollen nun die angebliche Übertragung „asiatischer“ 
Herrschaftsformen nach Rußland genau durch die Aneignung und Anwendung chi- 
nesischer Herrschaftsmethoden durch die Mongolen erklären (88). Dies ist noch aus 
weiteren Gründen absurd: Zunächst war die ‚‚Militärorganisation‘‘ (89) der Mongolen 
in der Tat das wichtigste Instrument ihres Ausbeutungssystems, aber gerade dies auf 
der Kavallerie aufgebaute Heeressystem war die ureigenste Entwicklung der asiati- 
schen Steppenvölker, welche sie gegen die Ackerbaukulturen wie China und Indien 
wandten (90). Das Mongolenreich war nach dem Tod von Dschinghis Khan 1227 
bereits in einen lockeren Verband von „Horden“ aufgeteilt worden; ein einheitlicher 
Staatsverband zwischen der „Goldenen Horde“, die 1240 Kiev erobert hatte, und 
dem chinesischen Kerngebiet, das erst 1279 endgültig unter mongolische Herrschaft 
kam, bestand nie (91). 

Nach neueren Ergebnissen (92) darf man sich die „Mongolenbesetzung“ (93) 
Rußlands auch endgültig nicht mehr als verwaltungsmäßige Erfassung, sondern 
viel eher als eine allgemeine Überwachung durch Residenten an den russischen Für- 
stenhöfen und schwere ökonomische Ausbeutung durch Steuerpächter vorstellen. 
Gerade diese Form der Steuererhebung entspricht aber nicht dem Bild eines zuwei- 
len bis auf Familienebene hinab durchorganisierten staatlichen Fiskal- und Über- 
wachungssystems, wie es in China immer wieder konzipiert wurde (94), sondern 
wenig ausgebildeten staatlichen Strukturen. Die Fixierung auf den Mongolensturm, 
dessen Bedeutung für die weitere Entwicklung Rußlands bei alledem sicher schwer 
zu überschätzen ist, verstellt zudem den Blick auf die gleichzeitige Bedrohung der 
russischen Länder aus dem Westen durch die zivilisatorischen Bestrebungen des 
Deutschen Ritterordens und der Römischen Kirche, Die russische Geschichte nach 
1240 ist nur zu verstehen unter dem Gesichtspunkt dieser doppelseitigen Bedrohung. 
Auch die’ Auseinandersetzung zwischen Moskau und Novgorod steht neben dem 
Kampf um die Handelswege im'Zusammenhang mit dem national-russischen Kampf 


87 vgl. H. Franke/R. Trauzettel, Das chinesische Kaiserreich, Ffm 1968, S. 239 ff und s, 
Otto Franke, Geschichte des chinesischen Reiches, Bd. 3, Berlin 1937, S. 517 ff 

88 vgl. Berghahn/Dutschke, a.a.0., S. 138 

89 ebd. 

90 vgl. hierzu Owen Lattimore, Inner Asian Frontiers of China, Boston, Mass. (4) 1967, S. 
62 ff; Edwin O. Reischauer/John K. Fairbank, East Asia: The Great Tradition, Boston, 
Mass, 0. J., S. 244, 261, 265 f 

9 vgl. ebd., S. 267 ff; zum auf China orientierten Charakter der Herrschaft Kublai Khans, 

. der erstmals ganz China beherrschte, auch Franke/Trauzettel, a.a,O., S. 227 ff 

92 vgl. Rußland, a.a.O., bes. S. 78 ff 

93 Berghahn/Dutschke, a.a.0., S. 140 

94 Die Literatur zum pao-chia-System ist umfangreich, vgl. hier nur: Kung-chuan Hsiao, 
Rural China. Imperial Control in the Nineteenth Century, Seattle and London (4) 1972, 
passim; Balsazs, a.a.O.,S. 11.17:MaryC. Wright, The Last Stand of Chinese Conservatism. 
The T‘ung-chih Restauration, New York (2) 1969, S. 136 ff und s. Franke/Trauzettel, 
a.a,0., S. 200 
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gegen das mit Novgorod verbündete Litauen (95). 

Ich verzichte hier auf eine weitere Detailkritik an der Darstellung von Berg- 
hahn/Dutschke, da diese zur Gesamtkonzeption nichts wesentlich neues bringt. Es _ 
sei nur angemerkt, daß die Behauptung, aufgrund der Zerstörung Novgorods habe 
der „reale Handel Rußlands mit Westeuropa praktisch aufgehört‘“ (96), sich nicht 
recht mit der doch höchst realen Tatsache verträgt, daß das Kapital der Londoner 
Russia Company sich von ihrer Gründung 1553 bis 1583 verdreizehnfacht hat (97). 
Unbestritten ist dabei, daß der Handel im Moskauer Staat stärker beim Zaren zen- 
tralisiert war, als dies beispielsweise durch das System der Chartered Companies in 
England der Fall war. Die Mongolenherrschaft, kombiniert mit der permanenten 
militärischen Bedrohung, die von den Mongolen und ihren Nachfolgern einerseits 
und von den westlichen und nordwestlichen Nachbarn andererseits ausgingen, hat 
sich zweifellos prägend auf die soziale Entwicklung Rußlands ausgewirkt. Sie führte 
zu einer Verschärfung und Vergröberung der Herrschaftsmethoden, vor allem aber 
zur Erhöhung und stärkeren Zentralisierung des Mehrprodukts und damit zur Stär- 
kung der staatlichen Zentrale. Dies alles bedeutet jedoch nicht, daß sich hierdurch 
eine Gesellschaft entwickelt hätte, die mit größerer Berechtigung als etwa das Frank- 
reich Ludwigs XIV (98) mit einer orientalischen Despotie strukturell zu vergleichen 
wäre. 


6.  „Asiatischer Kapitalismus‘ und russische Wirklichkeit (99) 


Die Grundlagen, auf denen Dutschke seine entscheidende These vom „asiatischen 
Kapitalismus“ in Rußland aufbaut, sind demnach fragwürdig. Diese These gibt 
Dutschke zugleich als in seinem Sinne „orthodoxe“, d. h. textgetreue marxistische 
Position aus (100). Schon textimmanent ist diese Formulierung bei weitem überzo- 
gen: Marx spricht an keiner Stelle von einem ‚‚asiatischen Kapitalismus“ in Rußland 
oder sonstwo; die von Dutschke herangezogene Stelle, an der ohne weitere Präzisie- 
rungen die Rede ist von „eine(r) gewisse(n) Art von Kapitalismus“ (101), stammt 
aus einem der Entwürfe zu dem Antwortbrief an Vera ZasuliC, den Marx doch nicht 
ohne Grund wieder verworfen hat — und sogar Leute, die glauben, Gott hätte die 
Bibel selbst geschrieben, unterscheiden zwischen dem Kanon und den Apokryphen. 


95 vgl. Rußland, a.a.0., S. 77f, 93 f; zu Novgorod s. ebd., S. 122 f; Stökl, a.a.0., 8. 195 ff 

96 Berghahn/Dutschke, a.a.O., S. 143 

97 vgl. Christopher Hill, Reformation to Industrial Revolution, Harmondsworth (2) 1969, 
8.72 

98 s. hierzu R. Koebner, „Despot and Despotism: Vicissitudes of a Political Term“, Journal 
of the Warburg and Courtaud Institutes XIV (1951), bes. S. 294 ff.; Franco Venturi, 
„Oriental Despotism“, Journal of the History of Ideas XXIV (1963), S. 134 ff 

99 Im Folgenden geht es nicht darum, der Position Dutschkes eine eigene Interpretation des 
russischen Kapitalismus entgegenzusetzen; vordringlich geht es um den Aufweis der Un- 
haltbarkeit dieser Position. 

100 vgl. Dutschke, a.a.O., S. 58 

101 vgl. Marx, Entwürfe, a.a.0., S. 400 
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An anderer Stelle (102) wird auf Lenins „Zwei Taktiken‘ (103) verwiesen; 
hier kommt der Begriff tatsächlich vor, wird aber durchaus nicht im Sinne Dutschkes 
verwandt, sondern in der Art von Lenins späterer Formel vom amerikanischen und 
preußischen Entwicklungsweg des Kapitalismus in der Landwirtschaft. 

Die Grundlage für Dutschkes „asiatischen Kapitalismus“ ist erst recht dünn, 
konfrontiert man sie mit den Fakten. Er stützt sich auf einige Äußerungen von 
Marx über die relative Rückständigkeit Rußlands, die Stabilität der dort herrschen- 
den vorkapitalistischen Verhältnisse und besonders das Fehlen des privaten Grund- 
eigentums (104), nicht ohne unvorsichtigerweise auch eine Briefstelle zu zitieren, 
wo Marx eine Parallele zwischen dem aktuellen Zustand Rußlands und — dem 
Frankreich des 17./18. Jahrhunderts zieht (105), also doch wohl auf die Perspektive 
einer die stagnative Phase durchbrechenden endogenen Revolution verweist. Auch 
weiter interpretiert und interpoliert Dutschke Marx in seinem Sinne und umgeht 
durch dieses propagandistische Vorgehen eine empirische Beweisführung. Wohl am 
frappierendsten geschieht dies da, we die Bemerkung von Marx vom „kapitalisti- 
schen Schwindel“ zum — realanalytisch verstandenen! — „realen Schein der Indu- 
strialisierung‘““ wird (106), als ob das Gründungsfieber, die Industriebetriebe in 
Moskau und St. Petersburg, die dort wenn auch noch nicht zahlreich vorhandenen 
Proletarier, die auch und gerade für die Populisten angesichts der Indolenz der Bau- 
ern in den 70er Jahren eine sehr wichtige Basis darstellten (107), nichts als „realer 
Schein‘ gewesen seien! Wirkten sich doch die hiermit verbundenen Verhältnisse 
höchst handgreiflich aus in der Begründung und Fortentwicklung der in der eingangs 
zitierten Formulierung von Rosa Luxemburg so glänzend erfaßten Widersprüchlich- 
keit und inneren Ungleichmäßigkeit der russischen Verhältnisse! 

Diese Ungleichmäßigkeit zeigt sich bereits innerhalb der Eisen- und Stahl- 
industrie, wo im Donec-Becken unter hervorragenden natürlichen Bedingungen auf- 
grund der unmittelbaren Nachbarschaft von Kohle-und Erzlagerstätten ein Industrie- 
revier entstand, in dem auf fortgeschrittenstem technischen Produktionsniveau 
gearbeitet wurde, wo aber andererseits die noch aus der Zeit der Leibeigenen-Manu- 
faktur stammende und auf entsprechendem Niveau produzierende Eisenindustrie im 
Ural weiter bestand, wenn sie auch stetig an Bedeutung verlor (108). Hier deutet 


102  s. Berghahn/Dutschke, a.a.O., S. 153 

103  s. Lenin, Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in der demokratischen Revolution In: 
Ausgewählte Werke in drei Bänden, Bd. 1, Berlin (DDR) 1966, S. 558 

104 vgl. Dutschke, a.2.0.,S. 63 ff % 

105 vgl. ebd. S. 68 sowie Marx an Danielson, MEW 34, S, 374 

106 vgl. Dutschke a.a.0., sowie Marx/Engels, Vortede, a.a.O., 5. 296 

107 vgl. P. Kropotkin, Memoirs ofa Revolutionary, New York 1971, S. 325 ff. A. Thun, Ge- 
schichte der revolutionären Bewegungen in Rußland, Leipzig 1883, S. 138 ff, 178; 
Franco Venturi, Les intellectuels, le peuple et la r&volution. Histoire du populisme russe 
au XIXe siecle, Paris 1972, S. 842 - 911; Rolf Binner, Arbeitermemoiren als Quellen zur 
Geschichte der St. Petersburger Arbeiterbewegung, unveröff. Ms. 

108 vgl. hierzu K. Wittschewsky, Rußlands Handels-, Zoll- und Industriepolitik von Peter dem 
Großen bis zur Gegenwart, Berlin 1905, S. 237; allg. zum Ural I. F. Gindin, „Pravitel 
’stvennaja podderzka ural ’skich magnatov vo votroj polovine XIX — natale XX v“, Isto- 
riceskie Zapiski 82 (1968), S. 120 - 163 
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sich die schwierige Interessenkonstellation an, unter der sich die industrielle Ent- 
wicklung Rußlands im letzten halben Jahrhundert der Zarenherrschaft vollzog: 
Zum einen erforderten schon militärische Notwendigkeiten (109) die Entwicklung 
einer modernen Metallindustrie und besonders auch eines leistungsfähigen Trans- 
portwesens. Dies war auch erforderlich, um die forcierten Exporte meist landwirt- 
schaftlicher Rohstoffe zu ermöglichen, die zur Finanzierung der Waren- und Kapi- 
talimporte unabdingbar waren; zum andern war vor allem die staatliche Industriali- 
sierungspolitik darauf ausgerichtet, die Gefahren zu umgehen, die sich spätestens 
seit 1848 im Bewußtsein aller herrschenden Klassen Europas mit der Entstehung 
eines industriellen Proletariats verbanden: diesem Ziel sollte insbesondere die Kon- 
servierung der Dorfgemeinde dienen, wodurch einer massenhaften Proletarisierung 
entgegengesteuert und auch die in den Städten lebenden Industriearbeiter daran 
gehindert werden sollten, dort dauerhaft ansässig zu werden und die Verbindung zu 
den überkommenen Verhältnissen im Dorf gänzlich zu verlieren (110); als das Schei- 
tern dieser Bemühungen frühzeitig offenbar geworden war (111), ginges doch immer 
noch darum, die bestehenden Herrschaftsverhältnisse nicht grundlegend umzuwäl- 
zen, damit auch von Seiten des Staates keine Politik zu betreiben, die etwa zugunsten 
der Bourgeoisie die Interessen der Grundeigentümer vernachlässigt hätte; da die 
gesamte Industrialisierungspolitik von agrarischen Exporten abhing, bestand auch 
von dieser Seite eine Interessensolidarität: Die Finanzierung der Importe durfte 
nicht grundsätzlich durch eine allzu rigide Schutzzollpolitik infrage gestellt werden, 
die ihrerseits zur Abriegelung der Agrarmärkte hätten führen können, Diese Situa- 
tion ist ganz analog zu der Lage in Preußen-Deutschland, wo das für Hochschutzzölle 
agitierende „Bündnis von Roggen und Stahl‘ erst zu einem Zeitpunkt möglich wurde, 
als die Industrie in ein monopolistisches Stadium eintrat und die Agrarier aufhörten, 
vom Export ihrer Produkte abhängig zu sein. 

Aus diesen wenigen Andeutungen erhelit bereits die zweifellos und unstreitig 
bedeutende Rolle der staatlichen Maßnahmen bei der Industrialisierung, sowohl 
was wesentliche Anstöße, als auch was die Zielrichtung angeht: Die Ungleichmäßig- 
keit und Widersprüchlichkeit wurde derart weiter verstärkt (112): Die von Lenin vor 
1900 aufgestellte These von einem fortgeschrittenen Stadium der kapitalistischen 
Entwicklung war keineswegs aus der Luft gegriffen, wenn diese Tendenz auch von 
den russischen Marxisten bei weitem zu optimistisch im Sinne einer schon vollzoge- 
nen Transformation zu einer kapitalistischen Ökonomie interpretiert wurde. So 
wichtig die Berücksichtigung der vorkapitalistischen Verhältnisse für das Verständnis 
der entstehenden kapitalistischen Formen ist, so’ ergibt sich hieraus doch auch eben- 
falls deutlich, daß es unzulässig ist, die gesamthistorische Situation zu vernachlässi- 


109 hierzu und bes, zur Vermittlung der russischen Außenpolitik s. Engels, „Die auswärtige 
Politik des russischen Zarentums‘‘, MEW 22, S. 15 und passim 

110 vgl. Reginald E. Zelnik, Labor and Society in Tsarist Russia, The Factory Workers of St. 
Petersburg 1855 - 1870, Stanford, Cal. 1971, passim, bes. S. 119 ff 

111 vglebd., S. 340 ff 

112, als zugänglichste neuere Darstellung sei aufR. Lorenz Sozialgeschichte der SowjetunionT, 
Ffm 1976, S. 15 ff verwiesen 
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gen: Diese war wesentlich durch die Erfahrungen der Junischlacht und der Commune 
gekennzeichnet; dem Zarismus war vor der eigentlichen Forcierung der industriellen 
Entwicklung die reale Möglichkeit nicht allein der bürgerlichen, sondern auch der 
proletarischen Revolution vor Augen gestellt; ferner wird an der russischen Entwick- 
lung deutlich, welchen überragenden Stellenwert der Entwicklungsstand des kapita- 
listischen Weltmarkts zu dem Zeitpunkt hat, zu welchem ein bestimmtes Land in 
diesen einbezogen und eine kapitalistische Entwicklung hier eingeleitet wird: Die 
zentrale Rolle des Staates scheint wesentlich auch von den Zwängen abzuhängen, 
die sich aus der Notwendigkeit herleiten, das neue kapitalistische Land auf dem 
Weltmarkt zu etablieren; Fälle wie Preußen-Deutschland und Japan können diese 
Vermutung trotz aller Unterschiede zu Rußland erhärten. 

Es ist die Gesamtheit aller dieser Faktoren, deren Liste noch keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebt, welche die Besonderheiten des russischen Kapitalismus 
erklären: seinen treibhausartigen, da staatlich behüteten, Charakter (113); die frühe 
Monopolisierung und ihre spezifische Form, das Marktsyndikat; die staatlichen Be- 
strebungen, die Auflösung vorkapitalistischer Strukturen, an erster Stelle der Dorf- 
gemeinde, auf ein Mindestmaß zu beschränken, bis die Revolution von 1905 in 
dieser Frage ein anderes Vorgehen erzwang. Unbestreitbar und von zentraler Bedeu- 
tung ist auch die Tatsache, daß der Zarismus diese gesamte komplexe Problematik 
der kapitalistischen Industrialisierung Rußlands der isolierten bolschewistischen 
Revolution vermacht hat: Unter der Prämisse des Aufbaus des Sozialismus in einem 
Landund derGleichsetzung sozialistischer mit kapitalistischer Produktivkraftstruktur 
blieb gar keine andere Möglichkeit, als die zaristische Industrialisierungspolitik inso- 
fern fortzusetzen, als sie mit in erster Linie darin bestand, das agrarische Mehrpro- 
dukt und selbst das notwendige Produkt der Bauern in maximaler Höhe abzuziehen 
(114). 

Die Gesamtheit dieser Strukturen verweist zunächst auf Prozesse der soge- 
nannten urspünglichen Akkumulation, wie sie unter den Bedingungen des bereits 
existierenden kapitalistischen Weltmarkts an der Peripherie des kapitalistischen Sy- 
stems im engeren Sinn — d.h. der Geltungssphäre des Lohnsystems — ständig auftre- 
ten (115); die hiervon betroffenen gesellschaftlichen Strukturen weisen im Sinne 
der kapitalistisch bestimmten Entwicklung einen mehr oder weniger großen Rück- 
stand in der Entfaltung der Produktivkräfte auf, der innerhalb dieses konzeptionellen 
und realhistorisch gegebenen Bezugsrahmens allenfalls durch despotische, staatlich 
organisierte Maßnahmen aufzuholen ist (116). Daß auch dies nur in sehr unterschied- 
lichem Maß gelingt, daß die so als gesellschaftliches Fortschrittskriterium bestimmte 


113 vgl. hierzu auch D. Geyer, „Rußland als Problem der vergleichenden Imperialismusfor- 
schung“ in: Das Vergangene und die Geschichte. Festschrift für Reinhard Wittram zum 
70. Geburtstag. Hg. vonRR. v. Thadden, G. von Pistokkors und H. Weiss, Göttingen 1973, 
bes. S. 349, sowie zum Entwicklungstempo ders., Der russische Imperialismus. Studien 
über den Zusammenhang von innerer und äußerer Politik, Göttingen 1977, S. 39 

114 vg.ebd.,5. 19 ff 

115 vgl. hierzu E. Mandel, „Die Marxsche Theorie der ursprünglichen Akkumulation und die 
Industrialisierung der Dritten Welt“, in: Folgen einer Theorie, Ffm 1967, S. 80 ff 

116 vgl. Bahro, a.a.O., S. 32, 71 ff und passim 
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Produktivkraftentwicklung unter Stalin weit stürmischer verlief als unter NikolauslI 
(117) sollte alle diejenigen zur Vorsicht mahnen, die mit Dutschke in der Etablie- 
rung stalinistischer Herrschaft nichts als „asiatische Restauration‘ (118) sehen _ 
wollen. 


7. „Asiatische Restauration“ und Westeuropäische Linke 


Bei aller scheinbaren Radikalität verschleiert diese Formulierung allzu leicht die 
Probleme der Pervertierung revolutionärer Bestrebungen, die insonderheit aufgrund 
5 

der historischen Erfahrung der Sowjetunion sich uns als Fragen unserer politischen 
Handlungsfähigkeit wie auch unseres kollektiven und persönlichen historischen und 
gesellschaftlichen Bewußtseins stellen: Dies drückt sich auch in einer wenig verhüll- 
ten Schwierigkeit des Ansatzes von Dutschke aus, nämlich zu erklären, warum die 
internationale kommunistische Bewegung oder richtiger: der überwiegende Teil der 
Linken der alten Zweiten Internationale nach 1919 so schnell unter die Dominanz 
der russischen bzw. sowjetischen Partei, zu „gekrümmten“ Kommunisten geriet; 
Dutschke bietet hierfür im Falle der KPD lediglich die Ermordung ihrer Führer 
Liebknecht, Luxemburg, Jogiches und Levine als Erklärung an sowie ferner eine 
Inversion der bolschewistisch-stalinistischen Interpretation für die Niederlage der 
deutschen Revolution, die „politisch-organisatorische Schwäche der gerade gegrün- 
deten KPD“ (119). Nun hat Rosa Luxemburg, die zweifellos theoretisch bedeu- 
tendste und artikulierteste Vertreterin der Linken in der SPD und eine hervorragende 
Kennerin der russischen Verhältnisse, in ihrer Auseinandersetzung mit Lenin über 
die Organisationsfrage gerade nicht mit der Gefahr der Beibehaltung oder Restaura- 
tion „asiatischer“ Verhältnisse argumentiert, sondern mit der Struktur der von 
Lenin vorgeschlagenen Parteiorganisation, ihrem jakobinischen, blanguistischen, da- 
her zentralistischen Charakter (120); dies schließt freilich nicht aus, jakobinische Ten- 
denzen von Tkalev bis Lenin mit der „Rückständigkeit‘‘ Rußlands und deren beson- 
derer Formbestimmung in Verbindung zu bringen, verweist aber doch einmal mehr 
darauf, daß der Bolschewismus nicht losgelöst vom Marxismus der Il. Internationale 
bzw. von der Praxis der internationalen Sozialdemokratie dieser Zeit verstanden 
werden kann: Für Rosa Luxemburg ging es um eine interne Kontroverse der Sozial- 
demokratie. 

Auch die spätere Kritik Rosa Luxemburgs an der Politik der Bol’$eviki nach 
der Oktoberrevolution geht viel mehr von allgemeinpolitischen und -theoretischen 
Erwägungen aus, als daß die vorrevolutionären Gesellschaftsstrukturen Rußlands 
problematisiert würden: Auch hier stellt sie ihren Informationen über die reale Ent- 
117 vgl. hierzu Franz Janossy, Das Ende der Wirtschaftswunder, Ffm. 1966, S. 61 ff 
118  Dwutschke, Das politisch ungeklärte Problem, a.a,0., S. 16 
119  ders., Versuch, a.a.O., S. 213 
120 vgl. Rosa Luxemburg, „Organisationsfragen der russischen Sozialdemokratie“, Gesam- 

melte Werke 1/2, S. 426 ff, und s. Anette Jost, „Rosa Luxemburgs Lenin-Kritik“, in: 

Arbeiterbewegung. Theorie und Geschichte, Jahrbuch 5, Ffm 1977, S. 79 £f 
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wicklungen in Sowjetrußland aligemeine Postulate sozialistischer Demokratie, der 
Behandlung der Nationalitätenfrage usw. gegenüber; besonders deutlich wird dies, 
wo sie auf die konkreten Bedingungen im Rußland des Bürgerkriegs tatsächlich ein- 
geht und nicht etwa auf das „asiatische“ Erbe verweist, sondern auf die Abschnürung 
Sowjetrußlands „von seinen wichtigsten Rohstoffquellen“, „vom Weltmarkt“, auf 
die Zerrüttung der produktiven Strukturen, welche ein „schroffe(r} Umsturz der 
Produktionsverhältnisse“ unter diesen Umständen nach sich ziehen muß; selbst das 
„massenhafte Abfluten des städtischen Proletariats aufs platte Land‘ (121) wird so 
durch die konkret-aktuelle Lage erklärt, nicht durch gesellschaftliche Grundstruktu- 
ren Rußlands; nebenbei erfährt man hier, daß Rosa Luxemburg durchaus ein mas- 
senhaftes Industrieproletariat, das freilich gesamtgesellschaftlich gesehen in der 
Minorität blieb, ihren Überlegungen zugrundelegte (122). So auch konnte sie die 
internationale Bedeutung der Aktion Lenins und Trockijs erfassen, deren Beschrän- 
kung nicht in den vorgefundenen Verhältnissen lag, sondern vielmehr in der interna-- 
tionalen Situation: 

„Mögen die deutschen Regierungssozialisten schreien, die Herrschaft der Bolschewikiin Rußland 
sei ein Zerrbild der Diktatur des Proletariats, Wenn sie es war oder ist, so nur, weil sie eben ein 
Produkt der Haltung des deutschen Proletariats war, die ein Zerrbild auf sozialistischen Klassen- 
kampf war. Wir alle stehen unter dem Gesetz der Geschichte, und die sozialistische Gesellschafts- 
ordnung läßt sich eben nur international durchführen. (...) In Rußland konnte das Problem nur 
gestellt werden. Und in diesem Sinne gehört die Zukunft überall dem ‚Bolschewismus‘.“ (123) 
RosaLuxemburg als Kronzeugin für ein „asiatisches“ Rußland zu benennen, empfiehlt 
sich demnach nicht; also hätte sie auch von dieser Seite kaum aktiv werden können 
gegen die leninistische Tendenz innerhalb der Dritten Internationale; deren ‚‚Bol- 
schewisierung“, d. h. Unterwerfung unter die Direktiven des russischen bzw. sowje- 
tischen ZK, ihre Funktionalisierung für die sowjetische Außenpolitik in den späten 
20er und 30er Jahren muß auf der Seite der nichtsowjetischen Parteien andere 
Gründe gehabt haben; Dutschke dagegen fordert im Zusammenhang mit den Frak- 
tionskämpfen in der KP Ungarns, speziell mit dem Verhalten Bela Kuns nicht dies, 
sondern vielmehr, das „prinzipielle Schauen nach Moskau ... aus der Struktur der 
Kl-Exekutive und ihrer Bezogenheit auf den sowjetischen Staats- und Parteiapparat 
abzuleiten‘ (124). Dies aber ist selbst schon Teil der Symptomatik, nicht die Er- 


121 Rosa Luxembuıg, „Zur russischen Revolution“, Gesammelte Werke IV, S. 357 

122 Anders als Berghahn/Dutschke, a.a.O., S. 153 behaupten, antizipierte Rosa Luxemburg 
auch in ihrer Dissertation eine westeiropäische Entwicklung des russischen Kapitalismus, 
den sie in der Perspektive des Konkurrenten des älteren polnischen Kapitals sah (vgl. Die 
industrielle Entwicklung Polens in: GW 1/1, S. 116, 204); dies entspricht dem histori- 
schen Erfahrungshorizont einer Periode, als die Entwicklung der Unterentwicklung noch 
nicht genügend fortgeschritten war, um eine andere Perspektive kapitalistischer Entwick- 
lung als möglich erscheinen zu lassen. 

123 Luxemburg, Russische Revolution, a.a.0., S. 364 f; daß Rosa Luxemburg für Rußland 
eine ganz „normale“ kapitalistische Entwicklung schon sehr früh prognostizierte, ergibt 

. sich bereits aus ihrer Dissertation: Die industrielle Entwicklung Polens, a.a.O., bes. S. 116 

124  Dutschke, a.a.O., S. 304; das Programm, die „Fehler‘‘ auch aus der „‚Leninsche(n) Erb- 
schaft der 2. Internationale“ zu erklären (ebd. S. 76) hat Dutschke m. E. gerade nicht 
eingelöst 


128 


klärung für die Entwicklung der westeuropäischen Parteien. 

Diese Erklärung ergibt sich am ehesten aus einer vollständigen Berücksichti- 
gung aller relevanter Faktoren sowohl für die Entwicklung Rußlands bzw. der Sow- 
jetunion als auch der westeuropäischen Arbeiterbewegung und ihrer Organisationen: 
in erster Linie ihrer Spaltung während und nach dem Ersten Weltkrieg, aber auch 
der Entwicklung ihrer linken Fraktion, die dech noch lange nicht mit der Komin- 
tern gleichzusetzen ist, deren wesentlichsten Ansätze vielmehr bald außerhalb des 
offiziellen Kommunismus standen, ob es sich nun um die Rätekommunisten, Korsch 
und seine Freunde, die Trotzkisten, Thalheimer und Brandier oder wen immer 
handeln mag. Die Herausbildung einer kommunistischen Orthodoxie, zu der die ge- 
nannten Strömungen als „Dissidenten“ definiert werden, erklärt sich zum einen aus 
der aktiven Bezugnahme auf das Land, dessen politischem System die Verwirkli- 
chung der proletarischen Diktatur unterstellt wurde: Das ‚Vaterland aller Werktäti- 
gen“ sollte doch zunächst durch seine bloße Existenz den als schweren Mangel 
empfundenen Zustand beenden helfen, daß die Proletarier kein „Vaterland“ haben 
können; derartige Bedürfnisse artikulieren sich beispielsweise auch da, wo die west- 
europäischen Arbeiterführer sehr deutlich die Wohltaten eines Zustandes in Anspruch 
nehmen, wo sie oder doch ihre russischen Genossen die Herren sind, wie es Viktor 
Serge an dem Verhalten der Delegierten zum Zweiten Kominternkongreß demon- 
striert; dieses Gefühl hatte dort offenbar gähzlich die Sensibilität für die Leiden der 
Bewohner des hungernden Moskau übertönt (125). Diese positive Bezugnahme vor 
allem der Führungsgruppen der nichtsowjetischen Parteien wurde zweifellos ergänzt 
durch die Tatsache, daß man sich offensichtlich mit Revolutionären identifizierte, 
die sich durch einen jahrzehntelangen Kampf ausgewiesen hatten; dies traf ganz 
zweifellos auch für Stalin und Teile seiner Fraktion zu: Die Problematik wird gerade 
zugedeckt oder verliert doch wesentlich an Brisanz, wenn man diesen den aktiven 
Willen zur Restauration, zur Etablierung ihrer Herrschaft als Clique oder ähnliches 
unterstellt. Vielmehr ist ernsthaft zu überlegen, ob hier nicht in besonderem Maße 
die Transposition von Eigenschaften, die gerade den unter den Bedingungen der Ille- 
galität lebenden Revolutionär positiv auszeichneten, auf die nachrevolutionäre ge- 
sellschaftliche Praxis von mitentscheidender Bedeutung war (126); hinzu kommt, 
daß sich die nichtsowjetischen KPn sehr häufig in einer Lage befanden, die jener 
der russischen Revolutionäre vor 1917 nicht unähnlich war: zu erinnern wäre, daß 
die KPD auch während der Weimarer Republik wiederholt verboten war, erst recht 
einige ihrer Untergliederungen, und daß die Mehrzahl der Mitgliedsparteien der 
Komintern — gewiß auch aufgrund fehlerhafter Anweisungen ihrer eigenen Zentra- 
le — zunehmend in die lllegalität gerieten. 

Von zentraler Bedeutung muß demnach für das Verständnis der Entwicklung 
der an der KPdSU orientierten Parteien bis heute auch deren Innenanalyse unter 
Berücksichtigung der Tatsache sein, daß sie ihre eigene Geschichte nicht aufgearbeitet 


125 _ vgl. Viktor Serge, Beruf: Revolutionär, Ffm 1967, $. 121 ff und vgl. ebd. S. 154: „, Der 
Totalitarismus ist ir uns‘ — ohne hier die Terminologie von Serge übernehmen zu wollen 
126 vgl. Svetozar Stojanoviß, Kritik und Zukunft des Sozialismus, München 1970, S. 155 ff 
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haben, weder was organisatorische Grundannahmen wie die Arbeitsteilung zwischen 
Partei und Gewerkschaften angeht, noch die theoretische Orientierung. 


8. Lenin als russischer Sozialdemokrat 


Hier ist von entscheidender Wichtigkeit festzuhalten, daß Lenin in der Tradition des 
Kautskyanertums in weit stärkerem Maße stand als z. B. die holländische Linke 
oder Rosa Luxemburg, die viel früher als Lenin auch auf die politische Konsequenz- 
losigkeit der Kautskyschen Position hinwies, während Lenin dies erst nach dem 
Ausbruch des Ersten Weltkriegs und dem Zusammenbruch der Internationale 
deutlich wurde. Es ist absurd, die Ansichten eines Theoretikers, der immerhin fast 
zwei Jahrzehnte in Westeuropa gelebt hat, der auch die westeuropäische Arbeiterbe- 
wegung aus nächster Nähe kennenlernte und an ihr teilnahm, allein auf die prägende 
Kraft der russischen Verhältnisse zurückführen zu wollen; speziell im Falle der 
„Kapital‘“-Rezeption, die ihn zu den von Dutschke und anderen mit Recht kritisier- 
ten optimistischen Aussagen über die Entwicklungsperspektiven des russischen 
Kapitalismus anregte, teilte Lenin alle seine Fehler mit allen anderen führenden 
Theoretikern der Zweiten Internationale (127); es ist daher unsinnig, ihn hier und 
anderswo nicht als russischen Marx-Schüler und Kautskyaner, anders: als russischen 
Sozialdemokraten anzusehen. 

Die Kritik der Leninschen Theorie, verstanden als ihre vor allem auch histori- 
sche Aufarbeitung, kann sich daher nicht darauf beschränken, diese als ausschließ- 
lich russisches Phänomen zu betrachten; zwar ist die Betonung der spezifisch russi- 
schen Entstehungszusammenhänge der theoretischen Positionen Lenins notwendig, 
um die allgemein, vor allem vom orthodoxen Marxismus-Leninismus, behauptete 
unterschiedslos universale Bedeutung dieser Theoreme zu überprüfen und zu proble- 
matisieren. Mit der ausschließlichen Reduzierung der Betrachtung auf diesen Aspekt 
des Entstehungszusammenhangs überspannt man dagegen den Bogen in die andere 
Richtung. Politisch entscheidend ist dabei, daß allgemein auftretende Probleme ins- 
besondere in der Organisationsfrage, desgleichen aber auch in der Einbeziehung der 
Perspektive des kommunistisch-sozialistischen Ziels in die Auseinandersezung auch 
um Tagesfragen, allzu oft von ihrem einzig sinnvollen Begründungszusammenhang: 
den Erfahrungen der siegreichen Revolutionen sozialistischen Anspruchs wie auch 
der durch ihre internationale Lage gesetzten Notwendigkeitenentzogen werden(128). 


127  s. Roman Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen „Kapital“, Ffm-Wien 
1969, 5. 523 ff; übrigens übersieht Dutschke in seiner Kritik an Rosdolskys Lenin-Kritik 
(s. Dutschke a.a:aO., S. 75f), daß dieser schr wohl die historischen Begründungszusam- 
Be für die Leninsche Theoriebildung ins Auge faßt (s. Rosdolsky a.a.O., S. 561, 
566, 579) 

128 s. hierzu auch Robert Havemann, „Die DDR in den zwanzig Jahren seit Stalins Sturz“ in: 
Medwedew u. a. Entstalinisierung. Der XX. Parteitag der KPdSU und seine Folgen, Ffm 
1977, S. 65 f. Auch die Argumentation von Rudolf Bahro bezieht sich neben der These 
der Rückständigkeit Rußlands auf diese Zusammenhänge. Da es zwischen Bahro und 
Dutschke zwar Berührungspunkte hinsichtlich der „asiatischen‘‘ Vergangenheit Rußlands 
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Einmal als asiatisch restauriertes Land definiert (129), braucht die Sowjet- 
union uns nur noch als expandierender Moloch, nicht mehr als Teil unserer eigenen 
Geschichte zu beschäftigen. 

Den Beweis für den „asiatischen‘‘ Charakter des alten Rußland, erst recht für 
die „asiatische‘‘ Restauration nach der Oktoberrevolution ist Dutschke ebenso 
schuldig geblieben wie vor ihm andere, die in ähnlicher Richtung argumentiert ha- 
ben; die Schwierigkeiten, welche durch die sowjetische Entwicklung aufgeworfen 
worden sind, zwingen dazu, das gesamte Programm einer jeden sozialistischen Um- 
gestaltung neu zu problematisieren: In erster Linie die Frage des Staats, sowie der 
politischen Organisationsform, mittels derer der Kampf um gesellschaftliche Verän- 
derung zu führen wäre; ebenfalls, erst recht unter Berücksichtigung der Fortentwick- 
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse in den kapitalistischen Ländern, die Frage 
konkreter Aussagen zur Struktur der Zukunftsgesellschaft. Wesentliche Teile dieser 
Frage haben nicht von ungefähr bereits den Gegenstand der Debatte zwischen Marx 
und Bakunin gebildet; wenn die Entwicklung der Sowjetunion auf die Notwendig- 
keit verweist, diese Fragen erneut grundsätzlich aufzugreifen, so gerade weil hier 
russische Geschiche und Geschiche der internationalen sozialistischen Bewegung zur 
Debatte stehen, die auch im russischen Kontext selbst nicht voneinander zu trennen 
sind. Diese Fragen müssen in im besten Sinne historisch-materialistischer Weise be- 
antwortet werden, wenn die Sozialisten nicht nur imWesteuropa glaubhaft machen 
wollen, daß ihnen die sowjetische Entwicklung nicht notwendig die Melodie ihrer 
eigenen Zukunftsperspektive vorspielt. 


gibt, dies bei Bahro aber nicht die beherrschende Stellung einnimmt und völlig anders 
gewendet wird, habe ich auf eine ausführliche Berücksichtigung seiner Position verzichtet. 
129 s. Berghahn/Dutschke, a.a.O., S. 158 ff; die eingehende Erörterung dieses Aspekts würde 
einen gesonderten Artikel erfordern. 
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Walter Süß 
Bürokratische Rationalität und gesellschaftliche Synthesis in der Konsti- 
tutionsphase des sowjetischen Systems (1) 


Die Frage nach historischer Notwendigkeit und Formationscharakter der sowjeti- 
schen Gesellschaft hat durch die politische Entwicklung im letzten Jahrzehnt zuneh- 
mende Bedeutung gewonnen: Ökonomische Krise und Legitimationsdefizit der ka- 
pitalistischen Gesellschaften machen eine alternative sozialistische Perspektive zur 
politischen Notwendigkeit, wobei das „sowjetische Modell‘, so wenig es als eine 
Antwort für zentrale Themen der antikapitalistischen Bewegung (wie Charakter der 
Arbeit; umfassende gesellschaftliche Emanzipation und Selbstbestimmung; Neube- 
stimmung der Naturaneignung etc.) darstellt, doch immer zu einer — über bloß ab- 
grenzende Willensbekundung hinausgehenden — tiefergehenden historischen Posi- 
tionsbestimmung herausfordert. Zugleich kristallisiert sich in den Ländern des „Rats 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe“ (RGW), vor allem seit dem Aufbruch in der CSSR 
1968, eine sozialistische Opposition heraus, die lebendiger Beweis dafür ist, daß de- 
ren politisch-gesellschaftliche Strukturen an die Grenzen ihrer Integrationsfähigkeit 
stoßen, daß auch dort Alternativen gesellschaftlicher Entwicklung zur — wenngleich 
noch durch Repression niedergehaltenen — Möglichkeit heranwachsen. Umgekehrt 
aber haben sich einzelne „unterentwickelte“ Länder, in denen ein weitgehend selb- 
ständiger revolutionärer Umbruch vollbracht wurde, wie etwa Kuba, Angola, Viet- 
nam, vor allem politisch in eine Richtung entwickelt, die mit den sich herausbil- 
denden Zielprojektionen der Linken in den kapitalistischen wie den „sozialistischen“ 
Industrieländern wenig gemein hat. Soll der Internationalismus von gestern nicht 
zum moralischen Kater von heute werden, will die Linke historische Identität ge- 
winnen, ohne ihre Vergangenheit zu verleugnen, will sich diese Linke um die Bedin- 
gungen der Realisierung ihres Projekts einer herrschaftsfreien Gesellschaft klar wer- 
den, so führt kein Weg daran vorbei, die Gesellschaften „sowjetischen Typs“ in 
ihr „Geschichtsbild“ einzuordnen. Zur Realisierung dieser Aufgabe soll mit den fol- 
genden Überlegungen (für einen Teilaspekt der Gesamtproblematik) beigetragen 
werden. 


1 Dieser Artikel ist im Rahmen der Vorarbeiten zu einem — von der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft geförderten — Forschungsprojekt „Industrialisierung und Stalinisierung“ 
entstanden. Den Mitarbeitern/-innen dieses Projekts (insbesondere Krisztina Mänicke- 
Gyöngyösi) und Wilfried Spohn sei an dieser Stelle für eine Reihe von für die Herausar- 
beitung meiner Argumentation fruchtbaren Diskussionen gedankt. 
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Bürgerliche Totalitarismus-Theorie wie ‚„eurokommunistische“ Vergangenheitsbe- 
wältigung (wie schließlich auch Fortschreibungen der Trotzkischen Kritik am „Ver- 
rat der Revolution“) kranken allesamt daran, ein verselbständigtes „politisches Sub- 
system“ als eigentlich aktiven Kernbereich des „stalinistischen Gesamtsystems“ 
zu unterstellen, ohne noch die Etablierung dieses Systems, seine Integrationsmecha- 
nismen und Entwicklungsetappen in Bezug zu setzen zu Struktur und Entwicklung 
der nachrevolutionären Gesellschaft — d,h. ohne das „Gesamtsystem“ als — auch 
politisch vermittelten — sozio-ökonomischen Reproduktionszusammenhang zu be- 
greifen. Daran mag soviel richtig sein, als der „Stalinismus‘“ schwerlich unter Ab- 
straktion von Partei- und Staatsapparat auch nur zu identifizieren wäre. Wenn man 
jedoch — wie z.B. Jean Elleinstein — schreibt: „In der Tat entwickelte er (Stalin) 
den Sozialismus, obwohl er in despotischer Art vorging.“ (2), so ist die Frage nach 
dem Zusammenhang von sozioökonomischer und politischer Entwicklung (durch 
die willkürliche Separierung eines — despotischen — politischen ‚Phänomens“ und 
einer — ökonomistisch bzw. industrialistisch reduzierten — Basis) schon von vorne- 
herein ausgeklammert, das „stalinsche Phänomen“ wird zu einem Problem „auf der 
Ebene des Überbaus“ (3). 

In diesem Punkt ist selbst die westlich® „Sowjetologie“ inzwischen insofern 
weiter, als sie — im Gefolge des Übergangs vom Kalten Krieg zur „friedlichen Koexi- 
stenz“ — in Abkehr vom statischen und politologisch bornierten „Totalitarismus- 
Modell“ und in Hinwendung zu modernisierungstheoretischen und sozialgeschicht- 
lichen Fragestellungen eine Reihe von Versuchen vorzuweisen hat, Stalinismus als 
gesellschaftliches „Phänomen“ zu analysieren. Während jedoch für Teilbereiche ge- 
sellschaftlicher Entwicklung diese neueren Arbeiten (4) wertvolle Einsichten vermit- 
teln, steht eine gesamtgesellschaftliche Interpretation des sowjetischen Entwick- 
lungsprozesses — auch aus Industrialisierungs- oder Modernisierungsperspektive — 
noch aus (5). 

Den Versuch einer politischen wie ökonomischen Gesamtinterpretation un- 
ternahm Rudolf Bahro mit seiner 1977 erschienenen ‚‚Alternative“ (6). Bahros Ar- 
gumentation scheint mir in dem historischen Teil seines Werks jedoch an dem ent- 
scheidenden Fehler zu kranken, daß er methodisch von einem (in Analogie zur 
„Asiatische Produktionsweise‘“ entwickelten) funktionalistischen ‚‚Industrialisie- 
rungs-Modell“ ausgeht und die stalinistische Despotie reduziert auf die Akkumula- 
tionsfunktion einer Modernisierungs-Diktatur. Da sich hinter dieser Interpretation 


2 J. Elleinstein, „Geschichte des ‚Stalinismus‘ “, Westberlin 1977,S. 109 

3 Ebda.,S. 197 

4 Vgl. R. C. Tucker (ed.), „Stalinism. Essays in Historical Interpretations“, New York 
1977; Sh. Fitzpatrick (ed.), „Cultural Revolution in Russia, 1928 - 1931“, Bloomington/ 
London 1978. . 

5 Vgl. T. A. Jones, „Modernization Theory and Socialist Development“, in: M. G. Field 
(ed.), „Social Consequences of Modernization in Communist Societies“, Baltimore/Lon- 
don 1976,5.19 -49. 

6 „Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden Sozialismus“, Köln/Frankfurt 1977, 
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ein hypostasiertes Modell industriellen Wachstums in der take-off-Phase, eines 
„nichtkapitalistischen Wegs der Industrialisierung‘“, verbirgt, vermag auch Bahro — 
obwohl er zu Recht die Bedeutung vertikaler Arbeitsteilung, außerökonomischen 
Zwangs und staatlicher Strukturen als zentrale Elemente des etablierten ‚‚Stalinis- 
mus“ benennt — weder die Möglichkeit der Durchsetzung dieses Systems zureichend 
zu erklären, noch auch die Frage tatsächlich zu beantworten, ob der „Stalinismus“ 
die historisch einzig mögliche Form einer Industrialisierung des Landes darstellte, 
ob und warum andere politische Konzeptionen scheiterten bzw. — nach Bahros 
Auffassung — scheitern mußten. Und schließlich unterstellt Bahros Interpretation 
der stalinistischen Despotie ein Ausmaß ökonomischer Rationalität, das — wie ich 
noch zu zeigen versuchen werde — wenig mit der Wirklichkeit gemein hat. Selbst- 
verständlich ist die Interpretation der sowjetischen Entwicklung nur ein Teilbereich 
von Bahros Analyse, deren Bedeutung mit diesen Anmerkungen nicht in Zweifel ge- 
zogen werden soll. Wesentlich aber ist, sich klar zu machen, daß die „Alternative“ 
zwar wichtige Anknüpfungspunkte bietet, aber noch nicht „die“ Antwort auf die 
Frage nach dem Stalinismus darstellt. 


Mi 


Mein eigener Ansatz beansprucht nicht, Rahmen einer gesamtgesellschaftlichen 
„Theorie des Stalinismus“ zu sein, sondern ist nur ein Versuch, ausgehend von der 
Sozialstruktur der nachrevolutionären Sowjetunion und mit Hilfe der Radikalisie- 
rung einiger Begrifflichkeiten und Argumentationen, die auch bisher schon in dem 
einen oder anderen Beitrag eine Rolle spielten, ein Interpretationskonzept für einen 
zentralen Aspekt der Entwicklung zum Stalinismus zu erläutern, (Für eine tatsäch- 
liche Auseinandersetzung mit anderen Theorien fehlt an dieser Stelle leider der 
Raum.) 

Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die Bestimmung der sowjeti- 
schen Bürokratie als jener gesellschaftlichen Schicht (oder Klasse — s.u.), deren In- 
teressenlage und Handeln auf ihrer — sich im Lauf der Zeit steigernden — Verfü- 
gungsgewalt über das gesellschaftliche Mehrprodukt und der Aneignung, Verwaltung 
und Vernutzung dieses Mehrprodukts in „Form der Allgemeinheit‘ (7) aufbaut, le- 
gitimiert als „inhaltliche“ (d.h. tatsächliche) „Allgemeinheit“ der Interessen der Ar- 
beiter und der (armen) Bauernschaft. So will ich versuchen, Bürokratie in ihrer im- 
mer umfassenderen Durchdringung aller gesellschaftlichen Sektoren sowohl aus der 
Dynamik ihrer Beziehung zu den verschiedenen gesellschaftlichen Klassen zu verste- 
hen, wie ihre innere Struktur ausgehend von der Frage nach den Bedingungen der 
Realisierung dieser gesamtbürokratischen Aufgabe, die letztlich hinausläuft auf die 
bewußte Organisierung gesellschaftlicher Synthesis, zu analysieren. 


7 K. Marx, „Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie. Kritik des Hegelschen Staats- 
rechts (88 261 - 313)‘, in: Marx/Engels, „Werke“ I, Berlin (DDR) 1970, S. 267. 
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Um die Problematik dieser Aufgabe zu verstehen, ist es sinnvoll, sich Webers 
Bestimmung der Bürokratie (8) ins Gedächtnis zu rufen. Bürokratie wird von Weber 
— idealtypisch — verstanden als Exekutivorgan der Organisierung gesellschaftlicher 
Interessen und Funktionen unter der Maxime formaler Rationalität. Diese formale 
Rationalität der Bürokratie (verstanden als „kalkulatorische Rechenhaftigkeit‘, die 
quantifizierbare oder doch zumindest nach abstrakten Regeln formalisierbare — ihr 
selbst vorgegebene -- Organisationsziele zu optimieren sucht) hat dort, wo Weber 
das empirische Material seiner Typenbildung findet, ihren Bezugspunkt und ihr Maß 
in der. „führende(n) Rolle des Verwertung suchenden Kapitals in der Wirtschaft der 
modernen Kulturländer“ (9). Trotz der Tendenz zur „Rationalisierung“ aller Le- 
bensbereiche und zur Ausweitung des Kompetenzbereichs der Bürokratie kommt 
ihr demnach eine im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß dienende Rolle zu. Im 
Unterschied dazu verfügt die sowjetische Bürokratie unmittelbar über die verstaat- 
lichten Produktionsmittel und muß deshalb als Gesamt-Bürokratie zwangsläufig 
„materiale Rationalität“ (10) in ihrem Handeln zur Geltung bringen, d.h. muß auf 
Wertungen bezogene Entscheidungen, die auf Interessen, Ideologien etc. basieren, 
die außerhalb des Horizonts formaler Rationalität stehen, treffen. Weiche „werten- 
den Postulate“ sie ihren Entscheidungen auch immer zugrunde jegen mag (und seien 
sie noch so „produktivistisch‘“), sie Kommt um diese Postulate selbst nicht herum. 
Anders ausgedrückt: Für die Bürokratie als gesamtgesellschaftlich herrschende 
Schicht führt kein Weg am ‚‚Primat der Politik“ vorbei — sie selbst als herrschende 
ist dieses Primat. Damit aber steht die Gesamtbürokratie vor der Aufgabe, einen ge- 
meinsamen. Rationalitätsbezugspunkt zu finden. Sie kann diesen Bezugspunkt 
„nach außen“ verlagern, indem sie den Marktmechanismus simuliert, aber auch das 
ist eine — widerrufbare — politische Entscheidung. Sie kann verschiedene Rationali- 
tätsbezugspunkte nebeneinander koexistieren lassen — eventuell um den Preis ver- 
ringerter Gesamtrationalität und vor allem unter dem Zwang, Regelungsmechanis- 
men und gemeinsame Maßstäbe an den Konfliktstellen zu institutionalisieren. Oder 
eine bürokratische Fraktion kann ikre Rationalität zur herrschenden erheben, an 
der sich — im Zweifelsfall — sämtliche Bürokratiesektoren orientieren. Alle diese 
Möglichkeiten wurden in der sowjetischen Entwicklung durchgespielt. 

Der Rationalitätskonflikt, in den sich eine — die unmittelbaren Produzenten 
ökonomisch und politisch expropriierende — Bürokratie notwendig begibt, trägt in 
sich bereits den Keim zur Spaltung, zur sozialen und politischen Differenzierung der 
Bürokratie in — wie dies Konräd/Szelenyi ausdrückten (11} — Spezialisten des „te- 
los“ und der „techne“, Fachintelligenz und Produzenten gesamtgesellschaftlicher 
Interpretationsmuster und Ziele. Diese Charakterisierung kann übernommen wer- 
den, wenn eben in die begriffliche Bestimmung aufgenommen wird, daß es sich bei 


8 Vgl. M. Weber, „Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soziologie“, 
5. Aufl, Tübingen 1976, S. 124 - 130, 551 - 579, 825 - 837. 

9 M. Weber, „Die ‚Objektivität‘ sozialwissenschaftlicher und soziolpolitischer Erkenntnis“, 
in: ders., „Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre“, 4. Aufl., Tübingen 1973, S. 164. 

10 Vgl. Weber, „Wirtschaft und Gesellschaft“, a.a.0.,S. 44. 

11 G. Konrad/I. Szelenyi, „Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassermacht“, Frankfurt/M. 
1978. 
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der Differenz zwischen beiden Funktionsgruppen nicht nur um eine Art gesellschaft- 
licher Arbeitsteilung in „Rezepternacher“ und „Rezepteanwender“ handelt (die in 
jeder Gesellschaft, die über einen relevanten Sektor intellektueller Arbeit verfügt, 
anzutreffen ist), sondern auf Basis des „Primats der Politik“ um einen strukturellen 
gesellschaftlichen Gegensatz, der — wie zu zeigen sein wird — das Spezifische der 
Bürckratie sowjetischen Typs ausmacht. 

Die einzelnen Fraktionen der Bürokratie sollen im folgenden bestimmt wer- 
den aufgrund ihrer Stellung in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, ihrer sich dar- 
aus ergebenden funktionsspezifischen Handlungsorientierung (vermittelt über gesell- 
schaftlichen Zwang zu entsprechendem Rollenverhalten) und — anknüpfend an Lu- 
käcs‘ Begriff des Klassenbewußtseins (12) — ihrer sich daraus ergebenden Fähigkeit 
bzw. Unfähigkeit zu gesellschaftlichen Synthesis. D.h. der objektiven Möglichkeit, 
aus ihren Interessen und Handlungsorientierungen ein Projekt gesamtgesellschaft- 
licher Arbeitsteilung abzuleiten. 


Anmerkung: In der theoretisch fundamentalen Frage, ob die sowjetische Bürokratie als „Schicht“ 
oder als „Klasse“ zu betrachten ist, werde ich mich im folgenden nicht „festlegen“. Dies bedarf 
der Erläuterung: Geht man allein von der Struktur des gesellschaftlichen Reproduktionsprozes- 
ses aus, dern Modus der Erzeugung und Aneignung des Mehrprodukts, so wäre meines Erachtens 
die sowjetische Bürokratie mit dem Übergang zum „Kriegskommunismus“ als herrschende Klas- 
se zu bestimmen. Ich ziehe diese Konsequenz jedoch aus zwei Gründen nicht: Erstens weil es 
sich in der Frühphase der sowjetischen Entwicklung noch um einen unabgeschlossenen Prozeß 
der Etablierung der Bürokratie handelt, in dem andere Entwicklungsalternativen noch denkbar 
gewesen wären. Zweitens, weil sich — wie ich zeigen will — die Beziehung zwischen der innerbü- 
rokratisch dominierenden Partei und der Arbeiterklasse in dieser Periode nicht auf ein politisch 
abgesichertes Ausbeutungsverhältnis reduzieren läßt. Und schließlich, weil als Folge feh- 
lender Differenzierung in diesen beiden Punkten der ‚„stalinsche Bruch‘ in den 30er Jah- 
ren in seiner klassenpolitischen Bedeutung verschleiert, wenn nicht überhaupt unverständlich 
würde. Es kommt aber bei der Analyse der sowjetischen Frühgeschichte gerade darauf an, nicht 
das Resultat des Prozesses vorschnell zu postulieren, sondern die Konstitutionsmomente des in 
der Tat historisch neuen Herrschaftssystems herauszuarbeiten. 


Soweit — in der gebotenen Kürze — der allgemeine interpretatorische Rahmen der 
folgenden empirischen Darstellung. Als Zwischenschritt will ich versuchen, jene Teil- 
sektoren der sowjetischen Bürokratie, die in der Leitung des gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozesses zentrale Positionen einnahmen (die technische Intelligenz, die 
Verwaltungsintelligenz und die Partei) näher zu bestimmen. Soweit dabei auf empi- 
tische Tatbestände Bezug genommen wird, handelt es sich um die Periode nach der 


12 Vgl. G. Lukäcs, „Kiassenbewußtsein“, in: ders,, „Geschichte und Klassenbewußtsein. 
Studien über marxistische Dialektik“, Berlin 1923, S. 62: „Die Beziehung auf die kon- 
krete Totalität und die aus ihr folgenden dialektischen Bestimmungen weisen über die- 
se bloße Beschreibung hinaus und ergeben die Kategorie der objektiven Möglichkeit. In- 
dem das Bewußtsein auf das Ganze der Gesellschaft bezogen wird, werden jene Gedan- 
ken, Empfindungen usw. erkannt, die die Menschen in einer bestimmten Lebenslage ha- 
ben würden, wenn sie diese Lage, die sich aus ihr heraus ergebenden Interessen sowohl 
in bezug auf das unmittelbare Handeln wie auf den — diesen Interessen gemäßen — Auf- 
bau der ganzen Gesellschaft vollkommen zu erfassen fähig wären; die Gedanken usw. al- 
so, die ihrer objektiven Lage angemessen sind.“ 
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ersten Konsolidierungsphase und vor Beginn des Stalinismus, d.h. um die Periode 
der „Neuen Ökonomischen Politik“ (NEP). 

Die Verwaltungsintelligenz organisiert den gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozeß, dessen Ziele ihr de jure (durch den Sowjetkongreß bzw. — extra legem — 
die Partei) vorgegeben werden, wobei sie jedoch (gemeinsam mit der technischen 
bzw. der technisch-wissenschaftlichen Intelligenz) durch Entscheidungsvorbereitung 
auch auf die Zielsetzung bedeutenden Einfluß nimmt. Von dieser Intelligenzschicht 
werden sämtliche Etappen des Reproduktionsprozesses (wenn auch nicht ausschließ- 
lich) reguliert: von der Konkretisierung der ersten Planentwürfe über das bargaining 
zwischen zentralen Verwaltungsbehörden und den Leitungen von Syndikaten (Ein- 
kaufs- und Verkaufsvereinigungen), Trusts und Betrieben bis zur Mittelvergabe, die 
Kontrolle über die Planerfüllung und die Prämiierung. Für ihre Tätigkeit werden ihre 
Mitglieder mit Einkommen entlohnt, die selbst bei den unteren Verwaltungskadern 
in der Regel erheblich über den durchschnittlichen Arbeiterlöhnen oder gar den 
bäuerlichen Einkommen liegen. 

ihre funktionsspezifische Handlungsrationalität läßt sich wenigstens zu Teilen 
in den Kategorien der Weberschen Bürokratie-Soziologie beschreiben: ihre Mitglie- 
der genießen nicht als Personen, sondern durch Qualifikation und Amt erworbene 
Autorität, stehen in einer arbeitsteilig strukturierten und nach Kompetenzen gestaf- 
felten Amtshierarchie, unterliegen einer Amtspflicht und fixierten Regeln des büro- 
kratischen Verkehrs, schätzen die Regelhaftigkeit und Kontinuität administrativen 
Handelns, sind gewohnt, nicht nach materialer, sondern nach formaler Rationalität 
vorzugehen und betonen die schriftliche, aktenmäßige Kommunikationsform bis 
zum Überdruß. Allerdings dürfen die Gemeinsamkeiten dieser Bürokratie mit dem 
Weberschen ldealtypus auch nicht übertrieben werden: wo er Streben nach Effi- 
zieriz und Flexibilität und nach Rationalisierung der gesellschaftlichen und innerbü- 
rokratischen Beziehungen setzt, achtet diese Bürokratie auf möglichst doppelte und 
dreifache Bearbeitung aller „Vorgänge“, um so den Mangel an „Stabilität an Zu- 
kunftserwartung“ durch die Diffusion von Verantwortung zu kompensieren; statt 
Regelhaftigkeit und Unparteilichkeit gibt es Einflußbereiche, herrscht das Bestreben, 
im Aushandeln der Pläne etc. für die eigene Behörde möglichst viel herauszuholen 
und (vor allem gegen Ende der NEP) „Sicherheitspolster“ zu schaffen; statt strenger 
und loyaler Amtstreue kann bei keinem Dekret und keiner Verordnung davon aus- 
gegangen werden, daß es auf unterer Ebene auch tatsächlich befolgt wird. 

Stellt man die Frage, ob dieser bürokratische Sektor aus seiner Rationalität 
heraus zu einer eigenständigen gesellschaftlichen Synthesis in der Lage gewesen wä- 
re, so läßt sich eine negative Antwort schon mit Max Weber begründen: 


„Nicht, daß diese (die Funktionäre der öffentlichen Verwaltung — WS) keine ‚Politik‘ machen 
würden. Doch ihre Politik folgt Pfründnerinteressen, und sie führt damit zum Immobilismus und 
zur Befestigung des Status quo. Wie einst die Politik der chinesischen Mandarine, dient die der 
modernen patentierten Mandarine nicht vernünftiger Weltbeherrschung, sondern blinder Weltan- 
passung. Das muß nicht heißen, daß es den Menschen dabei materiell schlecht ginge. Doch alles 
ideelle Hinausgreifen über das Gegebene wäre verpönt und würde im Keim erstickt.“ (14) 


14 W. Schluchter, „Aspekte bürokratischer Herrschaft‘, München 1972, 8. 116 £. 
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Hinzu kam das spezifisch russische „£inovnilesivo“, ressortegoistisches Beamten- 
denken, das direkt an Traditionen der patrimonialen Ministerialbürokratie zaristi- 
scher Zeit anknüpfen konnte (15),und das kein einheitliches (Standes- bzw.) Schicht- 
Interesse als Orientierung gesamtgesellschaftlich prägenden Handelns zuließ,. 

Die technische bzw. technisch-wissenschaftliche Intelligenz (die „Spezialisten“ 
im eigentlichen Sinne des Wortes), die in den Beraterstäben der einzelnen Behörden, 
in wissenschaftlichen Forschungsinstituten. und in den Produktionseinheiten selbst 
tätig war, spielte vor allem im unmittelbaren Produktionsprozeß und in der Projek- 
tierung neuer Vorhaben (d.h. der produktiven Allokation des Mehrprodukts) eine 
bedeutende Rolle. In der laufenden (Re-}Produktion war sie einerseits Objekt des 
Verwaltungshandelns der Wirtschaftsbehörden, andererseits trug sie — auf betriebli- 
cher Ebene — die Hauptlast der Vermittlung der Produktionsbeziehung zwischen 
Staat und Arbeiterschaft. Sie organisierte den Produktionsprozeß, setzte (in den 
20er Jahren noch in Auseinandersetzung mit den Gewerkschaftsorganen) die „wis- 
senschaftlichen Arbeitsnormen“ fest und war für den kontinuierlichen Produktions- 
ablauf verantwortlich. An Rationalität und Effizienz dieses Produktionsprozesses, 
an seinem von „äußeren“ Störungen (auch durch die Wirtschaftsbehörden) freien 
Funktionieren orientiert sich diese Intelligenz. Standardformel zur Beschreibung ih- 
rer Tätigkeit ist ihr — in den 20er Jahren — die „Liebe zur Sache“. Soweit diese 
Spezialisten eine über den jeweiligen Produktionsprozeß hinauszielende, gesamtge- 
sellschaftliche Orientierung entwickelten, läßt sie sich — mit Azrael (16) — in der 
Argumentation zusammenfassen, 
„daß der beste und wahrscheinlich einzige Weg zur Realisierung liberaler oder sozialistischer (im 
Sinne der Menschewiki — WS) Ziele in Rußland, die Stabilität der bolschewistischen Macht vor- 
ausgesetzt, war, alles Mögliche zu tun, um die ökonomische Entwicklung zu fördern. Eine solche 
Entwicklung würde unvermeidlich soziale und kulturelle Wandlungen von einer Art hervorbrin- 


gen, die den revolutionären Bolschewismus historisch obsolet machen würde und seine Transfor- 
mation in oder seine Ersetzung durch ein ‚angemesseneres‘ liberales oder sozialistisches Regime 


garantieren würde,“ 

Diese scheinbare Harmonie in der aktuellen Interessenlage darf nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß in der Orientierung dieser Spezialisten auf ökonomisches Wachs- 
tum ein kritischer Maßstab zur Beurteilung der Parteipolitik enthalten war und daß 
es sich hier um eine Ausweitung fachspezifischer Rationalitätskriterien auf die ge- 
samtgesellschaftliche Entwicklung handelte, die in höchst einflußreichen Kreisen 
der wissenschaftlich-technischen Intelligenz (wie in der Wissenschaftlich-Technischen 
Verwaltung des Obersten Volkswirtschaftsrates der UdSSR oder der Allunions-Ver- 
einigung der Ingenieure) bis zur offenen Forderung nach der Priorität „wissenschaft- 
licher“ Kriterien in der entwicklungspolitischen Entscheidungsfindung vorangetrie- 
ben wurde (17). Zugleich verbarg sich hierin, soweit die politische Bürokratie — sei 
es aufgrund ihrer Stellung in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, sei es aufgrund 


15 Vgl. M. Weber, a.a.0. S. 573, 621 ff.; Konräd/Szelenyi, a.2.0.,5. 146 £., 178 ff. 

16 J.R. Azrael, „Managerial Power and Soviet Politics“, Cambridge/Mass. 1966, S. 38. 

17 vgl. K. E. Bales, „Technology and Society under Lenin and Stalin. Origins of the So- 
viet Technical Intelligentsia, 1917 - 1941“, Princeton N. J. 1978, S. 95 -121. 


ihrer spezifischen Interessenlage — andere Ziele als ökonomisches Wachstum verfolg- 
te bzw. im Sinne dieser Wachstumsperspektive .„irrational“ handelte, ein fundamen- 
taler Zielkonflikt (18). Ein Zielkonflikt, der schon in den 20er Jahren vereinzelt in 
offener Kritik technischer Spezialisten an „bürokratischer Mißwirtschaft“ zum Aus-' 
druck kam. 

Die Möglichkeit dieses Konflikts — und auch die faktisch vorgetragene Forde- 
rung nach „wissenschaftlicher“ Zielbestimmung — besagt allerdings keineswegs, daß 
diese Spezialisten von ihrer funktionsspezifischen Handlungsorientierung her in der 
Lage gewesen wären, vermittels „technischer Rationalität“ auf die gesamtgesellschaft- 
lich anstehenden Probleme ‘der nachrevolutionären Sowjetunion eine Antwort zu 
finden. Auch die großartigsten technischen Projekte Konnten nicht jene prinzipielle 
Schranke technischer Rationalität überwinden: daß sie Rationalität des Mitteleinsat- 
zes und ihr der Zweck ihres Tuns äußerlich ist. Jenseits dieser Schranke aber waren 
die Mitglieder der technischen Intelligenz ebenso politische Forderungen aufstellen- 
de Sowjet-Bürger wie andere Schichten und Korporationen der Gesellschaft. Ihr spe- 
zifisches Gewicht war auf dieser Ebene (vor allem infolge des geringen Industrialisie- 
rungsgrades) nicht nur relativ schwach, sondern sie hatten auch — schließt man von 
ihrer Stellung im (Re-)Produktionsprozeß auf ihre Interessenlage — gesamtgesell- 
schaftlich wenig anzubieten: die Ausweitung des Sektors industrieller Arbeit, die 
Aufrechterhaltung der betrieblichen Hierarchie, die Sicherung ihrer materiellen Pri- 
vilegien, all dies waren Ziele, aus denen sich — zumindest in dem bäuerlichen Ruß- 
land der 20er Jahre — kein Projekt gesamtgesellschaftlicher Organisation ableiten 
ließ. Allenfalls ließe sich sagen, daß der scheinbaren Zweck-Freiheit der technischen 
Rationalität, die — als Ausdruck des „Verwertung suchenden Kapitals“ — „ökono- 
mische Effizienz“ als obersten Zweck schon voraussetzt, stärker über den Markt ver- 
mittelte Produktionsbeziehungen und Allokationsentscheidungen eher entsprochen 
hätten (da hier „Sachzwänge“ scheinbar rein zur Geltung kommen), als der perma- 
nente Konflikt zwischen formaler Rationalität (als Domäne der technischen Intelli- 
genz) und materialer Rationalität, wie er in einer Planwirtschaft unvermeidlich ist. 

Hinsichtlich der, ausgehend von der funktionsspezifischen Handlungsorientie- 
rung gestellten, Frage nach der Fähigkeit zu gesellschaftlicher Synthesis, läßt sich 
für Verwaltungsintelligenz wie technische Intelligenz festhalten, daß sich diese Funk- 
tionsgruppen primär an formalen Rationalitätspostulaten orientierten bzw. ihrer 
Stellung in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung nach, der sich daraus ergebenden 
Rollenzuschreibung und der Legitimation ihrer Position und ihres Tuns zu orientic- 
ren hatten, die weder per se noch nach den hinter ihnen stehenden Interessenlagen 
gesellschaftlich verallgemeinerungsfähig waren. Von diesen Funktionsgruppen her 
läßt sich -— anders ausgedrückt — auch bei Abstraktion von den realen gesellschaftli- 
chen Kräfteverhältnissen (dazu s. u.) kein die Totalität der Gesellschaft umfassendes 
Projekt gesellschaftlicher Organisation entfalten. 


18 Um noch einmal mit Weber zu argumentieren: Er hatte (was sich im übrigen direkt aus 
der Unterscheidung von materialer und formaler Rationalität ergibt) darauf hingewiesen, 
daß der gute Beamte, im Unterschied zum Politiker, die Treue zur Institution über die 
Treue zur Sache stellen muß. Vgl. Weber, a.a.0., S. 833. 
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Die spezifische institutionelle Stellung der Partei läßt sich mit einem Trotzki- 
Zitat aus dem Jahre 1920 zusammenfassen: 
„In den Händen der Partei wird die allgemeine Leitung konzentriert. Sie regiert nicht unmittel- 
bar, weil ihr Apparat nicht darauf eingestellt ist. Aber ihr steht das entscheidende Wort in allen 
grundlegenden Fragen zu. Noch mehr, — unsere Praxis hat dazu geführt, daß überhaupt in allen 
Streitfragen, bei Konflikten zwischen den Behörden und persönlichen Konflikten in den Behör- 
den das letzte Wort dem Zentralkomitee der Partei gehört. (.... ) Ein solches Regime ist nur 
möglich, wenn die Autorität der Partei unwidersprochen und ihre Disziplin tadellos ist.“ (19) 
Als Grundcharakteristika der Stellung der Partei werden hier genannt: daß die Par- 
tei nicht Teil des Verwaltungsapparates ist, ihm gegenüber vielmehr die „allgemeine 
Leitung“ wahrnimmt, die Setzung der materialen Rationalitätspostulate (die Ent- 
scheidung „grundlegender Fragen‘), und daß sie die Instanz zur Konfliktregelung 
ist, d.h. die eigentlich politische Instanz im gesamtinstitutionellen Gefüge, da in ihr 
bzw. über sie der Interessenäusgleich und die Entscheidung zwischen unterschiedli- 
chen Konzeptionen, Gesichtspunkten etc. stattfindet. Eingangs wurde versucht, das 
Dilemma einer herrschenden Bürokratie in dem Gegensatz von formaler und mate- 
rialer Rationalität zu fassen. Die spezifische Stellung der Partei in der Gesamtbüro- 
kratie macht es nun gerade aus, als besonderter Teil dieser Bürokratie sich auf die 
materiale Rationalität zu „spezialisieren“. Daß sie innerbürokratisch und gesamtge- 
sellschaftlich die notwendige Dominanz inne hat, um diese Funktion auszufüllen, 
und daß sie über eine entsprechende innere Kohärenz und Distanz zu den Teilbüro- 
kratien verfügt, um mehr zu sein als institutionelle Verdoppelung der bürokratischen 
Interessenfronten, kann zum Teil nur historisch erklärt werden. An dieser Stelle soll 
nur der unterschiedliche Charakter der Partei im Vergleich zu den anderen bürokra- 
tischen Teilsektoren erläutert und auf den zentralen Stellenwert der Ideologie für 
diese Position eingegangen werden. 

Selbsiverständlich genügt es, um gesellschaftlichen Zusammenhalt (der sich in 
kapitalistischen Gesellschaften naturwüchsig über den Markt konstituiert) zu stiften, 
nicht, irgendwelche materialen Postulate als gesamtgesellschaftlich verbindlich zu 
proklamieren. Vielmehr kommi es entscheidend darauf an, ob diese Postulate in ei- 
nem gesellschaftlichen Entwurf verankert sind, der den verschiedenen gesellschaftli- 
chen Sektoren eine kohärente Perspektive zu geben vermag und der Interessen zum 
Ausdruck bringt, die sozioökonomisch, kulturell und politisch so stark verwurzelt 
sind, daß sie sich auch gegen anders geartete gesellschaftliche Teilinteressen durch- 
zusetzen vermögen. Beiden Forderungen genügte der Marxismus als Leninismus in 
hervorragender Weise: gerade in der unmittelbar nachrevolutionären Situation war 
erein exzellentes Instrument, um der freigesetzten revolutionären Energie eine Stoß- 
richtung zu geben, die verschiedenen gesellschaftlichen Umwälzungsprozesse zusam- 
menzubinden, ihnen einen ihre jeweilige Bedeutung transzendieren Sinn zu verlei- 
hen und sie damit selbst wieder — rückwirkend — in ihrer Qualität so zu verändern, 
daß sie Teil im großen Aufbauprozeß wurden. In diesem Sinne Könnte man sagen, 
daß das Programm die Partei schuf und nicht umgekehrt. Diese Ideologie wurde ge- 
tragen von einer Korporation eines ganz spezifischen Typus von Funktionären: 


19 L. Trotzki, „Terrorismus und Kommunismus. Anti-Kautsky“, Hambuzg 1920, S. 87. 


141 


Menschen, die auf Basis politischer Loyalität gegenüber der Parteiführung, ihrer Fä- 
higkeit zu synthetischem Denken und/oder ihrer organisatorischen Qualiffkation 
aufgestiegen waren und deren spezifische Fertigkeit in „Anleitung“ bestand. Von 
den anderen Bürokratiesektoren unterschied sie sich aber nicht nur durch ihre Koop- 
tationskriterien, sondern vor allem auch durch ein spezifisches Verhältnis zur Arbei- 
terklasse, der entscheidenden hegemonialen Kraft der Revolutionen des Jahres 1917, 
das zum einen darin bestand, daß sie sich — aufgrund ihrer Zusammensetzung und 
der Herkunft eines großen Teils ihrer Kader — als Teil dieser Klasse präsentieren 
konnte und daß ihre Programmatik es ihr gestattete, auf zwei Klavieren zugleich zu 
spielen: sich als Verkörperung der Gesamt- und langfristigen Interessen des Proleta- 
riats auszugeben und aktuell als selbständige Korporation zu agieren, die keiner Kon- 
trolle durch die wirkliche Klasse unterlag (20). 

Die Partei gab als ideologische und organisatorische ‚Elite‘ gesamtgesellschaft- 
lich verbindlich Interpretationsmuster, Normen und Orientierungen vor und sicherte 
— in begrenztem Rahmen — auch den organisatorischen gesellschaftlichen Zusam- 
menhalt, Solange sich aus der Rationalität der einzelnen Fachbürokratien — wenn 
überhaupt — nur gesellschaftliche Synthesis über den Markt ableiten ließ (was aus ver- 
schiedenen Gründen zumindest für die Arbeiterklasse und Teile der Bürokratie selbst 
keine akzeptable Lösung war) und solange keine Vergesellschaftung ‚‚von unten“ 
möglich war und/oder eine solche Vergesellschaftung ihren potentiellen Trägern wie 
deren Führungen als unmöglich erschien, solange wuchs diese ‚Vergesellschaftung 
von oben“ der Partei fast von selbst zu. Deshalb konnte es geschichtsmächtig wer- 
den, daß dieser Anspruch und diese Perspektive in der Parteiideologie als Bestim- 
mung des Verhältnisses zur Arbeiterklasse (als deren bewußtesten und führenden 
Teil sich die Partei verstand) wie zur Gesamtgesellschaft, speziell zur Bauernschaft 
(als „Diktatur des Proletariats‘“ vermittels der Partei) entweder von Anfang an ent- 
halten war oder sich ohne große Schwierigkeiten in sie integrieren ließ. 

In dieser Argumentation sind in die funktionale Bestimmung der Partei bereits 
stark historisch spezifische Bedingungen eingegangen. An allgemeinen Bestimmun- 
gen ist an dieser Stelle festzuhalten, daß die Partei als Teil der Bürokratie in der Wahr- 
nehmung teleologischer Funktionen eine besonderte Position einnimmt und daß 
dies aufbaut auf dem spezifischen Verhältnis der Partei zur Arbeiterklasse und auf 
der gesellschaftlichen Verallgemeinerungsfähigkeit der Parteirationalität. 

Wurde bisher versucht, konstitutive Elemente des nachrevolutionären Herr- 
schaftssystems wesentlich funktional zu bestimmen, so soli im folgenden Abschnitt 
zweierlei geleistet werden: die Genesis dessen, was im Resultat als funktional er 
scheint, nachzuvollziehen und dieses Interpretationsmodell an einzelnen Phasen der 


20 Ebda., S. 89: „Die Kautskyaner beschuldigen die Sowjetmacht, die Diktatur eines ‚Teils‘ 
der Arbeiterklasse zu sein. ‚Wenn die Diktatur‘, sagen sie, ‚wenigstens von der ganzen 
Klasse durchgeführt würde‘. Es ist nicht leicht zu begreifen, was sie sich darunter eigent- 
lich vorstellen. Die Diktatur des Proletariats bedeutet ihrem innersten Wesen nach die un- 
mittelbare Herrschaft des revolutionären Vortrupps, der sich auf die schweren Massen 
stützt und erforderlichenfalls das zurückgebliebene Ende zwingt, sich nach der Spitze zu 
richten.“ 
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sowjetischen Entwicklung zu überprüfen und zentrale Probleme dieser Epoche ent- 
wicklungsgeschichtlich einzuordnen. 


in 


1. An der Wiege der sowjetischen Bürokratie (wie anderer Bürokratien in nicht-kapi- 
talistischen ‚„Entwicklungsländern“) stand der nach der Zerschlagung des alten 
Staats (bzw. der Vertreibung der Kolonialmacht) offenbar werdende Zerfall gesell- 
schaftlichen Zusammenhangs. Dieser Zusammenhang war den sozioökonomischen 
Grundeinheiten (den Dorfgemeinden, den kleinen Handwerkern, aber auch den In- 
dustrieregionen) „von oben“ aufoktroyiert (bzw. durch die unmittelbare Integration 
bestimmter Branchen in den Weltmarkt überhaupt inexistent), war eher Enteignungs- 
zusammenhang als reale gesellschaftliche Arbeitsteilung gewesen, d.h. entsprach kei- 
ner sozioökonomischen Integration der „Nation“. Übergreifende Formen pesell- 
schaftlich-politischen Zusammenhangs konnten deshalb nicht unmittelbarer Aus- 
druck der gegebenen sozioökonomischen Verhältnisse und ihrer Träger sein, sondern 
eilten diesen Verhältnissen gewissermaßen voraus und hätten für einen nationalen 
Zentralisierungsprozeß „von unten“ ein außerordentlich hohes kulturelles und poli- 
tisches Niveau der unmittelbaren Produzenten vorausgesetzt. Auf die russischen 
Verhältnisse bezogen, ist es eine nicht zu beantwortende Frage, ob es möglich gewe- 
sen wäre, aufbauend auf Bauern- und Arbeiter-Räten oder Kommunen ein „wahr- 
haft demokratisches Gemeinwesen“ politisch zu etablieren. Ansätze dazu existierten 
in der Orientierung am revolutionären Petrograd, in dem Aufbau eines demokrati- 
schen Rätesystems im Ural und verschiedener anderer Initiativen zweifellos. Aber 
mit dem Beginn von Intervention und Bürgerkrieg war die Entscheidung (die durch 
die Auseinandersetzung zwischen dem Rat der Volkskommissare und dem durch 
den Räte-Kongreß gewählten Zentralen Exekutivkomitee im Dezember 1917, durch 
den Aufbau des Obersten Volkswirtschaftsrates von oben her, durch die Auseinan- 
dersetzung zwischen Gewerkschaften und Betriebskomitees und durch den Kurs- 
wechsel der SDAPR(B) im März 1918 vorbereitet wurde) endgültig gefallen: Die Si- 
cherung der revolutionären Errungenschaften gegen die Bedrohung von außen mach- 
te die beschleunigte Etablierung einer zentralisierten Staatsmacht für die Arbeiter- 
klasse und die Bauernschaft zu einer einsehbaren Notwendigkeit und garantierte der 
sich etablierenden Schicht von Verwaltungsbeamten, Militärs und Parteifunktionä- 
ren zumindest vorübergehend breite Unterstützung. Organisatorisch schlagkräftige 
Apparate zur Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts konnten prinzipiell 
auf zwei heteronomen Grundlagen aufbauen: der im nationalen Maßstab organisier- 
ten und eine relativ einheitliche politische Identität aufweisenden Kommunistischen 
Partei und/oder den Beamten und Spezialisten des alten zaristischen Staatsapparats 
und des kapitalistischen Sektors der vorrevolutionären Gesellschaft. Eine Alleinherr- 
schaft von Teilen der ehemals herrschenden Klassen (in Koalition mit der — sich in 
dieser Frage aktuell neutral verhaltenden (21) — technischen Intelligenz), zu der der 


21 Vgl. Bales, a.a.0., S. 22. 
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Kornilov-Putsch im August/September 1917 einen Ansatz bildete (22), wäre nur ge- 
gen die revoltierenden Bauern und Arbeiter durchzusetzen gewesen. Dazu aber fehlte 
es an den entsprechenden (militärischen, ökonomischen, politischen) Voraussetzun- 
gen. Demgegenüber repräsentierte die bolschewistische Partei eine Politik, die posi- 
tiv an den Aufstand anknüpfte und ihm eine kohärente Stoßrichtung zu geben ver- 
mochte. Daß es vor allem dieses Moment war, das die Dominanz der Partei sicherte, 
wird belegt durch die quantitative, organisatorische und binnenkommunikatorische 
Schwäche der bolschewistischen Partei 1917 (23), die in gar keinem Verhältnis zu 
ihrem politischen Gewicht stand. Die ideologische Dominanz der Partei gegenüber 
anderen Machtanwärtern aus den Reihen der künftigen Bürokratie wurde noch da- 
durch potenziert, daß sie aufgrund ihrer spezifischen Rekrutierungsmechanismen 
(die selbstverständlich vor dem Hintergrund der allgemein revolutionären Stimmung 
im Land zu sehen sind) in der Lage war, innerhalb kurzer Zeit in einem Ausmaß zu 
wachsen, das für Bürokratien, die auf „Wissen“ basieren, völlig unerreichbar war, 
und damit auch organisatorisch die Dominanz zu erringen. Und schließlich war die 
Partei als einzige gesellschaftliche Kraft im Land dazu in der Lage und dazu legiti- 
miert, Macht auszuüben. Ihre Legitimation ergab sich aus ihrerhistorischen Tradition, 
der erprobten revolutionären Integrität ihrer Führer, ihrer damals überwiegend pro- 
letarischen Zusammensetzung (wenn die Arbeiter in den Leitungskörperschaften 
auch eine Minorität bildeten), die es ihr gestattete, sich als Teil der Arbeiterklasse 
zu präsentieren, und ihrem Programm (wenn auch das formelle Parteiprogramm 
längst irrelevant geworden war, so doch dem „Programm“ in Form der ZK-Be- 
schlüsse, der „Pravda“-Leitartikel, der Reden Lenins und Trotzkis etc.). 

Zusammenfassend: Spätestens mit dem Beginn des Bürgerkrieges wurde ein 
gesamtstaatlicher Prozeß politischer und organisatorischer Zentralisierung unabweis- 
bar. Die bolschewistische Partei Konnte in diesem Prozeß vor allem wegen zwei — 
realgeschichtlich nicht voneinander zu trennenden — Bedingungen die Dominanz er- 
ringen: ihrer sozialen Veränderung in der Arbeiterklasse und ihrem politischen Ver- 
mögen, eine gesamtgesellschaftliche Perspektive zu entwickeln, in die die Hauptströ- 
mungen der im Aufstand befindlichen Teile der Gesellschaft integriert werden konn- 
ten und die den anderen Teilen der sich etablierenden Bürokratie sowohl mit negati- 
ven Sanktionen drohte wie positive Bezugspunkte (materiale Postulate) für ihr Han- 
deln bot. 

2.Die Politik des „Kriegskommunismus“ erwies sich in politischer wie ökono- 
mischer Hinsicht als eine Politik, die nur durch spezifische historische Umstände — 
die Nachbeben des revolutionären Ausbruchs von 1917/18 und die Bedrohung von 


22 Vgl. L. Trotzki, „Geschichte der russischen Revolution“, Frankfurt/M. 1973, S. 556 ff. 
Miljukow, seinerzeit Führer der stärksten bürgerlichen Partei, der, ‚Konstitutionellen De- 
mokraten‘, meint in einer Darstellung der russischen Revolution. auferund des unge- 
schickten Vorgehens der Verschwörer habe sich „leider ( ... ) keine gemeinsame Front 
von Kerenski bis Kornilov als möglich erwiesen, und von einer Art Instinkt geleitet, ent- 
schlossen sich die Massen — denn es waren die Massen, bei denen die Entscheidung lag 
— für Lenin.“ P. Miljukow, „Rußlands Zusammenbruch“, Bd. 1, Stuttgart/Leipzig/Ber- 
lin 1925,58. 38. 

23 Vgl. T. Cliff, „Lenin. Vol. II. All Power to the Soviets“, Tas 1976, chap. 8. 
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außen — ermöglicht wurde und die nicht geeignet war, nach dem Ende des Bürger- 
kriegs den gesellschaftlichen Zusammenhalt weiter zu garantieren. Es zeigte sich, 
daß die bürokratische Zentralisierung als Versuch, sozioökonomische Rückständig- 
keit und Zersplitterung von oben her aufzuheben, zu Eingriffen in das Produktions- 
geschehen führte, die deren Produktionslogik paralysierten, ohne einen neuen Be- 
zugsrahmen an ihre Stelle zu setzen. D.h. kurzfristig wurde zwar eine sehr rohe Form 
geselischaftlicher Arbeitsteilung eingerichtet (Der Bauer produziert — der Staat ex- 
propriiert und konsumiert), die aber mittelfristig in ihr Gegenteil umschlug: indem 
der Bauer, sei es aus eigenem Antrieb, sei es, weil auch sein Saatgut, sein Zugvieh 
etc. beschlagnahmt worden war, nur noch für den eigenen Bedarf produzierte, zer- 
fiel gesellschaftliche Arbeitsteilung. Das Gleiche galt für die Industrie: Auf einem 
höheren Integrationsniveau gesellschaftlicher Arbeitsteilung führte die zentralisti- 
sche Struktur der Produktionsplanung und -verwaltung und des Distributionswe- 
sens zur Destruktion der Produktivkräfte und zur Regression der Produktionsver- 
hältnisse (bis zum Übergang zu einfacher Warenproduktion und naturalem Waren- 
austausch in der „Großindustrie‘“). 

Zudem funktionierte die Legitimationsgrundlage verselbständigter Staatsge- 
walt, die Aufrechterhaitung staatlichen Zusammenhalts in Abwehr einer „Rück- 
kehr der alten Herren“, nur solange, wie die Bedrohung von außen real spürbar war. 
Schon die massenhaften Desertionen aus der Roten Armee 1919, vor allem aber die 
Streiks der Industriearbeiterschaft und die Bauernaufstände im Winter 1920/21 de- 
monstrierten drastisch, daß außerökonomischer Zwang kein hinreichendes Mittel 
zur „Vergesellschaftung“ der Produktion und noch nicht einmal zur Verstaatlichung 
des Mehrprodukts war und daß — trotz des Siegs im Bürgerkriegs — diese Gesellschaft 
noch keine Konsens stiftende Identität gefunden hatte (24). 

Angesichts dieser Situation schlug die Partei- und Staatsführung eine Politik 
von hoher Ambiguität ein: einerseits wurde den einzelnen Sektoren gesellschaftli- 
cher Arbeitsteilung die Freiheit gelassen, entsprechend ihren jeweiligen wirtschaftli- 
chen bzw. funktionsspezifischen Interessen zu verfahren. Andererseits wurde das 
politische Monopol der Partei und ihrer Führung beibehalten und ausgebaut (Partei- 
säuberung; Parteireform; Fraktionsverbot; Verfolgung der verbliebenen Menschewi- 
ki und Sozialisten-Revolutionäre) (25). Am offensichtlichsten war der erstere Strang, 
die ökonomische „Liberalisierung“, im Verhältnis zur Bauernschaft: Abschaffung 
der Zwangsrequisition des Mehrprodukts, Übergang zu einer im voraus bekannten, 
prozentualen Steuer und Zulassung des freien Handels. Ihren synthetischen Aus- 
druck fand diese Politik in der Parole vom „Bündnis mit der Bauernschaft“, der 
„smylka“; die ihr zugrunde liegende Handlungsorientierung der Bauernwirtschaften 


24 Zur Ökonomie des „Kriegskommunismus“ vgl. L. N. Kritzman, „Die heroische Periode 
der großen russischen Revolution“, Frankfurt/M. 1971; zu den Unruhen am Ende des 
„Kriegskommunismus“ vgl. G. Meyer, „Studien zur sozialökonomischen Entwicklung 
Sowjetrußlands 1921 - 1923“, Köln 1974, S. 77 ff., zur Roten Armee vgl. Fedotoff- 
White, „The Growth of the Red Army“, Princeton 1944, 8. 102, 

25 Vgl. Meyer, a.a.0., $. 528 ff.; R. V. Daniels, „The Conscience of the Revolution. Com- 
munist Opposition in Soviet Russia‘, New York 1969, 5.137 ff., 156 ff. 
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wurde in Bucharins berühmter Parole „Bereichert Euch!“ treffend zusammengefaßt 
(26). Die Arbeiterklasse wurde zwar im Produktionsbereich auf den Status von 
Lohnarbeitern reduziert, zugleich aber war ihre ökonomische Interessenvertretung 
noch relativ erfolgreich 


(Versuche der Parteiführung, Mitte der 20er Jahre einen Lohnstop durchzusetzen, scheiterten 
an dem gemeinsamen Widerstand der Betriebsbelegschaften, der Gewerkschaften und der inner- 
parteilichen Opposition) 


und das innerbetriebliche Kräfteverhältnis zwischen Management und Arbeiterschaft 
war 


(aus produktionsorganisatorischen Gründen: die Produktion trug noch stark Werkstatts- und 
Handwerkscharakter, der Betrieb funktionierte noch nicht als arbeitsteiliger Gesamtmechanis- 
mus, und aus politischen Gründen: eine kampferprobte Arbeiterschaft stand politisch demorali- 
sierten und isolierten „Spezialisten‘‘ gegenüber und hatte zudem in den Basiseinheiten von Par- 
teiund Gewerkschaft wenigstens partiell noch effektive Interessenorgane) 


so instabil, daß keine Seite ihre Interessen und ihre Rationalität der'anderen diktie- 
ren konnte. Die betriebliche technische Intelligenz schließlich wurde zwar unter die 
Kuratel eines Parteivertreters, des „Roten Direktors“, und einer wachsenden Anzahl 
von Kontrollorganen aus Partei, Staatsapparat und Gewerkschaften gestellt, ihre 

, Orientierung auf die technische Rationalität des Produktionsprozesses hatte jedoch 
in „kommerzieller Rechnungsführung“ und der Forderung nach „Rentabilität“ der 
Betriebe einen gesellschaftlich sanktionierten Bezugspunkt. 

Die soin relativer Autonomie belassenen gesellschaftlichen Teilsektoren unter- 
standen einer Partei, die nicht nur durch Besetzung der „Kommandohöhen der Wirt- 
schaft“ gesamtgesellschaftliche Kontrolle aufrechtzuerhalten suchte, sondern sehr 
viel weitergehende Ansprüche gesellschaftlicher Steuerung vertrat. In aller Deutlich- 
keit formulierte dies etwa ihr Generalsekretär: 


„Es ist dies schließlich die Partei des Proletariats, seine Avantgarde. Ihre Kraft besteht darin, 
daß sie die Besten des Proletariats aus allen seinen Massenorganisationen in sich aufnimmt. Ihre 
Bestimmung ist es, die Arbeit aller Massenorganisationen des Proletariats ohne Ausnahme zusam- 
menzufassen und deren Tätigkeit auf ein Ziel, auf das Ziel der Befreiung des Proletariats, zu 
richten. (...) 

Das bedeutet natürlich nicht, daß die Partei die Gewerkschaften, die Sowjets und die an- 
deren Massenorganisationen ersetzen kann oder soll. Die Partei verwirklicht die Diktatur des 
Proletariats. Aber sie verwirklicht sie nicht unmittelbar, sondern mit Hilfe der Gewerkschaften, 
durch die Sowjets und deren Verzweigungen. Ohne diese ‚Transmissionen‘ würde eine einiger- 
maßen feste Diktatur unmöglich sein. ( ... ) 

Als höchster Ausdruck der führenden Rolle der Partei, z.B. bei uns, in der Sowjetunion, 
im Lande der Diktatur des Proletariats, muß die Tatsache bezeichnet werden, daß keine einzige 
wichtige politische oder organisatorische Frage durch unsere Sowjet- und andere Massenorgani- 
sationen ohne leitende Weisungen der Partei entschieden wird. In diesem Sinne könnte man sa- 


26 Bucharin hat diesen Slogan, mit dem er die NEP in Kontinuität-zur Politik des „Bürger- 
königs“ Louis Philippe I. stellte (dessen „Enrichissez vous!“ galt allerdings dem Finanz- 
kapital), sehr bald aus Gründen politischer Opportunität widerrufen, Er entsprach aber 
völlig der Logik der ökonomischen Aufbaukonzeption dieses Chef-Ideologen der NEP. 
Vgl. W. Süß, „N. I. Bucharin — Gesellschaftliches Gleichgewicht und proletarische Re- 
volution“, Berlin 1976, S. 120 ff. 


146 


gen, daß die Diktatur des Proletariats dem Wesen nach die ‚Diktatur‘ seiner Avantgarde, die 
‚Diktatur‘ seiner Partei als der grundlegenden führenden Kraft des-Proletariats ist.“ (27) 

Dieser Anspruch war allerdings zum damaligen Zeitpunkt in doppelter Hinsicht ir- 
real: Erstens war die Partei Mitte der 20er Jahre keineswegs jene einheitlich agie- 
rende Körperschaft, als die sie Stalin (‚idealtypisch‘“?) darzustellen suchte. Sie war 
vielmehr nicht nur — gerade in ihren Führungsgremien — in politische Fraktionen 
gespalten, sondern zerfiel zudem in einzelne Machtzentren: das (in sich selbst nicht 
einheitliche) Politbüro, das Zentralkomitee, die Moskauer Parteiorganisation, die 
Leningrader Parteiorganisation, das Organisationsbüro, die Parteivertreter in den 
Führungsgremien der Wirtschaft, der Gewerkschaften, des Kommunistischen Jugend- 
verbandes etc. etc. Selbstverständlich war das Machtpotential dieser Gremien und 
Sub-Organisationen unterschiedlich, zudem waren sie untereinander zum Teil perso- 
nell eng verflochten — insgesamt aber bot diese Partei weit eher das Bild einer oligar- 
chischen, denn einer monolithischen Organisation (28). Zweitens hatte die Partei- 
führung zwar die „Richtlinienkompetenz“, sie teilte real aber die Macht (und die 
Privilegien) mit anderen bürokratischen Sektoren, die — und das ist entscheidend — 
eigenen Rationalitätsbezugspunkten folgten, die — gerade soweit sie in formaler Ra- 
tionalität verblieben — immer aufs Neue Konfligieren mußten mit dem Bemühen der 
Partei, auf allen institutionellen Ebenen materiale Rationalität (sei es als innovativer 
Druck, als politisches Mißtrauen, als „Antibürokratismus“, als partielle Gebrauchs- 
wertplanung oder wie auch immer) zum Tragen zu bringen. Wo sich aber dieser per- 
manente Konflikt zu unterschiedlichen Konzeptionen gesellschaftlicher Synthesis 
zu verdichten drohte, konkreter gesprochen: wo die Fachintelligenz eine von der 
Partei unabhängige (ohne sie denkbare) gesamtgesellschaftliche Orientierung anvi- 
sierte, da geriet auch diese Richtlinienkompetenz der Partei in Gefahr, „überflüssig“ 
zu wirken, zeichnete sich ein Machtkampf innerhalb der herrschenden Bürokratie 
selbst ab. 

Ehe darauf jedoch noch näher eingegangen wird, muß die Charakterisierung 
der Partei als (scheinbar überflüssiger — ?) bürokratischer Superstruktur ergänzt 
werden durch die Inbezugsetzung dieser Partei zur Arbeiterklasse, aus deren Kampf 
sie — wenigstens zum Teil — hervorgegangen war und auf die sie sich weiterhin be- 
rief. Zwar hatte sich die Partei bis Mitte der 20er Jahre „entproletarisiert“ (das „Le- 
nin-Aufgebot“ 1924 stoppte diesen Prozeß nur statistisch bzw. nur in den Basisein- 
heiten, vor allem den Betrieben) und entdemokratisiert: Die Schicht, die auf den 
faktischen, innerparteilichen Entscheidungsprozeß Einfluß nehmen konnte, bestand 
aus revolutionären Intellektuellen und ehemaligen Arbeitern, die längst im Verwal- 
tungs- und im Parteiapparat oder im Militär hauptberufliche Funktionärsposten ein- 
nahmen (29). D. h. als politischer Mechanismus war die Partei zu einem Teil der 


27 J. Stalin, „Zu den Fragen des Leninismus“ (1926), in: ders., „Fragen des Leninismus“, 
Berlin (DDR) 1951,S. 150 - 152. 

28 Vgl. T. H. Rigby, „Stalinism and the Mono-Organizational Society“, in: R. C. Tucker 
(ed.), a.2.0., 8.64 - 74, 

29 Keinen Zweifeln gab sich in dieser Hinsicht Lenin hin. Im März 1922 schrieb er an Mo- 
lotov: „Wenn man nicht vor der Wirklichkeit die Augen schließt, muß man zugeben, daß 
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sich konsolidierenden Bürokratie geworden — zu einem deutlich abgrenzbaren Teil 
mit einem spezifischen Funktionsbereich, eigener sozialer Basis und eigener Hand- 
lungsrationalität. Andererseits gewann noch ein erheblicher Teil der Mitglieder und 
der Führung der Partei seine politische Identität daraus, daß er sich als „‚forgeschrit- 
tenster Teil der Klasse“ begriff, und mußte, um der Legitimation seiner Dominanz- 
position gegenüber der Restbürokratie willen, diese Identität aufrechtzuerhalten su- 
chen. Die spezifische Qualifikation der Parteifunktionäre (bzw. der Parteimitglieder, 
die auf leitende Verwaltungsposten etc. gestellt wurden) verhinderten zudem auch 
für die einzelnen Individuen.einen schnellen Wechsel ins Lager der Fachbürokratie. 
Für den Spielraum innerparteilicher Auseinandersetzungen hatte das bedeutsame 
Konsequenzen: Keine der Fraktionen konnte es sich — im Interesse der Partei insge- 
samt wie dem ihrer einzelnen Mitglieder — leisten, eine Politik zu vertreten, die 
einen offenen Konflikt mit der Arbeiterklasse provoziert hätte. Umgekehrt läßt sich 
die Wirksamkeit der Verbindung zwischen Arbeiterklasse und Partei an verschiede- 
nen Indizien ablesen: den trotz Arbeitstosigkeit steigenden Realeinkommen, der 
Anhebung der Löhne gerade der untersten Lohngruppen, vielfältige soziale und kul- 
turelle Maßnahmen zur Hebung des Lebensstandards der Arbeiterschaft, die hohe 
vertikale Mobilität etc. Hier existierten ganz deutlich noch Barrieren gegen einen 
ungehemmten Akkumulationsprozeß auf Kosten der Arbeiterschaft, die allein durch 
politische Willensakte nicht zu überwinden waren, sondern strukturelle Veränderun- 
gen. innerparteilicher Art, im Verhältnis zwischen Partei und Fachbürokratie, in der 
Funktionsbestimmung der Gewerkschaften und in der Produktionsorganisation er- 
forderlich machten. 

Zusammenfassend ergibt sich folgende Funktionsbeschreibung der Partei in- 
nerhalb des bürokratischen Herrschaftssystems: Erstens sicherte sie dem Regime hi- 
storische Identität und damit auch eine relative soziale Stabilität, da sie die beste- 
hende Gesellschaftsstruktur in Kontinuität zu dem revolutionären Umbruch 1917/18 
stellte, dessen Ziele zumindest ideologisch tradierte und in eine Perspektive gesamt- 
gesellschaftlicher Entwicklung integrierte. Zweitens stiftete sie damit primär ideolo- 
gisch, dann aber auch manifest organisatorisch den gesellschaftlichen Zusammen- 
hang (soweit er während der NEP nicht durch den Markt vermittelt war) als Orien- 
tierungszusammenhang und setzte die Normen gesellschaftlichen Zusammenlebens. 
Drittens wirkte sie gegenüber der Arbeiterklasse in mehrfacher Hinsicht integrativ: 
ihren aktivsten Teilen bot sie die Perspektive schnellen sozialen Aufstiegs (und ent- 
waffnete damit zugleich den Rest), verglichen mit den anderen Teilen der Bürokra- 
tie konnte sie sich als Sachwalterin proletarischer Interessen präsentieren und in 
umgekehrter Richtung war sie in der Lage, der Entfaltung einer industriellen Arbeits- 
ethik (als „sozialistische. Arbeitsmoral“) eine legitimatorische Grundlage zu verlei- 
hen,d.h. über ökonomischen und disziplinarischen Druck hinaus positive Gründe 
für eine Verinnerlichung neuer Verhaltensweisen zu benennen. Gerade in letzterer 


gegenwärtig die proletarische Politik der Partei nicht durch ihre Zusammensetzung, son- 
dern durch die gewaltige, ungeschmälerte Autorität jener ganz dünnen Schicht bestimmt 
wird, die man die alte Parteigarde nennen kann.“ W. I. Lenin, „Über den Parteiaufbau“, 
Berlin (DDR) 1958,S. 786. 
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Hinsicht ist dabei mit in Betracht zu ziehen, daß aufgrund der Produktions- und Ar- 
beitsorganisationen in den sowjetischen Betrieben der 20er Jahre die Möglichkeiten, 
durch administrative und ökonomische Maßnahmen höhere Leistungen zu erzwin- 
gen, außerordentlich begrenzt waren. Viertens erfüllte sie gegenüber dem techni- 
schen und verwaltungsorganisatorischen K.onservatismus der einzelnen Teilbürokra- 
tien, der auch schon in den 20er Jahren nur zu einem geringen Maß durch den 
Markt gehemmt wurde (u.a. deshalb, weil der „Warenhunger“ und der Konzentra- 
tionsprozeß in Produktion und Distribution den Verkäufern von Industriewaren 
eine monopolistische Position brachte), die Funktion innovatorischen Drucks so- 
wohl mit Hilfe spezifischer, extra-institutioneller Einrichtungen wie der „Arbeiter- 
und Bauernkontrolle“ und über die Partei vermittelter Massenkampagnen (Kampa- 
gne für ein „Sparsamkeitsregime“ 1926; Rationalisierungs-Kampagne 1927/28). 
Fünftens übte sie in den einzelnen Teilbürokratien durch ihre Vertreter — wie z.B. 
die kommunistischen Trustvorsitzenden und die Roten Direktoren — unmittelbare 
politische Kontrolle aus und zwar typischerweise — wie in der Gesamtgesellschaft — 
auf den Posten, an denen die Teilaspekte der Arbeit der.jeweiligen Einheit zusam- 
menflossen, d.h. in der Regel auf den höheren Positionen in der administrativen 
Linie (so stand z.B. über den in der Regel parteilosen betrieblichen Fachkadern — 
Technischer Direktor, Hauptbuchhalter, Kommerzieller Direkter, die von ihren 
Funktionsbereichen her einer unterschiedlichen Orientierung folgten — als synthe- 
tisierende Instanz der Rote Direktor). 

Der Partei kam somit im gesamtgesellschaftlichen System eine spezifische 
Position zu: sie war Träger der Teleologie gesellschaftlicher Entwicklung und — 
schon um ihre eigene Position zu legitimieren und ihre Mitglieder zu integrieren 
— gezwungen, die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse zu transzendieren 
— und wenn sie dies auch in einer ökonomistischen bzw. produktivistischen Form 
ausdrückte, die verriet, daß sie auch intentional nicht gewillt war, auf vertikaler 
gesellschaftlicher Arbeitsteilung basierende Herrschaft aufzuheben, war dieser Öko- 
nomismus bzw. Produktivismus doch nur Mittel, um spezifische und weiterreichen- 
de Herrschaftsansprüche auch gegenüber den anderen Teilen der Bürokratie geltend 
zu machen. D.h. in einem Satz zusammengefaßt: die Rationalität von Parteihandeln 
läßt sich nicht auf ökonomische, technische oder Verwaltungs-Rationalität reduzie- 
ren, sondern bedient sich ihrer nur in einem System, in dem das Gesamtinteresse 
der Bürokratie an Aufrechterhaltung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse in der 
Partei gesonderte Gestalt angenommen hat. Bedingung dieser Besonderung war, daß 
die Partei als Bürokratie sich auf eine eigene soziale Basis, die Arbeiterklasse, stützen 
konnte, deren Rebellion und Integration ihr die Dominanz sicherte. D.h. zugleich, 
daß es in der Logik dieses Doppelspiels der Partei als Bürokratie lag, jede andere or- 
ganisierte politische Artikulationsfsrm der Arbeiterklasse zu unterdrücken, da sonst 
die Fiktion, daß die Arbeiterklasse (über „ihre“ Partei) an der Macht ist und doch 
nicht an der Macht ist, kaum aufrechtzuerhalten war, und jeder erfolgreiche Versuch 
einer alternativen politischen, gesamtgesellschaftlichen Synthese (unabhängig von 
seiner Realisierbarkeit, die nur in der Praxis erprobt werden konnte) die Legitima- 
tionsgrundlage der Pärteiherrschaft in ihrem Kern treffen mußte. 
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Ansatzpunkte zu einer Einschränkung der Monopolisierung materialer Ratio- 
nalität durch die Partei existierten während der NEP wesentlich auf zwei Ebenen: 
als verselbständigte formale Markt-Rationalität und als technokratische Synthese. 
Erstens schränkte der Umstand, daß ein erheblicher Teil der gesellschaftlichen Ar- 
beitsteilung über den Markt und nach seinen Gesetzen abgewickelt wurde, die Mög- 
lichkeit bewußter Steuerung gesellschaftlicher Entwicklungsynamik erheblich ein 
(deutlich ablesbar z.B. an der chronischen Krise der Schwerindustrie während der 
NEP, der zunehmenden sozialen Differenzierung auf dem Land oder der städtischen 
Arbeitslosigkeit). Die Frage, wieweit sich die Partei in ihrer Politik dieser Eigengesetz- 
lichkeit des Marktesunterzuordnen und damit ihren Führungsanspruch praktisch ein- 
zuschränken habe, war während der NEP immer virulent. Dieser Widerspruch zwi- 
schen Plan und Markt äußerte sich — zweitens — Mitte der 20er Jahre als Auseinan- 
dersetzung darüber, ob die gesamtwirtschaftliche Planung in der UdSSR „genetischen“ 
(d.h. genauer gesprochen: prognostischen) oder „teleologischen“ Charakter zu tra- 
gen habe. Obwohl die Front zum Teil personell durch die Partei lief, scheint es mir 
möglich, diese Debatte als Auseinandersetzung zwischen Partei und Fachintelligenz 
um die Führungskompetenz der Partei zu interpretieren, Der Charakter dieser Aus- 
einandersetzung wurde exemplarisch deutlich auf einer Sitzung der ‚Kommunisti- 
schen Akademie“ 1928, die der Diskussion des 1. Fühfjahresplans gewidmet war (30). 
In dieser Diskussion vertrat der Parteiintellektuelle und Wirtschaftstheoretiker Stru- 
milin die „teleologische‘‘ Richtung, derzufoige Produktion und Akkumulation der 
einzelnen Sektoren und Branchen von politisch gesetzten, gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklungszielen her zu bestimmen seien. Darüber hinaus aber vertrat Strumilin 
als offizieller Referent die These, daß angesichts der durch den 15. Parteitag gestell- 
ten Industrialisierungsaufgaben und dessen, daß der Parteitag die Möglichkeit des 
Aufbaus des Sozialismus in der Sowjetunion festgestellt habe, auch die Wissenschaft 
nur Hilfsfunktionen bei der Realisierung dieser Aufgabe habe, im Verhältnis zu den 
politischen Instanzen „Dienerin“ sei (31). Darauf antwortete ihm der Wirtschafts- 
theoretiker Bazarov in einer geharnischten Replik, die deshalb ausführlich zitiert 
werden soll, weil in ihr zugleich eine mit diesem Totalitätsanspruch sönst kaum an- 
zutreffende Proklamierung wissenschaftlich-technischer Rationalität, einer wissen- 
schaftlichen ‚‚gesellschaftlichen Synthesis“, formuliert wurde, in dem die Emanzipa- 
tion der unmittelbaren Produzenten eine ebenso geringe Rolle spielte wie im Partei- 
Kalkül, in der aber zugleich der Herrschaftsanspruch der Partei eindeutig negiert 
wurde (32): 

„Wie wir sehen, charakterisierten Marx und Engels ihre Lehre mit Stolz als ‚wissenschaftlich‘, 
Wäre das möglich gewesen, wenn sie die Wissenschaft ais ‚Dienerin‘ sozialistischer verbindlicher 
Richtlinien betrachtet hätten. Natürlich nicht. €... ) 


Die These, daß die Wissenschaft die Dienerin gewisser unanfechtbarer Direktiven ist, hat 
ihren Ursprung nicht bei den Begründern des wissenschaftlichen Sozialismus. Sie hat einen weit 


39 „Q Pjatiletnom plane razvitija narodnogo chozjajstva SSSR. Diskussija v Kommunistices- 
koj Akademii“, Moskva 1928, 

31 Ebda.,S.38 f. 

32 Ebda., 5. 78 - 82 (Hervorhebungen von Bazarov). 
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älteren Vorläufer. Sie kam im Mittelalter auf und war der Eckstein der Erkenntnistheorie der 
christlichen Kirche in der Epoche des Feudalismus. Die gesamte ‚Teleologie‘ dieser Zeit hatte als 
Quelle die religiöse Dogmatik — die Theologie. Die Wissenschaft war nämlich die Dienerin der 
Theologie. Und diese Situation ergab sich mit Notwendigkeit aus den Grundlagen der kirchen- 
christlichen Weltanschauung des Mittelalters. Die Direktiven der Theologie basierten nicht auf 
menschlicher Vernunft, sondern auf einer weit höheren Erkenntnisquelle, auf göttlicher Offen- 
barung. (... ) nz n 

In der sozialistischen Gesellschaft wird die Wissenschaft zum ersten Mal absolut frei und 
unabhängig und befindet sich zur gleichen Zeit in völliger Harmonie mit den Willensorientierun- 
gen und Richtlinien der Gesellschaft. Erreicht wird diese Harmonie dadurch, daß auf Basis der 
Wissenschaft nicht nur die gesellschaftlichen Beziehungen rekonstruiert werden, sondern auch 
das Bewußtsein der Menschen. Bis zum Zeitpunkt der Vollendung des Sozialismus muß das Be- 
wußtsein des Proletariats allseitig erfaßt und durch die wissenschaftliche Weltanschauung umge- 
formt werden; der Wille des Proletariats muß von allen zufälligen oder unkontrollierten An- 
wandlungen emanzipiert werden, von jeglicher Willkür (proizvol); die Freiheit wird zur er- 
kannten Notwendigkeit. Auf diesem höchsten Entwicklungsniveau ist es lächerlich, über ‚Die- 
ner‘ und ‚Herren‘ zu sprechen; hier sind diese Kategorien .der Sklavengesellschaft und des 
Sklavenbewußtseins überhaupt nicht anwendbar. Aber auch in unserer Übergangsperiode ist 
der Versuch, an den Marxismus die sklavische kirchenchristliche Gnoseologie anzunähern, na- 
türlich zutiefst reaktionär. Sie ist reaktionär, nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch. ( ... ) 

Die proletarische Revolution, sagte Marx, prüft und kritisiert sich beständig selbst, hält 
sogar an, gleichsam als ob sie sich zurückzöge, um einen noch entschiedeneren Schritt vorwärts 
zu machen. Das grundlegende Kriterium dieser Selbstprüfung und Selbstkritik — ist die Entwick- 
lung der Produktivkräfte. Die durch S. G. Strumilin verteidigte Theorie - ist ein sehr bequemes 
ideologisches Polster für den nach Ruhe dürstenden Bürokraten der Übergangsperiode. Das ist 
die Ideologie der bürokratischen Erstarrung und der bürokratischen Selbstzufriedenheit. Aber 
daneben ist dies eine Ideologie, bei deren Triumph sich unvermeidlich ein Riß zeigen und immer 
mehr vertiefen wird zwischen der Bürokratie und dem ‚Volk‘, zwischen den Ideologen und der 
Klasse.‘ 


Einige Begriffe und Argumente in diesem Zitat muten sehr prophetisch an, dennoch 
sollte man sich bei der Interpretation vor Anachronismen hüten: In der Situation 
1928, noch vor Beginn der Kampagnen gegen ‚„Schädlingswesen‘ und ‚Neutralis- 
mus“, formulierte Bazarov nicht nur eine Defensiv-Position gegen ‚‚irrationale‘ Par- 
teiansprüche (die allerdings in der Wirtschaftswissenschaft mit am ersten spürbar wa- 
ren), sondern ein durchaus offensives Programm zur Veränderung politischer Hege- 
monialverhältnisse. Handelte es sich bei Bazarov, der aus der Schule Bogdanovs kam 
(33), um die technokratische Variante der Opposition zum Führungsanspruch der 
Partei (34), so wurde in Shanins Position (35), einem der prominentesten Teineh- 
mer der ‚„Industrialisierungsdebatte‘“ 1924 - 1928 (36), ihr wirtschaftspolitischer 
Gehalt deutlich. Mit Spulber (37) läßt sich diese Entwicklungskonzeption in den 


33 Diesen Hinweis verdanke ich Krisztina Mänicke-Gyöngyösi. 

34 Für analoge Tendenzen innerhalb der Spitzenorganisationen der technisch-wissenschaftli- 
chen Intelligenz vgl. Bales, a.a.O,, S. 104 ff. 

35 Vgl. L. Shanin, „The Economic Nature of our Commodity Shortage“, und ders., „Que- 
stions of the Economic Course“, in: N. Spulber (ed.), „Foundations of Soviet Strategy 
for Economic Growth, Selected Soviet Essays, 1924 - 1930“, Bloomington 1964, S. 205 - 
220. 

36 Vgl. A. Ehrlich, „Die Industrialisierungsdebatte in der Sowjetunion 1924 - 1928“, Frank- 
furt/M. 1971; N. Spulber, „Soviet Strategy for Economic Growth“, Bloomington 1964. 

37 Spulber, ebda., S. 64. j 
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Worten zusammenfassen: 


„Beginnend mit der Entwicklung der Landwirtschaft, fortsetzend mit der Entwicklung der land- 
wirtschaftlichen Produktionszweige, die für den Export produzieren, dann Entwicklung der 
Leichtindustrien, die den Binnenmarkt beliefern und, im geeigneten Moment, endend mit der 
Expansion der Schwerindustrie, wenn der zusätzliche Bedarf an Konsumgütern, der durch das 
Beschäftigungswachstum in den Produktionsgüter-Branchen entstand, voll gedeckt werden konn- 
tes 
Diese Konzeption war ganz auf Nutzung der komparativen Kostenvorteile auf dem 
Weltmarkt ausgerichtet und darauf, die Wirtschaftspolitik entsprechend der — in ih- 
rer Entwicklung selbst kaum zu beeinflussenden — kaufkräftigen Nachfrage auf dem 
Binnenmarkt zu gestalten. Beiden Positionen, der Bazarovs wie der Shanins, war ge- 
meinsam, daß in ihnen ein Bezugspunkt des rationalen Handelns der Teilbürokratien 
gesetzt wurde, der gegenüber dem „Subjektivismus“ der Partei-Teleologie einen „ob- 
jektiven“ Maßstab — technische bzw. ökonomische „Effizienz“ — darstellte und da- 
mit ein Vergesellschaftungsmodell implizierte, in dem zumindest die aus der Mono- 
polisierung materialer Rationalität resultierende „Schiedsrichter-Rolle‘“ der Partei 
über den einzelnen bürokratischen Sektoren infrage gestellt worden wäre. 

Den Versuch einer Glättung dieses Widerspruchs zwischen Fachintelligenz 

und Partei, der sich ebenso gut an Auseinandersetzungen auf betrieblicher Ebene 
(zwischen „Rotem Direktor“ und Technischem Direktor) oder auf Parteitagen (über 
Kompetenzspielraum und Orientierung kommunistischer Wirtschaftskader) aufzei- 
gen ließe, unternahm Stalin auf dem bereits erwähnten 15. Parteitag, im Dezember 
1927, mit der Postulierung eines Zusammenwachsens von technischer Rationalität 
und Parteiherrschaft (38): 
5»... wir haben die Tatsache der Differenzierung der Intelligenz ... Bahnbrecherin ist hier die 
technische Intelligenz, denn sie, die eng mit dem Produktionsprozeß verknüpft ist, kann nicht 
umhin zu sehen, daß die Bolschewiki unser Land vorwärtsbringen, die Sache zum Besseren wen- 
den. So gigantische Unternehmungen wie Volchovstroj, Dneprostroj, Svir‘stroj, die Turkestani- 
sche Eisenbahn, Volga-Don, eine ganze Reihe neuer gigantischer Betriebe, mit deren Schicksal 
das Schicksal ganzer Schichten der technischen Intelligenz eng verbunden ist, können nicht oh- 
ne einen gewissen wohltuenden Einfluß auf diese Schichten bleiben. Das ist für sie nicht nur 
eine Brotfrage. Das ist für sie gleichzeitig eine Sache der Ehre, eine Sache des Schöpfertums, 
die sie auf natürliche Weise der Arbeiterklasse, der Sowjetmacht näherbringt.“ 

Primär meinte Stalin hier natürlich den banalen Umstand einer Überwindung der 

politischen Reserve der Fachintelligenz gegenüber der ‚Sowjetmacht‘. Relevant 

aber ist, daß als Basis für den Wandel dieser Einstellung eine Interpretation der Par- 

teipolitik als realisierter ökonomisch-technischer Rationalität präsentiert wird (39). 

Dies konnte nicht das letzte Wort in dieser Auseinandersetzung sein, signalisierte 

aber in aller Deutlichkeit das Dilemma, in dem die Partei in und mit der NEP steck- 

38 „Pjatinadcatyj s*ezd VKP/b/Dekabr‘ 1927 goda, Stenograficeskij otcet“, Moskva 1961, 
Ss. 70£. 

39 Ein knappes Jahr später, mit dem Einsetzen der Kampagne gegen die „bürgerlichen Spe- 
zialisten“, wird diese Argumentation völlig umgedreht: Von den technischen Spezialisten 
wird nun Unterordnung ihrer Rationalität unter die Parteirationalität gefordert; nicht 
mehr von den „gigantischen“ Einzelunternehmen her wird argumentiert, sondern von der 
synthetischen Kategorie des „sozialistischen Aufbaus“ und des Finfjahresplans aus. 
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te: In dem Maße, wie die ökonomische Situation sich konsolidierte und sich — um 
mit Weber zu sprechen — die charismatisch legitimierte Führungsposition der Partei 

„veralltäglichte“, geriet diese Legitimation selbst in Zweifel, bedurfte ihr Führungs- 
Anspruch einer erneuerten Legitimationsgrundlage. 


Anmerkung: Im Gegensatz zu den hier skizzierten Tendenzen in den Reihen der technischen 
und wissenschaftlichen Intelligenz bildete die „Linke Opposition“ keine Bedrohung der „füh- 
renden Rolle der Partei‘. Die Politik dieser Fraktion zielte vielmehr gerade darauf: 

— durch Entflechtung von Partei und Staatsapparat die „führende Rolle der Partei“ zu stüt- 
zen; 

— durch Demokratisierung und „Proletarisierung“ der Partei diese wieder stärker an die pro- 
letarische Basis zu binden (und damit zugleich ihr politisches Gewicht gegenüber der Fach- 
intelligenz zu stärken); 

— durch beschleunigte Industrialisierung im Innern und Bindung der sowjetischen Politik an 
die „Kämpfe des Weltproletariats“ Bezugs- und Legitimationspunkte materialer Parteiratio- 
nalität zu schaffen. 

Es war dies eine Konzeption, die die soziopolitische Grundstruktur des sowjetischen Systems 

der NEP nicht infragesteilte und die deshalb und aus anderen Gründen inkohärent war: 

— der Berufung auf den Emanzipationsanspruch der Arbeiterklasse stand die nicht hinterfragte 
betriebliche Autoritätsstruktur und die Unterordnung der Räte und der Gewerkschaften un- 
ter die Partei auch in ihrer Konzeption gegenüber; 

— ausgehend von der ökonomischen Differenzierung im Dorf meinte die „Linke Opposition“, 
es sei möglich, gegen „Kulaken“ und ‚„NEP-Bourgeoisie“ eine beschränkte Attacke mit dem 
Ziel zu führen, große Teile des dort angehäuften Mehrwerts zu expropriieren und in den 
Aufbau der staatlichen Industrie überzuleiten, ohne eine Frontstellung „Stadt vs. Land“ aus- 
zulösen; in dieser Konzeption wurde die soziale und politische Kohärenz (gerade gegenüber 
staatlichen Forderungen!) des Dorfes sehr wahrscheinlich unterschätzt, was umgekehrt be- 
deutet, daß mit ihr — sollte das Bündnis mit der Bauernschaft aufrecht erhalten bleiben —- 
das Problem der Quellen industrieller Akkumulation noch nicht gelöst war; 

— ebensowenig gab die „Linke Opposition“ eine Antwort darauf, wie die institutionell fest ver- 
ankerte Führungstolle der Partei als überstaatlichem Organ real zu vereinbaren sei mit dem 
„proletarischen“ Charakter der Partei, d.h, Partei einer Klasse zu sein, die ökonomisch wie 
politisch wesentlich Objekt staatlichen bzw. parteilichen Handelns war. 

In dem politischen Projekt der „Linken Opposition“ wird aber trotz dieser Widersprüche und 

Unklarheiten eine Alternative zur weiteren — „stalinistischen“ — Entwicklung sichtbar: 

— die Aufrechterhaltung der Zwitterstellung der Partei zwischen Bürokratie und Arbeiterklasse; 

— die Bindung der Partei-Rationalität an die Perspektive eines weltrevolutionären Prozesses; 

— die Partei selbst als „clearing-Stelle“ der verschiedenen Positionen und Interessen innerhalb 
des institutionellen Gefüges. 

Diese Konzeption konnte sich im interfraktionellen Kampf nicht durchsetzen, Daß sie gänzlich 

unrealistisch gewesen wäre oder daß sie eine relativ schnelle Industrialisierung ausgeschlossen 

hätte (obwohl in ihr stärkere Widerstände gegen eine Ausdehnung der Akkumulationsquote auf 

Kosten des Konsums der Arbeiter und Bauern angelegt waren), kann man jedoch wohl kaum be- 

haupten. (40) 


3, Zur Legitimation ihrer Macht wie der Herrschaft der Bürokratie überhaupt und 
um den verschiedenen gesellschaftlichen Teilbereichen einen Bezugspunkt für ihr 
Handeln zu geben, stand die Partei Mitte der 20er Jahre vor der Aufgabe, ein ge- 


40 Zur Position der „Linken Opposition“ vgl. Bd. V der von U. Wolter herausgegebenen 
Dokumentation „Die Linke Opposition in der Sowjetunion 1923 - 1928“, Westberlin 
1977. 
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samtgesellschaftliches Entwicklungsziel zu setzen. Weder das Warten auf die „‚Weit- 
revolution“, noch die Restauration der tradierten Produktivkräfte, noch auch die — 
etwa von Bucharin in den Mittelpunkt seiner politischen Theorie gestellte — Bewah- 
rung des „gesellschaftlichen Gleichgewichts“ gaben eine solche synthetisierende 
Orientierung ab. Zumindest für die Partei — auch und gerade in ihrem Verhältnis 
zur Fachintelligenz — wurde es somit fast zu einer Überlebensfrage, ein neues ge- 
sellschaftliches Ziel zu finden, aus dem sich ihre Position im soziopolitischen Sy- 
stem praktisch und ideologisch rechtfertigen ließ. Die Antwort, die die Parteifüh- 
rung auf diese Problemlage fand, hieß ‚Aufbau des Sozialismus in einem Land“. 
Zwar war dieses Ziel von Anbeginn mit Industrialisierungs- und Modernisierungs- 
vorstellungen verbunden, es ist aber für die interpretation wichtig festzustellen, daß 
es mit dieser Zielsetzung keineswegs identisch war. Die Auseinandersetzung auf dem 
14. Parteitag im Dezember 1925 um diese Parole ging gerade darum, daß die Oppo- 
sition um Kamenev und Sinowjew darin eine Ideologisierung und Überhöhung der 
NEP sahen, während umgekehrt die Parteiführung der Kritik der Opposition eine 
Unterschätzung des bisher Erreichten und die Bereitschaft zum Bruch mit der Bau- 
ernschaft unterstellte. D.h. primär war der Versuch einer neuen Orientierung, auf 
die bezogen die Industrialisierung nur funktionalen Charakter hatte (41), und ehe 
die für den „stalinistischen“ Industrialisierungstypus charakteristischen Maßnahmen 
— ein überhöhtes Akkumulationstempo; Hyperzentralisierung der Planung; Entrech- 
tung der Arbeiterschaft, Zwangskollektivierung — ergriffen wurden, fand ein politi- 
scher Umgruppierungsprozeß statt, in dem diese Orientierung zur verbindlichen und 
nicht mehr hinterfragbaren Maxime des Parteihandelns wurde. 

Doch ehe ich darauf näher eingehe, sollen zuerst die Gründe benannt werden, 
auf denen das Interesse der Bürokratie insgesamt für die Industrialisierung basierte. 
Von der Zielperspektive her war das westeuropäische Zivilisationsmodell beiden Bü- 
rokratieflügeln gemeinsam (,„‚Eurozentrismus“). Als Modus der Allokation von Res- 
sourcen entsprach sie ebenfalls der bisherigen Domäne der Bürokratie: der Zentrali- 
sierung des Mehrprodukts, seiner Umverteilung und Investition. Da gerade dieser 
Teil der gesamtgesellschaftlichen, erweiterten Reproduktion durch die Industrialisie- 
rung ausgedehnt zu werden versprach, war darin ein Machtzuwachs der Bürokratie 
allgemein enthalten und eine Entspannung des innerbürokratischen Verteilungs- 
kampfes zumindest als Möglichkeit angelegt. Hinsichtlich der Quellen des Akkumu- 
lationsprozesses ergibt sich aus der bisherigen Argumentation, daß das Verhältnis 
der Bürokratie zu Bauernschaft und Arbeiterklasse taktisch bestimmt war, ‚„Bünd- 
nispolitik“, nicht aber Ausdruck identischer gesellschaftlicher Interessen. Das heißt, 
von daher gesehen gab es keine prinzipiellen Schranken gegen eine Ausdehnung des 
Akkumulationspotentials auf Kosten der unmittelbaren Produzenten. Allerdings 
setzte dies voraus, daß sich sowohl die Bürokratie insgesamt wie auch ihr entwick- 


41 Charakteristischerweise ging die Auseinandersetzung ja auch nicht um die Frage, ob man 
den „Aufbau des Sozialismus“, d.h. in praktische Maßnahmen übersetzt gewiß auch In- 
dustrialisierung, beginnen solle, sondem darum, ob es möglich sei, ihn im sowjetischen 
Rahmen zu vollenden. 
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lungspolitisches „Steuerungszentrum“ stark genug fühlte, einen breiten gesellschaft- 
lichen Konflikt zu riskieren oder sogar Interesse an einem solchen Konflikt hatte. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß der „Aufbau des Sozialismus“ ursprünglich 
als Prolongierung der NEP konzipiert war. Ohne die Frage beantworten zu wollen, 
ob es sich hier um eine bewußte Verschleierung handelte, läßt sich argumentieren, 
daß dies eine lllusion war: Erstens weil der staatlich-industrielle Sektor selbst über 
die marktwirtschaftlichen Grundlinien der NEP hinausgewachsen war, d.h. sich Plan- 
elemente schon vor dem Übergang zur beschleunigten Industrialisierung in immer 
breiterem Maße durchgesetzt hatten und ein Aufbau des Wirtschäftssystems auf 
Marktmechanismen eine radikale Reorganisation der Industrieverwaltung und eine 
neuerliche Entscheidung für die NEP gefordert hätte: Auf der anderen Seite impli- 
zierte der Übergang zu gesamtwirtschaftlicher Planung den Verlust der Unterneh- 
mensrentabilität alssynthetisierender Orientierungsgröße und einheitlicher Kontroll- 
maßstab manageriellen Handelns auf mittlerer Ebene. D.h. hier mußten neue Me- 
chanismen und damit auch neue innerbürokratische Verkehrsformen entwickelt wer- 
den. Zweitens mußte eine breite Ausdehnung des industriellen Sektors zu einer Ver- 
schiebung gesamitgesellschaftlicher Kräfteverhältnisse führen, die eine Neudefinition 
des während der NEP erreichten Gleichgewichtssystems erforderlich machten: das 
Gewicht der Stadt gegenüber dem Dorf, der Industrie gegenüber der Landwirtschaft 
wuchs; die Größe der Arbeiterklasse, damit aber auch ihr gesellschaftliches Gewicht, 
nahm zu, während sich ihre Zusammensetzung „verschlechterte“; ebenso war von 
vornherein klar, daß eine ganz erhebliche Expansion der technischen Intelligenz 
stattfinden würde, deren gesamtgesellschaftliche Bedeutung durch die sich abzeich- 
nenden Veränderungen in der Produktionsorganisation noch verstärkt wurde; ande- 
rerseits war eine planwirtschaftliche Industrialisierung notwendigerweise mit einer 
Ausdehnung des verwaltungsorganisatorischen Sektors verbunden. Was unter diesen 
neuen Bedingungen die „Besetzung der Kommandohöhen der Wirtschaft durch die 
Partei“ bedeutete, mußte erst noch ausgefochten werden. Drittens stand eine Neu- 
definition des Verhältnisses zwischen der Arbeiterklasse und der Partei als „proleta- 
rischer Bürokratie“ ins Haus. Einerseits entfiel die Basis für die sich empirisch recht- 
fertigende „Substitution“ der Arbeiterklasse durch die Partei in dem Maße, wie jene 
an gesellschaftlichem Gewicht zunahm, andererseits entstanden neue Legitimations- 
gründe für die Parteiherrschaft durch die qualitative „Verschlechterung“ der Arbei- 
terklasse, durch die mit der „Modemisierung“ gesetzten Akkulturationsaufgaben 
und durch die Rolle der Partei als Motor und Steuerungszentrum des Industrialisie- 
Tungsprozesses. 

Ich werde im folgenden versuchen nachzuvollziehen, welche Lösungen die Par- 
teibürokratie auf diese Probleme fand und in welchem innerbürokratischen und 
klassenpolitischen Kontext diese Lösungen standen. Dabei gehe ich nicht davon aus, 
daß hier ein langfristig angelegter strategischer Plan schrittweise realisiert wurde, 
sondern daß sich der „Stalinismus“ als Resultat von Konflikten zwischen unter- 
schiedlichen gesellschaftlichen Interessenlagen und Handlungsrationalitäten heraus- 
bildete, ohne daß den Protagonisten Logik und Folgen ihres Tuns i in längerfristiger 
Perspektive bewußt gewesen wären. 
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4. Daß am Beginn des Übergangs zu forcierter Industrialisierung und „Stalin- 
ismus“ die Ausschaltung der „Linken Opposition“ (deren Mitglieder damals noch 
als „Über-Industrialisierer“ gescholten wurden) stand, hat von daher gesehen Sinn, 
daß mit der positiven Formulierung der internationalen Isolation der UdSSR als 
„Aufbau des Sozialismus in einem Land“ ein Bruch mit tiefverwurzelten Traditio- 
nen der westeuropäischen Arbeiterbewegung gesetzt war (die Hegemonie des ‚Va- 
terlands des Sozialismus“ wurde nun auch konzeptionell vertreten) und Sozialismus 
als gesellschaftliche Zielprojektion auf das Niveau der spezifischen Rückständigkeit 
Rußlands reduziert wurde (42). Es lag in der politischen Logik dieses Umschwungs, 
die Träger der Orientierung auf die westeuropäische Arbeiterbewegung auszuschal- 
ten. Dies umso mehr, als es sich hier um eine Fraktion handelte, die von ihrer poli- 
tischen Potenz her in der Lage gewesen wäre, bei einem neuerlichen inneren revolu- 
tionären „Aufbruch“ und/oder einer revolutionären Entwicklung in westeuropäi- 
schen Ländern die zunehmende Verselbständigung der Bürokratie durch Rückbin- 
dung der Partei an eine in Mobilisierung befindliche Arbeiterbewegung zu konterka- 
rieren, wenn auch nicht aufzuheben, (insofern lag die Ausschaltung der „Linken 
Opposition“ im Interesse der Gesamtbürokratie) und die Setzung materialer Ratio- 
nalitäts-Postulate durch die Parteiführung (wiederum) einzubinden in eine soziale 
Emanzipationsbewegung. War es doch gerade diese Fraktion, die immer wieder ver- 
suchte, die, spezifischen. Interessen der Arbeiterklasse gegenüber der Bürokratie in- 
nerhalb der Partei offensiv zu formulieren (wenn auch ohne klare Entscheidung zwi- 
schen „allgemeinen“ Staats- und Parteiinteressen und besonderen proletarischen In- 
teressen — Folge der theoretischen Unklarheit über den Charakter des „bürokratisier- 
ten Arbeiterstaates“, deren Auflösung dadurch, daß die Wortführer der Opposition 
selbst Funktionäre waren, nicht gerade erleichtert wurde). 

5. Interpretiert man den ‚Stalinismus“ als eine „Modernisierungsdiktatur“, 
wie etwa Bahro, so ist eines der eigenartigsten Phänomene im Prozeß seiner Heraus- 
bildung, daß fast unmittelbar nach der Ausschaltung der „Linken Opposition“ im 1. 
Halbjahr 1928 von der Parteiführung eine neue Front eröffnet wurde: der Kampf 
gegen „Schädlingswesen“, „Sabotage“ und ‚„Neutralismus“ der technisch-wissen- 
schaftlichen Intelligenz in Wirtschaftsverwaltung und Betrieben (43).D. h. daß diese 
Kader gerade in dem Moment unter Beschuß gerieten, als aufgrund des Industrialisie- 
rungsprogramms ihr Beitrag besonders relevant wurde und ihre Machtposition sich 
„an sich“ hätte verbessern müssen. Dieser scheinbare Widerspruch löst sich dann auf, 
wenn diese Kampagne begriffen wird als Versuch des Parteiflügels der Bürokratie, 
zwei zentrale Probleme in den Griff zu bekommen: Erstens die Zunahme des gesell- 


42 So ging der Streit auf dem 14. Parteitag, 1925, u.a. um die Frage, ob die sowjetischen 
Unternehmen als „Betriebe konsequent sozialistischen Typs“ zu betrachten seien, wobei 
diese Formel von den Vertretern der Stalin-Fraktion verteidigt wurde. — Bucharin vertrat 
bereits 1924 die Auffassung, „daß die grundlegende Aufgabe in unserem Land zu neun 
Zehntel getan ist,“ (zit.n. A.G. Löwy, „Die Weltgeschichte ist das Weltgericht. Bucharin: 
Vision des Kommunismus“, Wien 1969, S. 219). 

43 Vgl. K. E. Bales, a.a.O., S. 69 ff.;, zu einer abweichenden, die „Schädlingskampagne“ 
ganz als „kulturrevolutionäre“ Erscheinung fassenden Interpretation vgl. Sh. Fitzpatrick, 
„Cultural Revolution as Class War“, in: dies. (ed.), a.a.0.,5. 8-40. j 
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schaftlichen Gewichts der Fachintelligenz politisch zu konterkarieren; zweitens den 
mit dem Ausbau bürokratischer Planung einhergehenden Verlust an einheitlicher 
Orientierung ih den Wirtschaftseinheiten und die damit verbundene Einbuße an ef- 
fektiven Kontrollmöglichkeiten über die Tätigkeit der Intelligenz dadurch aufzufan- 
gen, daß in diese Intelligenz die Orientierung ihres Handelns an gesellschaftlich-syn- 
thetischen Zielen gleichsam hineingeprügelt wurde. D.h., daß durch außerökonomi- 
schen Druck Verhalten, das ökonomisch nicht mehr steuerbar, angelernt werden 
sollte. In diesem Kontext ist auch die Kampagne zur Durchsetzung der „Einmann- 
Leitung“ in den sowjetischen Betrieben 1929 zu sehen, die sich zwar primär gegen 
die Arbeiterschaft richtete und auf eine Veränderung des innerbetrieblichen Kräfte- 
verhältnisses zwischen Administration und Belegschaft zielte, die aber zugleich auch 
ein Versuch war, durch Vereinfachung der Entscheidungsstrukturen, Verantwort- 
lichkeiten aufzuhellen und für die übergeordneten Kontroll- und Steuerungsinstan- 
zen durchschaubarer zu machen. Handelt es sich bei diesen beiden Aspekten um 
eine Interpretation der „Schädlingskampagne“ als Defensiv-Maßnahme, so kommt 
ein weiteres, für die künftige Entwicklung der Bürokratie zentrales Moment offensi- 
ven Charakters hinzu: Der Fachintelligenz wurde — ebenso wie durch das ökono- 
misch irrational hohe Wachstumstempo — verdeutlicht, daß die Basis ihres Handelns 
nicht primär ökonomische oder technische Rationalität zu sein habe, sondern daß 
diese Rationalität selbst einem Bezugsrahmen höherer Ordnung, der von der Partei- 
führung definiert wurde, unterworfen war. Ganz im Sinne Max Webers wurde die 
„Liebe zur Sache“ der „Treue zur Institution‘ untergeordnet. 

Da mir diese Grundtendenz für den Hoch-, Stalinismus“ geradezu prägend er- 
scheint, ist es wichtig, die Differenzen zu späteren Politiken ähnlicher Machart her- 
auszustellen: weder war der Parteiflügel der Bürokratie Ende der 20er/Anfang der 
30er Jahre so stark, daß er diese Politik lange durchhalten konnte (1931 vollzog er 
eine Kehrtwendung),noch war er imstande, allein auf sich und den Repressionsappa- 
rat gestellt, diese Politik zu verfolgen — als abstützende Maßnahme diente vielmehr 
die „parallel“ (weil nicht darauf reduzierbar) laufende Mobilisierung der Arbeiter- 
schaft. 

Die „Schädlingskampagne“ löste bei den Spezialisten Angst aus, lähmte ihre 
Initiative und Innovationsfreudigkeit, die „voluntaristischen“ Planvorgaben ab Ende 
1929 waren nicht nur unrealistisch, sondern in ihren Folgen ökonomisch destruktiv. 
Industrialisierungspolitisch war beides ‚irrational“. Als Versuch, die synthetische 
Funktion der Partei zu stabilisieren und auszubauen, waren dies allerdings höchst 
rationale Maßnahmen. Warum, geht aus der folgenden — einem Aufsatz von R. Ben- 
dix entnommenen (44) — Gegenüberstellung unterschiedlicher Bürokratietypen her- 
vor, die — obwohl bestimmte Elemente der beschriebenen Struktur bereits früher 
vorhanden sind — es meines Erachtens einleuchtend erscheinen läßt, die forcierte 
Industrialisierung auch als Versuch einer Neu-Definition des herrschenden Bürokra- 
tie-Typus zu interpretieren: 


44 R. Bendix, „The Cultural and Political Setting of Economic Rationality in Western and 
Eastern Europe“, in: ders. (ed.), „State and Society“, Berkeley 1973, S, 347, 
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„Eine ideal funktionierende Bürokratie in seinem (Weber‘s) Sinne ist die effizienteste Methode 
zur Lösung organisatorischer Aufgaben großen Maßstabs, aber nur wenn diese eine geordnete 
Administration der öffentlichen Aufgaben unter der Herrschaft des Rechts erfordern. Wie auch 
immer, eine kontinuierliche und verläßliche Arbeitsweise, die Effizienz mit einer mehr oder we- 
niger stabilen Norm-Orientierung verbindet, wird gewöhnlich für den Preis einer gewissen Inflexi- 
bilität, um der Aufrechterhaltung der Herrschaft des Rechts und einer unparteiischen Verwal- 
tung der Angelegenheiten willen, erkauft. Solch eine Bürokratie kann nicht angemessen funktio- 
nieren, wo die Aufgabe die forcierte Industrialisierung einer Nation ist. Unter den voıgespiegel- 
ten Kampfbedingungen eines totalitäten Regimes sind die Normen, die das Verhalten steuern, 
nicht von langer Dauer. Angesichts eines unablässigen Drucks, Wunder. der Zielrealisierung zu er- 
reichen, werden die Funktionäre dazu tendieren, ihre Verschleierungskniffe für einen systema- 
tischen, aber schweigenden ‚Rückzug von der Effizienz‘ (Veblen) zu nutzen. Sie werden so nicht 
nur aus Bequemlichkeitsgründen handeln, sondern auch weil die Forderungen, die an sie durch 
das Regime gestellt werden, aus der Sicht des Expertenwissens und eines systematischen Vorge- 
hens ‚irrational‘ sind. Die Partei auf der anderen Seite muß die Arten von Verschleierung, die 
solch kollektive Inaktivität möglich machen, verhindern, während sie alle Exekutivfunktionäre 
unter maximalen Druck setzt, damit sie ihre Fachkenntnis in vollstem Ausmaß nutzen. Dies, 
meine ich, ist das Grundprinzip einer Doppelhierarchie der Verwaltung, die einen Parteifunktio- 
när an die Seite jedes bedeutenderen Staatsfunktionärs stellt, um Verschleierung zu verhindern 
und Druck auszuüben. In einem totalitären Regime würden diese beiden Hierarchien sogar dann 
erforderlich sein, wenn alle Schlüsselpositionen in Verwaltung und Industrie mit Parteifunktio- 
nären besetzt würden.“ 

Diese Dialektik von Druck und Verweigerung, zielgerichteter Dynamik und ‚‚Exper- 
ten“-Rationalität existierte in Ansätzen schon während der NEP, damals aber noch 
in der Form mehr oder weniger friedlicher Koexistenz zwischen den Trägern unter- 
schiedlicher Rationalitäten, die in der Orientierung auf Rentabilität und Markt einen 
gemeinsamen Bezugspunkt hatten. Mit der forcierten Industrialisierung dagegen 
wurde dieses Verhältnis als permanenter Konflikt gesetzt, in dem ein Zielkonflikt 
zwischen politischen Aufgaben und Optimierung wirtschaftlichen Wachstums ent- 
stand. Gerade dieser Konflikt aber reproduzierte die Notwendigkeit der Parteiherr- 
schaft. 

6. Auf das spezifische Verhältnis zwischen der Partei als Bürokratie und der 
Arbeiterklasse ist bereits hingewiesen worden, Dieses Verhältnis bildete die Grund- 
lage dafür, daß 1928/29 bis in die erste Jahreshälfte 1931 eine breite Mobilisierung 
der Arbeiterschaft stattfinden Konnte. Soweit diese Mobilisierung von oben initiiert 
und gesteuert wurde, war ihr Ziel einerseits die Parteikontrolle über die Spezialisten 
von unten her abzustützen. Hierin zeigte sich, in einem Konfliktfeld zusammenge- 
faßt, die spezifische Funktion einer Partei, die sich auf die Arbeiterklasse stützt, im 
Rahmen der Herrschaft der Gesamtbürokratie: Aufgrund ihrer eigenständigen sozia- 
len Basis war sie in der Lage, ihre Konzeption einer organisierten gesamtgesellschaft- 
lichen Synthesis den Fachbürokratien aufzuzwingen. Andererseits erfüllte die Partei 
mit dieser Mobilisierung die Aufgabe kultureller Innovation: Als Träger einer sozia- 
listisch verbrämten Teleologie konnte sie eine neue Arbeitsethik und -motivation 
begründen, die innerweltliche Askese mit Hingabe und Opferbereitschaft verband 
und die die spezifischen Anforderungen großindustrieller Produktionsorganisation 
hinsichtlich Arbeitsdisziplin, Zeitgefühl, Kooperation etc. zu Qualitäten des neuen 
sozialistischen Produzenten überhöhen konnte. 

Zugleich löste die Mobilisierung 1928/29 ff. aber auch. eine originäre Bewe- 
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gung an der Basis aus, die sich nicht in purem Produktionsenthusiasmus erschöpfte, 
sondern die — wenigstens zu Teilen’ — in ihrer Konsequenz eine tatsächliche Verge- 
sellschaftung des Produktionsprozesses implizierte. Eine gesamtgesellschaftliche 
Verlängerung und Zentralisierung dieser Tendenz der betrieblichen Auseinanderset- 
zungen jedoch fand nicht statt — wederin der Partei noch im Staatsapparat existierte 
eine Fraktion, die sie anders als manipulativ und auf kurzfristige Erfolge gegen die 
Fachbürokratie gerichtet positiv hätte aufnehmen können. Von ihrem emanzipatori- 
schen Gehalt her stand diese Bewegung in Widerspruch sowohl zu dem Versuch, das 
staatlich-parteiliche Herrschaftssystem auszubauen, wie zu der sich in diesen Jahren 
vollziehenden Transformation (,‚‚Amerikanisierung‘‘) der Produktionsorganisation, 
die gerade auf eine schärfere Trennung zwischen leitenden und ausführenden Tätig- 
keiten zielte. Zudem wurde dieser Bewegung die soziale Basis dadurch entzogen, 
daß mit der extensiven Erweiterung der Industrie und der Industriearbeiterschaft 
gerade in den Schlüsselbranchen unqualifizierte und an Industriearbeit nicht assimi- 
lierte Arbeitskräfte die Dominanz gewannen, Kräfte, deren kulturelle Distanz zu 
einer Vergesellschaftung des Produktionsprozesses weit größer war als bei der durch 
Erfahrung qualifizierten und stärker handwerklich ausgerichteten Arbeiterklasse der 
20er Jahre. 

Die Mobilisierung jener Jahre hatte aufgrund der spezifischen Herrschafts- 
struktur ambivalenten Charakter: Sie war zugleich — als taktisches Manöver — Aus- 
druck der subalternen Position der Arbeiterklasse, aber auch dessen, daß die Partei 
als Bürokratie sich auf die Arbeiterklasse stützte, als Basis-Bewegung war sie verge- 
sellschaftend und Herrschaft stabilisierend in einem, antibürokratisch und Macht- 
mittel im innerbürokratischen Konflikt. Dieser Widerspruch wäre nur dann aufheb- 
bar gewesen, wenn die auf Vergesellschaftung gerichtete Basis-Bewegung politisch 
zentralisierten Ausdruck in dem Entwurf einer neuen Form gesellschaftlicher Syn- 
thesis gefunden hätte. Schon aufgrund der massiven Repression, aber auch wegen 
der inneren Widersprüchlichkeit dieser Bewegung kam es dazu nicht. Statt dessen 
wurde — 1931 — die eine (emanzipative) Seite des Widerspruchs eliminiert und die 
Bewegung selbst auf die Förderung industrieller Arbeitstugenden reduziert. 

7. Die Zwangskollektivierung der Landwirtschaft bildete ohne Zweifel ein 
nicht wegzudenkendes Element des Übergangs zum „Stalinismus‘‘. Dennoch meine 
ich, daß gerade an diesem Punkt deutlich wird, daß der ‚Stalinismus‘“ eher als Re- 
sultat unterschiedlicher Faktoren, deren Zusammenwirken den Akteuren des Ge- 
schehens weitgehend unbewußt war, zu interpretieren ist denn als planmäßige 
Machteroberung einer kleinen Elite von Kadem im Partei- und Repressionsapparat, 
Am Beginn der Kollektivierung steht die Getreidekrise der Endzwanziger Jahre und 
das verspätete und reaktive Handeln des Partei- und Staatsapparats (45). Dieses 
Handeln war davon bestimmt, daß mit ökonomischen Maßnahmen eine Sicherung 
des Bedarfs der Städte an Agrarprodukten nicht mehr gewährleistet schien und daß 
der Partei- und Staatsapparat während der gesamten NEP den Produktionsverhält- 


45 Vgl. R. Lorenz, „Sozialgeschichte der Sowjetunion 1“, Frankfurt/M. 1976, S. 170 £f.; 
E.H. Carr, „Revolution from Above“, in: ‚‚new left review“, Nr. 46, 1967,8.17-27, 
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nissen auf dem Land als Fremdkörper gegenüberstand (46), so daß für politische 
Maßnahmen zur Meisterung der Krise auf dem Land selbst ein entsprechender Trä- 
ger fehlte. Der Ausweg, eine Enteignung des Mehrprodukts mit repressiven Mitteln, 
führte — wie schon während des „Kriegskommunismus“ — zu einer Solidarisierung 
der Bauernschaft und einer Verstärkung der Kluft zwischen Stadt und Land und zu- 
gleich zu einer Verringerung des produzierten Mehrprodukts. Damit aber wurde ein 
sich ständig beschleunigender Kreislauf von staatlicher Gewalt und (weitgehend pas- 
sivem) Widerstand installiert (47), der zu einer Zerstörung der Produktivkräfte auf 
dem Land, zur Vernichtung der ökonomisch aktivsten bäuerlichen Schicht, zur Ex- 
pansion des Mehrprodukts auf Kosten des notwendigen Produkts bis hin zu der ka- 
tastrophalen Hungersnot 1931/32/33 und zu einer Verringerung des ökonomisch 
möglichen Akkumulationsbeitrags der Landwirtschaft (48) führte. 

Obwohl schwerlich plausibel zu machen wäre, daß es sich hier um ein planmä- 
Biges Kalkül gehandelt habe, war das Resultat dieser Entwicklung — zumindest vorü- 
bergehend — eine Stabilisierung der bestehenden Herrschaftsstruktur. Denn erstens 
wurde mit der Kollektivierung der Landwirtschaft die Struktur der bäuerlichen Pro- 
duktionsverhältnisse selbst radikal verändert: An die Stelle der weitgehend selbst- 
verwalteten Dorfgemeinden der NEP, die wesentlich durch den Markt und über die 
Steuer mit dem Staat verbunden waren, trat staatlich verwaltete Zwangsarbeit. D.h. 
der Staat als organisierte geseilschaftliche Synthesis wurde erst jetzt im Produktions- 
prozeß selbst wirksam. Zweitens atomisierte die Zwangskollektivierung die Bauern- 
schaft und trieb sie in einen solch haßerfüllten Gegensatz zum bürokratischen Staat 
(49), daß eine Erneuerung der „smyeka“ auf ökonomischer Grundlage illusionär er- 
scheinen mußte. D.h. ökonomische Rationalität als Orientierungsrahmen politischen 
Handelns war in dieser Beziehung außer Kraft gesetzt, bot keine Lösungsmöglich- 
keiten mehr, die politisch-teleologische Rationalität der Partei war damit in ihrem 
Dominanzanspruch — gemessen an der Herrschaftssicherung der Bürokratie insge- 
samt — gefestigt. Jede Liberalisierung konnte nun mit dem Hinweis auf einen dro- 


46 Vgl. T. Shanin, „The Awkward Class. Political Sociology of Peasaniry in a Developing 
Society: Russia 1910 - 1925“, Oxford 1972, 5.185 - 190. 

47 Vgl. Lorenz, a.a.0.,S. 183 ff. 

48 Der sowjetische Historiker A. A. Barsov hat inzwischen gesamtwirtschaftliche Berechnun- 
gen vorgelegt, nach denen der Transfer zwischen Landwirtschaft und Industrie während 
des 1. Fünfjahresplans, 1928 - 1932, in etwa ausgeglichen gewesen sei. Sollte dies tat- 
sächlich zutreffen, so wäre es als Zeichen dafür zu interpretieren, daß gerade die Politik 
einer maximalen Auspressung der Bauernschaft so destruktive Folgen für die landwirt- 
schaftliche Produktion hatte, daß dem nur durch den Re-Transfer von Industriewaren zu 
begegnen war (2.B. und vor allem Traktoren für das massenweise abgeschlachtete Zug- 
vieh). Zu Barsov vgl. A. A. Barsov, „Sel‘skoe chozjajstvo i istoCniki socialistifeskogo na- 
koplenija v gody pervoj pjatiletki“, in: „Istorija SSSR“, Nr. 3, 1968, S. 64 - 82 und ders., 
„Balans stoimostnych obmenov meZdu gorodom i derevnej“, Moskva 1969. Den Hinweis 
auf Barsov verdanke ich U. Weißenburgers Referat zum gleichen Thema auf der Donau- 
eschinger Stalinismus-Tagung, 28. - 30. 10. 1977. 

49 Vgl. M. Lewin, „Die Auseinandersetzungen in der Agrarfrage und die Wirklichkeit in der 
UASSR 1928 - 1940“, in: P. Hennicke (Hrsg.), „Probleme des Sozialismus und der Über- 
gangsgesellschaften“, Frankfurt/M. 1973, S. 353 - 359, 
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henden Bürgerkrieg innerparteilich wie innerbürokratisch abgeblockt und im Keim 
erstickt werden (50). 

8. Mitte des Jahres 1931 vollzog die Parteiführung einen entscheidenden poli- 
tischen Kurswechsel: Kann man die vorangegangenen Jahre als Politisierung des 
Wirtschaftens charakterisieren, so erfolgte nun eine Verwirtschaftlichung der Politik. 
Ökonomischer Hintergrund dieses Umschwungs war das Desaster, das die Zwangs- 
kollektivierung in der Landwirtschaft, die forcierte Industrialisierung in der Indu- 
strie angerichtet hatte. In den Beziehungen zwischen den Klassen lag dem einerseits 
die geschilderte Veränderung in der Bauernschaft zugrunde, auf der anderen Seite 
das Wachstum und der Wandel der Arbeiterschaft. An die Bauernschaft waren be- 
reits im Vorjahr gewisse’ Zugeständnisse gemacht worden, die allerdings in keiner 
Weise konsequent durchgehalten wurden (51). Die neue Politik 1931 dagegen be- 
zog sich auf die Arbeiterschaft und auf das Verhältnis zur Fachintelligenz. 

Die Partei war im innerbürokratischen Flügelkampf durch die Politik, die ih- 
re Führung zu verantworten hatte, paradoxer Weise zugleich gestärktund geschwächt. 
Gestärkt, weil ihre Klammerfunktion an Bedeutung gewonnen hatte, geschwächt, 
weil sich die rücksichtslose Durchsetzung ihrer Politik, gemessen an den gemeinsa- 
men Kriterien der Bürokratie (wirtschaftliches Wachstum und Herrschaftsstabilisie- 
rung), als verhängnisvoll erwiesen hatte. Eine Lösung dieser Situation suchte die 
Parteiführung in einer Modifikation ihrer „‚Bündnispolitik‘“. Auf eine Formel ge- 
bracht, machte sie der Fachintelligenz Zugeständnisse auf Kosten der Arbeiterschaft. 
Als Neudefinition des Verhältnisses der Partei zur Arbeiterklasse war dies schon des- 
halb naheliegend, weil mit der Ausschaltung der „linken“ und der „rechten“ Oppo- 
sition die unmittelbar an proletarischen Interessen orientierten Parteimitglieder kei- 
ne innerparteiliche Artikulationsinstanz mehr hatten und weil aufgrund der Verän- 
derung der Zusammensetzung der Arbeiterschaft und der zunehmenden Verschlech- 
terung ihres Lebensstandards die Basis für eine ideelle Identifikation mit dem „,‚so- 
zialistischen Aufbau“ kaum mehr gegeben war. Gegenüber der Klasse bestand die 
neue Politik wesentlich darin, die Mobilisierung aller noch verbliebenen: emanzipati- 
ven, auf Vergesellschaftung gerichteten Züge zu berauben (so wurden — als fortge- 
schrittenstes Beispiel — die „Produktionskommunen“ (52) aufgelöst) und sie auf 
schlichte Antreiberei zu reduzieren — der Kampf gegen die „Gleichmacherei‘ war 
nun die Parole der Stunde. Aber darin erschöpfte sich diese Politik nicht: Das in 
den neuen Betrieben schon früher praktizierte tayloristische Funktionalsystem such- 
te man nun auf alle Betriebe auszudehnen und damit die Produktionsorganisation 
gänzlich der Logik technischer Rationalität zu unterwerfen. Die ökonomische Ra- 
tionalität dieser Politik bestand darin, daß aufgrund der Resultate, die die Zwangs- 
kollektivierung in der Landwirtschaft gebracht hatte, nun der Akkumulationsbei- 
trag der Industriearbeiterschaft durch Verringerung des Konsums und Erhöhung ih- 


50 Hinzu kam natürlich auf internationaler Ebene der Aufstieg des Nationalsozialismus, der 
in die gleiche Richtung wirkte. 

51 Vgl. Lorenz, a.a.0.,$. 195 ff. 

52 Vgl. M. Tatur, „ ‚Wissenschaftliche. Arbeitsorganisation‘ — Arbeitswissenschaft und Ar- 
beitsorganisation in der Sowjetunion 1921 - 1935“, Phil. Diss., FU Berlin 1976, S. 274 £. 
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rer Arbeitsleistung das Defizit im gesamtwirtschaftlichen Akkumulationsfonds wett- 
machen sollte — auch bei Gefahr eines Bruchs mit weiten Teilen der Klasse. 

Die Durchsetzung tayloristischer Betriebsorganisation auf breitester Ebene 
war — schon wegen der damit verbundenen Schwächung der vorzugsweise von Par- 
teimitgliedern besetzten administrativen Linie — ein wesentliches Zugeständnis an 
die technischer Ratinonalität verpflichtete Fachintelligenz. Die innerbetriebliche 
Position dieser Schicht wurde damit sowohl gegenüber der untersten Kaderebene 
(den Meistern und Vorarbeitern) und den Arbeitern wie gegenüber den Trägern syn- 
thetisierender Funktionen (innerhalb der formalen Betriebsorganisation den Vertre- 
tern der administrativen „Linie“, an deren Spitze der „Rote Direktor“ stand) erheb- 
lich gestärkt. Generell ist dieses Schema betrieblicher Struktur darauf ausgerichtet, 
Fachwissen unmittelbar zur Wirkung zu bringen. 

Die Umorientierung der Politik der Partei gegenüber der Fachintelligenz ging 
aber weiter, bezog sich auf die Spezialisten allgemein: Die „Schädlingskampagne“ 
wurde abrupt gestoppt und als neue Maxime vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
den Spezialisten ausgegeben (53). Die zum Teil noch vorhandene Diskriminierung 
der Angehörigen der technischen Intelligenz gegenüber der Arbeiterschaft im Repro- 
duktionsbereich (Ernährungsnormen, Wohnraum, Zugang zu Sanatorien etc.) wurde 
aufgehoben (54). Im Kontext dessen, daß bereits vorher eine Umorientierung der 
Aufnahmepolitik der Partei gegenüber der technischen Intelligenz vorgenommen 
worden war (55), die zum ersten Mal in der Geschichte der Kommunistischen Partei 
auf eine breite Organisierung dieser Schicht in die Partei zielte (56), und daß wenig 
später darauf verzichtet wurde, über die Aufnahmepolitik der Hochschulen eine 
„Proletarisierung“ des Kaderbestandes durchzusetzen (57), zeichneten sich hier 
nicht nur kurzfristige, taktische Zugeständnisse an die Fachintelligenz, sondern eine 
Verschiebung der sozialen Basis der Partei selbst ab. 

Zusammenfassend ist jedoch festzuhalten, daß die 1931 eingeleitete Politik 
zwar als Kompromiß mit der Fachintelligenz interpretiert werden kann, daß dies 
jedoch keineswegs bedeutete, daß damit die „führende Rolle der Partei“ (und der 


53 In Stalins Rede vor Wirtschaftsfunktionären im Juni 1931, in der diese neue Politik pro- 
klamiert wurde, wird zu diesem Punkt bemerkt: „Drückte sich in der Periode, als das 
Schädlingswesen auf dem Höhepunkt war, unser Verhalten zu der alten technischen In- 
telligenz hauptsächlich in der Politik des Zerschlagens aus, so muß heute, in der Periode 
der Wendung dieser Intelligenz zur Sowjetmacht, unser Verhalten ihr gegenüber in der - 
Politik ihrer Heranziehung und der Sorge um sie bestehen.“ Stalin Werke XIII, Berlin 
(DDR) 1952, 5. 65. 

54 Vgl. M. Lewin, „Society, State and Ideology during the First Five-Year Plan“, in: Sh. 
Fitzpatrick (ed.), a.a.0., S. 73. 

55 Bereits .in einer ZK-Direktive vom Februar 1930 heißt es: „,.. indem beim führenden 
Teil der Sowjetintelligenz (Techniker, Ingenieure, wissenschaftliche Funktionäre u.a.) ein 
wachsendes Streben zur Partei hin festgestellt wird, wird es als zweckentsprechend ange- 
sehen, deren beste Elemente, die ihre Ergebenheit für die proletarische Revolution gezeigt 
haben und die bei aktiver gesellschaftlicher Arbeit unter Führung der Partei geprüft wur- 
den, in die Partei aufzunehmen.“ „Direktiva CK VKP (b) o dal'nejSej rabote po reguliro- 
vaniju rosta partii“, „„Za Industrializaciju‘‘ 11.2.1930. 

56 Vgl. Bales, a.a.O., S. 138 ff. 

57 Vgl. Lewin, „Society ...““, a.a.0.,S. 73. 
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Repressionsorgane) aufgegeben worden wäre. Eher kann man sagen, daß die Partei- 
führung (vorübergehend) in der Produktion einen taktischen Rückzug vornahm, oh- 
ne jedoch an ihrer politischen Dominanz und der Monopolisierung gesellschaftlicher 
Zielsetzung Zweifel zuzulassen (58). Hier ist allerdings eine weitere Einschränkung 
zu machen: Bereits 1931 existierte innerhalb der einzigen in der Parteiführung ver- 
bliebenen Fraktion eine Strömung um S. Ordzonikidze, dem Volkskommissar für 
Schwerindustrie, die auch in der Zielsetzung selbst, vor allem hinsichtlich des Indu- 
strialisierungstempos, eine stärkere Berücksichtigung von Kriterien ökonomischer 
Rationalität forderte und die sich bei der Formulierung des neuen Fünfjahresplans 
zumindest partiell gegen die Stalinsche Führung durchsetzen konnte (59). 

9.Soweit die Darstellung der soziopolitischen Entwicklung bis vor Beginn der 
„großen Säuberung“. Kann vor diesem Hintergrund der Massenterror, die Vergöt- - 
zung Stalins, die Liquidierung der Partei, die nur von „oben“ bzw. durch die Arbeit 
der Repressionsorgane eingeschränkte Herrschaft der Bürokratie als nur noch quan- 
titative Steigerung bereits vorhandener Elemente betrachtet werden, als adäquater 
Ausdruck jener zu Beginn des letzten Abschnitts genannten ‚Verwirtschaftlichung 
der Politik“, die sich 1931 durchsetzte? Kurzum kann, um an dem Bezugsrahmen 
der bisherigen Darsteliung festzuhalten, der „Stalinismus‘ als hemmungslose Durch- 
setzung ökonomischer Rationalität adäquat interpretiert werden? 

Obwohl eine solche Interpretation zutreffende Beobachtungen enthält (dazu 
s. u.), scheint sie mir doch schon in ihrer Kernthese verfehlt, denn als Antwort auf 
unsere Fragen kann sie ja wohl nur dann gelten, wenn es gelingt, mit ihrer Hilfe die 
spezifischen Züge des stalinistischen Systems in ihrer ökonomischen Funktionalität 
aufzuzeigen. Damit aber hat es seine Schwierigkeiten: 

Als von ihrer Intention her (wenngleich nicht nach ihren tatsächlichen Resul- 
taten) „ökonomisch. funktional“ kann vielleicht noch die Zwangskollektivierung 
und die Massendeportation von Bauern nach Sibirien erklärt werden, die zwar kata- 
strophale Folgen für die Entwicklung der Produktivkräfte in der Landwirtschaft 
hatte, die es aber doch — erst einmal gestättete, einen gewaltigen Transfer von 
Mehrprodukt aus dem landwirtschaftlichen in den industriellen Sektor und direkt in 
den Staatsapparat zu organisieren und ein Millionenheer von Zwangsarbeitern für 
mit freiwilligen Arbeitskräften nicht zu realisierende Groß-Projekte zu rekrutieren. 
Es ist aber weder mit sektoral beschränkter noch mit gesamtwirtschaftlicher „öko- 
nomischer Rationalität“ zu erklären, daß in der „Jeshowschtschina“ 1937/38 Hun- 
derttausende vonadministrativen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Kadern un- 
ter den unsinnigsten Anschuldigungen eingekerkert, verschleppt undermordet wurden 


58 Zugleich wurde seit 1930 mit der Einrichtung der „Hauptverwaltung für Lager“ (GULAG) 
bei der politischen Polizei (OGPU) ein eigener, direkt den „Sicherheitsorganen“ unter- 
stellter ökonomischer Sektor entwickelt, die Zwangsarbeitslager und die „Stalin-Bauten“, 
in dem ökonomische Rationalität keine Rolle mehr spielte. Vgl. B. Lewytzkyi, „Die ro- 
te Inquisition. Die Geschichte der sowjetischen Sicherheitsdienste“, Frankfurt/M. 1967, 

; S.75£.,92f. 

59 Vgl. Bales, a.2.0.,S. 271 ff. 
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— Kader, die das Land für den wirtschaftlichen Aufbau dringend bräuchte (60). Die 
gleiche ökonomische Irrationalität ist für das Verhalten gegenüber den Naturwissen- 
schaften kennzeichnend, wo z.B. in der Agrarbiologie das Primat des „dialektischen 
Materialismus“ — zumindest nachdem der „Lyssenkoismus“ Mitte der 30er Jahre 
zur Staatswissenschaft erhoben worden war — ökonomisch destruktive Folgen hat- 
te (61). Daß in der Produktion die permanente Präsenz der „Sicherheitsorgane“ auf 
die Arbeitsleistung der leitenden Kader eine lähmende Wirkung haben mußte, braucht 
kaum eigens betont zu werden. Und daß in einem ökonomischen System, in dem al- 
le Beteiligten — um nicht als „Saboteure“, „trotzkistische Agenten“ etc. denunziert 
zu werden — vorrangig damit befaßt sind, „sich abzusichern“, nur solche (im Be- 
darfsfall frisierte) Informationen zu liefern, die nicht gefährlich werden können, 
„suboptimal“ geplant und entsprechend verwaltet wird, ist ebenfalls einsichtig. 

Al diese „Phänomene“ (und andere wie die Liquidation des Öffizierskaders 
der Roten Armee) als „Überspitzungen“ eines letztlich ökonomisch rational struk- 
turierten Systems zu kategorisieren (62), bedeutet doch nur, daß diese ‚„‚Phänomene“ 
in der eigenen theoretischen Konzeption keinen Platz haben — dieses Konzept also 
das nicht einlöst, was es eigentlich zu erklären vorgibt: den ‚Stalinismus‘. 

Schärfer noch tritt diese Problematik hervor, wenn man in Betracht zieht, daß 
der Umschwung zum Terror als System nicht 1931, als auf dem Land wie in der In- 
dustrie chaotische Zustände herrschten, vollzogen wurde, sondern 1934 (mit der Er: 
mordung Kirovs im Dezember dieses Jahres), als die schlimmsten ökonomischen 
Wunden der forcierten Industrialisierung und vor allem der Zwangskollektivierung 
zu verheilen begannen, als sich zwischen Fachintelligenz und Partei ein neuer status 
quo etabliert zu haben schien und als sich die politische Atmosphäre im Land ent- 
spannte. Schon diese Tatsachen-Feststellung reicht im übrigen aus, um die „Erklä- 
rung“ dieses Umschwungs aus der Machtgier einer kleinen Clique von Spitzenfunk- 
tionären um Stalin und Jagoda (63) als äußerst fragwürdig erscheinen zu lassen: 
Wird dabei doch aus einer (psychischen) Konstante Veränderung abgeleitet, wäh- 
rend die „Zusatzbedingungen“ — ein partieller innergesellschaftlicher Entspannungs- 
prozeß — gerade in eine Richtung wirkten, die einer weiteren „Stalinisierung‘ der 
Gesellschaft widersprochen hätten. Begrenzte Bedeutung kommt dieser Erklärung 
trotzdem insofern zu, als die „stalinsche Führung‘ gerade in dieser Situation fürch- 
ten mußte, von der letzten noch in der Partei verbliebenen Fraktion, den „Stalini- 
sten“ selbst, für den Bruch mit der Bauermschaft zur Verantwortung gezogen zu 
werden. Für eine solche Entwicklung gab es verschiedene Indizien: Auf dem 17. Par- 
teitag, Anfang 1934, wäre Stalin mit hoher Wahrscheinlichkeit fast aus dem Zentral- 


60 Zur „Jeshowschtschina“ vgl. Kap. VI-von R. Medwedews, „Die Wahrheit ist unsere Stär- 
ke“, Frankfurt/M. 1973. 

61 Vgl. Sh. A. Medwedew, „Der Fall Lyssenko. Eine Wissenschaft kapituliert“, München 
1974; D. Lecourt, „Proletarische Wissenschaft? Der ‚Fall Lyssenko‘ und der Lyssenkis- 
mus“, Westberlin 1976. Lecourt‘s Buch ist ein über den „Fall Lyssenko“ hinausgehen- 
der, wichtiger Beitrag zur theoretischen Diskussion des ‚Stalinismus“, 

62 Vgl. Bahro, a.a.0.,S. 106, 120, 136. 

63 Vgl. etwa R. A. Medwedew, „New Pages from the Political Biography ot Stalin“, a.a.O., 
Ss. 220 
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komitee abgewählt worden (64), innerhalb der politischen Führung selbst gab es ei- 
ne starke Fraktion um Kirov (und OrdZonikidze (65)), die eine gewisse Liberalisie- 
rung der politischen Verhältnisse forderte (66). Um über eine auf der Ebene rein 
taktischer Überlegungen verbleibende Interpretation dieses Konflikts hinauszugehen, 
ist es notwendig, sich die Rahmenbedingungen einer solchen alternativen Politik zu 
vergegenwärtigen. Dabei scheint mir grundlegend, daß immerhin die Möglichkeit be- 
‘stand, daß ein politischer Liberalisierungsprozeß eine Eigendynamik entwickeln 

würde, die die gesamte politische Bürokratie (und in geringerem Maße sogar die 
Fachintelligenz} zu gefährden drohte. Dabei hätte sie sich in noch viel geringerem 
Maße als gegen Ende.des ‚„‚Kriegskommunismus‘“ darauf verlassen können, daß in 
einem offenen Konflikt zwischen „Stadt“ und ‚‚Land“ die Arbeiterschaft auf ihrer 
Seite stehen würde: Es hatte sich sowohl das Verhältnis zwischen Arbeiterklasse 
und Partei geändert, wie auch zwischen Arbeitern und Bauern, da mit der enormen 
Expansion der Arbeiterschaft durch den Zustrom bäuerlicher Elemente neuerlich 
eine direkte Verbindung zwischen beiden Klassen hergestellt war. In einem offenen 
Kampf mit den Bauern und Teilen der Arbeiterschaft aber wäre es für dıe Bürokra- 
tie wahrscheinlich nicht nur um den Erhalt ihrer Privilegien, sondern um ihre sozial- 
strukturelle Existenz gegangen. Daß eine solche Entwicklung möglich schien (ohne 
ihre Notwendigkeit hier postulieren zu wollen), mußte sich auf die politische Klar- 
heit und Konsequenz der Vertreter einer liberaleren Linie lähmend auswirken (67). 

ist damit — meines Erachtens — der wesentliche Grund benannt, warum sich, 
obwohl es Ansätze dazu gab, keine Alternative in der politischen Führung in offener 
Auseinandersetzung durchzusetzen versuchte, so Kam in dieser Beziehung die spezi- 
fische Struktur des sowjetischen politischen Systems hinzu: Durch die Monopolisie- 
rung ideeller gesellschaftlicher Synthesis in der Führung einer Partei war jede von 
dort aus formulierte alternative Position eine Bedrohung für die Integration des Ge- 
samtsystems, barg jeder offene politische Bruch in dieser Führung die Möglichkeit 
in sich, zum Katalysator einer gesamtgesellschaftlichen Frontenbildung zu werden. 
In besonders hohem Maß gilt dies für das Verhältnis zwischen Partei und Fachintei- 
ligenz. 

Dieses Verhältnis war für die Jahre nach 1931 als eine Art Abgrenzung von 
Einflußsphären und Kompetenzen bei Aufrechterhaltung der politischen Dominanz 
der Partei beschrieben worden. Die Orientierung der Parteipolitik in dieser Hinsicht 
faßte Stalin 1931 in der Formel zusammen: „Die Technik entscheidet in der Rekon- 


64 Vgl. R. A. Medwedew, „Die Wahrheit ist unsere Stärke ... “, a.a.0.,S.176 f.;B. Lewytz- 
kyj, a.a.0.,5.96 f. 

65 Vgl. Bales, a.a.O., S. 174 ff. ; 

66 Vgl. auch M. McAuley, „Poßtics and the Soviet Union“, Harmondsworth 1977,8.122; 
L. Schapiro, „Die Geschichte der Kommunistischen Partei der Sowjetunion“, Frankfurt/ 
M.1962,8S.419 ff.;R. V. Daniels, a.a.0.,S. 381 f. 

67 Stalin pokerte relativ offen mit dieser Fürcht. Jedenfalls würde ich seine folgend wieder- 
gegebene Äußerung vor dem Zentralkomitee der Partei im Januar 1933 so interpretieren: 
„Nur Feinde der Partei können sagen, man kann Stalin ablösen, ohne daß was passiert.‘ 
Zit. n. „Vsesojuznoe sovesCanie istorikov“, Moskva 1964, S. 291, zit. n. Medwedew, 
a.2.0.,8. 176. . 
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struktionsperiode alles.“ (68). Es erwies sich jedoch in den folgenden Jahren, daß 
die Dominanz technischer Rationalität in den industriellen Strukturen (die sich 
auch überbetrieblich fortsetzte) angesichts des niedrigen Qualifikations- und Kultur- 
niveaus der Arbeiterschaft wie der Kader und eingespannt in die voluntaristische 
Teleologie der Parteiführung auch aus ökonomischer Sicht zu keiner Optimierung 
der Produktion führte. Damit stand die Entscheidung an, ob auf dem Wege einer 
Dezentralisierung des Verwaltungssystems ökonomischer Rationalität als Bezugs- 
rahmen technischer Rationalität größerer Spielraum gewährt werden sellte. Mit in 
Betracht zu ziehen ist dabei, daß das soziale Gewicht der Fachintelligenz während 
des 1. Fünfjahrplans erheblich zugenommen hatte, Folge ihrer quantitativen Expan- 
sion wie der Leitungsstruktur der Industriebetriebe, und sie auch politisch an Be- 
deutung gewonnen hatte, da die ‚‚neue Intelligencija‘ gesellschaftlich erheblich we- 
niger leicht zu kontrollieren war als die „bürgerlichen Spezialisten‘ (die nun eine 
Minorität bildeten), da Teile von ihr nun in der Partei organisiert waren und da sich 
die ‚Partei-Rationalität‘“ während des 1. Fünfjahrplans gründlich diskreditiert hat- 
te. Daß es sich hierbei nicht nur um eine „objektivistische Spekulation‘ handelt, 
sondern um eine reale Gefährdung des Dominanzanspruchs der Partei, wird daran 
deutlich, daß Gorkij, Bucharin und }. P. Pavlov in den Jahren 1933/34 Pläne für 
eine Partei der Intelligencija (wenn auch nur als „Korrektiv“ zur Regierungspolitik) 
schmiedeten (69). D.h. daß das „stalinistische““ System des institutionalisierten Ter- 
rors und der politischen Despotie auch als Versuch zu interpretieren ist, den Domi- 
nanzanspruch der Gesamtpartei zu wahren — und zwar gerade dort, wo er mit öko- 
nomischer Rationalität und Wachstumspolitik nicht mehr zu legitimieren war. 

Wenn dies richtig ist und die Stalin-Clique somit die Interessen der Gesamt- 
partei gegen die der Gesamtbürokratie vertreten hätte, fragt sich natürlich, warum 
das erste Objekt des Terrors die Partei selbst war. Primär scheint mir dabei, daß die 
Partei durch den Bruch mit der Arbeiterklasse gleichsam in der Luft schwebte. Da- 
durch hatte sie aber auch im innerbürokratischen Flügelkampf an sozialem Gewicht 
verloren — die „Stalinisierung‘“ der Partei bedeutete den Versuch, dies durch Orga- 
nisation und „Geschlossenheit“ wettzumachen und zugleich zu verhindern, daß das 
Eindringen der Fachintelligenz in die Partei zu einer Reproduktion der innerbüro- 
kratischen Kämpfe in der innerparteilichen Willensbildung führte. Es scheint mir 
außerordentlich charakteristisch, daß gerade die kommunistischen Wirtschaftler 
Hauptobjekte der ersten Welle der „Jeshowschtschina“, Ende 1936 bis Anfang 1938, 
waren (70). Es handelte sich aber nicht nur um den Versuch, die Artikulation be- 
stimmter gesellschaftlicher Interessen und eines anderen Rationalitäts-Typus ın der 


68 Stalin, Werke XIII, Berlin 1950, S. 38. 

69 So die Schilderung B. Nikolaevskijs über ein Gespräch mit Bucharin in Paris 1936, in: 
J. E. Zagoria (ed.), „Power and the Soviet Elite, ‚The Letter of an Old Bolshevik‘ and 
other Essays by Boris I. Nicolaevsky“, London 1966, 8. 14 ff. 

70 Vgl. B. Lewytzkyj, a.a.O., S: 128; Medwedew, a.a.O., S. 248 - 256. Azrael, der unter 
„Roten Direktoren“ alle kommunistischen Wirtschaftler versteht, schreibt: ‚, ... the fate, 
that overtook the red directors. That fate was mass liquidation in the Great Purge.“ A.a.O., 
S. 98; vgl. auch Bales, a.a.0.,S. 282. 
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Partei im Keim zu ersticken, sondern die Partei zugleich in ein Instrument zu verwan- 
deln, das gegenüber alternativem Denken überhaupt immun war, lernunfähig, und des- 
halb in der Lage, die an der SpitzeentwickelteSyntheseund Perspektiveeinheitlichund 
rücksichtslos durchzusetzen. D.h. der Parteitypus selbst sollte umdefiniert werden. 
Um auf eine bereits zitierte Weber‘sche Argumentation zurückzukommen: Es ging 
der Stalin-Führung darum, einen Apparat von Menschen zu schaffen, die nicht „aus 
Liebe zur Sache“, d.h. der Arbeiterklasse und dem Aufbau des Sozialismus als den 
zentralen Bezugspunkten, sondern aus „Treue zur Institution“ ihren Dienst verrich- 
teten. Dafür aber waren große Teile der Partei noch zu Beginn der 30er Jahre unge- 
eignet: zu den Qualitäten eines guten Parteimitglieds gehörte damals noch ein gewis- 
ser gesellschaftlicher Überblick, Initiative, die Bereitschaft ein Risiko einzugehen 
und auch eine gewisse Lernfähigkeit gegenüber dem eigenen sozialen Umfeld. Gera- . 
de Parteimitglieder, die diese Qualitäten hatten, wurden in der „großen Säuberung“ 
liquidiert: Das begann bei den ehemals führenden Köpfen der „Linken Opposition“ 
und endete damit, daß bei den im September 1937 einsetzenden Massenverhaftun- 
gen von Bauern primär nicht gegen das Regime eingestellte Elemente (die es dort ge- 
wiß in großer Anzahl gab), sondern „bewußte Vorkämpfer‘ der, ‚sozialistischen Um- 
gestaltung des Dorfes“ sistiert und in die Zwangsarbeitslager verschickt wurden (71). 
Die Geschichte der KPdSU als shemaliger Arbeiterpartei wurde damit zugleich liqui- 
diert und aufgehoben: Liquidiert, weil gerade die Kader ermordet wurden, die auf- 
grund ihrer Individualgeschichte eine Verbindung zur Arbeiterbewegung hatten 
oder die auch nur aufgrund ihres selbständigen Denkens potentiell andere als büro- 
kratische Interessen rezipieren und artikulieren konnten — aufgehoben, weil die to- 
tale Ausrichtung des Denkens auf den „Parteiführer‘‘ Stalin verbunden war mit der 
Mystifikation, daß in seiner Person und in seinen Parolen die „objektiven Interessen 
der Arbeiterklasse‘ unmittelbar zur Geltung kämen. Der Mechanismus, der sich da- 
bei im Denken abspielte, wird aus dem folgenden Dialog zwischen dem seit 1936 in- 
haftierten österreichischen Kommunisten A. Weissberg-Cybulsky und einem ehema- 
ligen Linksoppositionellen, späterer Polizeispitzel und überzeugten Kommunisten 
in einem ukrainischen Gefängnis im Jahr 1937 deutlich. Der Spitzel, Roshanskij, 
war selbst ein Opfer des Terrors. 

Roshanskij: „Es ist wie eine Naturkatastrophe, ein Wirbelsturm, der durch das Land geht. Fra- 
gen Sie den Orkan, woher er kommt, wohin er geht? Gibt er Ihnen eine Antwort? Nein, Sie 
ducken sich nur, um nicht zerschmettert zu werden. Die großen starken Bäume, die werden ent- 
wurzelt und zerbrochen, aber das Gras überlebt den Sturm. Die Halme beugen sich und stehen 
dann wieder auf. Ich rate Ihnen, sich zu beugen.“ 

Weissberg: „Ja, aber wem dient dieser Orkan?“ 

Roshanskij: „Das wissen wir nicht. Wir können nur hoffen, daß der Mann an der Spitze das Ziel 
‚sieht. Vielleicht werden wir alle es einmal sehen, wenn wir nicht vorher zugrunde gegangen sind, 


Ich glaube, es ist unsere Pflicht, uns zu ünterwerfen. Die Pflicht gegen die Bewegung und die 
Pflicht gegen uns selbst.“ 


7ı A. Weissberg-Cybulski, „Hexensabbat“, Frankfurt/M. 1977, S. 256. Diese Aussage ist 
selbstverständlich nur mit Vorbehalten zu verallgemeinern, da sie nur auf den Gefängnis- 
Erfahrungen eines Zeugen, der allerdings Mitgefangener von Hunderten von Bauern war, 
basiert. 
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Weissberg: „Warum gegen uns? Sollen wir uns entehren um eines Zieles willen, das wir nicht 
kennen?“ 

Roshanskjj: „Alexander Semjonowitsch, Sie kämpfen für die Ehre der Montur, Sie sind mit 
Vorstellungen in unser Land gekommen, die in unsere Zeit nicht passen. So konnte ein Ferdi- . 
nand Lassalle handeln, der sich von einem rumänischen Bojaren niederschießen läßt,-um die Eh- 
re einer aristokratischen Dirne zu retten. Wir kennen den Begriff der bürgerlichen Offiziersehre 
nicht. Wir kennen nur den Zweck, das Endziel.‘“ 

Weissbeig: „Aber gerade dieses Endziel sehen Sie doch nicht.“ 

Roshanskij: „Wir haben es an einer Wegbiegung aus den Augen verloren, aber Stalin weiß, wo es 
liegt. Bei der nächsten Wendung des Weges werden wir es wieder erblicken.“ (72) 

Die Rationalität des Terrors, durch den potentiell jeder Gefahr lief, aufgrund der 
absurdesten Denunziationen inhaftiert und umgebracht zu werden, wird an Roshans- 
kijs Argumentation ansatzweise deutlich: Die völlige Atomisierung der Bevölkerung 
bis hin zur Sprachlosigkeit schuf auf ideologischer Basis eine neue Form der Synthe- 
sis, die sich in Stalin als gottähnlicher Despot verkörperte. Damit wär der ideologi- 
sche ‚Stalinismus“ als Bezugsrahmen höherer Ordnung gesetzt — kodifiziert in Sta- 
lins Schrift „Über dialektischen und historischen Materialismus“ (73) — , demgegen- 
über Gründe, die sich aus anderen Rationalitäten (seien sie wissenschaftlicher, öko- 
nomischer oder humanistischer Natur) ableiteten, keine Geltung hatten. Da auf die- 
se anderen Rationalitäten selbstverständlich nicht verzichtet werden konnte, das 
ideologische System des ‚Stalinismus‘ ihnen aber fremd und zum großen Teil wi- 
dersprüchlich gegenüber stand, war damit zugleich ein permanenter Widerspruch ge- 
setzt, der nicht aufzuheben war (so wenig wie die gesellschftliche Arbeitsteilung in 
Parteifunktionäre, Wirtschaftler, Wissenschaftler, Arbeiter, Bauern etc.) und der 
deshalb für die Organisatoren des gesellschaftlichen Zusammenhalts nur durch Lern- 
unfähigkeit und Gewalt unterdrückt werden könnte, in anderen gesellschaftlichen 
Bereichen aber in einen halblegalen Zustand verdrängt wurde. 

Die Frage nach dem ‚Subjekt des Terrors‘ erweist sich vor diesem Hinter- 
grund dann als verkürzt, wenn ihr ein Vorverständnis des Terrors als „Instrument“ 
einer bestimmten sozialen Schicht oder Gruppe gegen andere Elemente der Bürokra- 
tie zugrunde liegt. Obwohl sich ein aktiver Kernbereich terroristischer Maßnahmen 
um die Parteispitze und die „Sicherheitsorgane‘“ wohl lokalisieren läßt, ist damit das 
wesentliche noch nicht getroffen: Daß nach der Ausschaltung der Partei als integrie- 
rende und synthetisierende politische Institution der Terror zu einer Art „Ersatz- 
Kommunikation“ wurde, Institution sozialen und politischen Ausgleichs in einer 
Phase erheblicher gesellschaftlicher Kräfteverschiebungen, denen es an unmittelba- 
rer politischer Artikulationsmöglichkeit gebrach. Wäre der Terror, der eben nicht 
„nur“ in staatlicher Repression bestand, sondern in allseitiger Bespitzelung, Denun- 
ziation und stillschweigendem ‚Mit-Machen“, demnach als Kommunikatonsform 
einer entpolitisierten und sprachlos gewordenen bürokratischen Klasse zu verstehen, 
so löste sich das Paradoxon, daß nicht nur die Revolution, sondern selbst die Kon- 
terrevolution „ihre Kinder fraß“, auf: an dieser „Sprach-Gemeinschaft“ hatten in 


72 A.20.,8.173f. 
73 J. Stalin, „Über dialektischen und historischen Materialismus“ (September 1938), in: 
ders., „Fragen des Leninismus“, Berlin (DDR) 1951, S. 647 -649. 
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der Tat (fast) alle Teil, die sich im sozialen Interessenkampf befanden, waren des- 
halb (fast) alle zugleich Täter und Opfer (wer aber nicht „mitspielte“, fand sich 
sehr bald im „Lager“ wieder). 


IV 


Dieser Aufsatz stellt den Versuch dar, die Entwicklung hin zum Stalinismus von 
einem bestimmten Begriff der Bürokratie (als Doppelstruktur von Fachintelligenz 
und Partei-Teleologen) und von der Bestimmung der Gesamtbürokratie als notwen- 
dig verselbständigte Organisation des „Allgemeininteresses“ (also: besonderes Inter- 
esse „in Form der Allgemeinheit“) her zu interpretieren. Dabei ging es nicht dar- 
um, eine „Theorie des Stalinismus“ vorzustellen, an die berechtigterweise der An- 
spruch zu richten wäre, daß sie alle Aspekte der „stalinistischen Gesellschaft“ er- 
faßt oder daß sie sich zumindest systematisch aus ihr entwickeln ließen. Das Ziel 
war vielmehr, einen zentralen soziopolitischen Aspekt und bestimmte — auch von 
anderen theoretischen Ansätzen her als relevant anerkannte — „Bruchpunkte“ der 
Entwicklung in gesamtgesellschaftlicher Perspektive zu interpretieren (74). Der Ver- 
such, strukturelle Ursachen der Realeritwicklung zu benennen, bedeutet selbstver- 
ständlich nicht, die jeweiligen Entscheidungen als die historisch einzig möglichen 
darzustellen. An verschiedenen Entwicklungsschritten wurde vielmehr deutlich, daß 
Alternativen denkbar (und sei es nur im Sinne der Fortsetzung der zuvor verfolgten 
Politik) waren: bei der „Getreidekrise“ 1928, beim Übergang zur „forcierten Indu- 
strialisierung‘“ 1929, bei der Kehrtwendung 1931, in der relativ offenen Situation 
1934. Von der systematischen Argumentation her ist — die historische Unvermeid- 
lichkeit der Kombination Fachintelligenz/Partei-Teleologen als innerbürokratische 
Arbeitsteilung und der Bürokratie selbst vorausgesetzt — festzustellen, daß die 
„reelle Subsumtion“ der gesellschaftlichen Teilsektoren, schließlich des Denkens 
selbst unter die „Führung der Partei“ und der Repressionsorgane nur eine denkbare 
Form des Interessenausgleichs und der Setzung gesellschaftlicher Entwicklungsziele 
war. Mit der Liquidation der „alten Bolschewiki“, die noch im gesamtbürokratischen 
Interesse war, war die Verbindung der Partei zur Arbeiterklasse gekappt. Damit hat- 
te sich die Partei endgültig auf den Boden der Bürokratie gestellt. Daß an die Stelle 
des politischen Diskurses der Terror trat, daß mit „Diamat“ und Stalin-Kult versucht 
wurde, den ideellen Zusammenhang der Gesamtgeselischaft aufrechtzuerhalten und 
dies in der Form der Dominanz einer politischen Führung, die sich gegen die Konse- 
quenzen ihrer sozialen Einbindung in eine Klasse wehrte, deren einzelne Sektoren 
ihrer funktionsspezifischen Orientierung nach dem Dominanzanspruch der Partei 


74 Andere theoretische Ansätze wie etwa die „asiatische Konzeption“ (Dutschke) habe ich 
bewußt beiseite gelassen: Soll diese Konzeption mehr als analogischen Charakter tragen, 
so gilt es zuerst Sozialstruktur und Entwicklungslogik des Stalinismus zu bestimmen, um 
von daher die Bedeutung nicht einer angeblichen „Kontinuität“, sondern von Anknüp- 
fungselementen an die ‚zaristische‘‘ Vergangenheit aufzeigen zu können (daß es diese 
Elemente gab, ist — gerade in kultureller Hinsicht — unbestreitbar). 


169 


äußerlich gegenüberstanden, konnte nur eine Übergangserscheinung sein. Dieses in- 
stabile System von Ressortegoismus, sklavischer Unterordnung und allseitigem Miß- 
trauen, das durch die Vernichtung der politischen Vermittlungsinstanzen entstan- 
den war, konnte nicht von Dauer sein. Daß es allerdings gerade die Partei und nicht 
irgendeine Fachbürokratie (und auch nicht der Repressionsapparat unter Berija) war, 
die sich nach dem Ende des gemeinsamen Bezugspunkts wieder als synthetisierende 
Instanz etablierte, verweist auf die fortdauernde innere Widersprüchlichkeit unmit- 
telbarer bürokratischer Heırschaft. 


Bahro-Diskussion in PROKLA 31 und 33: 


Wilfried Spohn, Geschichte und Emanzipation 
Gert Schäfer, Was heißt bürokratischer Sozialismus? 
Günter Erbe, Klassenantagonismus und Schichtendifferenzierung 


Renate Damus, Die Intelligenz als Potential des gesellschaftlichen Umwälzungspro- 
zesses im realen Sozialismus 


Hartwig Bögeholz, Bahros Klassentheorie (PROKLA 33) 
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Alexa Mohl 
Im Osten Nichts Neues ? 
Der Leninismus in Bahros Konzept der Kulturrevolution 


Elemente leninistischen Denkens sind in Rudolf Bahros ‚Kritik des real existieren- 
den Sozialismus‘ leicht auszumachen: Von beschränkten Möglichkeiten der unmit- 
teibaren Produzenten, systemkritisches Bewußtsein auszubilden und von daraus 
folgenden führenden Aufgaben eines neuen Bundes der Kommunisten für eine kul- 
turrevolutionäre Umwälzung ist die Rede. In seinem „Sozialismus in keinem Land“ 
überschriebenen Diskussionsbeitrag zur „Alternative“ kennzeichnet Detlev Claussen 
Bahros Vorstellungen zur Organisation der Kulturrevolution, die sich an der Partei- 
theorie Lenins orientiert, als Denksperre, die Bahro jedoch nicht persönlich anzu- 
lasten sei, zumal diese Vorstellung mit seinen theoretischen Ansätzen in Widerspruch 
geraten müsse (1). Zudem sei diese Parteikonzeption das einzige traditionelle Mo- 
ment in Bahros Argumentation (2). 

Es fehlt aber nicht an Diskussionsbeiträgen zu Bahros „Alternative“, die sein 
Verhaftetsein in traditionellen Denkmustern anders bewerten: Unter dem Titel 
„Auflösung und Wiederkehr des Leninismus“ behandelt Günter Maschke die neue 
marxistische Opposition in den sozialistischen Ländern des Ostblocks (3). Rudolf 
Bahro wird in diesem Artikel ausschließlich als Leninist wahrgenommen, als einer 
derjenigen oppositionellen Köpfe, die vorgeben, emanzipatorischen Bedürfnissen 
der Massen zum gesellschaftlichen Durchbruch verhelfen zu wollen, in Wirklichkeit 
aber den „Herrschaftsanspruch“ einer neuen „intellektuellen Avantgarde“ formu- 
lierten. Diktiert vom Haß auf den alten Parteiapparat, der jedoch nicht aus emanzi- 
patorischen Interessen fließe, sondern in der Tatsache begründet liege, daß der 
„bestehende Apparat“ auf diese Intellektuellen „verzichten“ könne, würden die 
Vorschläge Bahros zur Organisation und Strategie der Kulturrevolution nur auf eine 
neue Diktatur hinauslaufen — auf eine Erziehungsdiktatur, die Maschke für die „be 
liebteste Diktatur wcohlmeinend-ohnmächtiger Revolutionäre“ hält. Sein Fazit: 
„Die von Bahro attackierte Inquisition wäre sofort wieder da.‘ (4) 

Im Osten wirklich nichts Neues? — Ich möchte in diesem Beitrag der Frage 
nachgehen, welche Bedeutung den leninistischen Denkstrukturen Bahros für sein 
Konzept der Kuliurrevolution zukommt. 


Detlev Claussen: Sozialismus in keinem Land, in: links, sozialistische Zeitung Nr. 95, 


1 
Januar 1978,5.16 
2 ebenda 
3 Günter Maschke: Auflösung und Wiederkehr des Leninismus, in: FAZ vom 21. 10 1978 
4 ebenda 
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1. Die Analyse des real existierenden Sozialismus und das strategische Konzept 
der Kulturrevolution 


„Die russische sozialistische Bewegung des Jahrhundertanfangs (fand) objektiv eine andere Auf- 
gabe zu erfüllen vor ..., als die, zu der sie sich berufen glaubte.‘ (5) Dies ist die Hauptthese von 
Bahros Analyse des real existierenden Sozialismus. Die Aufgabe der Oktoberrevolution „war 
noch nicht der Sozialismus, so aufrichtig die Bolschewiki daran glaubten, sondern die schnelle 
industrielle Entwicklung Rußlands auf einem nichtkapitalistischen Weg“ (58). Da aber ein vor- 
kapitalistisches Land mit halbfeudalen, halbasiatischen Strukturen-und Produktionsweisen sich 
ohne das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital nicht industrialisieren könne, bedurfte es einer 
anderen Instanz, um die fehlenden ökonomischen Grundlagen für den Sozialismus zu schaffen. 
An die Stelle des Kapitals trai der „Staat als Zuchtmeister der Gesellschaft für ihre technische 
und soziale Modernisierung“ (150). 

Angesichts der vorrangigen Aufgabe, die Produktivkräfte zu entwickeln und 
der strukturellen Notwendigkeit, den Staatsapparat als Motor und Dirigenten dieses 
Entwicklungsprozesses einzusetzen, gerieten die ursprünglichen Ziele der intendier- 
ten sozialistischen Revolution aus dem Blickfeld. Standen sie doch teilweise in di- 
rektem Gegensatz zur Industrialisierung. Die Arbeitsteilung konnte nicht nur nicht 
aufgehoben werden, sie mußte erst einmal entwickelt werden. Damit erwiesen sich 
alle Marxschen Antizipationen des Reichs der Freiheit, die Selbstbetätigung und 
Selbstverwirklichung des Menschen, die Aneignung aller seiner Wesenskräfte als zu- 
nächst illusorisch. Auch die Entfremdung der Arbeit habe deshalb nicht aufgehoben 
werden können. Ist sie doch Bahro zufolge nicht nur auf den Warenfetischismus zu- 
rückzuführen, sondern in der Arbeitsteilung schlechthin verwurzelt (vgl. 167). Und 
die Arbeitsteilung sei auch das „Fundament der Klassengesellschaft“. ‚Gerade die 
russische Revolution ist geeignet“, so Bahro, „uns nachdrücklich zu belehren, daß 
die Zeit der Arbeitsteilung auch die Zeit der Herrschaft des Menschen über den 
Menschen ist.“ (168), 

Die Vorbedingungen für die allgemein menschliche Emanzipation sind aber 
Bahro zufolge jetzt gegeben. Der technisch-ökonomische Fortschritt in den Län- 
dern des real existierenden Sozialismus habe ein Niveau erreicht, das den Kampf um 
den Sozialismus auf die Tagesordnung setze (vgl. 58). Und nicht nur die objektiven 
Bedingungen seiner Möglichkeit seien voll ausgebildet. Der Sozialismus sei auch ob- 
jektiv notwendig geworden: „Die Ablösung der politbürokratischen Diktatur ist 
sozialökonomisch überfällig geworden‘ (386). Die im Rahmen der bestehenden 
Produktionsweise „unlösbaren Widersprüche des materiellen Lebens und insbeson- 
dere der technischen Basis“ verlangten immer drängender nach einer radikalen öko- 
nomischen Alternative (vgl. 426). Auch die subjektiven Bedingungen seien gegeben. 
Die Entwicklung der Produktivkräfte habe ein „überschüssiges Bewußtsein‘ heraus- 
gebildet (vgl. 304). Dieser „menschliche Qualifikationsüberschuß“ (206), der ent- 
standen sei, weil die Technologie gebildete Massen erfordere, diese Qualifikationen 
aber in der Arbeit nicht voll absorbiert werden oder im Konsum kompensiert wer- 


5 Rudolf Bahro: Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden Sozialismus. Köln, 
Frankfurt am Main 1977, S. 23. Im Folgenden belege ich Zitate und Anlehnungen aus 
Bahros Schrift im Text. Die Ziffern in den Klammern geben, wenn ihnen nicht eine Fuß- 
note auf der gleichen Seite entspricht, die Seitenzahlen in Bahros „Die Alternative“ an. 
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den könnten, setze sich in emanzipatorische Interessen um, die sich gegen die 
Bevormundung der Gesellschaft durch den Staat, gegen das Privileg der Meinungs- 
bildung und Entscheidung über die allgemeinen Angelegenheiten, die bürokratische 
Form der Verfügung über die Produktivkräfte und über den ganzen sozialen Lebens- 
prozeß richten (vgl. 371 f.). Bahro sieht in diesem Antagonismus einen „Fortschritt 
der Weltgeschichte“, weil darin zum Ausdruck komme, „daß das Ringen in den 
industriell entwickelten Ländern bereits in der Sphäre der eigentlichen menschli- 
“chen Wesenskräfte ausgetragen wird, nicht mehr hauptsächlich um Leib- und 
Magen-, Kleidungs- und Wohnungsfragen“ gehe (376). 

Diesen emanzipatorischen Interessen ständen aber die verselbständigten Inter- 
essen des Apparats auf Erhaltung des politischen status quo entgegen. Die Entwick- 
lung in den Ländern des real existierenden Sozialismus habe dahin geführt, daß der 
politische Überbau selbst sich ‚irn Teufelskreis der alten Arbeitsteilung festgefahren 
hat‘ (179). Aufgrund seiner monolithischen Konstruktion und mechanistischen 
Arbeitsweise sei das ganze System der politischen Institutionen unfähig zu aktiver 
Selbstveränderung (vgl. 427). Als eine vom Volk, von den Massen total isolierte 
Maschine könne sie auch nicht mehr integral funktionieren: „,.. sie muß der Gesell- 
schaft von außen und oben einen Konsensus aufzwingen, der dann nichts als der 
alte besondere Staats- und Kirchengeist ist, der sich im Zustand der Macht und 
Gnade halten möchte“ (425). Bahro spricht sogar von einem neurotischen Funktio- 
nieren des Parteiapparats im real existierenden Sozialismus, da dieser nicht mehr 
garantiere, daß sich „‚die Gesellschaft institutionell regelmäßig und rechtzeitig an die 
Veränderungen ihrer selbst und ihrer Umwelt anpaßt“ (291). 

Deshalb sei eine neue, eine andere kommunistische Partei notwendig, die Bah- 
ro zur besseren Unterscheidung von den herrschenden kommunistischen Parteien 
„Bund der Kommunisten“ nennt (vgl. 409). Diese neuzuformierende politische 
‘Macht werde aus Individuen bestehen, die aufgrund ihres emanzipatorischen Be- 
wußtseins, ihrer durch Ausbildung hervorgebrachten und durch ihre Position im 
Gesamtarbeitsprozeß geschulten intellektuellen synthetischen Fähigkeiten in eine 
oppositionelle Position gegen die Bürokratie geraten seien und sich entschieden 
gegen die Fortsetzung der alten gesellschaftlichen Arbeitsteilung, die Subalter- 
nität weiter Kreise der unmittelbaren Produzenten und gegen die Gemeinschafts- 
losigkeit des alltäglichen gesellschaftlichen Lebens wendeten. Diese unzufriedenen 
Ideologen mit angestauten Kräften für gesellschaftliches Engagement, die sich im 
status quo nicht entfalten können, werden sich nach Bahro um die Idee der allge- 
meinen Emanzipation als „kollektive Intellektuelle“ (430) im Bund der Kommu- 
nisten vereinigen. Den Begriff des kollektiven Intellektuellen hält Bahro für ‚‚die 
Quintessenz aller Ideen über die politische Führungsfunktion und innere Verfassung 
der Kommunistischen Partei, wie sie von Marx und Engels über den jungen Lenin, 
über Rosa Luxemburg und Antonio Gramsci bis zu den heutigen marxistischen 
Denkansätzen herausgearbeitet wurden“ (431). Der Bund der Kommunisten soll 
einen subjektiven Resonanzboden für eine wirklich kommunistische Alternative 
darstellen. Er soll die Gegenkräfte formieren und in Bewegung setzen, um gesell- 
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schaftliche Verhältnisse zu schaffen, in denen die Subaltemität, d. h. die Entfrem- 
dung der Menschen vom Gemeinwesen verschwindet. 


2. Die These vom reduzierten Bewußtsein der unmittelbaren Produzenten 


Warum eine neue kommunistische Partei? Hat der Kritiker mit seiner These von der 
„Neuauflage des Leninismus“ (6) doch recht? Kehrt der „klassische Leninismus, 
(nachdem er) sich transformierte in die Herrschaft des Apparats ..., verändert 
wieder im Plan, aufgeklärter Subjekte, die die anderen mit sich reißen ...?“ (7) 

Hinter Bahros Konzept der Kulturrevolution steht die Auffassung, daß der 
„Mechanismus des Fortschritts“ von einer Gesellschaftsformation zur anderen nicht 
von einem Pol der alten Gesellschaft, den unterdrückten Klassen, erzeugt wird. Es 
sei, das habe die Psychologie seit Freud gezeigt, unmöglich, „daß eine unterdrückte, 
der Arbeitsteilung unterworfene, entfremdete Klasse von unmittelbaren Produzen- 
ten ‚selbst‘ herrschende Klasse werden und in dieser Rolle die Hegemonie über den 
ganzen Kulturprozeß ihrer Gesellschaft ausüben könnte“ (235). Die Momente des. 
Fortschritts gingen vielmehr aus der Ganzheit des widerspruchsvollen sozialen Sy- 
stems hervor. Nicht die Zuspitzung der abstrakten Widersprüche und die Empö- 
rung der Unterdrückten eröffneten die neue Perspektive, sondern die „Formierung 
eines strukturierten Organismus, in dem sich mehrere Elemente der alten Gesell- 
schaft zu einer neuen Qualität kombinieren“ (175). Nur ein Bündnis solcher Indivi- 
duen, die bereits in der alten Gesellschaftsordnung eine besondere intellektuelle 
Qualifikation für synthetische Arbeit erworben haben und diese im gesellschaftli- 
chen Produktions- und Lebensprozeß anzuwenden in der Lage waren (vgl. 171£.), 
die damit die Voraussetzung zur Antizipation und Organisation einer neuen sozialen 
Synthesis mitbringen, könnte die Geschichte vorwärtstreiben. 

Diese Voraussetzungen seien aber bei den bisher unterdrückten und in ihrem 
realen Lebensprozeß von der gesellschaftlichen Synthesis der alten Ordnung ausge- 
schlossenen Klassen nicht gegeben. Es sei eine allgemeine historische Erfahrung, 
„daß die werktätigen Massen ... vorwiegend die quantitative Akkumulation leisten“ 
(175). in keinem bekannten historischen Falle sei der erste schöpferische Impuls für 
eine neue Kultur von ihnen ausgegangen (vgl. ebenda). ‚‚Die unmittelbaren Bedürf- 
nisse der subalternen Schichten und Klassen sind immer konservativ, antizipieren in 
Wirklichkeit nie positiv eine neue Lebensform‘ (174). Dies gilt nach Bahro auch für 
die unmittelbaren Produzenten in den Ländern des real existierenden Sozialismus: 
„Die bisherige klassengesellschaftliche Arbeitsteilung läuft eben darauf hinaus, daß 
die überwältigende Mehrheit der Individuen entscheidend durch die früh vorpro- 
grammierte Unterordnung unter eine bestimmte hauptberufliche Tätigkeit geprägt 
und beschränkt wird, so daß sie dann höchstens passiv an anderen Sphären partizi- 
pieren kann“ (207). Die Subaltemität, und das heißt bei Bahro nichts anderes als 
gerade das Ausgeschlossensein vom Gemeinwesen, der gesellschaftlichen Synthesis, 


6 Maschke, a.a.0. 
7 ebenda 
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werde nicht nur in der Arbeit produziert (vgl. 208 f.), Schon die frühkindliche 
Sozialisation stehe unter dem Diktat der herrschenden Arbeitsteilung und ihrer ge- 
planten Reproduktion, fördere also nicht die Anlagen und Talente, wie sie natürli- 
cherweise vorhanden seien, sondem nur in dem Maße und der Intensität, wie der 
gesellschaftliche Produktionsprozeß sie erfordere (vgl. 209). Dieser Prozeß der 
„Unterentwicklung der Lernmotivation schon bei Kindern der benachteiligten 
Schichten“ (210) werde im Ausbildungssystem fortgesetzt. Unvermeidliche Reak- 
tion darauf, daß die Gesellschaft die Entfaltung, Entwicklung und Betätigung zahl- 
loser Menschen frühzeitig beschränkt und blockiert, sei die Ausbildung von kom- 
pensatorischen Interessen, die mit Ersatzbefriedigungen abgespeist würden (vgl. 
322). 

Die hier versammelten ‚Stellen‘ aus Bahros Argumentation belegen m.E. in 
der Tat nachdrücklich, daß der Autor die leninistische These vom „induzierten Klas- 
senbewußtsein“ vertritt. Bahro geht sogar so weit, die Marxsche Theorie in diesem 
Punkt mit dem Leninismus zu fdentifizieren. Seinem Verständnis nach ‚kündigt 
sich bereits in dem (in den Marxschen Frühschriften formulierfen) Verhältnis von 
‚Philosophie‘ und ‚Proletariat‘ ... eine Gesellschaft an, die — in der Sprache der Feu- 
erbachthesen — mit Notwendigkeit dahin kommt, sich ‚in zwei Teile zu sondern, 
von denen der eine über die Gesellschaft erhaben ist‘. Denn die ‚Philosophie‘ — das 
können nur die ‚Philosophen‘ mit ihrem intellektuell-erzieherischen und admini- 
strativen Anhang sein!“ (230). 

Marx und Engels aber teilten die Vorstellung, die unmittelbaren Bedürfnisse 
der subalternen Schichten und Klassen seien immer konservativ, die Massen antizi- 
pierten nie positiv eine qualitativ neue Lebensform (vgl. 174 f.) durchaus nicht, 
schon gar nicht in der Verallgemeinerung, mit der Bahro sie vorträgt (175). Marx 
und Engels setzten ihre revolutionären Hoffnungen auf die Arbeiterklasse, weil in 
deren Kämpfen ein gesellschaftlich emanzipatorisches Handeln sichtbar wurde, wel- 
ches nicht eine bessere Position innerhalb der bürgerlichen Gesellschaftsordnung an- 
strebte, sondern diese qualitativ zu überwinden trachtete. An einem 1844 an Feuer- 
bach gerichteten Brief läßt sich dieses Vertrauen von Marx in die intellektuellen und 
moralischen Fähigkeiten für emanzipative Praxis bei Arbeitern und ihr lebhaftes In- 
teresse an. qualitativer gesellschaftlicher Veränderung ablesen. Dort schildert Marx 
seine Erfahrungen aus Versammlungen französischer Arbeiter: „Sie müßten einer 
der Versammlungen der französischen ouvriers beigewohnt haben, um an die jung- 
fräuliche Frische, an den Adel, der unter diesen abgearbeiteten Menschen hervor- 
bricht, glauben zu können. Der englische Proletarier macht auch Riesenfortschritte, 
aber es fehlt ihm der Kulturcharakter der Franzosen. Ich darf aber nicht vergessen, 
die theoretischen Verdienste der deutschen Handwerker in der Schweiz, London 
und Paris hervorzuheben. Nur ist der deutsche Handwerker noch zu viel Handwer- 
ker. Jedenfalls aber bereitet die Geschichte unter diesen ‚Barbaren‘ das praktische 
Element zur Emanzipation des Menschen vor“ (8). Auch in der „Heiligen Familie“ 
finden sich Belege dafür, daß Marx und Engels den Arbeitern die Fähigkeit, neue 
Lebensformen zu antizipieren, durchaus nicht absprachen. Das Gegenteil ist richtig, 


8 Marx an Ludwig Feuerbach vom 11. August 1844, MEW 27, S. 426 
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wie folgendes Urteil zeigt: „Man muß das Studium, die Wißbegierde, die sittliche 
Energie, den rastlosen Entwicklungstrieb der französischen und englischen Ouvriers 
kennengelernt haben, um sich von dem menschlichen Adel dieser Bewegung eine 
Vorstellung machen zu können.“ (9) Und: „,... die englischen und französischen Ar- 
beiter (haben) Assoziationen gebildet, in welchen nicht nur ihre unmittelbaren 
Bedürfnisse als Arbeiter, sondern ihre Bedürfnisse als Menschen den Gegenstand 
ihrer wechselseitigen Belehrung bilden, worin sie überdem ein sehr gründliches und 
umfassendes Bewußtsein über die ‚ungeheure‘ und ‚unermeßbare‘ Kraft äußern, wel- 
che aus ihrem Zusammenwirken entsteht.‘ (10) 

Marx und Engels vertrauten also auf eine praktische gesellschaftskritische 
Eigeninitiative der Arbeiterklasse. Das zeigt auch eine „Stelle“ aus dem „Kommu- 


nistischen Manifest“, wo den utopischen Sozialisten angekreidet wird, sie erblickten. 


„auf der Seite des Proletariats keine geschichtliche Selbsttätigkeit, keine ihm eigen- 
tümliche politische Bewegung“ (11). Marx geht davon aus, daß die Welt längst den 
Traum von der Sache besitzt, von der die kritische Philosophie ihr nur das gesell- 
schaftlich adäquate Bewußtsein vermitteln muß, indem sie ihre eigenen Aktionen 
ihr erklärt (12). Die sozialistischen Theoretiker hatten es mit den beginnenden pro- 
letarischen Kämpfen nicht mehr nötig, die Wissenschaft, d.h. die Bedingungen der 
gesellschaftlichen Emanzipation, in ihren Köpfen zu suchen. Sie brauchten sich nur 
noch Rechenschaft abzulegen von dem, was sich vor ihren Augen abspielte und sich 
zum Organ desselben zu machen (13). Sie Konnten nun im Gegensatz zu den utopi- 
schen Sozialisten ihre „Wissenschaft auf die Erkenntnis der vom Volk selbst Sa 
ten sozialen Bewegung beschränken“ (14). 

Daß Marx und Engels die Bedingungen, die alternatives gesellschaftliches 
Denken und Handeln erzeugen, nicht zum eigenständigen Thema ihrer Untersu- 
chungen machten, liegt offensichtlich an eben diesen Erfahrungen. Schon in der 
48er Revolution stieß der revolutionäre Intellektuelle Marx, damals Chefredakteur 
der „Neuen Rheinischen Zeitung“, mit einer autonomen Arbeiterbewegung, dem 
Kölner Arbeiterverein, zusammen, weil dieser die Marxsche Wahlkampfstrategie, 
zusammen mit der liberalen rheinischen Bourgeoisie gegen den preußischen Absolu- 
tismus zu kämpfen, verwarf. Der Kölner Arbeiterverein war der Überzeugung, daß 
die „revolutionäre Proletariatsparthei‘ von keiner anderen Klasse als der eigenen 
etwas zu erwarten hatte, und schrieb die Aufgabe auf seine Fahne, „die Revolution 
permanent zu machen“ (15). Vergleicht man die Marxsche Position zu dieser Frage, 


die er zwei Jahre später formulierte, so wird man feststellen, daß der Intellektuelle _ 


Marx von den nichtintellektuellen Arbeitern gelernt hatte. In der „Ansprache der 
Zentralbehörde an den Bund vom März 1850“ schreiben Marx und Engels über die 


9 Marx/Engels, Die heilige Familie, MEW 2, S. 89 

10 ebenda, S. 55 

11 Marx/Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, MEW 4, 8.490 

12 Marx an Ruge vom September 1843, MEW 1, S. 346 

13 Marx: Das Elend der Philosophie, MEW 4, S. 143 

14 Marx: Konspekt zu Bakunins Buch „Staatlichkeit und Anarchie“, MEW 18, S. 636 

15 Freiheit, Arbeit. Wochenblatt. Organ des Arbeitervereins. Köln 1849. Reprint mit ergän- 
zenden Anmerkungen von E. Czobel und Hans Stein, Glashütten im Taunus 1972, S. 52 
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Aufgaben der deutschen Arbeiter: „... sie selbst müssen das meiste zu ihrem endli- 

chen Siege dadurch tun, daß sie sich übez ihre Klasseninteressen aufklären, ihre 
“ selbständige Parteistellung sobald wie möglich einnehmen, sich durch die heuchleri- 
schen Phrasen der demokratischen Kleinbürger keinen Augenblick an der unabhän- 
gigen Organisation der Partei irremachen lassen. Ihr Schlachtruf muß sein: Die Re- 
volution in Permanenz“ (16). 

Auch die Reorganisation der deutschen Arbeiterbewegung nach der 48er 
: Niederlage war das Werk der Arbeiter selber. Die „Leipziger Kongreßbewegung“ 
so nennt S. Na’aman die Sammlung und Selbstverständigung der Arbeiter im säch- 
sischen Raum zu Beginn der 60er Jahre — hatte sich herausgebildet und organisiert, 
bevor sie Intellektuelle aufforderte, ihre Ansichten über die Arbeiterbewegung, ihre 
Ziele und die Mittel, sie zu erreichen, zu äußern. Und sie orientierte sich nicht an 
Schulze-Delitzsch, obwohl dieser damals als ‚‚König im sozialen Reiche“ galt, son- 
dern an Ferdinand Lassalle. Und es gab eine stillschweigend vorausgesetzte Sprach- 
regelung zwischen Lassalle und den Arbeitern. Lassalle mußte nicht die Grenzen 
der damals erlaubten politischen Diskussion übertreten, um sich verständlich zu 
machen. Er konnte darauf vertrauen, daß, sobald er „allgemeines Wahlrecht“ sagte, 
die Arbeiter es als „Revolution“ verstanden, so wie er es explizit verstanden wissen 
wollte. Ein Zeuge verbürgt sich dafür: „Alle Arbeiter, die ihn gehört, haben es auch 
so verstanden“ (17). Für Karl Korsch fiel durch diese wohlverbürgte Sprachregelung 
„ein ganz ungeheures neues Licht“ auf alles, „was Lassalle über das ‚allgemeine 
Wahlrecht‘ und verwandte Dinge jemals gesprochen und geschrieben hat“ (18). Ich 
meine, daß diesgleichermaßen das Selbstverständnis der damaligen Arbeiter beleuch- 
tet. 

Auch die I. Internationale wurde nicht, wie die parteimarxistische Historiogra- 
phie glauben machen will, von Matx gegründet, sondern von französischen und eng- 
lischen Arbeitern. Und diese wollten durch eine internationale Arbeiterverbindung 
nicht nur unmittelbare Interessen durchsetzen, die soziale Lage durch Verkürzung 
der Arbeitszeit und Erhöhung der Löhne verbessern und dem internationalen 
Streikbrechertum einen Riegel vorschieben. Die englische Arbeiterschaft verhinderte 
sogar gegen ihre eigenen Interessen den Eingriff ihrer Regierung in den amerikani- 
schen Bürgerkrieg zugunsten der Südstaaten. Dem polnischen Aufstand zu Hilfe zu 
kommen, war damals ein Ziel von Arbeiteraktionen. Und in einer Adresse der eng- 
lischen an die französischen Arbeiter stand die Forderung einer Vereinigung der 
‘Arbeiter aller Länder gegen die Ränke der Geheimdiplomatie (19). 

Im 19. Jahrhundert gibt es viele Beispiele gegen die These, daß geschulte 
Intelligenz Voraussetzung für alternatives gesellschaftliches Denken und Handeln 
sein soll. Vielmehr bestätigen sie die Auffassung, daß Arbeiter das, was sie sich 


16 Marx/Engels: Ansprache der Zentralbehörde an den Bund vom März 185 0, MEW 7, S. 254 
17 zitiert bei Eduard Bernstein: Vorbemerkung, in: Ferdinand Lassalle: Gesammelte Reden 
und Schriften Bd. II. Berlin 1919, S. 176 


18 Karl Korsch: Einleitung, in: Karl Marx: Randglossen zum Programm der Deutschen Ar- 
beiterpartei, Leipzig 1922, S. 11 


19 vgl. Julius Braunthal: Geschichte der Internationale Bd. 1, Hannover 1961, S. 101 £f. 
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selbst zur Aufgabe machen, auch verstehen lernen und bewältigen können. Die Fra- 
ge des revolutionären Subjekts, die Genese von Klassenbewußtsein war im 19. Jahr- 
hundert bis zur Herausbildung der großen Arbeiterorganisationen überhaupt nicht 
Problem. Marx reflektierte das Verhältnis von revolutionärer Theorie und revolutio- 
närer Praxis auch nicht, wie Bahro meint (226), auf dem Hintergrund einer Avant- 
garde, die aufgrund der Kenntnis der Theorie Ziele, Organisationsformen und 
Kampfstrategien wissenschaftlich abzuleiten und mit diesem Wissen die Massen zu 
erziehen, zu organisieren und ihren Kampf anzuleiten hätte. „Kopf und Herz der 
Revolution“ stellte er sich nicht auf zwei verschiedene gesellschaftliche Gruppen 
verteilt vor, sondern als zwei Momente, die in jedem Revolutionär vereinigt sein 
scHten. Theorie war überhaupt nur notwendig, weil es in der Marxschen Konzeption 
der sozialistischen Revolution nicht darum ging, ein Problem zu lösen, das die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse in Form sich zuspitzender Widersprüche stellten, son- 
dern darum, die Philosophie zu verwirklichen, d. h. die gesellschaftlichen Verhält- 
nisse, in denen die Menschen Objekte sind, umzuwälzen und neue Verhältnisse her- 
zustellen, die vom Willen und Bewußtsein der Menschen abhängen. Weil die Men- 
schen ihre Verhältnisse mit Bewußtsein regeln sollen, war für Marx das Bewußtsein 
eine Sache, die der Kämpfende sich aneignen mußte, wenn er auch nicht wollte (20). 
Der Blitz des Gedankens, sein Einschlag in den naiven Volksboden war notwendig, 
weil der Kämpfer selbst ein klares Bewußtsein davon haben muß, warum er eigent- 
lich kämpft. Der Prozeß der Aneignung von revolutionärer Theorie durch das Prole- 
tariat war. deshalb bei Marx ein Lernprozeß, der vor der Revolution oder spätestens 
in ihrem Verlauf stattfinden mußte. Die Menschen sollten sich mit und durch Ver- 
änderung der Verhältnisse selbst verändern. Daß die Begründer des wissenschaftli- 
chen Sozialismus von einer Erziehung der Arbeiter durch „Gebildete“ überhaupt 
nichts hielten, belegen zudem zwei Briefe von Engels an Eduard Bernstein aus dem 
Jahre 1882. Engels erklärt dort, was er von der revolutionären Selbsttätigkeit der 
Arbeiter hält und wie er die Rolle der Führer einschätzt: „Es ist mir gar nicht bange 
um unsre deutschen Jungen, wenn’‘s zum Klappen kommt. Jede Probe bestehn sie fa- 
mos. Und nicht sie geben sich philiströs, es sind nur die Herren Führer, die von An- 
fang an von den Massen geschoben worden sind, statt die Massen zu schieben.“ (21) 
Und auch folgende Sätze kritisieren vorweg die später aufgestellte These vom ‚„indu- 
zierten Klassenbewußtsein“. Engels wendet sich dort gegen ‚‚die Leute, die ihr biß- 
chen Bildung für absolut nötig halten, damit der Arbeiter sich nicht selbst befreie, 
sondern durch sie erlöst werde; Befreiung der Arbeiterklasse ist ihnen nur möglich 
durch den jebildeten Spießbürger; wie sollen die armen, hülflosen, unjebildeten Ar- 
beiter das selbst besorgen!“ (22) 

Die These vom induzierten Klassenbewußtsein tauchte erst auf, nachdem die 
Arbeiterbewegung feste Organisationen entwickelt hatte und die Trennung von 
Theorie und Praxis in den Arbeiterorganisationen selbst institutionalisiert war. Erst 
als sich Intellektuelle aus den Reihen der „einfachen“ Arbeiter herauskristallisiert 


20 vgl. Marx an Ruge vom September 1843, MEW 1, S. 345 
21 Engels an Eduard Bernstein vom 22. Februar 1882, MEW 35, 5. 278 
22 Engels an Eduard Bernstein vom 13. September 1882, MEW 35, S. 360 f. 
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hatten oder von außen dazugestoßen waren, und aufgrund ihres Wissens (d.h. der 
Fähigkeit, die Marxsche Theorie zu verstehen) die Ziele, Organisationsformen und 
Kampfstrategien „wissenschaftlich“ erarbeiteten, den Massen also damit ihre Aufga- 
ben abnahmen, setzte sich das (Vor-JUrteil fest, diese selbst seien nur in der Lage, 
ein tradeunionistisches, also nur immanent kritisches Bewußtsein auszubilden. Erst 
nach der Jahrhundertwende erklärte Kautsky: ‚‚Das moderne sozialistische Bewußt- 
sein kann nur erstehen auf Grund tiefer wissenschaftlicher Einsicht. ... Der Träger 
der Wissenschaft ist aber nicht das Proietariat, sondern die bürgerliche Intelligenz; in 
einzelnen Mitgliedern dieser Schicht ist denn auch der moderne Sozialismus entstan- 
den und durch sie erst geistig hervorragenden Proletariern mitgeteilt worden, die ihn 
dann in.den Klassenkampf des Proletariats hineintragen, wo die Verhältnisse es ge- 
statten. Das sozialistische Bewußtsein ist also etwas in den Klassenkampf des Prole- 
tariats Hineingetragenes, nicht etwas aus ihm urwüchsig Entstandenes. Dementspre- 
chend ... (ist es) ganz richtig, daß es zu den Aufgaben der Sozialdemokratie gehöre, 
das Proletariat mit dem Bewußtsein seiner Lage und seiner Aufgaben zu erfüllen“ (23). 
Lenin übernahm diese These von Kautsky und zwar nicht nur als Beschreibung von 
Tatsachen, sondern als notwendige Erscheinung: ‚wir haben gesagt, daß die Arbei- 
ter ein sozialdemokratisches Bewußtsein gar nicht haben konnten. Dieses konnte ih- 
nen nur von außen gebracht werden.“ (24) 

Aber selbst wenn Kautsky und Lenin die bewußtseinsmäßigen Kräfteverhält- 
nisse zwischen den Arbeitern und der Intelligenz um die Jahrhundertwende richtig 
einschätzten, ignorierten sie die Tatsache, daß es auch unter dieser Voraussetzung 
immer noch zwei Alternativen gab, wie man die von Marx und Engels entwickelte 
sozialistische Theorie für die Emanzipation der Arbeiter umsetzen konnte. Es wäre 
auch angesichts eines nur tradeunionistischen Bewußtseins in der Arbeiterklasse 
möglich gewesen, das von Marx 1843 Ruge gegenüber entwickelte Programm durch- 
zuführen, nämlich „durch Analysierung des mystischen, sich selbst unklaren Bewußt- 
seins“ dieses zu reformieren, eine „Selbstverständigung der Zeit über ihre Kämpfe 
und Wünsche“ herbeizuführen (25), den Arbeitern klar zu machen, daß die Losung 
nicht heißen konnte: „ein gerechter Lohn für ein gerechtes Tagewerk‘“, sondern hei- 
ßen mußte: „nieder mit dem Lohnsystem“. Aufeiner solchen Grundlage hätte es je- 
denfalls eine Chance gegeben, daß die Organisation der Kräfte und die Ausarbeitung 
der Kampfstrategien für die Befreiung das Werk der Arbeiter selbst sein konnte. Es 
war Marx, der in den Instruktionen für die Delegierten des Zentralrats der Interna- 
tionalen Arbeiterassoziation schrieb: „Es ist die Aufgabe der Internationalen Arbei- 
terassoziation, die spontanen Bewegungen der Arbeiterklasse zu vereinigen und zu 
verallgemmeinern, doch nicht, ihnen irgendein doktrinäres System zu diktieren oder 
aufzudrängen“ (26). Und daß Marx sich hier nicht gegen irgendein „doktrinäres Sy- 
stem“ wendet, sondern primär gegen das „Diktieren und Aufdrängen“, zeigt sein 


23 Karl Kautsky: Die Revision des Programms der Sozialdemokratie in Österreich, in: Die 
Neue Zeit, Jg. 20, Bd.1. Stuttgart 1902,S. 79 f. 

24 W.I. Lenin: Was tun? in: Werke Bd. 5, Berlin/DDR 1955, S. 385 

25 Marx an Ruge vom September 1843, MEW 1, S. 346 

26 Marx: Instruktionen für die Delegierten zu den einzelnen Fragen, MEW 16, $. 195 
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Vorschlag zur „Untersuchung der Lage der arbeitenden Klasse aller Länder, unter- 
nommen von der Arbeiterklasse selbst“. Es geht dabei nämlich darum, daß die Ar- 
beiter selber „durch die Initiative eines so großen Werks ... ihre Fähigkeit, ihr Ge- 
schick in die eigenen Hände zu nehmen“, beweisen (27). 

Marx‘ Nachfolger verstanden ihre Aufgabe anders. Statt den Arbeitern Begrif- 
fe und Theorien zu liefern, mit denen diese ihre’eigenen gesellschaftlichen Erfahrun- 
gen und Wünsche sozialistisch aufarbeiten und in selbstbestirmmte Praxis umsetzen 
konnten, haben die marxistischen Theoretiker der Arbeiterbewegung die Theorie 
immer dazu benutzt, aus ihr „notwendige“ Organisationsformen und Strategien wis- 
senschaftlich abzuleiten und diese als objektiv bestimmte Aufgaben den Arbeitern 
aufzuoktroyieren. Sie sorgten nicht praktisch für die Aufhebung der Trennung von 
revolutionärer Theorie und Arbeiterbewußtsein; sondern schrieben diese Trennung 
organisatorisch fest. Sie beanspruchten ein Monopol auf wissenschaftliche Interpre- 
tation der gesellschaftlichen Verhältnisse und der Bedingungen ihrer Veränderung. 
Ich bin mir bewußt, daß ich hier nur auf Plausibilitätsebene argumentiere, aber ich 
will die provozierende These wagen: Die Theoretiker der Arbeiterbewegung von 
Kautsky an haben die Massen, was das sozialistische Bewußtsein angeht, enteignet 
und zwar in doppelter Hinsicht. Sie haben ihnen die Aufgabe, alternative gesellschaft- 
liche Bedürfnisse, altematives gesellschaftliches Denken auszubilden, sozialistische 
Ziele, Organisationsformen und Kampfstrategien zu entwickeln, abgenommen. Sie 
haben das guten Gewissens getan, weil sie der Überzeugung waren, das alles könne 
man nur wissenschaftlich betreiben. Sie haben aber dann ihr Wissen nicht so ange- 
wandt, daß sie Thecrien, Begriffe, Erklärungsmuster bereitstellten, mit deren Hilfe 
die Massen ihre gesellschaftskritischen Wünsche, Träume, Bestrebungen ‚„wissen- 
schaftlich“ aufarbeiten konnten, sondern sie haben aus der Theorie stellvertretend 
für die Massen Organisationsformen und Strategien wissenschaftlich abgeleitet, in 
denen die gesellschaftskritische Subalternität der Massen theoretisch und praktisch 
festgeschrieben wurde. Die Partei hat immer noch dieselben Aufgaben, seit Kauts- 
ky. Daß der „marxistisch-leninistischen Theorie“ eine „wachsende Bedeutung“ in 
der „Erziehung der Werktätigen“ zukommt, und daß deshalb „nur die Partei, die 
die fortgeschrittenen Vertreter des Volkes vereint, die die gesellschaftlichen Ent- 
wicklungsgesetze kennt und über gewaltige praktische Erfahrungen bei der Gestal- 
tung der neuen Gesellschaftsordnung verfügt, ... den Aufbau des Kommunismus 
wirklich wissenschaftlich leiten“, „die Aktivität der Massen ... organisieren und auf 
wissenschaftlich fundierte Ziele ... lenken“ kann, ist noch in neuesten Publikationen 
über „wissenschaftlichen Kommunismus“ nachzulesen (28). Und seltsamerweise 
kann sie diese Aufgabe offensichtlich nie erfüllen. Die Partei hat bereits Generatio- 
nen erzogen, organisiert und geleitet. Und statt irgendwann einmal erledigt zu sein, 
wachsen diese Aufgaben. Und noch keiner der Erzieher ist auf die Idee gekommen, 
daß eine Emanzipation von den Erziehungs-, Organisations- und Leitungsberechtig- 
ten nottäte. 


27 ebenda, S. 191 
28 (Autorenkollektiv): Wissenschaftlicher Kommunismus. Berlin/DDR 1972, S. 426 
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Man kann sicher Lenin nicht unterstellen, Sozialismus mit einer Erziehungs- 
diktatur der revolutionären Avantgarde verwechselt zu haben. Erziehung war seines’ 
Erachtens notwendig, um die ganze Klasse später unmittelbar an die Staats- und 
Wirtschaftsverwaltung heranlassen zu können (29). Die hier zur Debatte stehende 
Frage ist nur: Wann ist später? Man sollte meinen: sicher 1977 in der DDR. Aber 
Bahros strategisches Konzept einer Kulturrevolution impliziert dasselbe Verhältnis 
von Partei (Bund. der Kommunisten) und den Massen. Seine Formulierungen sind 
verräterisch: Heißt es doch die politische Vertretung der emanzipatcrischen Inter- 
essen betreffend: „Die Stelle ist vakant!“ und nicht: Sie ist überflüssig. Der alten 
Partei wird vorgeworfen, die „Geschäfte verwechselt zu haben“, und nicht, sie 
usurpiert zu haben (vgl. 424). Die neue Partei, obwohl nicht mehr von ‚‚metaphy- 
sischer Notwendigkeit“, ist aber immer noch ein „unersetzliches Werkzeug“ (413). 
Man fragt sich, in wessen Hand und zu wessen Bearbeitung. Auch das Problem ist 
noch das alte, nämlich das ‚der Heranführung der Massen an die Kulturrevolution“ 
(449). Der Bund der Kommunisten soll „effektiv führen“, soll „gewährleisten“, soll 
sogar den Staatsfunktionen „einen höheren Grad von Autorität verleihen, ihnen den 
freiwilligen Respekt der Öffentlichkeit sichern‘ (430), so als hätte Bahro nie im 
ersten Kapitel seines Buches alle Argumente von Marx und Engels zur Kritik des 
Staates zusammengetragen und sich zu eigen gemacht. 

Dabei kann man bei Bahro durchaus Einschätzungen finden, die meine Ein- 
wände gegen die Theorie und Praxis des induzierten Klassenbewußtseins bestätigen: 
Daß Fähigkeiten, die nicht genutzt werden, abhanden kommen, stellt Bahro bei sei- 
nem Rekurs auf die ökonomische Despotie der Inkas fest. Die Pflicht zu Gehorsam 
und Unterwerfung auf der einen Seite und die Verantwortung der Herrschenden, 
kein Individuum in materielle Not kommen zu lassen, auf der anderen Seite, führte 
zu einem Prozeß der „historische(n) Disqualifizierung der unmittelbaren Produzen- 
ten, die in wenigen Generationen zu stumpfer Unmündigkeit und Initiativlosigkeit 
herabsanken, zu einem Zustand, wie er dem freien Mitglied einer archaischen Dorf- 
gemeinschaft niemals eigen gewesen war“ (90). Daß ein ‚System der organisierten 
Verantwortungslcsigkeit“ auch heute noch die gleichen Auswirkungen auf die 
Fähigkeiten ihrer Mitglieder hat, merkt Bahro wenig später an: „Inzwischen haben 
spätestens die DDR und die CSSR bewiesen, daß jeder beliebige Kommis in unse- 
rem System verlernen kann, so etwas zu machen“, nämlich eigenständig eine Ent- 
scheidung zu treffen (vgl. 134). 

Auch daß die Unfähigkeit und Untätigkeit der Massen in der Praxis der Avant- 
garde begründet liegt, bestätigt Bahro indirekt. Gegen Rosa Luxemburgs Kritik an 
Lenin von 1918 wendet er nur ein, daß man erst einmal anerkennen müsse, „daß 
die Rolle der Bürckratie als ‚einziger Initiator‘ primär der Ersatz für die fehlende 
Masseninitiative war‘. Sekundär jedoch sei es keineswegs falsch, „die Abwesenheit 
von Masseninitiative auf die Tätigkeit der Bürokratie zurückzuführen“ (241). Und 
auch für meine Grundthese, daß die Menschen die notwendigen Fähigkeiten durch- 
aus entwickeln können, wenn sie sich nur die Aufgabe selbst stellen und nicht zu- 
schreiben lassen, gibt es einen indirekten Beleg bei Bahro. In der CSSR und in Polen 


29 W.1. Lenin: U. Gesamtrussischer Verbandstag der Bergarbeiter, in: Werke Rd. 32, 8. 51 
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habe sich gezeigt, daß die Arbeiter, gerade dann eine progressive Rolle in der Gesell- 
schaft spielen können, wenn sie sich von der Vormundschaft des Parteiapparats 
emanzipieren“ (225). 

Obwohl Bahro die Bewußtseinsverhältnisse im real existierenden Sozialismus 
als abhängige Variable der sozialen Organisation, der Ausbildung-und der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung interpretiert, mit der auch in einem kulturrevolutionä- 
ren Prozeß wie mit einer Konstanten zu rechnen sei, weiß er auf der anderen Seite, 
daß die Trennung von Intelligenz und Arbeiterklasse in der bisherigen Arbeiterbe- 
wegung organisatorisch festgeschrieben wurde, also auch pelitisch, nicht nur sozial- 
ökonomisch produziert wurde: Wenn die Arbeiterklasse Intellektuelle hervorbrach- 
te, seien diese vom Apparat absorbiert worden. Übrig blieben dann als „Arbeiter“ 
die Nichtintellektuellen, die mit einem subalternen, bloß tradeunicnistischen Be- 
wußtsein. Und das definierte sie dann. Genau diesen Prozeß und deren Folgen be- 
schreibt Bahro, wenn er Folgendes ausführt: „Nicht die Arbeiterklasse gab sie (die 
Intellektuellen) sich als Führung, sondern sie (die intellektuellen) gaben sich der 
Arbeiterklasse als Führung. Und um einen Platz unter ihnen einnehmen zu können, 
mußten die Arbeiter selbst Intellektuelle werden, wobei die Tatsache der Arbeits- 
teilung und Klassenstruktur in der bürgerlichen Gesellschaft, die sich auch in den 
Arbeiterorganisationen widerspiegelt, stets zur Folge hat, daß diese Arbeiterintel- 
lektuellen aufhören, Arbeiter zu sein, als Arbeiter zu leben, daß sie in ein anderes 
Milieu, in eine besondere Existenz als Ideologen und Organisatioren, als ‚Offiziere‘ 
der Bewegung überwechseln. Nach der Sieg treten sie ihren Klassengenossen als 
Funktionäre des herrschenden Apparats gegenüber“ (229). ‚Die intellektuelle Avant- 
garde nimmt eine solche Rolle bereits in der Führung der politischen Arbeiterbewe- 
gung vorweg“ (231). 

Aber Bahro liefert nicht nur die Argumente zur Kritik seiner eigenen leninisti- 
schen Denkstrukturen, bei ihm finden sich auch die Ansatzpunkte für die Ableitung 
einer ganz anderen, emanzipativen Konzeption der Kulturrevolution. Im Kapitel il 
über das Potential für eine erneute Umgestaltung der Gesellschaft geht er typischer- 
weise weder von der Klassengliederung in den Ländern des real existierenden Sozia- 
lismus, noch von deren sozialer Schichtung aus. Grundlage seiner Überlegungen ist 
auch nicht mehr die Schichtung des Bewußtseinsniveaus, die Stufenleiter der Mög- 
lichkeiten, synthetisches Denken zu erlernen und gesellschaftlich anzuwenden. Hier 
geht es vielmehr um. „das Kräfteverhältnis zwischen dem überschüssigen und dem 
absorbierten Bewußtsein“ (373), das zwar noch mit der sozialen Schichtung korre- 
liert, aber offenbar anderen Bedingungen unterliegt. An dieser Stelle läßt Bahro sich 
auch nicht von den statistisch feststellbaren Fakten des status quo beeindrucken. Er 
stellt fest, daß dieses Kräfteverhältnis, insbesondere in der Form „zwischen emanzi- 
patorischen und Apparatinteressen, ... politisch viel ungleichgewichtiger in Erschei- 
nung (tritt), als es sozialökonomisch ist“ (376). Die Tatsache, daß es keine Artikula- 
tionsmöglichkeit für die emanzipatorischen Interessen gibt und das absorbierte Be- 
wußtsein durchgängig institutionalisiert ist im bestehenden System, macht die er- 
scheinende Verteilung der Interessen zum Oberflächenphänomen (vgl. 376 f.). Am 
Grunde der Moldau, da rollen die Steine. „Das Subjekt der Emanzipationsbewegung 
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findet sich in den energischen, schöpferischen Elementen aller sozialen Schichten 
und Bereiche“ (387). „Das überschüssige Bewußtsein ist eben ein — wenn auch un- 
gleich starkes — Kontinuum. Längst bringen auch die unmittelbaren Produzenten, 
zumindest durch ihren passiven Widerstand gegen das gesamte intellektuelle Personal 
der Leitung, Verwaltung, und oft auch Produktionsvorbereitung, für das sie meist 
summarisch den Terminus ‚Bürokraten‘ verwenden, die tiefe Unzufriedenheit mit 
ihrer Rolle als subalterne Teilarbeiter zum Ausdruck, die ihrem Bildungsstand 
immer weniger entspricht“ (386 f.). Und auch das Personal des Apparats dürfe man 
keineswegs mit diesem gleichsetzen (vgl. 397). In der CSSR 1968 sei klar geworden, 
„daß die Mehrheit der aktiven Parteimitglieder auf einen Aufbruch zu neuen Ufern 
wartet“ (362). Es sei nur eine Minderheit von Linienfunktionären in Partei, Staat 
und Wirtschaft, die sich in ihrem gesamten Lebensprozeß vom Aßparat absorbieren 
ließe. „Diese und nur diese Leute, die also auch subjektiv durchbürokratisiert sind, 
so daß ihnen nachher keine produktive Existenzform mehr offenstünde, sind jetzt 
die Feinde jeglicher Veränderung, weil sie unvermeidlich ihre Leidtragenden werß 
den. Sie allein sind die politbürokratische Reaktion. Und sie sind ideologisch so 
isoliert, daß sie zu ihrer Sicherheit ständig der latenten militärischen Intervention 
zu ihren Gunsten bedürfen“ (387). 

Das einzige Moment in diesem Kapitel, an dem Bahro die alte Parteikonzep- 

“tion aufhängen zu müssen meint, besteht in der Beantwortung der Frage, bei wem 
zuerst das Bewußtsein von der Notwendigkeit der Veränderung zum Durchbruch 
kommt (vgl. 388). Aber wenn es auch richtig ist, daß die Bewegung in der CSSR 
nicht an der Basis ansetzte, sondem bei dem Personal des Überbaus, und es ausrei- 
chende Gründe gäbe, diese Erfahrung zu verallgemeinern, daß nämlich die Wendung 
bei den ldeologen beginnt, „und die Mobilisierung für die Reform ... als Kettenreak- 
tion durch die Bildungsstruktur von oben nach unten ab(läuft)“ (371), so spricht 
gerade die Tatsache der Kettenreaktion dafür, daß ein Erziehungsprozeß zur Heraus- 
bildung und Mobilisierung eines adäquaten kulturrevolutionären Bewußtseins völlig 
überflüssig ist. Eine Kettenreaktion ist ein Prozeß, für den das Potential bereits vor- 
handen ist, in dem die Bewegung nur noch des auslösenden Moments bedarf. Kei- 
neswegs muß dieses Potential erst noch herausgebildet werden. Der neue Bund der 
Kommunisten würde mit seinen vermeintlichen Erziehungsaufgaben offene Türen 

einlaufen, wenn nicht auf entrüstete Abwehr bei den Adressaten stoßen. 
Das bedeutet natürlich nicht, daß .ein gesellschaftlicher Lernprozeß unnötig 
wäre, Aber diesen Lernprozeß müssen alle durchmachen, auch die progressiven 
Intellektuellen, denn „die Interessen der ... managerialen, wissenschaftlichen und 
ideologischen Intelligenz tragen ebensowenig universalen Charakter wie die der un- 
mittelbaren Produzenten“ (239). Damit sagt Bahro selber, daß die Intellektuellen 
den unmittelbaren Produzenten nichts voraushaben, worauf sie eine Erziehungs- und 
Führungsposition in der Kulturrevolution gründen könnten. Sie alle müssen sich in 
einer praktischen Bewegung selbst verändern. „Die Kulturrevolution widerspräche 
sich selbst, wenn sie darauf hinausliefe, daß sich eine neue Avantgarde in dem alten 
administrativen Monopol auf Erziehung und Meinungsbildung festsetzte“ (356). 

Ich kann Bahros Festhalten an der These des induzierten Klassenbewußtseins 
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und den daraus folgenden Aufgaben des Bundes der Kommunisten nur als Schwer- 
kraft eines Paradigmas in seinem Denken begreifen. Es finden sich in seinem Buch 
nicht nur alle theoretischen Momente der Kritik dieser Revolutionskonzeption, son- 
dern auch alle empirischen Bedingungen und die Umrisse einer alternativen Kultur- 
revolution, 


3.  Bahros Begründungszusammenhang für eine erneute Umwälzung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse 


Auch was die Begründung der Notwendigkeit einer kulturrevolutionären Bewegung 
betrifft, gehen tradierte leninistische Interpretationsmuster in Bahros Argumenta- 
tion ein. 

Das beginnt mit seiner bewußten Anlehnung an die Marxsche „Kapital“- 
Analyse. Mein Einwand betrifft dabei nicht Bahros Anliegen, eine wissenschaftliche 
Analyse mit der Absicht praktischer Weltveränderung vorzulegen. Ich will auch 
nicht bestreiten, daß die sozialistischen Systeme in den osteuropäischen Ländern 
eigene Gesellschaftsformationen darstellen. Meine Bedenken betreffen vielmehr die 
Bahros Darstellung unausgesprochen zugrunde liegende. Annahme, der real existie- 
rende Sozialismus sei wie der Kapitalismus ein System, das sich als mit objektiver 
Eigengesetzlichkeit begabter Zwangszusammenhang hinter dem Rücken der Men- 
schen herstelle, reproduziere und dabei eine immanente Entwicklungsdynamik ent- 
falte, ein System, das „seine eigenen Gesetze‘ habe (55), das demnach aus seiner 
„eigenen Gesetzmäßigkeit erklärt werden müsse“ (14 f.) und von dem dann auch 
ein „allgemeiner Begriff“ entfaltet werden könne (30). 

Noch problematischer aber erscheint mir Bahros Versuch, die Notwendigkeit 
der Kulturrevolution objektiv aus der Analyse der bestehenden sozialistischen 
Systeme abzuleiten. „Die Veränderungen werden ausgehen von den objektiven 
Widersprüchen“ (389), stellt er fest. Aber was heißt es konkret, wenn er behauptet, 
die Krise des real existierenden Sozialismus „beruht letztlich auf der Zuspitzung 
des ... Widerspruchs zwischen den modernen Produktivkräften und den zum Hemm- 
nis für sie gewordenen Produktionsverhältnissen“ (11 f.)}. Wie ist seine These zu be- 
greifen, daß ‚‚die vergegenständlichten Produktivkräfte unwiderstehlich nach 
Wiederherstellung der gesamtgesellschaftlichen Kooperation drängen, während die 
alte Arbeitsteilung noch triumphiert“ (174)? 

Zunächst kann man zeigen, daß Bahro seiner eigenen Behauptung, daß die 
Verhältnisse des real existierenden Sozialismus sich unabhängig vom bewußten und 
gewollten Handeln der Menschen durchsetzen, von ‚niemandes Willkür erzeugt“ 
seien (43), selber widerspricht; denn er stelit fest, die obere Oligarchie unterwerfe 
„den ganzen Reproduktionsprozeß des ökonomischen, sozialen, kulturellen Lebens 
ihrem Reglement“ (284). Das heißt doch nichts anderes, als daß die gesamte gesell- 
schaftliche Struktur durch die Köpfe der Herrschenden vermittelt ist, daß sie sich 


30 vgl. Willfried Spohn: Geschichte und Emanzipation. Bähros Beitrag zur Sozialismus-Dis- 
kussion, in: Prokla Nr. 31, Berlin 1978, $. 21 
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also nicht hinter deren Rücken selbst vermittelt. Auch ist die Partei der Motor und 
‘der Steuermann der sozialen Entwicklung (vgl. 286). Sie steht zwar in dieser Funk- 
tion in einem Zwangszusammenhang. Dessen Druck ist aber kein Binnendruck der 
. eigenen Gesellschaft. Das Bewegungsgesetz des real existierenden Sozialismus wird 

vielmehr diktiert durch die kapitalistische Entwicklung, ihre Herausforderung und 
ihre Bedrohung. Bahro selbst stellt fest, daß die Maßstäbe der Akkumulation in den 
Ländern des real existierenden Sozialismus durch die Konkurrenz mit dem Kapita- 
lismus gesetzt werden (vgl. 156), daß das „Prinzip der Profitmaximierung ... mäch- 
tig in den real existierenden Sozialismus hinein regiert“ (310) nach dem Motto aus 
dem Märchen: „Der Igel ist schon da“. 

Wenn Bahro aber das gesellschaftliche Handeln in den sozialistischen Syste- 
men nicht als einen objektiven Zwangszusammenhang ausweisen kann, kann er auch 
nicht objektiv erklären, welche gesellschaftlichen Zusammenhänge notwendig zu 
der Verlarvung des Systems geführt haben, d. h. er kann die Dimensionen nachkapi- 
talistischer Praxis nicht benennen, die den „Überapparat“ hervorbrachten. Die Fort- 
dauer der gesellschaftlichen Arbeitsteilung ist dafür ja nicht die Ursache. Diese muß, 
so Bahro, auch nach der Kulturrevolution fortbestehen. Auch die anhaltende Sub- 
sumtion der Individuen unter die Arbeitsteilung, die durch die fortgesetzte Tren- 
nung von Hand- und Kopfarbeit weiterbestehende Subalternität kann nicht causa 
sein. Diese Momente liegen zwar der Existenz des Apparats zugrunde, aber sie re- 
produzieren ihn nicht zwangsläufig. Sondern umgekehrt: Der Apparat verhindert 
den möglichen gesellschaftlichen Lernprozeß und damit die Aufhebüng der Subal- 
ternität, 

Bahros Analyse ist eigentlich nur deskriptiv. Seine Kritik des Bestehenden be- 
schränkt sich darauf, das System als „Apparat“, die konservativen Interessen als 
„Apparatinteressen“ zu kennzeichnen, eine Verdoppelung des Staatsapparats in 
eine Partei- und eine Verwaltungsbürokratie zu konstatieren. Er stellt Mutmaßungen 
an über ein „Wesen der Institutionen“, welches offenbar zwängsläufig in die Verbü- 
rokratisierung hineinführt (vgl. 134), aber aufgrund von Momenten der ‚Trägheit“ 
(16) , „Erstarrung“ (138), Vergreisung (vgl. 160) etc. nicht wieder hinausführt (vgl. 
seine Argumentation S. 383 ff.). Oder er rettet sich in das Gebiet der Psychologie 
und stellt Karrierismus (252), „Kasteninteressen“ (13), Machtstreben und Selbst- 
behauptungswillen der höchsten Funktionäre (vgl. 297) und deren sozialpsychologi- 
sche Regression (vgl. 160) fest. Aber selbst eine solche Art der Erklärung steht auf 
schwankendem Boden, da Bahro an anderer Stelle zeigt, daß es letztlich nur eine 
Minderheit von subjektiv völlig durchbürokratisierten Linienfunktionären ist, wel- 
che die Feinde jeglicher Veränderung ausmachen (vgl. 377 £.). Und die Gesellschaft 
gehorche allein der Gewalt, die jene Minderheit loszulassen vermöge (vgl. 378). 

Wenn Bahro nicht in der Lage ist, das System des real existierenden Sozia- 
lismus als einen objektiven gesellschaftlichen Zwangszusammenhang darzustellen, 
dem eine eigengesetzliche Dynamik inhäriert, dann kann er auch auf keine system- 
immanent produzierte objektive Dialektik der revolutionären Veränderung verwei- 
sen. Bahro hat für eine lange Aufbauperiode bestätigt, daß aus objektiven Gründen 
nicht der Sozialismus sondern die Industrialisierung Aufgabe war; und er hat die 
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Notwendigkeit der bürokratischen Diktatur in dieser Phase anerkannt. An den ob- 
jektiven Grundlagen für diese Einschätzung hat sich jedoch auch im weiteren Ver- 
lauf nichts geändert: Der kapitalistische Industrialisierungsdruck ist nicht gewichen, 
und auch die Notwendigkeit einer Institution zur Herstellung der gesellschaftlichen 

. Synthese bleibt — Bahro selbst zufolge — weiter bestehen. Deshalb dienen ja gerade 
diese Gründe den status-quo-Apologeten als Argumente. Bahro kann also keine 
objektiven dem System und seiner Dynamik selbst entspringenden Gründe für die 
Notwendigkeit der Kulturrevolution angeben. 

Und noch eine Konsequenz ergibt sich aus Bahros Anlehnung an. marxistisch- 
leninistische Theoriebildung: Wenn er nicht objektiv erklären kann, welche gesell- 
schaftlichen Zusammenhänge notwendig zur Verlarvung des Systems geführt haben, 
kann er auch seine These nicht begründen, weshalb die herrschende Klasse die büro- 
kratischen Strukturen zu durchbrechen und eine Kulturrevolution zu initiieren nicht 
in der Lage ist. Dann kann er aber auch keine Gründe angeben, weshaib ein Bund 
der Kommunisten diese Aufgabe bewältigen könnte, ohne wieder, wie die alten 
kommunistischen Parteien, in jenem ‚Teufelskreis der alten Arbeitsteilung‘ sich 
festzufahren. (179). Geht dieser kommunistische Bund doch nach Bahro mit seiner 
kulturrevolutionären Bewegung von qualitativ ähnlichen Voraussetzungen aus: ge- 
sellschaftliche- Arbeitsteilung, die Notwendigkeit einer Institution für die Synthese 
der gesellschaftlichen Gesamtarbeit, subalterne Massen und die Bedrohung durch 
die kapitalistischen Systeme. Wenn „aufgeklärte Minderheiten stets repressive Büro- 
kratien geschaffen haben“ (91), wenn „sich das ‚Wissen‘, wo es herrscht, stets als 
bürokratische Hierarchie mit der Tendenz zur despotischen Spitze organisiert‘ hat 
(91 £.) — welche Erfolgsgarantie bietet dann ein Emanzipationskonzept, welches die- 
selben Strukturen in der Ausgangssituation aufweist? Bahro weist die Deformations- 
theorien zurück, die auf der Überlegung aufbauen: ‚Wenn die Menschen, speziell die 
bolschewistischen Parteimenschen, nur intensiver gewollt und weiser gehandelt hät- 
ten, wäre statt des real existierenden Sozialismus der Sozialismus da,wäre er zumindest 
auf anderem, besserem Wege“ (163). Aber Bahro selber hat auf dem Hintergrund 
der oben dargestellten bewußt objektivistischen Argumentation keine bessere Theo- 
rie anzubieten als die Hoffnung auf bessere Sozialisten. 

Dabei entgeht ihm durchaus nicht, daß die Intelligenz, die den Bund der 
Kommunisten ausmachen soll, ebensowenig universalen Charakter trägt wie die un- 
mittelbaren Produzenten (vgl. 239). Im Gegenteil: „Die bestehende Arbeitsteilung 
bewirkt, daß viele Wissenschaftler dazu neigen, ihre menschlichen Interessen allzu 
weitgehend in ihren scientifischen Interessen bzw. in ihrer Konkurrenz um die An- 
erkennung in der Fachwelt aufgehen zu lassen. Das ist ein ebensolcher Partikularis- 
mus wie der der anderen Interessengruppen auch, aber gerade in den besonderen 
Ambitionen der durch die Arbeitsteilung privilegierten Gruppen haben wir es zwangs- 
läufig mit dem exponiertesten Rest der alten Klassenherrschaft zu tun“ (419). 
Bahro selber wirft die Frage auf, ‚‚ob bei einem solchen Aktivierungsmuster etwas 
anderes herauskommen kann, als bloß eine neue Machtverteilung zugunsten der In- 
tellektuellen, der Wissenschaftler und der Wirtschaftsleiter“ (389). 

Bahros traditionell marxistischer Versuch, die objektiven und subjektiven 
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Voraussetzungen einer allgemein menschlichen Emanzipation aus der wissenschaft- 
lichen Analyse der bestehenden Verhältnisse abzuleiten, bringt m. E. ebenso wenig, 
wie alle gleichartigen Versuche in der Geschichte der sozialistischen Theorie bisher 
gebracht haben: Alle Beweise der objektiven Notwendigkeit einer sozialistischen 
Revolution waren bisher für eine wirkliche sozialistische Revolution irrelevant, 
solange die Systeme dem für unausweichlich prognostizierten Zusammenbruch auf 
irgendeine Weise entgehen konnten, Nicht auf sich zuspitzende Widersprüche, für 
die es immeı auch systermimmanente Lösungen gibt, kann man bauen. Vielmehr ist 
an den Widerspruch der Massen gegen die Systeme anzuknüpfen, mit ihm hat Theo- 
tie sich zu identifizieren, wenn die: Emanzipation der Menschen aus Herrschafts- 
verhältnissen schlechthin auf ihrem Programm steht (31). Die Funktion, die der 
Theorie dann zukommt, ist Kritik der gesellschaftlichen Verhältnisse durch Darstel- 
lung, ist Aufklärung darüber, daß das Unbehagen, die Beschränkungen, die Grenzen 
der Selbstverwirklichung gesellschaftlichen Charakter tragen. Kein System entwik- 
kelt Widersprüche, die den Menschen objektiv die Aufgabe der Emanzipation 
stellen. Emanzipationsbedürfnisse gehen von Menschen aus, die sich nicht abfinden 
können mit dem, was das System sie zwingt zu sein. Deshalb muß die theoretische 
Reflexion an diesen Wünschen und Zielen der Menschen anknüpfen. Genau das tut 
Bahro auch: Seine Ökonomik der Kulturrevolution ist nicht als Lösung objektiver 
gesellschaftlicher Probleme, als Lösung des „Widerspruchs zwischen den modernen 
Produktivkräften und den zum Hemmnis für sie gewordenen Produktionsverhält- 
nissen“ (11 f.) konzipiert. Diese Ökonomik der Kulturrevolution — Umverteilung 
der Arbeit, einheitlicher Bildungsweg für voll sozialisierte Menschen, Bildungsfähig- 
keit und Lernmotivation der Kinder, ein neues Gemeinschaftsleben und Vergesell- 
schaftung (Demokratisierung) des allgemeinen Erkenntnis- und Entscheidungspro- 
zesses (450) — ist eine mögliche Lösung des Widerspruchs zwischen menschlichen 
Lebensbedürfnissen und ihren aktuellen, aufgezwungenen Lebensformen. Sie ist eine 
gesellschaftliche Alternative, eine Utopie, und damit keine wissenschaftfich abgelei- 
tete objektive Aufgabe, sondern ein Vorschlag zur Diskussion, zur Selbstverständi- 
gung der Individuen über das, was sie wollen. 

Zielorientiert und nicht auf der Grundlage objektiver Ausgangstatsachen wis- 
senschaftlich abgeleitet sind auch Bahros Vorschläge zur Organisation der Kommu- 
nisten. Bahro hat eine radikale „Reformation“ (412) der Partei im Auge, deren qua- 
litativ neue Aufgaben eine qualitativ neue Struktur erfordern, Er geht sogar so weit, 
das Gelingen der Kulturrevolution von eben dieser „Reformation der Partei‘ abhän- 
gig zu machen (vgl. 444). Dabei geht es nicht nur um eine in der Parteiverfassung 
festgelegte vollständige Informations- und Diskussionsfreiheit und um unbeschränk- 
te Basisaktivität. Vielmehr ist die konzipierte Struktut des Bundes der Kommuni- 
sten so angelegt, daß schon im Ansatz die Möglichkeit einer erneuten Trennung von 
intellektuellen und unmittelbaren Produzenten, von Trägern sozialistischen (synthe- 
tischen) Bewußtseins und tradeunionistischen (subalternen) Bewußtseins verhindert 
wird. Denn Bahro will die Intellektuellen nicht als traditionelle Schicht oder Grup- 


31 vgl. Marx an Ruge vom September 1843, MEW 1, S. 345 
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pe, auch nicht als Inhaber von geistig synthetischen Fähigkeiten organisieren, son- 
dern als Menschen, die erkannt haben, daß die Schranken ihrer Selbstverwirklichung 
gesellschaftlichen Charakter tragen (vgl. 433). Er will emanzipatorische Interessen 
organisieren, die vertikal durch die ganze Gesellschaft, quer durch die Bildungspyra- 
mide hindurch gehen. „Deshalb muß der Bund der Kommunisten allen offenstehen, 
die das Bedürfnis haben, über die Verfolgung ihrer unmittelbaren Interessen hinaus- 
zugehen“ (433). 

Aber nicht nur im organisatorischen Ansatz wird ein Dominanzverhältnis zwi- 
schen „Führern“ und „Geführten“ ausgeschlossen. Bahro destruiert auch das Mittel, 
mit dessen Hilfe sich das Heırschaftsverhältnis auch in Gemeinschaften von ‚„Glei- 
chen“ immer wieder eingeschlichen hat, nämlich das alte Vorurteil von der Notwen- 
digkeit der Disziplin bei der Durchführung einer gemeinsamen Aufgabe. „Wenn die 
Aufgabe, die Subalternität zu liquidieren, ihre Reproduktionsquellen zu beseitigen, 
richtig gestellt ist“, so Bahro, „dann muß man sich innerhalb der Partei unbedingt 
von der Glorifizierung der proletarischen Disziplin lösen, die Lenin von Kautsky 
übernahm, weil sie auf die russischen Verhältnisse paßte‘“ (439). Diese Wertschätzung 
der Disziplin sei von den Stabsbedürfnissen einer auf feindlichem Terrain kämpfen- 
den Truppe diktiert gewesen, die Keine Zeit zu verlieren hatte. „Unter den gegenwär- 
tigen Verhältnissen im real existierenden Sozialismus haben die intellektuellen Ele- 
mente der verschiedenen sozialen Schichten und Gruppen allen Grund, sich nicht 
unter Zeitdruck setzen zu lassen“ (439 f.}. Es gebe keinen Grund, die Beziehungen 
innerhalb des Bundes der Kommunisten oder die zwischen Kommunisten und dem 
Volk „in Begriffen von Subordinationsverhältnissen“ (443) zu beschreiben. 

Auch einige in der „Ökonomik der Kulturrevolution“ beschriebene Sofort- 
maßnahmen wenden sich gegen eine mögliche Gefahr einer erneuten Herausbildung 
von Klassen und Klassenprivilegien während und nach der Kulturrevolution: Sollen 
diese doch dazu dienen, „die Kluft der Sprachlosigkeit zwischen dem politischen 
.Überbau und den Massen, den Interessengegensatz zwischen der wissenschaftlich- 
technisch-ökonomischen Intelligenz und den Produktionsarbeitern in den Betrieben 
erst einmal zu überbrücken, mindestens die Fronten fließend zu machen“ (456). Da- 
zu ist nach Bahro die Egalisierung der materiellen Lebensbedingungen notwendig. 
Führer, Aktivisten und Funktionäre müssen die durchschnittlichen Lebensbedingun- 
gen des Volkes teilen, d. h. sie können weder, was die Gehälter und sonstige Versor- 
gungseinrichtungen betrifft, Sonderansprüche stellen, noch können sie sich vollstän- 
dig von einfacher ausführender Arbeit ausnehmen. Es soll sich materiell nicht mehr 
lohnen, zur Vorhut der kulturrevolutionären Bewegung zu gehören. 


Im Osten nichts Neues? In Bahros Buch findet man die traditionell leninistische 
These vom restringierten gesellschaftlichen Bewußtsein der unmittelbaren Produzen- 
ten. Bahro versucht auch in einem Strang seiner Argumentation, die subjektiven 
und objektiven Bedingungen einer gesellschaftlichen Umwälzung aus der Analyse 
der bestehenden Verhältnisse abzuleiten. Ebenso formuliert er die Konsequenz aus 
beiden Thesen: Nur eine intellektuelle Elite sei befähigt, eine neue Gesellschaftsord- 
nung zu antizipieren und die Kräfte für den Kampf gegen das alte System zu organi- 
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sieren. Aber beide Thesen und auch deren Konsequenz sind keine tragenden Bestand- 

teile von Bahros Reflexion über eine kulturrevolutionäre Strategie in den Ländern 
des real existierenden Sozialismus. Untersucht man seine These vom restringierten 
Bewußtsein der unmittelbaren Produzenten, auf welche Bahro die Notwendigkeit 
erneuter Erziehungs-, Örganisations- und Führungsaufgaben des Bundes der Kom- 
munisten gründet, so zeigt sich, daß seine Argumente eher die entgegengesetzte The- 
se stützen, daß nämlich die Massen für die kulturrevolutionäre Praxis einer solchen 
pädagogischen Vorbereitung durchaus entraten können. Überprüft man den von 
Bahro dargestellten Begründungszusammenhang für die Notwendigkeit der Kultur- 
revolution, so wird deutlich, daß Bahro in seiner Konzeption von Organisation und 
Strategie sich nicht von zu lösenden objektiven Systemwidersprüchen leiten läßt, 
sondern an Emanzipationsbedürfnisse der Menschen, also an zu erreichende Ziele 
anknüpft. 

Bahros Analyse des real existierenden Sozialismus ist eine Aufforderung zur 
Selbstverständigung der Individuen über die gesellschaftlichen Wurzeln und den ge- 
sellschaftlichen Charakter der Grenzen ihrer Selbstverwirklichung und eine Grund- 
lage zur Diskussion alternativer gesellschaftlicher Verhältnisse, die diese Grenzen 
der Selbstverwirklichung sprengen: Damit knüpft Bahro wie schon einige in der 
DDR in den 50er Jahren, wie die Budapester Schule in den 60er Jahren an den 
emanzipativen Gehalt der Marxschen Theorie an: Und diese emanzipative Dimen- 
sion ist genau der Strang Marxscher Theorie, der im traditionellen Leninismus aus- 
geblendet wurde. 
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